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Einführungen 
   

 
 
 
Anke Burkhardt 

Gender Mainstreaming: Spagat zwischen „Paralleluniversum“ 
und „Systemstandard“ 

Anmerkungen zu Tagungsintention und -verlauf 
 
 
Im Mittelpunkt der vom Institut für Hochschulforschung (HoF Wittenberg) am 
1./2. Juli 2005 in der Universitätsstiftung Leucorea in Wittenberg veranstalteten 
Fachtagung stand die Frage nach den Anwendungsmöglichkeiten und -grenzen 
von Gender Mainstreaming als „Top-down“-Strategie im Hochschulbereich. Ihre 
Durchführung wäre ohne die Unterstützung des BMBF, das im Rahmen des Förder-
bereichs „Strategien zur Durchsetzung von Chancengleichheit für Frauen in Bil-
dung und Forschung“ die Mittel bereitstellte, nicht möglich gewesen. Maßgebli-
chen Anteil an der Tagungsgestaltung – von der Phase der Konzeption und An-
tragstellung über die Auswahl und Gewinnung der Referent/-innen bis hin zur 
praktischen Mitwirkung als Moderatorin – hatte die Arbeitsgruppe „Frauenförderung im 
Bereich der Wissenschaft“ der Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen, 
-minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder (GFMK). Sie stand über viele Monate 
als kompetentes Beratungsgremium zur Verfügung. Dafür sei ihr herzlich gedankt. 
Weiterhin gilt ein besonderer Dank dem Tagungsteam, dem neben den Vertrete-
rinnen der Arbeitsgruppe, Dr. Birgit Gabler (Büro der Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern) und Marion 
Olthoff (Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Frauen, Familie und Ge-
sundheit), auch die gleichstellungspolitischen Hochschulexpertinnen Dr. Helga-
Maria Engel (Zentrale Frauenbeauftragte der FHTW Berlin und BuKoF-
Sprecherin), Dr. Bettina Jansen-Schulz (Stiftungsuniversität Lüneburg/Transfer 
Consult), Mechthild Koreuber (Zentrale Frauenbeauftragte der FU Berlin), Carolin 
Krehl (Stellvertretende Frauenbeauftragte der FU Berlin) und Dr. Ramona Myrrhe 
(Koordinierungsstelle für Frauen- und Geschlechterforschung in Sachsen-Anhalt 
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an der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg) als ständige Mitglieder ange-
hörten. Hervorheben möchte ich die Leistung von Dr. Kristin Körner, Ministeri-
um für Gesundheit und Soziales Sachsen-Anhalt, als Mitinitiatorin der Tagung. 

„Gleichstellungsfragen und Gender-Politik im Hochschulbereich“ zählt zu 
den langfristig im Forschungsprogramm von HoF Wittenberg verankerten The-
menschwerpunkten. Auftakt bildete das 1999 gemeinsam mit dem Ministerium für 
Arbeit, Frauen, Gesundheit und Soziales sowie dem Kultusministerium Sachsen-
Anhalt durchgeführte internationale Expert/-innenhearing „Gleichstellung im 
Spannungsfeld der Hochschulfinanzierung“ (Altmiks 2000). In den Folgejahren 
übernahm das Institut im Auftrag des Kultusministeriums zwei HWP-Forschungs-
projekte1, deren Gegenstand zum einen in der Verknüpfung neuer Trends der 
Hochschulsteuerung und der Gleichstellungsförderung bestand, zum anderen in 
der Analyse von Erfolgs- bzw. Misserfolgsdeterminanten herkömmlicher Frauen-
förderprogramme. In beiden Projekten wurde darüber hinaus mittels Befragungen 
dem gleichstellungspolitischen Meinungsbild der Hochschulakteur/-innen nachge-
gangen. Seit 2003 ist HoF Wittenberg in der Steuerungsgruppe des im Hochschul-
bereich angesiedelten Gender Mainstreaming-„Pflichtanwendungsprojektes“ des 
Kultusministeriums aktiv. Darin eingeschlossen ist die Unterstützung der Hoch-
schulen bei der laut Zielvereinbarung anstehenden Entwicklung eigener Gender 
Mainstreaming-Konzepte. Gespräche mit Ministeriumsmitarbeiter/-innen, Vertre-
ter/-innen von Hochschulleitungen und Verwaltungen, mit Gleichstellungsbeauf-
tragten, Nachwuchswissenschaftlerinnen und Studierenden haben deutlich werden 
lassen, dass trotz intensiver Informations- und Fortbildungsaktivitäten der vergan-
genen Jahre vor Ort Defizite im Bereich des Transfers von der Theorie zur Praxis 
auftreten. Vor diesem Hintergrund entstand die Tagungsidee, hochschulexterne 
Erfahrungen mit Gender Mainstreaming in Kombination mit beispielhaften hoch-
schulinternen Projekten als Ausgangspunkt einer praxisnahen Auseinandersetzung 
mit den Möglichkeiten einer geschlechtergerechten Gestaltung aktueller Reform-
vorhaben zu nutzen. 
 
1. Gender Mainstreaming in der Landespolitik 
 
Die Landesregierung von Sachsen-Anhalt hatte – als erstes Bundesland – bereits 
im Mai 2000 ein Konzept zur Umsetzung von Gender Mainstreaming in der Lan-
desverwaltung beschlossen (Landesregierung 2000). Sie reihte sich damit in einen 
Prozess ein, der von der EU-Kommission mit dem 1996 verabschiedeten Strate-
                                                      
1 „Leistungsorientierte Budgetierung an Fachhochschulen in Sachsen-Anhalt nach dem Gender 
Mainstreaming-Konzept“ 4/2001-7/2003 (Anke Burkhardt/Uta Schlegel; vgl. Burkhardt 2004) und 
„Gleichstellung an Hochschulen – wissenschaftliche Begleitung von HWP-Programmen zur Förde-
rung von Frauen an Hochschulen in Sachsen-Anhalt“ 12/2001-7/2004 (Uta Schlegel/Anke Burk-
hardt; vgl. Schlegel/Burkhardt 2005). 
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giepapier „Einbindung der Chancengleichheit in sämtliche politische Konzepte 
und Maßnahmen der Gemeinschaft“ (Kommission 1996) eingeleitet und von der 
Bundesregierung mit dem 1999 aufgelegten Programm „Frau und Beruf“ (Die 
Bundesregierung 1999) aufgegriffen worden war. 

Es sollte eine Kultur des Verwaltungshandelns etabliert werden, die die För-
derung von Chancengleichheit als immanenten Bestandteil politischen Agierens 
begreift. Das Aktionsspektrum lässt sich vereinfacht mit den Stichworten Öffent-
lichkeitsarbeit, Informationsoffensive und Vernetzung, Fortbildung und Organisa-
tionsentwicklung sowie Schaffung einer geschlechtersensiblen statistischen Infor-
mationsbasis beschreiben. Mit Beschluss vom Februar 2002 wurden alle Fachmi-
nisterien zur Durchführung mindestens eines Gender Mainstreaming-Anwen-
dungsprojektes mit Laufzeit bis vorerst 2005/06 verpflichtet. Dem Beschluss lag 
die Idee zu Grunde, dass die Erarbeitung von ressortinternen Fachbeispielen nicht 
nur allgemein motivationsfördernd wirken würde, sondern darüber hinaus die 
Initiierung intensiver Lern- und Arbeitsprozesse in Kooperation von fachpoliti-
schen und gleichstellungspolitischen Zuständigen zu erwarten sei. Intendiert war 
die Schaffung von Voraussetzungen zur Überführung von Gender Mainstreaming 
in Verwaltungsroutine. Hinsichtlich der inhaltlichen Projektausgestaltung wurde 
den Ministerien freie Hand gelassen. Es konnte aus allen Bereichen des politisch-
administrativen Handelns ausgewählt werden. (Ministerium für Gesundheit 2003: 
33). Mit der Steuerung und Koordination zwischen den Fachministerien wurde die 
„Interministerielle Arbeitsgruppe Gender Mainstreaming“ (IMAG), der Führungs-
kräfte aus den Ministerien und der Staatskanzlei sowie hauptamtliche Gleichstel-
lungsbeauftragte angehören, betraut. Sie nahm ihre Arbeit unter Leitung der Lan-
desbeauftragten für Gleichstellung und Frauenpolitik im Februar 2003 auf.2 

Ähnliche Initiativen wurden auch in anderen Bundesländern – wie nachfol-
gend exemplarisch belegt – ergriffen3: 

 In Niedersachsen bildeten Impuls-Schulungen für Minister/-innen und 
Staatssekretär/-innen im Oktober 1999 den Auftakt, gefolgt von der Erarbei-
tung von Pilotprojekten durch die einzelnen Ressorts.  

 In Rheinland-Pfalz gab die Landesregierung im November 2000 eine Selbst-
verpflichtung zur Anwendung von Gender Mainstreaming ab. 

 Baden-Württemberg fasste im Juni 2001 einen Kabinettsbeschluss zur Ent-
wicklung eines Gender Mainstreaming-Konzeptes. Über die gut ein Jahr spä-
ter beschlossene Umsetzung des Konzeptes wurde 2003 öffentlich Bericht 
erstattet (Sozialministerium Baden-Württemberg 2003). 

                                                      
2 Vgl. hierzu Beitrag von Isolde Hofmann in diesem Band. 
3 Weitere landesspezifische Informationen können der Datenbank des Bundesministeriums für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend entnommen werden: http://www.gender-mainstreaming.net/  
gm/Bundeslaender-Kommunen/bundeslaender.html (Zugriff 18.10.2005). 
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 In Hamburg wurde im September 2001 der Senatsbeschluss „Einführung und 
Umsetzung der Strategie des Gender Mainstreaming in die Hamburgische 
Landespolitik“ verabschiedet.  

 Das Land Mecklenburg-Vorpommern hat sich im Juli 2000 dafür entschie-
den, die Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Männern zur 
Querschnittsaufgabe der Landespolitik zu machen. Im November 2001 star-
tete das „Programm zur Implementierung von Gender Mainstreaming in 
Mecklenburg-Vorpommern“, das vorsieht, in vorerst vier Ministerien Pilot-
projekte zur Strategieumsetzung einzurichten.  

 In Berlin gilt der Senatsbeschluss vom Mai 2002 „Umsetzung des Gender 
Mainstreaming-Ansatzes in der Berliner Politik und Verwaltung“. Dabei wur-
de eine flächendeckende Anwendung bis Anfang 2004 ins Auge gefasst.  

 In Schleswig-Holstein sind gemäß Kabinettsbeschluss vom Juni 2002 alle 
Ressorts verpflichtet, Gender Mainstreaming flächendeckend umzusetzen. 
Zuständig für die Koordinierung ist das Ministerium für Justiz, Frauen, Ju-
gend und Familie. Es wurden modellhaft neun Projekte in verschiedenen Mi-
nisterien zur Erprobung eingerichtet. 

 Aus dem Jahr 2002 stammt auch der Beschluss der Bremer Bürgerschaft zur 
Umsetzung von Gender Mainstreaming in allen Politikbereichen.  

 In Bayern firmiert Gender Mainstreaming unter dem Begriff „geschlechter-
sensible Sichtweise“. Diese ist als durchgängiges Leitprinzip bei allen vor-
schriftengebenden und verwaltenden Maßnahmen der Regierung zu beach-
ten. Ausgangspunkt bildet ein Beschluss des Ministerrates vom Juli 2002.  

 In Nordrhein-Westfalen legten die Fraktionen des Abgeordnetenhauses im 
November 2002 einen gemeinsamen Entschließungsantrag vor, der darauf 
zielt, über Gender Mainstreaming Geschlechtergerechtigkeit in der Landespo-
litik und in der Landesverwaltung durchzusetzen.  

 Die Sächsische Staatsregierung hat sich mit dem Beschluss vom Januar 2004 
zu Gender Mainstreaming als politisches Leitprinzip zur Förderung der 
Chancengleichheit von Frauen und Männern in Ergänzung zur klassischen 
Frauenförderpolitik bekannt.  

Obwohl es noch zu früh für eine solide Ergebnisbilanz ist, kann doch konstatiert 
werden, dass Gender Mainstreaming als Handlungsstrategie inzwischen Einzug in 
den politischen Alltag auf Bundes- und Landesebene gehalten hat. Auch in der 
Wirtschaft hat ein Umdenken in Richtung der Relevanz der Dimension Geschlech-
tergerechtigkeit eingesetzt – nicht zuletzt ausgelöst durch die Reform des EU-
Strukturfonds, dessen Projektförderung nunmehr zwingend an die Berücksichti-
gung von Gender-Aspekten gebunden ist. 
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2. Hochschulpolitischer Kontext 
 
Normativ wird der öffentliche Diskurs im Hochschulbereich – wenn auch zu gro-
ßen Teilen außeninduziert und weit entfernt von der Wahrnehmung einer  avant-
gardistischen Funktion – mittlerweile vom Bekenntnis zur Geschlechtergerechtig-
keit geprägt (Schlegel/Burkhardt 2005: 20). Was läge angesichts der unbefriedigen-
den Fortschritte beim Abbau der Benachteiligung von Frauen im Verlauf der wis-
senschaftlichen Karriere näher, als neue gleichstellungspolitische Ansätze – in der 
Kombination mit traditionellen Fördermaßnahmen – zu verfolgen. Wie Befragun-
gen zeigen, ist zumindest bei den Studierenden in dieser Hinsicht eine große Auf-
geschlossenheit zu beobachten. Sie schreiben Gender Mainstreaming im Vergleich 
verschiedener Gleichstellungsstrategien und -instrumente die besten Aussichten 
auf wirksame Veränderungen zu (Schlegel 2004: 71).4 In der Praxis bleibt der 
Hochschulbereich jedoch – gemessen an Entwicklungen in Politik und Wirtschaft 
in puncto Bereitschaft, sich die neue gleichstellungspolitische Herangehensweise zu 
eigen zu machen – deutlich zurück. Dabei böte das breite Spektrum laufender 
Reformprozesse – sei es die Einführung von Bachelor- und Masterstudiengängen 
oder die Umstellung der Außen- und Binnensteuerung auf Kontraktmanagement 
und leistungsorientierte Mittelzuweisung – vielfältige Möglichkeiten der Implemen-
tierung neuer, auf Chancengleichheit in Lehre, Forschung und Nachwuchsentwick-
lung zielender Handlungsgrundsätze. Stattdessen zeichnet sich – sowohl die Fach-
ministerien als auch die Hochschulen betreffend – eine Tendenz zur Beschränkung 
auf das etablierte Instrumentarium einer gesonderten Frauenförderung ab. Belege 
hierfür liefert die Hochschulgesetzgebung. In Reaktion auf die Novellierung des 
Hochschulrahmengesetzes (HRG) von 1998, mit der u.a. das Bemühen um Chan-
cengleichheit und Nachteilsausgleich zur mittelzuweisungsrelevanten Aufgabe der 
Hochschulen erklärt wurde, haben fast alle Bundesländer ihre Hochschulgesetze 
(LHG) überarbeitet. Dabei fand zwar die HRG-Regelung als Standardformulierung 
generell Berücksichtigung, doch sucht man weitgehend vergeblich nach neuen 
gleichstellungspolitischen Ansätzen. Bisher haben nur Rheinland-Pfalz (2003), 
Sachsen-Anhalt (2004), Nordrhein-Westfalen (2004) und Hessen (2004) Gender 
Mainstreaming dahingehend in ihrem LHG festgeschrieben, dass bei allen (aufga-
benbezogenen) Vorschlägen und Entscheidungen die geschlechtsspezifischen 
Auswirkungen zu beachten sind bzw. den unterschiedlichen Lebenswirklichkeiten 
und Interessen von Frauen und Männern Rechnung zu tragen ist. 

Angesichts des voran stehend skizzierten Sachstandes erhebt sich die Frage, 
warum der Hochschulbereich, dem als Ort der Wissensgenerierung und -vermitt-
lung eine Vorreiterrolle in Bezug auf gesellschaftliche Modernisierungsprozesse 

                                                      
4 Ergebnisse einer schriftlichen Befragung von rd. 600 Studierenden an den Fachhochschulen Harz 
(Schlegel/Burkhardt/Trautwein 2005a) und Merseburg (Schlegel/Burkhardt/Trautwein 2005b). 
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zugeschrieben werden kann, diese in Bezug auf die Umsetzung von Gender 
Mainstreaming nicht (ausreichend) wahrnimmt. Einen plausiblen Erklärungsansatz 
hierfür bietet der spezifische Organisationstyp und die darin eingeschlossenen 
Besonderheiten der Meinungsbildung und Entscheidungsfindung.  

Gender Mainstreaming wurzelt konzeptionell im Bereich der politischen 
Verwaltung und ist explizit als „Top-down“-Strategie angelegt. Kennzeichnend für 
Verwaltungsorganisationen sind: 

 hierarchische Arbeits- und Entscheidungsstrukturen, 
 Einzelleitungsprinzip (bei kollektiver Beratung), 
 professionalisierte Wahrnehmung von Leitungsfunktionen, 
 Weisungsbefugnis der Führungskräfte, 
 abgegrenzte, inhaltlich und funktional definierte Aufgabenbereiche sowie 
 Personalentwicklungsplanung und Mitarbeiterfortbildung. 

Kenntnisse und Engagement der Führungsebene vorausgesetzt, kann Gender 
Mainstreaming nach dem üblichen Prozedere der Verwaltungsmodernisierung 
gemanagt und letztlich in Routineverfahren überführt werden. 

Aus organisationstheoretischer Sicht handelt es sich bei Hochschulen dage-
gen um Expertenorganisationen. „Die Angehörigen von Expertenorganisationen 
sind charakterisiert durch aufwendige Ausbildung, hohen Spezialisierungsgrad, sehr 
eigenständigen Umgang mit Wissen und die Lieferung sehr komplexer, nicht trivia-
ler Produkte“ (Kehm/Pasternack 2001: 209). Expertentätigkeit setzt individuelle 
Autonomie voraus (verbunden mit der Gefahr einer gewissen Gleichgültigkeit 
gegenüber institutionellen Belangen). Eine Organisation, deren Funktion und Be-
rechtigung zwingend an Wissen geknüpft ist, muss den Trägern und Erzeugern 
desselben – d.h. den Expert/-innen – Arbeitsbedingungen bietet, die dem Auto-
nomieanspruch Rechnung tragen. Typisch für die Organisation Hochschule sind: 

 akademische Selbstverwaltung durch kollektive Gremien, flankiert von einer 
eher bürokratisch operierenden Verwaltung, 

 Wahrnehmung von Führungsaufgaben im befristeten Wahlamt,  
 geringe Entscheidungsbefugnis der Präsidenten/Rektoren/Prorektoren/  

Dekane sowie 
 Verknüpfung von leitender und wissenschaftlicher Arbeit, bei Dominanz 

letzterer (auch ein Rektor wird sich immer in erster Linie als Wissenschaftler 
definieren). 

Die garantierte „Freiheit von Forschung und Lehre“ und die darin eingebundene 
individuelle Eigenständigkeit selbstverantworteter Tätigkeit setzt der erfolgreichen 
Anwendung einer „Top-down“-Strategie zwangsläufig Grenzen. Problemverstär-
kend wirkt der schrittweise Rückzug des Staates aus der Binnensteuerung, was zu 
einer wachsenden prozeduralen Autonomie der Hochschulen führt. Der Staat kann 
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nach wie vor den Rahmen setzen, d.h. Gender Mainstreaming normativ verankern 
(LHG) und mittels Kontraktmanagement auf hochschulinterne Umsetzung hin-
wirken. Trotzdem ist von deutlich verminderten Eingriffsmöglichkeiten des Staates 
in die hochschulischen Leistungsprozesse und deren Steuerung auszugehen. Im 
Endeffekt bleibt es der Hochschule überlassen, wie sie die vereinbarten Ziele (da-
runter im günstigsten Fall auch Gender Mainstreaming) realisiert.  

Chancengleichheit wird als Zielgröße – nicht zuletzt dank gesetzlicher Vor-
schriften – inzwischen auf breiter Basis akzeptiert oder zumindest toleriert – vor-
ausgesetzt die abverlangten Bemühungen lassen sich auf Frauensonderförderung 
reduzieren (z.B. Frauenförderprogramme, Sonderfonds Frauenförderung innerhalb 
der Mittelverteilung) und rühren nicht am Recht der wissenschaftlichen Einzelfall-
entscheidung. Das tradierte gleichstellungspolitische Instrumentarium mit seinem 
Bezug auf eine abgrenzbare Personengruppe hat sich letztlich als einpassungsfähig 
in das Muster der Gruppenuniversität erwiesen und wird in immer geringerem 
Maße als konkurrierend wahrgenommen. Dem gegenüber wird die Forderung nach 
einem grundlegenden Umdenken (und Umsteuern) der Institution (vertreten durch 
ihre Gremien, Funktionsträger, Führungskräfte) und des einzelnen Hochschulan-
gehörigen häufig mit einer unzulässigen Einmischung in die „originären“ Leis-
tungsprozesse und in die Praxis der autonomen akademischen Selbstverwaltung 
gleichgesetzt. Aus Sicht der Hochschulen reiht sich Gender Mainstreaming in den 
„wesensfremden“ Katalog extern erhobener Modernisierungs- und Legitimations-
forderungen ein. Umsetzung auf dem Verordnungsweg ist deshalb ebenso wenig 
erfolgversprechend wie eine Eins-zu-Eins-Übertragung von Anwendungsmodellen 
aus anderen gesellschaftlichen Bereichen.  
 
3. Tagungsimpressionen 
 
Erklärtes Anliegen der Tagung war es, durch die Zusammenführung von Expert/  
-innenwissen aus den Sphären Gleichstellungspolitik, Verwaltungsmodernisierung 
und Hochschulreform das Eigeninteresse der Hochschulen an der Erarbeitung 
organisationsadäquater Lösungsansätze zu befördern. Die Bestimmung des Adres-
sat/-innenkreises folgte einem theoretischen Ansatz, der zwischen Gender Main-
streaming als politischer Strategie in Verantwortung der staatlichen Leitung (auf 
Landes- und Hochschulebene) einerseits und gezielter Frauenförderung im Sinne 
des politischen Auftrages, die Benachteiligung von Frauen unter maßgeblicher 
Mitwirkung der Gleichstellungsbeauftragten abzubauen, andererseits unterscheidet. 
Als Strategie ist Gender Mainstreaming nicht Selbstzweck, sondern Ausdruck einer 
geschlechtersensiblen Herangehensweise an Entscheidungsprozesse. Der Männer 
und Frauen differenziert ins Visier nehmenden Analyse von Ausgangssituation und 
Wirkungsabschätzung politischer Handlungen hat eine auf Gleichstellung zielende 
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Festlegung konkreter Maßnahmen zu folgen. Diese können im Bereich der Frau-
enförderung angesiedelt sein, bleiben aber auch dann Gegenstand der Strategieum-
setzung im Verantwortungsbereich der staatlichen Leitung bis hin zu Controlling 
und Rechenschaftslegung. Gleichstellungsbeauftragten, Gender-/Frauenforsche-
rinnen, Vertreter/-innen von Sozial- und Kultusministerien, hochschul- und 
gleichstellungspolitischen Gremien und Organisationen sowie reforminteressierten 
Hochschulangehörigen sollte zum einen eine Informations- und Diskussionsplatt-
form geboten werden. Zum anderen galt es, der Überführung dieser Befunde in 
die Hochschulpraxis den Weg zu bereiten. Exemplarisch wurde hierzu die Einfüh-
rung und Akkreditierung von Bachelor- und Masterstudiengängen mit Blick auf 
gleichstellungspolitische Aspekte thematisiert. Dass über 100 Personen – Teilneh-
mer/-innen und Mitwirkende – der Einladung folgten, spricht für die Brisanz des 
Themas, dass Verteter/-innen von Hochschulleitungen und -verwaltungen dabei 
eindeutig unterrepräsentiert waren, spricht für eine der neuen Herangehensweise 
nicht gerecht werdende „Abschiebung“ der Verantwortung an die Gleichstellungs- 
und Frauenbeauftragten. 

Auskunft über den Ablauf der Tagung gibt das in der Anlage ausgewiesene 
Programm. Alle Referent/-innen haben ihre Beiträge für den Tagungsband zur 
Verfügung gestellt. Die in den Arbeitsgruppen gehaltenen Eingangsstatements sind 
ebenfalls zu großen Teilen nachzulesen. Ihnen nachgeordnet sind die zusammen-
fassenden Ausführungen der Moderator/-innen, die aufgefordert waren, ein auf 
Praxisrelevanz zielendes Resümee zu ziehen. Der erste Tag war Referaten in drei 
Themenblöcken mit anschließender Diskussionsrunde vorbehalten: 

 europäischer Kontext,  
 Verwaltungs- und Organisationsebene sowie 
 Blick auf die Hochschule und hochschulinterne Projekte. 

Der erste Blick galt neuen Trends der EU-Gleichstellungspolitik, speziell der bereits 2002 
im Science and Society Action Plan ausgewiesenen Einrichtung einer „European 
Platform of Women Scientists“ (EPWS), für die der Zuschlag an das Kompetenz-
zentrum Frauen in Wissenschaft und Forschung Bonn (CEWS) ging. Angestrebt 
wird eine Zusammenführung nationaler und internationaler Netzwerke für Wis-
senschaftlerinnen im Sinne eines „Networking the Networks“. Auch die Erfahrun-
gen der Österreichischen GeM-Koordinationsstelle für Gender Mainstreaming im 
Europäischen Sozialfond sprechen für die Notwendigkeit vernetzten Handelns. 
Gender Mainstreaming bedürfe gleichermaßen inhaltlicher wie struktureller Opera-
tionalisierung. Verbindliche Festlegungen zu Gleichstellungszielen, Umsetzungs-
verfahren und Zuständigkeiten seien unverzichtbar ebenso wie die Integration in 
Kernprozesse und reguläre Strukturen. Als Fallstricke erwiesen sich das „Beauf-
tragten-Syndrom“, unsystematisches Vorgehen und die Verkümmerung von Pilot-
projekten zu singulären Ereignissen.  
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Es folgten Berichte aus verschiedenen Bundesländern zu Aktivitäten auf ministerieller 
Ebene. In Nordrhein-Westfalen wird die Umsetzung von Gender Mainstreaming als 
Aufgabe der Verwaltungsmodernisierung verstanden. Das landesweite Steuerungs-
konzept setzt auf die Zuständigkeit der Führungsebene, eine aufgaben- und pro-
jektbezogene Sensibilisierung der Mitarbeiter/-innen, Fortbildungsangebote, ge-
schlechterdifferenzierte Datenerfassung und Pilotprojekte. An Hand der Gender-
Prüfung im Verlauf der Novellierung des Landeshochschulgesetzes wurde die 
Ausstrahlung in nachgeordnete Bereiche illustriert. Um die Schnittmengen von 
staatlicher Steuerung und Hochschulautonomie ging es im Beitrag aus Sachsen-
Anhalt. Vorgestellt wurde das Anwendungsprojekt „Gender Mainstreaming im 
Kontext der neuen Steuerungsinstrumente an den Hochschulen“, das sich auf vier 
zentrale Handlungsfelder erstreckt: 

 Hochschulgesetzgebung, 
 Hochschulstrukturreform/Landeshochschulplanung, 
 Mittelzuweisung/Budgetierung und 
 Zielvereinbarungen/Ergänzungsvereinbarungen. 

Aus Schleswig-Holstein kam ein Erfahrungsbericht des Ministeriums für Bildung und 
Frauen zur Umsetzung des Rahmenkonzeptes „Gender Mainstreaming – Moder-
nes Steuerungselement zur Qualitätssteigerung“. Als Erfolgsdeterminante auf der 
Ebene einer Landesverwaltung hat sich dort eine gründliche Eingangsanalyse des 
Entwicklungsstandes der Organisationskultur herausgestellt. Die Qualität von 
Verwaltungshandeln im Sinne von Good Governance bestimme über die Qualität 
der Implementierung von Gender Mainstreaming. 

Im Anschluss ging es um die Einbettung der neuen Strategie in den Prozess 
der Organisationsentwicklung am Beispiel der Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW). Von besonderem Interesse waren die Analogien zum Hochschulbe-
reich im Hinblick auf Organisationstyp und -kultur. Gewerkschaftliche Strukturen 
sind demokratisch geprägt und basieren auf gleichberechtigter Partnerschaft in 
horizontaler und vertikaler Gliederung. Die GEW spiegelt den Bildungsföderalis-
mus in Deutschland wider. Ihre Landesverbände besitzen Satzungs- und Personal-
hoheit, und die meisten Funktionen werden ehrenamtlich wahrgenommen. Haupt-
amtliche Führungskräfte üben ihre Tätigkeit im Wahlamt aus. Auch mit dem Prob-
lem der Ressourcenknappheit sind Gewerkschaften wie Hochschulen konfrontiert. 
Vorbehalte gegenüber der Implementierung neuer, zunächst mit zusätzlichem 
Aufwand verbundener Strategien sind damit vorprogrammiert. Um trotzdem zum 
Erfolg zu kommen, bedurfte es offensichtlich einer geschickten Mischung von 
„Top-down“ und „Bottom-up“ zu einem „joint venture“. 

Der Nachmittag gehörte Berichten aus und über Hochschulen. Auf großes Interes-
se stieß die Analyse der Arbeit von Akkreditierungsagenturen, deren Frauenanteil 
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aktuell zwischen 8 und 44 Prozent schwankt. Folgende Fragen standen im Vorder-
grund: 

 Wovon hängt es ab, ob die Geschlechterdimension im Akkreditierungsver-
fahren beachtet wird? 

 Welche Rolle spielt der Erwerb von Gender-Kompetenz in den Qualitätskri-
terien zur Bewertung von Studiengängen? 

Bei der Beantwortung könnten sich die Erfahrungen der Universität Zürich mit 
der  Handhabung von Gender Mainstreaming im neuen System der institutionali-
sierten Qualitätssicherung erweisen. Für das dreistufige Evaluationsverfahren 
(Selbstevaluation, Fremdevaluation, Zielvereinbarung) gilt die Maßgabe, dass ne-
ben sozialen und kulturellen Aspekten der evaluierenden Einheiten und Tätigkeits-
bereiche auch die Gleichstellung der Geschlechter thematisiert werden muss. Einer 
Auflage des Universitätsrates folgend, hat die Universitätsleitung einen Verhaltens-
kodex Chancengleichheit, den so genannten „Code of Conduct“, entwickelt. Die-
ses relativ unverbindliche Führungsinstrument soll in Zukunft durch ein von der 
„Uni-Frauenstelle – Gleichstellung von Frau und Mann“ erarbeitetes Gleichstel-
lungsreporting untersetzt werden. 

Um die konkrete Verbindung von Gender Mainstreaming und Studiengangs-
reform ging es im Bericht der FU Berlin. „Zentrale Vorgabe – dezentrale Vielfalt“ 
steht für die Balance zwischen der für alle Studiengänge vorgeschriebenen Berück-
sichtigung von Gender-Aspekten einerseits und der Eigenverantwortung der 
Fachbereiche, die ihnen gemäße Form der Implementierung von Geschlechterfor-
schung und Genderkompetenz zu bestimmen, andererseits.  

Auch an der Universität Dortmund gibt es über die Zielvereinbarung eine 
verbindliche Verpflichtung zur Integration von Gender-Aspekten in Studienre-
formvorhaben. Unter Einbindung des Hochschuldidaktischen Zentrums wurde die 
zentrale Arbeitsgruppe „Gender Studies“ eingerichtet, deren Aufgabe es ist, die 
Fachbereiche bei der Entwicklung von neuen Studiengängen mit Beratung und 
Empfehlungen zu unterstützen. Über deren Umsetzung müssen die Fachbereiche 
dann im Rahmen des Antragsverfahrens Bericht erstatten. 

Vorgestellt wurde das zweijährige Projekt „Gender Mainstreaming im Leitbild 
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz“. Der Erfolg des Projektes sei daran 
geknüpft gewesen, dass die Auseinandersetzung mit Gender Mainstreaming zu 
einem Zeitpunkt initiiert wurde, als die Universität dank des laufenden Reform-
vorhabens „Neues Steuerungsmodell“ (NSM) mit einer gewissen Offenheit auf 
neue Fragestellungen und Arbeitsansätze reagiert habe.  

Am zweiten Tag wurde die Veranstaltung in vier parallel stattfindenden Ar-
beitsgruppen fortgesetzt, deren Ergebnisse auf einem Abschlusspodium präsentiert 
wurden: 
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 Gender Mainstreaming im Kontext von Qualitätsmanagement in der Wissen-
schaft (AG 1), 

 Gleichstellungsfortschritt durch Akkreditierung (AG 2), 
 Handlungsfeld: Landeshochschulpolitik (AG 3) und 
 „Top-down“ – Hochschulleitungen in der Verantwortung (AG 4). 

Die Palette der Eingangsstatements reichte von einem Blick auf die Max-Planck-
Gesellschaft als „Gender Mainstreaming freie Zone“ über Gleichstellungsindikato-
ren in leistungsorientierten Mittelverteilungsmodellen bis hin zu Strategien der 
Entwicklung eines Genderprofils der fusionierten Stiftungsuniversität Lüneburg/  
Modellhochschule Bologna. Lebhafte Diskussionen – die auf Grund der unbeab-
sichtigten Homogenität des Teilnehmerkreises ansonsten häufig zu Gunsten des 
Informationsaustausches zurückgestellt wurde – löste der Referent der HRK für 
Studienstrukturreform an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg mit 
seiner These aus, dass Gender Mainstreaming keine Vorgaben hinsichtlich der 
Studieninhalte mache; derartige Forderungen seien durch das Konzept nicht abge-
deckt (AG 4). Eine verpflichtende Forderung nach Integration der Gender-
Thematik in die Studienprogramme (sowohl als wissenschaftliches Issue als auch 
als normativer Erziehungsauftrag) widerspräche darüber hinaus der grundgesetz-
lich garantierten Lehrfreiheit. Legitim sei die Thematisierung von Gender in der 
Lehre nur in so weit, wie die entsprechenden Vorstellungen von den Lehrenden 
selbst in die Diskussion eingebracht würden. Soll sich Gender Mainstreaming also 
nur auf die operative Ebene und die institutionellen Rahmenbedingungen be-
schränken? In der Kontroverse spiegelt sich letztendlich der alte Grundkonflikt 
wider, den diejenigen, die für eine strikte Unterscheidung zwischen originären 
Hochschulaufgaben und Gleichstellungsförderung plädieren, und diejenigen, die 
Anerkennung von Gleichstellungsbemühungen als integralem Teil des Aufgaben-
spektrums einfordern, seit Jahren miteinander austragen. 

Um einen Gegensatz, der sich nicht aus einem heterogenen Meinungsbild 
speist, sondern der Verschiedenartigkeit des Ursprungs geschuldet ist, handelt es 
sich offensichtlich im Fall von Qualitätsmanagement und Gender Mainstreaming 
(AG 1). Ersteres wurzelt in einem ökonomischen Optimierungsdiskurs, letzteres 
im Demokratie- und Gerechtigkeitsdiskurs. Trotzdem sei eine Allianz denkbar, da 
einerseits Gender als eigene Qualitätsdimension und damit Gegenstand von Quali-
tätsmanagement aufgefasst werden könne, Gender Mainstreaming andererseits als 
Instrument des Qualitätsmanagements.  

Erarbeitet wurden gleichstellungspolitische Ansatzpunkte für die Gestaltung 
von Akkreditierungsverfahren (AG 2): 

 Sicherung eines Mindeststandards „Gleichstellung“ auf den Ebenen Akkredi-
tierungsrat und Akkreditierungsagenturen, z.B. durch Lobbyarbeit, Gender-
Kompetenz der Akkreditierungsakteur/-innen, 
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 Gleichstellung(-sprüfung) in Verfahren institutionalisieren, 
 Gender-Aspekte in den Zielvereinbarungen mit dem Land festschreiben, 
 Integration von Gender-Aspekten in europäische Qualitätsstandards, 
 Durchlässigkeit in den Studiengängen (Zugang und Übergang), Anerkennung 

von außerhalb der Hochschule erworbenen Qualifikationen, 
 Sammlung (Best)Practice-Beispiele, Handreichung für Akteur/-innen an der 

Hochschule und für Gutachter/-innen, 
 Fachexpertinnen-Netzwerke erschließen.  

Die Praxisrelevanz dieser Empfehlungen erschließt sich, wenn man sich vor Augen 
führt, dass die KMK mit Beschluss vom 15. Oktober 2004 den Akkreditierungsrat 
verpflichtet hat, die Anwendung des Gender Mainstreaming-Ansatzes der EU und 
entsprechender nationaler Regelungen im Akkreditierungssystem zu gewährleisten 
(Sekretariat der Ständigen Konferenz 2004: 6). Mit Ausnahme eines Positionspa-
piers und eines Leitfadens der Bundeskonferenz der Frauenbeauftragten und 
Gleichstellungsbeauftragten an Hochschulen (BuKoF 2004a und 2004b) liegt dazu 
kaum etwas vor, so dass auf Nutzung der Tagungsergebnisse gehofft werden kann. 

Aus der Diskussion über die Verknüpfung von Geschlechtergerechtigkeit 
und Studiengangsreform unter den neuen Rahmenbedingungen des Verhältnisses 
von Staat und Hochschule ging eine Reihe von Anregungen hervor (AG 3): 

 Rückhalt in Gesetzen und Zielvereinbarungen/Hochschulverträgen, 
 Teilhabe der Vernetzungsstrukturen von Frauen-/Gleichstellungsbeauftrag- 

ten an Entscheidungsprozessen und Gremien, 
 Einfluss auf die Mittelverteilung/Einführung von Gender-Budgeting (ergän-

zend zu gezielter Frauenförderung über Sonderprogramme u.ä.), 
 Controlling unter Gender-Aspekten, 
 Mitwirkung an der Prozesssteuerung (Zielvereinbarungen, Landeshochschul-

entwicklungspläne, Besoldungsregelungen, Kapazitätsentscheidungen). 

Übereinstimmend wurden auch für den Hochschulbereich verpflichtende Ent-
scheidungen der jeweiligen Führungsebene/Verantwortungsträger (wie KMK, 
Fachministerium, Hochschulleitung) in Form von gesetzlichen Regelungen, ver-
traglichen Vereinbarungen, Beschlüssen u.ä. für unverzichtbar gehalten. Dies kann 
aber nur ein erster Schritt sein. Um den Prozess am Laufen zu halten, muss über 
Planung, wissenschaftliche Flankierung, Berichterstattung, Evaluation und insbe-
sondere über finanzielle Unterstützung und Erfolgshonorierung das ernsthafte 
Interesse der „Auftraggeber“ nachvollziehbar zum Ausdruck gebracht werden. 
Staatliche Forderungen, die sich nur nach außen richten, ohne dass die internen 
Arbeitsabläufe einer vergleichbaren Reform unterzogen werden, können sich 
schnell dem Vorwurf ausgesetzt sehen, dass sie nicht mehr sind als ein Feigenblatt 
falsch verstandener „political corectness“. Angeknüpft werden sollte zum einen an 
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die in der Verwaltungssphäre mit relativ gutem Erfolg praktizierte Konzentration 
der Umsetzungsaktivitäten auf ausgewählte, in ein zentrales Konzept eingebundene 
Anwendungs(pilot)projekte. Empfehlenswert scheint es zu sein, Führungskräften 
aus den anvisierten Umsetzungsbereichen zu einem möglichst frühen Zeitpunkt in 
die Arbeit des Steuerungsgremiums einzubeziehen. Der Hochschulbereich sollte 
sich zum anderen auf die langjährigen Erfahrungen bei der Meisterung von über-
geordneter Weisungskompetenz und eigenem Autonomieanspruch besinnen, die 
sich z.B. in dem Verhältnis von Hochschulrahmen- und Landeshochschulgesetz-
gebung niederschlagen. Möglichst stringente und verbindliche Rahmenvorgaben 
(flankiert von einem Beratungsangebot) in Kombination mit einem möglichst brei-
ten Entscheidungsfreiraum der angesprochenen Akteur/-innen über die konkrete 
Ausgestaltung vor Ort versprechen gute Aussichten auf Akzeptanz und Eigeniniti-
ative.  
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Reinhard Kreckel 

Gender Mainstreaming – Prämissen zur Diskussion 

Begrüßung und Einführung zur Tagung 
 
 
Wenn wir heute in aller Selbstverständlichkeit eine Fachtagung zum Thema „Gen-
der Mainstreaming“ veranstalten können, ohne uns dafür eigens rechtfertigen zu 
müssen, so sollten wir uns dabei Folgendes bewusst machen: Der Umstand, dass 
das Thema „Gender Mainstreaming“ heute in der Tat weithin als ein legitimes 
Thema akzeptiert oder zumindest geduldet wird, ist zu einem guten Teil auf reale 
Veränderungen zurückzuführen, die sich in den vergangenen Jahrzehnten vollzo-
gen haben – und zwar sowohl in Bereich der Politik wie in den Sozialwissenschaften. 
Ich möchte einige Etappen dieser Entwicklung in Erinnerung rufen. 
 
Erste Etappe: 
Bis Ende der 60er/Anfang der 70er Jahre kannte man „Gender Politik“ in Deutsch-
land, wenn überhaupt, nur als „Frauenförderpolitik“. 

In den Sozialwissenschaften entwickelte sich damals ganz zaghaft so etwas 
wie „Frauenforschung“. Ich erinnere etwa an die Pionierarbeiten von Helge Pross. 
Die erste theoretische Innovation war es damals, die begriffliche Unterscheidung 
zwischen „biologischem“ und „sozialem“ Geschlecht durchzusetzen, die die Philo-
sophin Simone de Beauvoir zuerst 1949 ins Gespräch gebracht hatte. Heute ist sie 
– in Gestalt der angelsächsischen Unterscheidung von „sex“ und „gender“ – zum 
begrifflichen Gemeingut geworden. 
 
Zweite Etappe: 
Seit den 80er Jahren traten auf politischer und institutioneller Ebene an die Stelle 
der „Frauenbeauftragten“ allmählich „Gleichstellungsbeauftragte“. Und aus der sozi-
alwissenschaftlichen Frauenforschung wurde allmählich „Geschlechter-“ oder 
„Genderforschung“. Aber es war zunächst doch hauptsächlich ein Etikettenwech-
sel. Immer noch ging es dabei de facto vor allem um Frauen, erst in zweiter Linie 
um das – ja beide Geschlechter einbeziehende – Geschlechterverhältnis. 
 
Dritte Etappe: 
In den 90er Jahren tritt dann die Vorstellung von der „Geschlechtssensibilisierung“ der 
gesamten sozialwissenschaftlichen Forschung auf den Plan. Ich selbst habe diesen Termi-
nus zum ersten Mal 1990 in einem Kongressvortrag verwendet (Kreckel 1991). 
Damals war das noch neu. Es ging darum, die Genderthematik aus der „Frauenni-
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sche“ herauszuholen und für die sozialwissenschaftliche Forschung insgesamt zum 
Thema zu machen. Gesellschaftliche Verhältnisse sollten generell immer auch als 
Geschlechterverhältnisse begriffen und thematisiert werden; Gender sollte als eine 
der grundlegenden „Strukturkategorien“ moderner Gesellschaftsanalyse eingeführt 
werden. 

Auf politischer Ebene passte dazu die Idee des „Gender Mainstreaming“, die 
seit 1996 zur verbindlichen EU-Leitlinie geworden ist. Davon wird in dieser Kon-
ferenz noch ausführlich die Rede sein, so dass ich dazu jetzt nichts sagen muss. 

Dieser etwas schematischen Periodisierung entsprechen nun bestimmte quan-
titative Veränderungen im Geschlechtertverhältnis. Zur Illustration nenne ich hier zu-
nächst nur einige charakteristische Aspekte aus dem Hochschulbereich1: 
 
Erstes Faktum: 
Der Anteil der Frauen unter den Studienanfängern in der Bundesrepublik Deutschland 
(West) betrug 1960: 23,9 Prozent; bei den Absolventen grundständiger Studiengänge 
(Diplom, Magister, erstes Staatsexamen u.ä.) waren 21,1 Prozent Frauen. 1975 
betrug der Frauenanteil unter den Studienanfängern bereits 36,6 Prozent, bei den 
Absolventen 31,9 Prozent. Im Jahr 1990 waren schon 39,3 Prozent der Studienan-
fänger und 36,5 Prozent der Absolventen Frauen. Und heute (WS 2004/5) sind 
47,9 Prozent der Studienanfänger, 48,4 Prozent der Hochschulabsolventen, also 
fast die Hälfte weiblichen Geschlechts. 
 
Zweites Faktum: 
Gleichzeitig hat sich – in Deutschland und weltweit2 – eine spektakuläre Bildungsex-
pansion für beide Geschlechter vollzogen: Während 1960 nur 7,9 Prozent des Alters-
jahrganges ein Studium aufnahmen, waren es 1975 bereits 19,5 Prozent, 1993 wa-
ren es 25,5 Prozent, heute (2004) sind es nach den Angaben des Statistischen Bun-
desamtes 37,3 Prozent. Mit anderen Worten: Allein in den letzten zehn bis zwölf 
Jahren ist der Studierendenanteil in Deutschland um ziemlich genau 50 Prozent 
gewachsen, eine gigantische Entwicklung. 
 
Drittes Faktum: 
Wenn man nun vor diesem Hintergrund die Entwicklungen des Frauenanteils bei den 
akademischen Spitzenpositionen betrachtet, die Uta Schlegel und Anke Burkhardt in 
ihrem sehr guten Forschungsbericht dargestellt haben (Schlegel/Burkhardt 2005), 
wird das beträchtliche Nachhinken der Gleichstellungsentwicklung sehr deutlich. 

                                                      
1 Quelle der Angaben: Statistisches Bundesamt (http://www.destatis.de, Zugriff am 18.11.2005) 
sowie die jährlich vom BMBF (bzw. früher BMBW) herausgegebenen Bände „Grund- und Struktur-
daten“. 
2 Vgl. dazu Meyer 2005. 



 

Einführungen 25 

Die Schere öffnet sich nach oben zu Ungunsten der qualifizierten Frauen: Professo-
rinnen sind nach wie vor rar (Kreckel 2005). 

Andererseits muss man auch sehen, dass der Professorinnenanteil an deutschen 
Hochschulen sich von 1993 bis 2003 – also: in nur einem Jahrzehnt – von 6,9 
Prozent auf 12,6 Prozent immerhin fast verdoppelt hat. Aufgrund dieses Umstandes 
könnte man auch zu der Auffassung kommen, dass die Lösung der Gleichstel-
lungsfrage in den Hochschulen im Grunde nur noch „eine Frage der Zeit“ sei: Die 
frauenstarken Absolventinnen-Generationen müssten nur noch alt genug werden 
und nachrücken, gleichzeitig müsste die Gender Mainstreaming-Politik die letzten 
für Frauen hinderlichen Bastionen und Diskriminierungen in den Hochschulen 
schleifen - dann regle sich der Rest schon von ganz alleine. 

In einem kürzlich fertig gestellten Papier (ebd.) habe ich nun eine These for-
muliert, die dieser Erwartung genau widerspricht. Dort habe ich nämlich betont, 
dass in allen fortgeschrittenen Ländern, freilich ganz besonders in Deutschland, 
der „Frauenschwund“ in den oberen akademischen Karriereetagen ungebrochen 
ist. Ich habe dann die Auffassung vertreten, dass es sich dabei  

„... nicht um ein nur zeitlich bedingtes „Nachhinken“ der Entwicklung handelt, sondern 
um die Auswirkung systematischer ungleichheitsgenerierender Faktoren, die außerhalb der Hochschu-
len ihren Ort haben – im gesamtgesellschaftlich verankerten Geschlechterregime. Solange 
sich daran nichts ändert, möchte ich die Prognose wagen, dass das Verhältnis zwischen 
Männern und Frauen an deutschen Hochschulen in einigen Jahrzehnten zwar nicht 
mehr bei rund 90:10 liegen wird, wie heute, sondern bestenfalls bei 75:25 oder vielleicht 
noch 70:30.  
Eine über das 25-30 Prozent-Limit hinausgehende Angleichung der Karrierechancen 
von Frauen in Hochschulen ist meines Erachtens aber trotz allen normativen und gen-
derpolitischen Gleichheitsdruckes unwahrscheinlich, sofern es nicht zu grundlegenderen 
Veränderungen von strukturellen Rahmenbedingungen kommt.“ 

Als Begrüßungsredner bin ich in der komfortablen Lage, diese These jetzt nicht 
detailliert begründen zu müssen. Ich will sie Ihnen einfach „zum Schlucken“ mit 
auf den Weg geben, als kleine Provokation für Ihre Tagung.3 

Und außerdem möchte ich Ihre Aufmerksamkeit noch auf ein weiteres empi-
risches Faktum lenken, das im Kontext der Gender Mainstreaming-Debatte meist 
nicht allzu intensiv gewürdigt wird: 
 
Viertes Faktum: 
In der Bundesrepublik Deutschland betrug 1960 die durchschnittliche Lebenserwartung 
nach Ablauf des ersten Lebensjahres für  Männer 66,9 Jahre, für Frauen 72,4 Jahre, 
also ein 5,5 Jahre längeres Leben für Frauen. 

                                                      
3 Die ausformulierte Argumentation findet sich in dem o. a. Beitrag. 
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Für heute geborene Männer ist die statistische Lebenserwartung auf 75,1 Jah-
re angestiegen – eine dramatische Zunahme. Für Frauen liegt die Lebenserwartung 
aber inzwischen sogar sechs Jahre über der der Männer, bei 81,1 Jahren. 

Der Hinweis auf diesen Umstand erfolgt ganz im Geiste des Gender 
Mainstreaming. Das heißt, man sollte ihn ernst nehmen, auch wenn er keine Be-
nachteiligung des weiblichen Geschlechts beinhaltet. Aber man sollte auch nicht 
vorschnell auf biologische Erklärungen dieses „großen Unterschieds“ zurückfallen, 
sondern zunächst nach Verursachungszusammenhängen im sozialen Geschlechter-
verhältnis Ausschau halten. 

Ich würde mich freuen, wenn meine einführenden Bemerkungen mit dazu 
beitragen würden, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer dieser Konferenz in ihrer 
für wissenschaftliche Diskurse unumgänglichen kritischen und selbstkritischen 
Haltung zu bestärken. So wichtig der Konsens über gemeinsame Strategien für das 
politische Handeln ist – wenn sich in der Wissenschaft schon eine Übereinkunft 
über Ursachen- und Wirkungszusammenhänge herausbildet, bevor diese empirisch 
überprüft sind, so nenne ich das einen „vorauseilenden Konsens“. Dagegen mögen 
Sie gefeit sein. 

In diesem Sinne wünsche ich der Tagung einen anregenden Verlauf, Ihnen al-
len viel Erfolg und einen angenehmen Aufenthalt in Wittenberg. Möge Sie der 
genius loci inspirieren, der ja immerhin von so kritischen und kreativen Geistern 
wie Philip Melanchthon und Martin Luther geprägt worden ist.  
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Ulrich Kasparick 

Grußwort des Parlamentarischen Staatssekretärs bei 
der Bundesministerin für Bildung und Forschung 
 
 
Sehr geehrte Teilnehmerinnen und Teilnehmer,  
 
mehr Frauen an die Spitze von Wissenschaft und Forschung – dies ist eines der 
zentralen Ziele, die sich die Bundesregierung gesetzt hat. Wir wollen Chancen-
gleichheit als durchgängiges Leitprinzip in der Bildungs- und Forschungspolitik 
umsetzen. Gender Mainstreaming verstehen wir als Grundlage der gesamten Poli-
tik und machen es zur Aufgabe aller Verantwortlichen in Wissenschaft und For-
schung.  

Die Berliner Konferenz der europäischen Bildungsministerinnen und -mi-
nister hat im September 2003 nicht nur den Prozess zur Angleichung des europäi-
schen Hochschulraums weiter vorangetrieben, sondern auch wesentliche Voraus-
setzungen für die Durchsetzung des Gender Mainstreaming geschaffen:  

Bis 2005 sollen in allen Unterzeichnerstaaten Strukturen für die interne und 
externe Qualitätssicherung von Hochschulen entwickelt werden. Als eine der zent-
ralen Aufgaben wurde daher formuliert, dass Ungleichheiten aufgrund von Ge-
schlecht oder anderen sozialen Kriterien in der Hochschulbildung zwingend zu 
reduzieren sind.  

Bei der Akkreditierung von Studiengängen gilt es die Ausgangsbedingungen 
und Auswirkungen auf Frauen und Männer zu berücksichtigen, um auf das Ziel 
einer tatsächlichen Gleichstellung in Studium, Lehre und Beruf hinzuwirken. Dazu 
kann auch eine angemessene Beteiligung von Frauen und eine Stärkung der Gen-
derkompetenz im Akkreditierungsrat und den Akkreditierungsagenturen beitragen. 
Die KMK hat diese Chance erkannt und dem Akkreditierungsrat die Umsetzung 
des Gender Mainstreaming-Ansatzes mit Beschluss vom 15. Oktober 2004 aufge-
geben1.  

Das vom BMBF geförderte Kompetenzzentrum für Frauen in Wissenschaft 
und Forschung (CEWS2) hat – neben dem Vorstand der Bundeskonferenz für 
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte der Hochschulen (BuKoF3) und weiteren 
Akteuren – Vorschläge zu Standards und Kriterien im Akkreditierungsverfahren 
entwickelt und das Positionspapier „Akkreditierung – Geschlechtergerechtigkeit als 

                                                      
1 http://www.kmk.org/doc/beschl/307-KMK-TOP6.pdf (Zugriff am 22.11.2005). 
2 http://www.cews.org (Zugriff am 18.11.2005). 
3 http://www.bukof.de (Zugriff am 18.11.2005). 
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Herausforderung4“ erarbeitet. Die Orientierungsgrundlagen für Studienzugang, 
Studieninhalte, Studienorganisation sowie zur Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Studium und Familie sind vorhanden – die Umsetzung muss in den Akkreditie-
rungsverfahren erfolgen und dann von den Hochschulen nachhaltig mit Leben 
erfüllt werden.  

Die Einführung der neuen gestuften Studiengänge bietet also nicht „nur“ die 
große Chance einer grundlegenden Studienstrukturreform. Neben der Sicherung 
von Qualität in Lehre und Studium, der Verbesserung von Mobilität, internationa-
ler Anschlussfähigkeit und Transparenz ist der Querschnittsaufgabe Gender Main-
streaming die ihr gebührende Aufmerksamkeit zu widmen. Diese Bemühungen 
werden künftigen Absolventengenerationen zugute kommen und der Attraktivität 
des Hochschulstandortes Deutschland eine wichtige Facette hinzufügen.  

Als Sachsen-Anhaltiner freue ich mich sehr, dass sie hier in der Stadt Witten-
berg tagen. Und ich begrüße es, dass das Gender Mainstreaming mit dem Gender-
Institut Sachsen-Anhalt (G/I/S/A)5 auch personell und institutionell seine Veran-
kerung im Land gefunden hat. Ich wünsche Ihnen, dass von Sachsen-Anhalt und 
Wittenberg – quasi in alter Tradition –  wichtige Impulse für Veränderungen in der 
Gesellschaft ausgehen. 
 
 
 

                                                      
4 http://www.cews.org/cews/files/215/de/PositionspapierAkkreditierung_13.09.20041. pdf (Zugriff 
am 18.11.2005). 
5 http://www.g-i-s-a.de/ (Zugriff am 18.11.2005). 
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Isolde Hofmann 

Gender Mainstreaming in Sachsen-Anhalt 
 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
 
ich darf Sie im Namen der Landesregierung von Sachsen-Anhalt recht herzlich in 
Wittenberg begrüßen. HoF Wittenberg leistet seit langem fundierte Beiträge, die 
Chancengleichheit in der Wissenschaft voranzubringen und hat sich diesen Bereich 
auch als eigenen Schwerpunkt gewählt. Ich freue mich, dass mit der heutigen Ta-
gung nun auch eine öffentliche Plattform geschaffen wird, um dieses Anliegen 
einem breiteren Publikum nahe zu bringen.  

Sachsen-Anhalt ist das erste Bundesland gewesen, welches – auch noch vor 
der Bundesregierung – ein sehr weitgehendes Konzept zur Umsetzung von Gen-
der Mainstreaming  in der Landesverwaltung im Mai 2000 verabschiedet hat. Dabei 
konnten wir auf keinen Vorerfahrungen bei der Konzeptentwicklung aufbauen, 
sondern lediglich auf Basis der EU-Beschlusslagen sowie Grundsätzen der Organi-
sationsentwicklung  agieren.  

Einen ersten Versuch, ein Element von Gender Mainstreaming in die Verwal-
tung einzuführen, gab es schon 1998. Damals hatte das Kabinett beschlossen, dass 
jede Kabinettvorlage einen ‚Gleichstellungspolitischen Bericht‘ enthalten sollte, in 
dem darzustellen war, ob Frauen und Männer anders oder stärker von dem jeweils 
zu beschießenden Vorhaben betroffen sind. Es war jedoch schnell erkennbar, dass 
eine derartige isolierte Maßnahme keine Wirkung entfalten konnte, außer derjeni-
gen, dass die Verwaltung sich bequem mit der stereotypen Aussage „die Vorlage 
betrifft Männer und Frauen gleichermaßen“ von ihrer gleichstellungspolitischen 
Verantwortung entlasten konnte. Es war also notwendig, ein umfassendes Kon-
zept zu entwickeln, welches den zurückliegenden gut vier Jahren zur Anwendung 
kam.  

Auf das Konzept selbst werde ich nicht mehr ausführlich eingehen1  Es ruht 
auf den vier Säulen – Unterstützung durch die Führungsebene, – Verfügbarkeit  
geschlechterdifferenzierter Daten und Informationen, – Festlegung von Verant-
wortlichkeiten und Routineverfahren und – Aufbau von GM-Kompetenz). Ich 
möchte Ihnen heute vielmehr den Prozess schildern und das, was wir zur Erfül-
lung dieser Voraussetzungen inzwischen unternommen haben sowie welche Erfah-
rungen wir dabei sammeln konnten. 

                                                      
1 Es ist nachzulesen unter http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?id=1669 (Zugriff am 
19.10.2005). 
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Das Markenzeichen unseres Gender Mainstreaming-Konzepts für die Lan-
desverwaltung ist es, seine Einführung als Organisationsentwicklungsprozess zu 
gestalten. Die Implementierung von GM über den Ansatz der Organisationsent-
wicklung war uns deshalb so wichtig, weil Veränderungsziele in der Regel Theorie 
bleiben, wenn es nicht gelingt, die betroffenen MitarbeiterInnen tatsächlich ‚mit-
zunehmen‘. Dies gilt umso mehr bei dem nicht unbedingt überall Begeisterung 
auslösenden Thema Gleichstellung/Gender Mainstreaming. Wir orientierten uns 
also an der bekannten Formel der Organisationsentwickler und wollten „aus Be-
troffenen Beteiligte machen“. Der Vorzug der Organisationsentwicklung ist es, 
dass sie  im methodischen Vorgehen viel gemeinsam hat mit GM:  die Definition 
von Zielen, die Analyse des Ist-Zustands, die Einleitung von entsprechenden Än-
derungsmaßnahmen, das Controlling. Nicht zuletzt versprechen Organisations-
entwicklungsprozesse eine größere Leistungsfähigkeit von Organisationen – für 
uns ein wichtiges und nicht selten das einzige Argument, mit dem wir Türen für 
Gender Mainstreaming öffnen konnten. Die Formel mit der wir das Konzept 
mehrheitsfähig machten,  lautete: wir wollen mehr Geschlechtergerechtigkeit errei-
chen und mit der Methode des Gender Mainstreaming als Qualitätsmanagement 
können wir gleichzeitig Verwaltung innovativer gestalten und die Ressourcen op-
timal nutzen.  Ein sehr pragmatischer und in den Augen vieler Frauenpolitikerin-
nen kritikwürdiger Ansatz, dessen sind wir uns bewusst. Die Erfahrungen aus den 
Gesprächen mit Führungskräften zeigten allerdings, dass es anders – zumindest 
hier in Sachsen-Anhalt – nicht möglich war,  sie zu gewinnen.  

Das zweite Charakteristikum des Sachsen-Anhalt-Ansatzes ist, Gender 
Mainstreaming orientiert am unmittelbaren Arbeitskontext, an den konkreten und 
aktuellen Fachaufgaben der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einzuführen, damit 
der prognostizierte Gewinn für Qualität und Effektivität direkt erfahrbar wird. 
Nach der Erfahrung, dass uns der rudimentäre gleichstellungspolitische Check von 
Kabinettsvorlagen, den wir 1998 in der Geschäftsordnung der Landesregierung 
verankert hatten, nicht weiter brachte, weil in der Regel den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern die Kompetenz und  jegliches Instrumentarium für eine fundierte 
gleichstellungspolitische Prüfung von Kabinettsvorhaben fehlte, war klar, dass wir 
umfassender ansetzen mussten. Wir entwickelten darauf hin ein Implementie-
rungs- Konzept,2 dessen Herzstück der Aufbau von GM-Kompetenz  ist, mit dem 
wir die Mitarbeiterschaft auch tatsächlich in die Lage versetzen wollten, mit dem 
neuen Ansatz qualifiziert zu arbeiten. D.h. eine breit und tief angelegte Fortbil-
dung, die eng an den fachlichen Aufgaben orientiert sein sollte. 

Zu Beginn der Einführung von GM in Sachsen-Anhalt gab es keine Erfah-
rungen, wie eine derartige GM-Fortbildung konzipiert sein musste, um erfolgreich 

                                                      
2 Siehe dazu: Ministerium für Gesundheit und Soziales des Landes Sachsen-Anhalt (Hg.) (2003): 
Gender Mainstreaming in Sachsen-Anhalt, Konzepte und Erfahrungen, Leske und Budrich, Opladen. 
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zu sein. Wir haben uns dann entschieden, zum einen die gesamte Landesregierung 
und  die gesamte Führungsebene der Ministerialverwaltung  zu informieren und zu 
sensibilisieren, welches ja eine entscheidende Voraussetzung für den Erfolg des 
Ansatzes ist und zum anderen  ein komplettes Ministerium – nämlich das Sozial-
ministerium – i.R. eines Pilotprojekts mit einer vertieften Fortbildung zu überzie-
hen.  Das diesbezügliche  Pilotprojekt werde ich weiter unten darstellen. 

Zunächst aber ein kurzer Schwenk auf die Führungsebene: Um im Prozess 
die Unterstützung der politischen Führung zu garantieren  haben wir ein Jahr nach 
der offiziellen Einführung – im Jahr 2001 – das gesamte Kabinett für Gender 
Mainstreaming sensibilisiert. Es war ein Kraftakt, das durchzusetzen, aber zwin-
gend erforderlich und das Ergebnis war gut. Auch die nachfolgende fachliche Füh-
rungsebene – die Abteilungsleitungen aller Ministerien wurden zu Gender 
Mainstreaming geschult. 

Nun komme ich zurück zum Herzstück des Konzepts, der Heranbildung von 
GM-Kompetenz bei der Mitarbeiterschaft. 

Dies haben wir über Fortbildung und Organisationsentwicklung im Rahmen 
eines einjährigen Pilotprojekts im Ministerium für Gesundheit und Soziales ver-
sucht zu realisieren, welches ich kurz darstellen möchte. Am Rande sei bemerkt, 
dass parallel auch in allen übrigen Ressorts der Landesregierung vielfältige Fortbil-
dungsmaßnahmen durchgeführt wurden, allerdings in der Regel vergleichsweise 
kurze, allgemeine Einführungsveranstaltungen. Bei der Konzipierung des Fortbil-
dungs-Pilotprojekts, welches von einem externen Beratungsteam durchgeführt 
wurde, legten wir einen umfassenden, ganzheitlichen Begriff von Gender 
Mainstreaming-Kompetenz zugrunde. Wir definieren die anzustrebende Gender 
Mainstreaming-Kompetenz als Fachkompetenz, Methodenkompetenz, soziale 
sowie personale Kompetenz. Zusammen genommen münden diese in  eine Hand-
lungskompetenz, die im Idealfall garantieren soll, dass nicht nur gleichstellungsre-
levante Aspekte erkannt werden, sondern diese Erkenntnisse auch in praktisches 
Handeln umgesetzt werden. 

Ein Wort noch zur personalen Kompetenz: die Erfahrung zeigt, dass die Per-
sönlichkeit, also die individuelle Ausgestaltung der eigenen Geschlechterrolle, na-
türlich eine Rolle spielt im Hinblick auf die Frage, ob und inwieweit ein Mitarbeite-
rin oder ein Mitarbeiter Gender Mainstreaming auch wirklich anwendet.  

Im Klartext heißt das: es gehörte auch zum Ansatz Sachsen-Anhalts, in der 
Fortbildung mit den persönlichen Biographien und Rollenverständnissen der Be-
schäftigten zu arbeiten, um sie für das Thema zu gewinnen. In der Praxis begannen 
wir dann im Sinne der „Top-down“-Strategie zunächst die Hausspitze zu sensibili-
sieren, also die Ministerin, den Staatssekretär sowie die Abteilungsleitungen des 
Ministeriums, die sich zwei Tage lang zur Fortbildung in Klausur begaben. Diese 
Veranstaltung war einer der größeren Erfolge im Prozess, weil damit ein Grund-
konsens der Führungsebene zur Unterstützung dieser Strategie vereinbart wurde. 
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Nach dieser Auftaktveranstaltung mussten alle weiteren Führungskräfte und 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unseres Ressorts obligatorische Einführungsver-
anstaltungen absolvieren, um sie für die aktive Mitarbeit im Projekt zu gewinnen. 
Damit letzteres – also die Motivation – gelang, mussten alle Beschäftigten zunächst 
persönlich und individuell sensibilisiert werden. Dazu gehörte auch zu beleuchten, 
wie die Beteiligten persönlich zur Geschlechterfrage stehen und wie sie privat und 
im Beruf Geschlechterverhältnisse leben, da sich beides direkt oder unterschwellig 
auf den Umgang mit Gender Mainstreaming auswirkt. Dieser persönliche Ansatz 
war – um es vorsichtig auszudrücken – für die Beteiligten sehr ungewohnt. In je-
dem Fall zeigte sich jedoch, dass ohne diese Klärung – auch des privaten Umgangs 
und Zugangs zu Geschlechterfragen eine motivierte Arbeit am Thema Gender 
nicht erreicht werden kann. 

Des weiteren gehörte zu dieser einführenden Sensibilisierungsphase, mit den 
Führungskräften – als zentralen Figuren des Prozesses – ausführlich deren Vorbe-
halte und Bedenken im Hinblick auf die Einführung von Gender Mainstreaming 
zu diskutieren.  

Und derer gab es nicht wenige: z.B. gab es sehr unterschiedliche Auffassun-
gen  über die Relevanz des Faktors Geschlecht für ihre jeweilige Facharbeit über-
haupt. Erörtert wurde des weiteren, welchen Rang das neue Steuerungsziel Gender 
Mainstreaming im Verhältnis zu anderen bislang prioritären Zielen einnehme oder 
ob die Ergebnisse von Gender Mainstreaming denn unmittelbar verwertbar wären 
sowie die Frage des Verhältnisses von Aufwand und Nutzen generell. 

Am Ende dieses intensiven Austauschs mit Mitarbeiterschaft und  Führungs-
kräften stand dann eine offene und konstruktive Atmosphäre, das Wagnis Gender 
Mainstreaming einzugehen. Nach dieser Startphase der Sensibilisierung und allge-
meinen Information folgte die Kernphase. Hier sollte die Verknüpfung von Gen-
der Mainstreaming mit den jeweiligen Fachaufgaben der Mitarbeiterinnen/Mit-
arbeiter bzw. der Abteilungen geleistet werden. Dazu wurden Arbeitsgruppen ge-
bildet. 

Ziel der über mehrere Monate arbeitenden Arbeitsgruppen war es, Gender 
Mainstreaming anhand von Fachbeispielen aus den Sachgebieten der Mitglieder 
konkret zu erproben. Dadurch sollte deutlich werden, dass die Geschlechterper-
spektive durchaus Relevanz hat für die Zuständigkeitsbereiche der Abteilungen. 
Außerdem sollten Arbeitshilfen für die jeweilige Abteilung entwickelt werden in 
Form von praktischen Leitfäden etc. Uns ging es aber nicht nur um sachliche Er-
gebnisse, sondern im Vordergrund stand der Prozess. Die gemeinsame Arbeit und 
Diskussion führte dazu, dass die Mitglieder ganz ernsthaft und  nicht selten das 
erste Mal rein sachbezogen über das Thema Gender kommunizierten und  sich mit 
den Ergebnissen identifizierten. Des weiteren – und dies ist ein Aspekt der Organi-
sationsentwicklung – bewirkte die Arbeit in den Gruppen an konkreten Vorhaben 
auch, dass abteilungsübergreifend kommuniziert und Ergebnisse entwickelt wur-
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den – wer Verwaltung kennt, weiß, dass das Seltenheitswert besitzt. Die Arbeits-
gruppen untersuchten z.T. erstmals die Themen Rettungswesen, Rehabilitation, 
Sportförderung, Kinder- und Jugendarbeit oder die Arbeitsmarkt- und Sozialbe-
richterstattung unter Geschlechteraspekten und entwickelten Arbeitshilfen. 

Diese Phase war entscheidend für den Erfolg des gesamten Prozesses. Denn 
wir waren zu Beginn des Projekts bereits davon überzeugt und haben das praktisch 
bestätigt bekommen, dass die Einführung von Gender Mainstreaming nur dann 
erfolgreich sein wird, wenn jeder Mitarbeiterin und jedem Mitarbeiter vermittelt 
wird, dass Gender Mainstreaming für die Erfüllung der jeweiligen Fachaufgabe 
wirklich etwas bringt. Wenn die Mitarbeiter/-innen an Beispielen aus ihrer konkre-
ten Arbeit erfahren, dass Gender Mainstreaming die Qualität und Effektivität der 
Erledigung ihrer Aufgabe erhöht, dann besteht auch eine große Chance , sie für die 
Mitarbeit in der Gleichstellungspolitik zu gewinnen. Die Bilanz des Pilotprojekts 
nach einem Jahr war dann auch im wesentlichen positiv. Für die meisten Teilneh-
menden an den Arbeitgruppen war danach klar, dass Gender Mainstreaming etwas 
mit ihrem Arbeitsgebiet zu tun hat und wie sie Gender-Aspekte identifizieren und  
in ihre Arbeit integrieren können. Das Klima für die Bearbeitung des Themas im 
Hause hatte sich verändert – es wurde auf eine sachliche Ebene gebracht und mit 
einem ernstzunehmenden Stellenwert versehen. 

Widerspiegelung des Erfolgs dieser aufwändigen Aktion ist auch, dass die 
Führungsriege unseres Hauses inzwischen davon überzeugt ist, dass sie Gender 
Mainstreaming durchgängig praktiziert – eine Meinung, die einer kritischen Be-
trachtung leider nicht ganz standhält. 

Das Sozialministerium war danach – auch mit einigem finanziellen Aufwand 
– komplett gegendert, andere Ressorts haben ihre Fortbildungsaktivitäten nicht so 
intensiv gestaltet oder gestalten können. Sie konnten im Rahmen ihres Fortbil-
dungsetats frei über ihre Fortbildungsangebote entscheiden. Es blieb dabei nicht 
aus, dass Fortbildungen in unterschiedlicher Qualität ‚eingekauft‘ wurden und die 
Bediensteten entsprechend unterschiedlich qualifiziert und motiviert wieder he-
rauskamen. Aufgrund dieser Erfahrungen haben wir inzwischen Qualitätskriterien 
für GM-Fortbildungsprozesse festgelegt, die wir den Ministerien als Empfehlung 
an die Hand gegeben haben. 

Ich möchte noch einmal zurück zu den  Säulen  kommen, auf denen Gender 
Mainstreaming fußt. Zwei davon haben wir mit diesem exemplarischen OE-Pro-
zess abgedeckt. Es bedarf noch einer weiteren wichtigen, um die Beschäftigten 
handlungsfähig zu machen: die Bereitstellung von geschlechterdifferenzierten Da-
ten und Informationen.  

Die Verwaltung dazu zu bewegen, ihre zahlreichen Statistiken, Berichte, Stu-
dien, Gutachten etc. geschlechterdifferenziert zu gestalten, ist ein großer Kraftakt. 
Zu viele Hürden werden aufgebaut, um nicht tätig werden zu müssen. Deshalb 
haben wir uns entschieden, zur Lösung des Statistikproblems  den Aufbau ein sog. 



 

 

34 Einführungen 

Gender Instituts Sachsen-Anhalt zu fördern, welches seit 2001 arbeitet und das 
erste dieser Art in der Bundesrepublik war3. Es soll eigene Gender-Forschung 
betreiben bzw. Informationen zu Gender-Wissen sammeln und weitervermitteln. 
Es  fungiert also als Dienstleister für die Verwaltung, wenn es um die Erschließung 
geschlechtsspezifischer Datenquellen geht sowie auch als Politikberatung  bei spe-
ziellen gendersensiblen Projekten. Des weiteren begleitet es den gesamten GM-
Prozess in der Landes- und auch Kommunalverwaltung kontinuierlich mit Bil-
dungsangeboten etc. 

Die Schaffung eines externen Supportleisters war eine der wichtigsten Ent-
scheidungen und Katalysatoren für die Einführung von Gender Mainstreaming 
überhaupt. Die Frauenabteilung unseres Hauses hätte viel zu wenig personelle 
Resourcen bereitstellen können, um den konzeptionellen, den Beratungs- sowie 
Bildungsbedarf alleine abzudecken. Natürlich bleibt immer noch die Aufgabe, 
insbesondere die nicht-offiziellen Geschäftsstatistiken der Verwaltung sukzessive 
nach Geschlechtern darzustellen. Und auch das wäre erst ein Grunderfordernis, 
um das endgültige Ziel zu erreichen: die Generierung von geschlechtersensiblen 
Indikatoren, die eigentlich für eine Beurteilung der Geschlechtergerechtigkeit von 
politischen Weichenstellungen notwendig sind. Nach zwei Jahren erfolgte eine 
Evaluierung der bisherigen Umsetzungsschritte.  

Die wichtigsten Erkenntnisse aus dieser ersten Einführungsetappe waren, 
dass wir eine zentrale und hochrangige Steuerungsgruppe für den Prozess in der 
Landesregierung benötigen und dass wir den Ansatz nicht so schnell flächende-
ckend einführen können, wie wir eigentlich annahmen. Deshalb gibt es jetzt seit 
knapp eineinhalb Jahren eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe, in der zwei 
Staatssekretäre und ansonsten Abteilungsleitungen bzw. Referatsleitungen sowie 
drei Gleichstellungsbeauftragte vertreten sind, die die weitere Umsetzung in den 
Häusern koordinieren sollen. 

Klar wurde auch, dass ohne ausreichenden Fortbildungsgrad der gesamten 
Mitarbeiterschaft der Landesverwaltung (und dieser ist ja aufgrund der unter-
schiedlichen Aktivitäten der Ressorts noch sehr heterogen) und ohne überzeugen-
de Beispiele, die belegen, dass Gender Mainstreaming wirklich mehr Qualität be-
deutet, der Ansatz nicht tatsächlich routinemäßig praktiziert werden kann. Deshalb 
haben wir in den wichtigsten Handlungsfeldern der Verwaltung 10 Anwendungs-
projekte begonnen.  
 

                                                      
3 Gender Institut Sachsen-Anhalt (G/I/S/A): http://www.g-i-s-a.de (Zugriff am 18.11.2005). 
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Es handelt sich um Projekte in folgenden Bereichen: 

 normprüfende, -gebende und evaluierende Maßnahmen, 
 Maßnahmen der Verwaltung mit externer Wirkung, 
 Vorhaben der Verwaltungsreform und verwaltungsinterne Maßnahmen. 
 Jedes Ministerium sollte möglichst zwei, mindestens jedoch ein Anwen-

dungsprojekt durchführen. 

Im Ergebnis erhoffen wir uns von den Anwendungsprojekten  Verfahren, Leitfä-
den und Kriterienkataloge  entwickeln zu können  die im weiteren dann den Trans-
fer in Verwaltungsroutinen erlauben. 

Zum Beispiel liegt das Ergebnis des Anwendungsprojekts ‚Gender Mainstrea-
ming bei Kabinettsvorhaben‘ inzwischen schon vor. Es ist eine qualifizierte Ar-
beitshilfe, die alle BearbeiterInnen künftig in die Lage versetzt, Kabinettsvorlagen 
auf ihre gleichstellungspolitischen Wirkungen hin zu überprüfen. Das Kabinett hat 
diese jüngst auch beschlossen, so dass sie alle Ressorts verbindlich anwenden müs-
sen. Ein anderes Projekt befasst sich mit einem geschlechtersensiblen Gesund-
heitsmanagement bei der Polizei. Der geleistete Transfer soll darin bestehen, all-
gemeine Empfehlungen für eine geschlechtersensible betriebliche Gesundheitsför-
derung zu erarbeiten, von denen dann alle Personalreferate der Landesverwaltung 
profitieren können. Ein weiteres Projekt beschäftigt sich mit der geschlechtersen-
siblen Gestaltung der Sportförderung des Landes. Mit dem Landessportbund, der 
im Auftrag und mit Mitteln des Landes Sportfördermittel vergibt, wurde über eine 
Vereinbarung verhandelt, die u.a. gender-sensible Wirkungsziele und Kennziffern 
enthält. Diese Vereinbarung wird heute der Öffentlichkeit vorgestellt und kann – 
mit entspr. Abstrahierung – als Grundlage für alle Leistungsverträge des Landes in 
allen Förderbereichen dienen. 

Eines der interessantesten und anspruchvollsten Anwendungsprojekte stellt 
das Vorhaben des Kultusministeriums dar, Gender Mainstreaming im Kontext der 
neuen Steuerungselemente an den Hochschulen zu etablieren. Erfreulicherweise 
wurde dieses Projekt vom Kultusministerium selbst vorgeschlagen. Es geht dabei 
darum, Zielvereinbarungen und leistungsorientierte Mittelvergabe auf ministerieller 
und institutioneller Ebene in ein Gesamtkonzept einer Hochschulsteuerung einzu-
betten, die auch auf Chancengleichheit abzielt. Das Projekt wird fachlich begleitet 
von HoF und ich bin zuversichtlich, dass es unter einem Kultusminister, der aus 
diesem Institut kommt, nächstes Jahr erfolgreich abgeschlossen werden kann. (Sie-
he auch den Beitrag von Regina Metzger in diesem Band) 

Auch diese Maßnahmen werden nicht unbedingt zum durchschlagenden Er-
folg führen, wenn nicht gleichzeitig ein Controlling etabliert wird. Wir haben in 
den letzten vier Jahren erlebt, dass viele Vorhaben, die man aufgrund von Gender 
Mainstreaming angehen wollte, zu Papier gebracht wurden und auch dort blieben. 
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Es ist also notwendig, dass es eine Kontrolle gibt, ob und wenn ja, wie etwas um-
gesetzt wurde. 

In Sachsen-Anhalt haben wir ein solches gleichstellungspolitisches Control-
ling  jetzt in ein bestehendes digitales Überwachungs-System bei der Staatskanzlei 
integriert. Die größte Herausforderung der nächsten Zukunft besteht darin, dann 
wirklich den Schritt zur Routineanwendung von Gender Mainstreaming zu bewäl-
tigen. Dafür hat meines Wissens noch keine Verwaltung – auch nicht der Bund – 
ein Patentrezept entwickelt. Dazu beitragen könnte die Festlegung und Verbind-
lichkeitserklärung von gleichstellungspolitischen Zielen für alle Politikbereiche, die 
ja mit Gender Mainstreaming als ergebnisoffener Methode gerade nicht geleistet 
werden kann. Mit der zunehmenden Etablierung von Controlling und Qualitäts-
entwicklungsprozessen in der Verwaltung sehe ich eine gute Chance dafür. 
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I. Europäische und staatliche Ebene 
   

 
 
 
Isabel Beuter 

Neue Tendenzen der europäischen Gleichstellungspolitik 
und die „European Platform of Women Scientists“ 
 
 
Die Europäische Kommission ist seit vielen Jahren eine treibende Kraft bei der 
Umsetzung von Chancengleichheit in allen Politikfeldern. In der Wissenschaftspo-
litik stellen aktuell der Bologna-Prozess und der bevorstehende Wechsel vom 6. 
zum 7. Europäischen Forschungsrahmenprogramm als Teil der Schaffung eines 
Europäischen Forschungsraums die Europäische Gleichstellungspolitik vor neue 
Herausforderungen. Der folgende Beitrag zeigt zunächst einige aktuelle Entwick-
lungen der Europäischen Gleichstellungspolitik auf. Im zweiten Teil wird mit der 
European Platform of Women Scientists ein konkretes Vorhaben vorgestellt, dass 
Wissenschaftlerinnen in Europa unterstützen und ihnen in der Europäischen Wis-
senschafts- und Forschungspolitik eine stärkere Stimme verleihen soll. 
 
1. Europäische Gleichstellungspolitik 
 
Weitreichenden Einfluss auf die Reformen nicht nur innerhalb der deutschen 
Hochschullandschaft haben die Beschlüsse auf europäischer Ebene, die unter den 
Begriffen „Bologna-Prozess“ 1 und „Lissabon-Prozess/Europäischer Forschungs-
raum“2 zusammengefasst werden. Ziel des Bologna-Prozesses ist dabei die Schaf-
fung einer „European Area of Higher Education“, Ziel des Lissabon-Prozesses ist 

                                                      
1 Informationen der Europäischen Kommission zum Bologna-Prozess finden sich unter 
http://europa.eu.int/comm/education/policies/educ/bologna/bologna_en.html (Zugriff am 
18.11.2005), weitergehende Informationen finden sich zudem unter http://www.bologna-
bergen2005.no. (Zugriff am 18.11.2005). 
2 Informationen der Europäischen Kommission zur Schaffung des Europäischen Forschungsraums 
finden sich unter http://europa.eu.int/comm/research/era/index_de.html (Zugriff am 18.11.2005). 
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die Schaffung der „European Research Area“3. Als Grundlagen werden die Har-
monisierung der Hochschulabschlüsse und die Schaffung größerer Mobilität für 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler innerhalb Europas angesehen. Für die 
Durchsetzung der Gleichstellung von Frauen und Männern im Hochschulbereich 
wurde dabei vor allem das Bekenntnis zu Gender Mainstreaming im Abschlusstext 
der Bologna-Folgekonferenz in Berlin 2003 als großer Erfolg verbucht. Es gelang 
zwar nicht, auch auf der zweiten Folgekonferenz in Bergen 2005 einen ähnlichen 
Passus zu verabschieden; Gender Mainstreaming bleibt jedoch seit der Ratifizie-
rung des Vertrags von Amsterdam verbindliche Strategie innerhalb der Europäi-
schen Union und sollte daher auch ohne explizite Nennung konsequent verfolgt 
werden.4 Eine genauere Betrachtung einzelner Maßnahmen im Bereich der For-
schungs- und Wissenschaftspolitik zeigt, dass neben dem Bekenntnis zur Strategie 
des Gender Mainstreaming die konkrete Umsetzung zwar in speziellen Maßnah-
men, jedoch noch nicht zwingend in allen Maßnahmen und Initiativen ihren Nie-
derschlag findet.  
 
1.1 Beispiele der möglichen Institutionalisierung 
 
Im Rahmen des Bologna-Prozesses und der Schaffung eines Europäischen For-
schungsraums sind drei Ebenen hervor zu heben, bei denen die Beachtung der 
Gender Mainstreaming Strategie besondere Bedeutung erhält: 

a) die Harmonisierung der Studienabschlüsse, d.h. in Deutschland die Einfüh-
rung von BA-/MA-Studiengängen, 

b) die Einrichtung so genannter Mobilitätsportale und 
c) die Empfehlung für eine „European Charta for Researchers and the Code of 

Conduct for their Recruitment“. 
 
Zu a) BA-/MA-Studiengänge: 
Die Einführung neuer Studienabschlüsse und damit die Entwicklung neuer Stu-
diengänge bietet grundsätzlich die Möglichkeit, Gender Mainstreaming vom Be-
ginn einer Entwicklung an mit zu denken und anzuwenden. Das CEWS hat daher 
im September 2004 ein Positionspapier zur Umsetzung des Bologna-Prozesses in 
Deutschland heraus gegeben, das vor allem mögliche Gender-Aspekte bei der 
Akkreditierung neuer Studiengänge aufzeigt (CEWS 2005). Dabei wird deutlich, 

                                                      
3 Lissabon wird darüber hinaus in der Diskussion häufig mit dem 3 Prozent-Ziel verbunden, das die 
Mitgliedsstaaten der EU auffordert, ihre Ausgaben für Forschung und Entwicklung bis 2010 auf 3 
Prozent des Bruttoinlandproduktes zu heben. 
4 Eine Einführung in Gender Mainstreaming und seine Entstehungsgeschichte geben Lind/Löther 
2001. 
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dass bis dato nur wenige Ansätze zur Geschlechtergerechtigkeit zu finden waren, 
obgleich mögliche Ansatzpunkte aufgezeigt werden konnten.5 
 
Zu b) Mobilitätsportale: 
Die, eingebettet in ein Projekt im 6. Forschungsrahmenprogramm, national verwal-
teten Mobilitätsportale unterscheiden sich in ihren jeweiligen Angeboten, wobei 
Informationen zur Kinderbetreuung zum Standard gehören. Nur einige Portale 
bieten hingegen spezielle Informationen oder Verlinkungen zum Thema „Frauen 
in Wissenschaft und Forschung“.6  
 
Zu c) Charta: 
Die Empfehlung der Kommission zur „European Charta for Researchers and the 
Code of Conduct for their Recruitment“ beinhaltet u.a. einen Passus über „Nicht-
diskriminierung“ und einen Passus über ein „Ausgewogenes Verhältnis von Män-
nern und Frauen am Arbeitsplatz“. Gerade im Bereich der Rekrutierung werden 
jedoch keine darüber hinaus gehenden inhaltlichen Aspekte aufgezeigt.7 
 
1.2 Institutionalisierung durch Generaldirektionen der  

Europäischen Kommission 
 
Für die Durchsetzung der Gleichstellung von Frauen und Männern sind innerhalb 
der Europäischen Kommission vor allem zwei Generaldirektionen zu nennen, 
deren Maßnahmen und Initiativen für den Bereich Wissenschaft und Forschung zu 
beachten sind.  

Dies ist zum einen die Generaldirektion Beschäftigung, soziale Angelegenhei-
ten und Chancengleichheit, zum anderen die Generaldirektion Forschung, in der 
u.a. die Durchführung der Forschungsrahmenprogramme angesiedelt ist. Die Ge-
neraldirektion Beschäftigung, soziale Angelegenheiten und Chancengleichheit hat 
das Jahr 2007 zum Jahr der Chancengleichheit ausgerufen und will damit die The-
matik in den Blickpunkt Europäischer Politik rücken. Einer der Höhepunkt wird 
die Eröffnung eines Instituts für Gleichstellungsfragen sein, das für eine Laufzeit 
von sieben Jahren mit rund 52 Millionen € ausgestattet wird. Ziel des Instituts ist 
es, „die Gemeinschaftsinstitutionen, insbesondere die Kommission, und die Be-
hörden der Mitgliedstaaten in der Bekämpfung der Diskriminierung aus Gründen 

                                                      
5 Dies bestätigen auch die von der Bundeskonferenz der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten 
BuKoF verabschiedeten Positionen zum Bologna-Prozess, die unter www.bukof.de zur Verfügung 
stehen. 
6 Links zu allen nationalen Mobilitätsportalen unter http://europa.eu.int/eracareers/index_en. 
cfm?l1=8 (Zugriff am 15.08.2005). 
7 Download der deutschen Fassung unter http://europa.eu.int/eracareers/pdf/C(2005) 
576%20DE.pdf (Zugriff am 15.08.2005). 
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des Geschlechts, der Förderung der Geschlechtergleichstellung und der Sensibili-
sierung der EU-Bürgerinnen und -Bürger für Gleichstellungsfragen zu unterstüt-
zen“ (Europäische Kommission 2005a, S.14).  

Während das Institut für Gleichstellungsfragen sich damit der Gleichstellung 
der Geschlechter am Arbeitsmarkt allgemein widmen soll, zielen die Initiativen der 
Generaldirektion Forschung speziell auf Frauen in Wissenschaft und Forschung. 
Positiven Einfluss bis in die einzelnen Mitgliedsstaaten kann hier vor allem der 
„Women and Science Unit“ zugeschrieben werden, die inzwischen der Abteilung 
„Science and Society“ zugeordnet ist. Von hier gingen und gehen wertvolle Impul-
se für Frauen in Wissenschaft und Forschung aus. Ein aktuelles Beispiel ist das 
Staff Working Paper der Europäischen Kommission vom 11.März 2005 „Women 
and Science: Excellence and Innovation – Gender Equality in Science“. Für die 
Vergangenheit sind vor allem die diversen Expert Groups (ETAN, ENWISE, 
WIR – Women in Industrial Research) zu nennen, die einen wesentlichen Beitrag 
zum Verständnis der jeweiligen Situation von Wissenschaftlerinnen in den Mit-
gliedsstaaten der EU geliefert haben.8 
 
2. The European Platform of Women Scientists EPWS 
 
Basierend auf einer Machbarkeitsstudie der Europäischen Kommission aus dem 
Jahr 2003 reichte das Kompetenzzentrum Frauen in Wissenschaft und Forschung 
CEWS im Rahmen eines entsprechenden Calls einen Antrag im 6. Europäischen 
Forschungsrahmenprogramm ein, der Ende 2004 zum Vertragsabschluss über den 
Aufbau der „European Platform of Women Scientists“ mit der Europäischen 
Kommission führte. Mit der Unterstützung namhafter Wissenschaftlerinnen aus 
ganz Europa in Form eines Founding Boards begann die Arbeit an der EPWS im 
Februar 2005.  
 
2.1 Networking the Networks 
 
Der Aufbau der European Platform of Women Scientists (kurz: EPWS), der von 
der Europäischen Kommission mit knapp 2 Millionen € als Anschubfinanzierung 
unterstützt wird, verfolgt das Ziel, die zahlreich vorhandenen Netzwerke von und 
für Wissenschaftlerinnen innerhalb Europas besser zu vernetzen und ihren Anlie-
gen dadurch mehr Gewicht zu verleihen. Diese Arbeit, häufig als „Networking the 
Networks“ bezeichnet, umfasst darüber hinaus das Ziel, Wissenschaftlerinnen in 
Europa für Fragen der Europäischen Wissenschafts- und Forschungspolitik zu 

                                                      
8 Informationen zu den Expert Groups und Download-Angebote der jeweiligen Berichte sind über 
die Homepage der Women and Science Unit http://europa.eu.int/comm/research/science-society/ 
women-science/women-science_en.html (Zugriff am 18.11.2005) zu erreichen. 
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sensibilisieren, ihnen ihre Einwirkungsmöglichkeiten aufzuzeigen und sie zu befä-
higen, diese Möglichkeiten mit Nachdruck zu nutzen. Zielgruppen sind in erster 
Linie bereits agierende Netzwerke für und von Wissenschaftlerinnen. Darüber 
hinaus sollen einzelne Wissenschaftlerinnen angesprochen werden, die sich vernet-
zen möchten oder Informationen über ihre bestehenden Netzwerke hinaus su-
chen.  
 
2.2 Struktur der EPWS 
 
Die EPWS stützt sich auf drei Pfeiler: eine Mitgliedsorganisation, ein Sekretariat 
mit Sitz in Brüssel und eine elektronische Kommunikationsplattform.  
 
Die Mitgliedsorganisation: 
Grundpfeiler der EPWS ist eine gemeinnützige Mitgliederorganisation nach belgi-
schem Recht, in der sich Netzwerke, individuelle Mitglieder und unterstützende 
Organisationen zusammenschließen können. Die Schaffung der rechtlichen Rah-
menbedingungen, z.B. der Satzungsentwurf zur Zulassung einer solchen Organisa-
tion in Belgien, umfasst dabei einen wesentlichen Teil der Aufbauarbeit durch das 
Kompetenzzentrum Frauen in Wissenschaft und Forschung CEWS. Um von Be-
ginn an die Einbindung zahlreicher Netzwerke sicher zu stellen, hat sich das 
CEWS in der Vorbereitung des Projektes erfolgreich darum bemüht, hochrangige 
Wissenschaftlerinnen aus den europäischen Partnerländern für die Mitwirkung in 
einem „Founding Board“ zu gewinnen. Darunter sind u.a. die Physikerin und Mit-
begründerin des französischen Netzwerks „Femmes et Science“ Prof. Claudine 
Hermann, École Polytechnique Paris, die Biologin und Mitglied des nationalen 
Forschungsrates Dr. Flavia Zucco, Vorsitzende des italienischen Wissenschaftle-
rinnen-Netzwerks Donne e Scienza, die bulgarische Atomphysikerin Prof. Ana 
Proykova, Vorsitzende der IUPAP Working Group on Women in Physics, die 
Historikerin und erfahrene Gender Mainstreaming-Spezialistin Prof. Mineke 
Bosch, Universität Maastricht, die bereits zahlreiche Projekte für die Europäische 
Kommission durchgeführt hat, sowie die Geschäftsführerin des CEWS, Dr. Brigit-
te Mühlenbruch. Für die inhaltliche Arbeit in der Mitgliederorganisation sind meh-
rere Komitees vorgesehen, ergänzt durch ein gewähltes „Board of Administrati-
on“, aus dessen Mitte das „Executive Committee“ mit einer Präsidentin gewählt 
werden. 
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Das Sekretariat in Brüssel: 
Um die Mitgliederorganisation der EPWS zu unterstützen, wird in Brüssel ein 
Büro mit festen Mitarbeiterinnen aufgebaut. Geführt von der Generalsekretärin 
der EPWS, sollen hier Referentinnen für die Bereiche „Networking“ und „Re-
search Policy“ aktiv werden, um für und mit den Netzwerken die Ziele der EPWS 
zu verfolgen. Die Elektronische Kommunikationsplattform wird durch eine Refe-
rentin für den Bereich Informationsmanagement unterstützt. Um schließlich den 
personellen Fortbestand der EPWS zu sichern, ist zudem eine Position „Fund 
Raising“ vorgesehen, auf der sich eine Mitarbeiterin der finanziellen Absicherung 
der Verstetigung der EPWS widmet.  
 
Die Elektronische Kommunikationsplattform: 
Da die Wissenschaftlerinnen und ihre Netzwerke auf ganz Europa verteilt sind, 
soll eine elektronische Kommunikations- und Informationsplattform die kontinu-
ierliche Zusammenarbeit ermöglichen und unterstützen. Diese Plattform wird in 
enger Zusammenarbeit mit dem CEWS von der Arbeitsgruppe Digitale Medien in 
der Bildung (dimeb) an der Universität Bremen unter der Leitung von Professorin 
Heidi Schelhowe entwickelt. Über die Domain www.epws.org wird zunächst In-
formation über die EPWS und den Stand der Aufbauarbeiten zur Verfügung ge-
stellt. Mittelfristig soll neben dem Download von Informationen für die einzelnen 
Mitgliedsnetzwerke z.B. auch das Uploading von Informationen ermöglicht wer-
den. Weitere Angebote sollen je nach Nachfrage der Mitgliedsnetzwerke entwickelt 
werden. Durch die Einrichtung geschützter Räume kann später auch die Vorberei-
tung und Durchführung von Treffen virtuell gestaltet werden, um damit Kosten 
und Zeit zu sparen.  
 
3. Ausblick 
 
Formell hat die Europäische Union durch die Verpflichtung zu Gender Main-
streaming im Vertrag von Amsterdam die Voraussetzungen geschaffen, um der 
Gleichstellungspolitik in den Mitgliedsstaaten, nicht nur im Bereich Forschungs- 
und Wissenschaftspolitik, entsprechendes Gewicht zu verleihen. Wie gering dieser 
Einfluss in der alltäglichen Praxis ist, zeigt u.a. das hier angeführte Beispiel der 
Reform der Studiengänge an deutschen Hochschulen. Im Hinblick auf die Einfüh-
rung des siebten Forschungsrahmenprogramms haben aktuell die Diskussionen 
um eine Entbürokratisierung der Antragsverfahren u.a. durch den Wegfall horizon-
taler Themen wie Gender gezeigt, dass auch zwischenzeitliche Erfolge keine Ver-
stetigung garantieren. Hier ist es wichtig, dass sich im Rahmen der offenen Kon-
sultationen der Europäischen Kommission auch deutsche Einrichtungen wie das 
CEWS oder die BuKoF beteiligen und derartige Entwicklungen zu verhindern 
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suchen. Vor diesem Hintergrund kommt dem Aufbau der European Platform of 
Women Scientists EPWS umso größere Bedeutung zu, als damit eine starke und 
einflussreiche Organisation geschaffen werden kann, die sich nachhaltig für Frauen 
in Wissenschaft und Forschung einsetzt. Um jedoch Frauen und Männer frühzeitig 
für Gleichstellungsfragen zu sensibilisieren, müssen die Umstrukturierungsprozes-
se im Hochschulbereich im Sinne von Gender Mainstreaming so genutzt werden, 
dass Gender-Fragen und gleichstellungspolitische Ziele in allen Bereichen instituti-
onalisiert sind, von den Studieninhalten bis zur Verwaltung. Nur damit gelingt die 
Schaffung eines akademischen Selbstverständnisses für die Durchsetzung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern als nachhaltig zu verfolgendes Ziel. Nicht 
zuletzt gilt: so wichtig es ist, die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Politi-
kerinnen und Politiker von heute davon zu überzeugen, so sicher steht auch fest, 
dass die Studierenden von heute die Entscheidungsträgerinnen und Entschei-
dungsträger von morgen sind. Die Impulse, die von der Europäischen Kommissi-
on ausgehen, eignen sich dabei durchaus als Folien und Referenzen für das eigene 
Handeln und die politische Durchsetzung von Positionen. 
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Irene Pimminger 

Implementierung von Gender Mainstreaming 

Grundsätzliche Überlegungen und praktische Erfahrungen 
 
 
Gender Mainstreaming als Begriff und Strategie hat mittlerweile, ausgehend von 
der internationalen Entwicklungspolitik über die EU zu den EU-Mitgliedstaaten, 
eine beachtliche Karriere gemacht. In den Jahren, in denen diese Strategie inzwi-
schen entwickelt und erprobt wird, wurde ein Erfahrungshintergrund geschaffen, 
vor dem deutlich gemacht werden kann, wie eine fundierte Implementierung und 
Umsetzung aussehen kann, welche Herausforderungen darin liegen und welche 
Voraussetzungen dafür notwendig sind.  

Vor dem Hintergrund meiner Erfahrungen im Bereich Arbeitsmarktpolitik 
und EU-Strukturfonds, aber auch weiterer Politik- und Handlungsbereiche möchte 
ich im Folgenden einige grundsätzliche Überlegungen zu Gender Mainstreaming 
anstellen und einige wesentliche Erfolgsfaktoren aber auch Fallstricke der Imple-
mentierung skizzieren.  

Meinen Ausführungen möchte ich eine kritische Bilanz vorausschicken. Es 
sind einige Überlegungen, die sich vielleicht nicht in unmittelbare Praxisanleitun-
gen ummünzen lassen, sich in der Umsetzung aber immer wieder als äußerst pra-
xisrelevant herausgestellt haben, und die Bedeutung einer wirklich substanziellen 
Implementierung von Gender Mainstreaming unterstreichen sollen.  

Gender Mainstreaming ist eine gleichstellungspolitische Strategie, die jedoch 
nicht mit Gleichstellungspolitik identisch ist, und diese auch nicht ersetzen kann. 
Weitgehend durchgesetzt (wenn nicht explizit, dann in der konkreten Praxis) hat 
sich ein Verständnis von Gender Mainstreaming als ein Bündel an Instrumenten 
zur Verbesserung von Verwaltungshandeln in gleichstellungspolitischer Hinsicht. 
Die häufig zu beobachtende Gleichsetzung von Gender Mainstreaming mit 
Gleichstellungspolitik bedeutet praktisch eine Reduktion von Gleichstellungspoli-
tik auf Verwaltungshandeln, und gerade deswegen kommt die Gender Mainstrea-
ming Umsetzung immer wieder sehr rasch an ihre Grenzen. Denn die Wirkung 
und der Umsetzungserfolg von Gender Mainstreaming hängen von der Sphäre des 
Politischen ab, von einer aktiven und starken Gleichstellungspolitik der jeweils 
politisch Verantwortlichen. 

Beispielsweise werden mit den gegenwärtigen Bemühungen der Umsetzung 
von Gender Mainstreaming in der Arbeitsmarktpolitik praktische Verbesserungen 
für Frauen erzielt, etwa bessere Zugangschancen zu arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen durch eine zunehmend geschlechtssensible Gestaltung, die geschlechts-
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spezifische Teilnahmebarrieren zu berücksichtigen sucht. Die Beschäftigungs- und 
Sozialpolitik zeichnet sich demgegenüber jedoch insgesamt durch Ignoranz gegen-
über gleichstellungspolitischen Anliegen aus. 

Vor diesem Hintergrund lässt sich auch die Beobachtung verorten, dass sich 
die Hoffnung auf eine gleichstellungsorientierte Transformation des „Main-
streams“ durch Gender Mainstreaming weniger erfüllt, als dass es eher zu einer 
Anpassung von gleichstellungspolitischen Zielen und Forderungen an den „Main-
stream“ kommt. Anstatt Politiken und Maßnahmen in ihrer Kernsubstanz und 
prinzipiellen Ausrichtung zu hinterfragen, lässt sich bei Gender Mainstreaming 
Umsetzungsbemühungen meist die Tendenz feststellen, letztlich nicht mehr als ex 
post Gleichstellungskosmetik zu betreiben. Wenn Ziele, Ausrichtung und Maß-
nahmen längst feststehen, darf im Nachhinein noch der eine oder andere Verbes-
serungsvorschlag eingebracht werden – da, wo es nicht an die Substanz geht und 
nicht wirklich weh tut.  

Gender Mainstreaming kann also leicht eine Gleichstellungsrhetorik beför-
dern, mit der man sich einfach – und folgenlos – Gleichstellungsengagement an 
den Revers heften kann. Dabei wird Gender Mainstreaming meist nur an Neben-
schauplätzen zugelassen, während grundlegende politische Entscheidungen davon 
unberührt bleiben. Entgegen dem Konzept der umfassenden Integration mit 
nachhaltig transformatorischer Wirkung zeichnet sich vielmehr ein „Paralleluniver-
sum Gender Mainstreaming“ als geduldete Spielwiese ab. 

Mit dieser einleitenden kritischen Bilanz möchte ich wieder einmal dringend 
darauf aufmerksam machen, wie wichtig es ist, die Grundvoraussetzungen für eine 
wirksame Implementierung von Gender Mainstreaming im Blick zu haben und 
immer wieder einzufordern. Denn Gender Mainstreaming ist vor allem deshalb so 
leicht zu banalisieren, weil es als Strategie per se inhaltsleer und substanzlos ist. 
Deswegen erfordert Gender Mainstreaming in und für jeden spezifischen Kontext 
eine sehr genaue inhaltliche wie auch strukturelle Operationalisierung.  

„Inhaltliche Operationalisierung“ bedeutet in erster Linie, Gleichstellungszie-
le zu formulieren und festzulegen, sowohl Leitziele (Was verstehen wir unter 
Gleichstellung und was heißt das genau im jeweiligen Handlungsfeld?) als auch 
operative Handlungs- und Wirkungsziele (was soll mit einem konkreten Programm 
oder Projekt erreicht werden?). Damit wird ein verbindlicher Referenzrahmen und 
Bewertungsmaßstab für die Gender Mainstreaming Umsetzung geschaffen. Auch 
wenn dies selbstverständlich klingen mag, viele Umsetzungsbemühungen kranken 
daran am meisten.  

Mit „struktureller Operationalisierung“ meine ich die Präzisierung und Fest-
legung der Umsetzungsverfahren sowie der organisatorischen Verankerung von 
Gender Mainstreaming, und damit die Schaffung der notwendigen Voraussetzun-
gen und Rahmenbedingungen für die verbindliche und kontinuierliche Umsetzung.  
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Der Erfolg von Gender Mainstreaming hängt davon ab, wieweit diese inhalt-
liche und strukturelle Operationalisierung gelingt.  

In meinen weiteren Ausführungen möchte ich mich nun auf die „strukturelle 
Operationalisierung“ konzentrieren. Als wesentliche Grundvoraussetzungen der 
Implementierung und Umsetzung von Gender Mainstreaming haben sich hierbei 
folgende Punkte herauskristallisiert:  

 Konkrete und verbindliche Vorgaben integriert im allgemeinen formalen Re-
gelwerk einer Institution, sowohl was die Ziele von Gender Mainstreaming als 
auch die praktischen Umsetzungsverfahren betrifft. Allgemeine Absichtserklä-
rungen, bei denen es häufig bleibt, sind für eine wirkungsvolle Implementie-
rung zu wenig. 

 Klare formalisierte Regelung der Verantwortung und Zuständigkeiten. Ein 
allgemeines Postulat, dass alle für die Umsetzung zuständig seien, bedeutet in 
der Praxis, dass es niemand ist – ein allseits bekanntes Phänomen. 

 Verbindliche Verankerung in den Strukturen und Kernprozessen einer Institu-
tion oder eines Handlungskontextes. Von zentraler Bedeutung ist, dass die In-
tegration in die Systemlogik einer Institution gelingt, in die Kernstrukturen 
sowie die Entscheidungs- und Steuerungsprozesse. 

Was lehrt uns die bisherige Praxis dabei über Erfolgsfaktoren und Fallstricke? Ich 
beginne mit einigen typischen Fallstricken, die sich in verschiedenen Bereichen 
immer wieder gezeigt haben, um anschließend nach Erfolgsfaktoren zu fragen.  

Ein immer wieder zu beobachtendes Phänomen ist das – ich nenne es einmal 
so – „Beauftragten-Syndrom“. Strukturelle Implementierungsbemühungen begin-
nen und enden oft mit der Ernennung einer (in sehr seltenen Fällen eines) Gender 
Mainstreaming Beauftragten, um in der Folge alles, was irgendwie mit dem Thema 
Gender Mainstreaming, Gleichstellung und Frauen zu tun hat, auf diese abzu-
schieben. Wenn dann zusätzlich, wie es oft der Fall ist, weder die zeitlichen noch 
die finanziellen Ressourcen ausreichen, führt das nicht nur zum Burn-out der 
betreffenden Einzelkämpferinnen, sondern die Gender Mainstreaming Umsetzung 
insgesamt auf das Abstellgleis.  

Die Sinnhaftigkeit einer Gender Mainstreaming Beauftragten, Arbeitsgruppe 
oder sonstigen Konstellation, von der ich prinzipiell absolut überzeugt bin, lässt 
sich noch auf weitere immer wieder zu beobachtende Weisen ad absurdum führen. 
Indem beispielsweise weder ihre Aufgaben noch Kompetenzen klar geregelt sind, 
sie aus den wesentlichen Informationsflüssen und Entscheidungsprozessen außen 
vor gehalten wird oder zwar an Gremien teilnehmen darf, aber weder über ein 
verbindliches Mitspracherecht verfügt noch sich aufgrund ihrer sonstigen Position 
in der Institution überzeugend einbringen kann.  

Ein weiterer Fallstrick können Pilotprojekte sein, wobei ich hier ebenso von 
ihrer prinzipiellen Sinnhaftigkeit ausgehe. Wenn sie jedoch singuläre Ereignisse 
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bleiben, ohne dass von Beginn an klar ist, wie und wann die verbindliche Übertra-
gung der hier gewonnenen Erfahrungen in den Regelbetrieb erfolgen soll, kann das 
ebenso zu einem Abschieben der Gender Mainstreaming Umsetzung in Nischen-
bereiche führen.   

Schwierigkeiten bereitet zudem unsystematisches Vorgehen. Immer wieder 
geht es erst einmal darum, „Feuerwehr“ zu spielen oder überhaupt einmal einen 
ersten Schritt zu setzen (oft sind das dann Gender Trainings), ohne zu wissen, was 
der zweite und die weiteren Schritte sein sollen – weil sowohl diesbezügliche Ver-
einbarungen als auch Ressourcen fehlen. Eine nachhaltige Implementierung wird 
so aber schwer erreicht. Ein systematischer und verbindlicher Aktions- oder Imp-
lementierungsplan mit konkreten Arbeitsschritten, verbindlichen Vereinbarungen 
und einem Zeitplan ist überaus hilfreich und sehr zu empfehlen! 

Wie sich an diesen Beispielen noch einmal unschwer erkennen lässt, geht es 
vor allem darum, inwieweit eine nachhaltige Integration von Gender Mainstrea-
ming in die Strukturen und Prozesse einer Institution gelingt.  

Was sind nun Erfolgsfaktoren einer gelungenen Gender Mainstreaming Imp-
lementierung? Dazu möchte ich als Beispiel kurz das Arbeitsmarktservice Öster-
reich (AMS)1 nennen, das nicht nur die Agenden der Arbeitslosenversicherung 
verwaltet, sondern auch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen umsetzt – ein Er-
folgsmodell der Gender Mainstreaming Implementierung bei allen Vorbehalten, 
was die praktische Umsetzung in den Mühen der Ebenen anbelangt. Als good 
practice Beispiel dient das AMS in meinen Augen deshalb, weil hier das Vordrin-
gen in Kernprozesse der Steuerung und des Managements der Institution versucht 
worden und bisher auch ganz gut gelungen ist.  

 Die Institution funktioniert nach dem Prinzip des „Managing by Objectives“. 
Die Prozesse der Zielvereinbarungen und davon abgeleiteten Programmpla-
nungen sind also das zentrale Steuerungsinstrument. Die Integration von 
Gender Mainstreaming in diese Planungsprozesse und die daraus hervorge-
hende Zielarchitektur war eine wichtige Aufgabe in den Implementierungs-
bemühungen.  

 Gender Mainstreaming Kriterien und Bewertungsverfahren wurden in zentra-
le Richtlinien, die das verbindliche Regelwerk der Institution darstellen, inte-
griert. Grundlage dafür war und ist ein intensiver Entwicklungs- und Diskus-
sionsprozess über die Formulierung, Auswahl und Festlegung dieser Krite-
rien.  

 Zudem ging man die Integration von Gender Mainstreaming in das Quali-
tätsmanagement der Institution an.  

                                                      
1 http://www.ams.or.at (Zugriff am 18.11.2005). 
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Entscheidend für das erfolgreiche Ansetzen an und Vordringen in diese Kernme-
chanismen der Institution war in erster Linie die Unterstützung durch die oberste 
Leitungsebene und verschiedene Schlüsselkräfte. Die Implementierung von Gen-
der Mainstreaming, das bestätigt sich immer wieder, steht und fällt mit dem Enga-
gement der Führungsebene, unterstützt von kompetenten Gleichstellungsstruktu-
ren. Unterstützend wirkte sich dabei aus, dass die Institution auf eine Tradition der 
Frauenförderung zurückblicken und bei der Gender Mainstreaming Implementie-
rung auf eine bisherige starke frauenpolitische Struktur aufbauen konnte. Dies 
bestätigte sich auch im Vergleich zu anderen in die Umsetzung des Europäischen 
Sozialfonds in Österreich involvierten Institutionen, die nicht auf solche bestehen-
de innerinstitutionellen Strukturen zurückgreifen konnten und wesentlich langsa-
mer in der Gender Mainstreaming Implementierung vorankommen. Ein wesentli-
cher Aspekt bei dem Rückgriff auf bestehende Frauenförderstrukturen ist jedoch, 
dass es dabei nicht zu einem bloßen „Re-labeling“ und in der Folge zu einem Ab-
schieben von Gender Mainstreaming in eine neue alte Nische kommt, sondern die 
Transformation sowohl der Aufgaben und institutionellen Position als auch der 
dafür notwendigen Qualifikationen und Kompetenzen entsprechend den neuen 
Anforderungen gelingt.  

Ein weiterer Aspekt ist die Offenheit der Institution für Änderungen in den 
Abläufen und Strukturen. Umstrukturierungsprozesse und/oder die Einführung 
neuer Managementmethoden können deshalb eine gute Möglichkeit für die gleich-
zeitige Implementierung von Gender Mainstreaming darstellen. Beispiele haben 
aber auch gezeigt, dass Umstrukturierungen und alle damit verbundenen Aufre-
gungen eine Institution so fesseln können, dass für ein scheinbar „extra und zu-
sätzliches“ Thema wie Gender Mainstreaming kein Raum bleibt.  

Gute Anknüpfungspunkte für die Gender Mainstreaming Implementierung, 
so lehrt die Erfahrung weiter, finden sich vor allem dort, wo es klare formalisierte 
Strukturen und Prozesse gibt. So wie prinzipiell die Qualität der Gender 
Mainstreaming Umsetzung von der Qualität der allgemeinen Planungs- und Um-
setzungsprozesse abhängt. 
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Brigitte Lohkamp 

Wie kommt Gender Mainstreaming in die Hochschulen? 

Der nordrhein-westfälische Weg 
 
 
Was Gender Mainstreaming ist, wurde in zahlreichen Publikationen zum Thema, 
die in den letzten Jahren erschienen sind, hinreichend beschrieben, erklärt und 
analysiert. Doch es bleibt ein umstrittener Begriff, der sich gleichwohl nicht mehr 
durch einen anderen ersetzen lässt. Wir müssen also mit ihm arbeiten, auch wenn 
wir ihn nicht lieben.  

In jedem Fall ist er eng mit den Grundlagen der Frauenbewegung verbunden, 
sieht aber – so Alison Woodward – „wie ein alternativer Denkansatz aus. Denn die 
Frauen werden nicht als unterdrücktes Geschlecht dargestellt, sondern als Partner 
in einem ungerechten Geschlechtervertrag, der unter Einbeziehung der Männer 
neu verhandelt werden muss“ (Woodward 2004: 89). 

Im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ist die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau verfassungsrechtlich festgeschrieben. Das heißt aber noch 
lange nicht, dass Frauen und Männer gleichgestellt sind. Wir alle könnten genü-
gend Beispiele der ungleichen Behandlung zusammentragen. Frauen haben zwar 
jenseits der biologischen Basis gleiche Begabungen und ähnliche Anlagen und 
Fähigkeiten, aber sie haben nicht die gleichen Chancen, in Leitungspositionen 
aufzusteigen. Denn Männer und Frauen sind mit unterschiedlichen Leistungsan-
sprüchen konfrontiert. Sowohl Frauen als auch Männer neigen dazu, Frauen un-
terzubewerten und Männer überzubewerten (so das Deutsche Ärzteblatt 2003). 
Das macht deutlich, dass wir es mit Vorurteilen zu tun haben. Die Folge ist eine 
subtile Diskriminierung von Frauen. 

Gender Mainstreaming ist ein edukativer Prozess, der männliche und weibli-
che Anlagen, Situationen, Muster, Chancen oder Ansprüche vergleicht und analy-
siert, um daraus Strategien und spezifische Maßnahmen zu entwickeln. Diese 
Maßnahmen müssen passgenau auf die jeweiligen Systeme und Organisationsein-
heiten bezogen werden, in denen sich Geschlechtergerechtigkeit langfristig mani-
festieren soll. Gender Mainstreaming ist also auch eine geeignete Strategie, um 
subtile Diskriminierungen deutlich zu machen und langfristig zu verändern. 

Gender Mainstreaming erscheint als ein geeigneter Ansatz, Politik und Ver-
waltung zu transformieren. „Von den Akteurinnen und Akteuren dieses Prozesses 
wird erwartet, dass sie ihre Politik überprüfen, um sicherzustellen, dass diese (im 
Sinne des Grundgesetzes) die Gleichheit der Geschlechter fördert und weiterent-
wickelt“ (Woodward 2004: 89).  
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Die Grenzen zwischen Frauenförderung und Gender Mainstreaming verlau-
fen in unserer Gesellschaft noch fließend. Manche Strategien oder Maßnahmen 
gehören noch in den Bereich der klassischen Frauenförderung: Ich denke hier an 
Frauenförderpläne und paritätische Personalstrukturen, wie sie die Landesgleich-
stellungsgesetze einfordern. Andere zielen deutlicher auf den Prozess der Be-
wusstwerdung ab: Hierzu zähle ich Gender-Analyse, Gender Trainings oder Gen-
der Budgeting. 

Meine Aufgabe ist es heute, Ihnen den Prozess der Implementierung von 
Gender Mainstreaming vorzustellen, der 2003 in Nordrhein-Westfalen eingeleitet 
wurde. Dabei gibt es den von der Landesregierung vorgegebenen Rahmen und 
dessen Organisationsstruktur, in den sich die Gender Mainstreaming-Politik der 
einzelnen Ressorts einfügt. Ein Schwerpunkt wird es dabei für mich sein, Ihnen 
den Prozess zu schildern, der für das Wissenschaftsressort maßgeblich wurde und 
der im Wesentlichen im Jahr 2004 stattfand. 
 
1. Der Rahmen 
 
Die in Nordrhein-Westfalen eingesetzte Regierungskommission „Zukunft des 
öffentlichen Dienstes“ kam 2003 zu dem Ergebnis, dass die Umsetzung von Gen-
der Mainstreaming zu den Aufgaben der Verwaltungsmodernisierung gehört. Gen-
der Mainstreaming ist bei allen Modernisierungsmaßnahmen anzuwenden, um 
diese wirkungsvoll zu gestalten. Dieser nordrhein-westfälische Weg ist bundesweit 
einzigartig. Denn dadurch ist Gender Mainstreaming eingebettet in den Gesamt-
prozess der Verwaltungsmodernisierung. Als Querschnittaufgabe soll Gender 
Mainstreaming in alle Modernisierungsfelder hineinwirken (Ministerium für Ge-
sundheit, Soziales, Frauen und Familie des Landes NRW 2003: 3). So die Theorie.  

Die Organisationsform sah in der Praxis einen bei der Staatskanzlei angesie-
delten Reformbeauftragten vor, der dem Lenkungskreis der Staatssekretäre und 
Staatssekretärinnen verantwortlich war. In einer interministeriellen Arbeitsgruppe 
wurde unter Federführung des für Frauen- und Gleichstellungsfragen zuständigen 
Ministeriums ein Steuerungskonzept zur Implementierung von Gender Main-
streaming erarbeitet. Dieses sah folgende Maßnahmen vor: 

 die Verantwortung für die Umsetzung von GM bei der Führungsebene, 
 die aufgaben- und projektbezogene Sensibilisierung und Schulung von Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern, 
 die Ergänzung des Fortbildungsangebots zu Gender Mainstreaming in der 

Landesfortbildungsakademie, 
 die geschlechterdifferente Erfassung aller statistischen Daten, 
 die Durchführung von geeigneten Pilotprojekten in jedem Ressort, 
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 die Verankerung von Gender Mainstreaming in der gemeinsamen Geschäfts-
ordnung (GGO). 

Einem Landtagsbeschluss des Jahres 2002 zufolge sollte der Landesentwicklungs-
bericht zu einem Controlling-Instrument für Gender Mainstreaming ausgebaut 
werden (ebd.: 6). Die Rahmenbedingungen waren also geeignet, in allen Ressorts 
Gender Mainstreaming eine hohe und alle Beteiligten verpflichtende Aufmerksam-
keit zukommen zu lassen. 
 
2. Umsetzung im Ministerium für Wissenschaft und Forschung 
 
Im Ministerium für Wissenschaft und Forschung (seit der Regierungsumbildung 
im Juni 2005 nun das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie) ist die Zuständigkeit für Gender Mainstreaming im Gleichstellungs-
referat angesiedelt. In der interministeriellen Arbeitsgruppe wurde die Frage der 
Zuständigkeit ausgiebig diskutiert. Die Meinungen wichen weit voneinander ab. 
Ein Großteil plädierte dafür, Gender Mainstreaming von der Gleichstellungsarbeit 
zu trennen, und in mehreren Ministerien ist diese Trennung auch so praktiziert. 
Ich persönlich halte die im Wissenschaftsministerium geübte Praxis der Verbin-
dung von Gleichstellungsarbeit und Zuständigkeit für Gender Mainstreaming als 
Querschnittsaufgabe für richtig. Denn die Abgrenzungen zwischen beiden Berei-
chen verlaufen, wie ich schon eingangs sagte, fließend. Gender Mainstreaming ist 
nach meiner Auffassung die Fortsetzung und Erweiterung der klassischen Gleich-
stellungsarbeit, und auf absehbare Zeit wird es dabei primär noch um Frauenförde-
rung gehen. 

Als Pilotprojekt wählten wir im Wissenschaftsministerium das Gendern des 
Hochschulgesetzes in der Novellierungsphase. Dieses Thema war nach meiner 
Auffassung geeignet, einen relativ großen Anteil der Kolleginnen und Kollegen in 
ihren unmittelbaren Arbeitszusammenhängen zu erreichen. 

Eine Einführung in das Prinzip des Gender Mainstreaming sowie verschiede-
ne Workshops – durchgeführt und unterstützt von Frau Prof. Dr. Susanne Baer 
vom Genderkompetenzzentrum der Humboldt-Universität Berlin – sollte die Kol-
leginnen und Kollegen in den Sachverhalt einführen. Etwa ein Drittel der gesam-
ten Belegschaft nahm an dieser Fortbildungsveranstaltung teil. In der Abstim-
mungsphase des Gesetzes entwickelte das Gleichstellungsreferat eine knappe 
Handreichung, die allen mit der Novellierung befassten Kolleginnen und Kollegen 
als Unterstützung zur Verfügung gestellt wurde. Die Resonanz darauf war nicht 
sehr üppig, denn das genderspezifische Bewusstsein ist naturgemäß noch nicht 
weit entwickelt. Deshalb bauten wir eine weitere Überprüfungsinstanz ein. In Ko-
operation mit einigen Gleichstellungsbeauftragten von Hochschulen prüften wir 
den Gesetzentwurf daraufhin, ob einige der Normen zu Nachteilen für Frauen 
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oder Männer führen könnten. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse haben sich in 
Änderungen des Gesetzentwurfes niedergeschlagen und seit dem 1. Januar 2005 
Rechtskraft erhalten1. 
 
3. Rechtliche Weichenstellungen 
 
In § 3 sind die Aufgaben der Hochschule definiert. Dort heißt es nun in Absatz 4: 

„Die Hochschulen fördern bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern in der Hochschule und 
wirken auf die Beseitigung der für Frauen bestehenden Nachteile hin. Bei allen Vor-
schlägen und Entscheidungen sind die geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu beach-
ten (Gender Mainstreaming)“. 

§ 3 Abs. 7 berücksichtigt unter anderem die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Die-
ser Absatz weitet gewissermaßen die Fürsorgepflicht der Hochschulen aus. Da 
heißt es nun: „Die Hochschulen ... berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse der 
Studierenden und Beschäftigten mit Kindern“. Dieser Auftrag an die Hochschulen 
wurde von einer öffentlichkeitswirksamen Maßnahme begleitet, die das Gleichstel-
lungsreferat initiierte und finanziell unterstützte. Eine im Jahr 2003/04 durchge-
führte Studie hat den Betreuungsbedarf für Kinder von Hochschulangehörigen in 
Nordrhein-Westfalen ermittelt. Dabei stellte sich heraus, dass der arbeitsplatznahe 
Kinderbetreuungsbedarf für Hochschulangehörige vor allem für Kinder unter drei 
Jahren besteht. 

Auf diesen Bedarf wollen die Hochschulen nun stärker eingehen. Für die Al-
tersgruppe über drei Jahren wird eine wohnortnahe Betreuung vorgezogen, hier 
kann also eher auf vorhandene Betreuungsmodelle zurückgegriffen werden. Über 
diese Studie hinaus hat das Netzwerk Frauenforschung eine Datenbank ins Netz 
gestellt, die ständig aktualisiert wird und an jedem Hochschulstandort vorhandene 
Betreuungsmöglichkeiten mit Kontaktadressen aufführt2.  

§ 9 beschreibt im Kontext der Strukturreform den Rahmen für Zielvereinbarun-
gen, den Hochschulen und Ministerium schließen. In diesen Diskussionsprozess hat 
sich 2004 das Gleichstellungs- und Gender-Referat eingemischt. Wir entwickelten 
Handlungsfelder, an Hand derer die Hochschulen mit ihrer Gleichstellungsbeauf-
tragten ein Genderprofil entwickeln mussten. Nun beinhaltet jede einzelne Ziel-
vereinbarung ein solches Genderprofil, das gleichberechtigt neben anderen The-
men wie etwa „Forschungsschwerpunkte“ oder „Transfer Wissenschaft-Wirt-

                                                      
1 Hochschulgesetz in der Fassung des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Hochschulreformen 
(Hochschulreformweiterentwicklungsgesetz) – HRWG-VOM 30.11.2004 (GV. NRW S. 752) – 
http://www.mwf.nrw.de/Hochschulen_in_NRW/Recht/HG.html (Zugriff am 12.7.2005). 
2 http://www.innovation.nrw.de/Hochschulen_in_NRW/Gleichstellung2/index.html (Zugriff am 
18.11.2005). 
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schaft“ seinen Platz hat. Die Bausteine, über die sich die einzelnen Hochschulen 
verständigen sollten, betreffen:  

(1) die Genderforschung,  
(2) die Förderung des weiblichen wissenschaftlichen Nachwuchses,  
(3) Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils von Frauen für Naturwissenschaft 

und Technik,  
(4) eine gendersensible Personalentwicklung, wozu auch die Kinderbetreuung für 

Mitarbeiterinnen zählt und  
(5) die Berücksichtigung des Frauenfaktors bei der hochschulinternen Mittelver-

gabe.  

Es lag nun im Ermessensspielraum der Hochschulen, ob ihr Genderprofil alle fünf 
Handlungsfelder beinhaltet oder nur einige davon. Unentbehrlich innerhalb des 
Genderprofils war allerdings der erste Punkt. Dadurch soll der bereits vorhandene 
Bestand an Genderforscherinnen in den Hochschulen gesichert bleiben, der in 
Nordrhein-Westfalen durch das Netzwerk Frauenforschung gewährleistet ist (die-
sem Netzwerk gehören inzwischen – fest integriert oder assoziiert. – etwa 60 Wis-
senschaftlerinnen an, die Gender Studies betreiben)3. 

Die Diskussion zum Genderprofil war, wie Sie sich denken können, nicht frei 
von Widerstand, aber letztendlich sehr fruchtbar. Ich habe in diesem Diskussions-
prozess, der sich ein gutes halbes Jahr hinzog, den Eindruck gewonnen, dass man-
che Hochschulleitungen die Beschäftigung mit dem Genderaspekt als eine eigen-
ständige Profil bildende Maßnahme erkannt haben. 

Dieses Genderprofil wird durch einen Aspekt der Öffentlichkeitsarbeit ergänzt, 
der auf der Homepage des Ministeriums im Internet unter Gender Mainstreaming 
abrufbar ist4. Hier veröffentlichen wir im Sinne eines Hochschulrankings einmal 
jährlich den aktuellen Stand des Professorinnenanteils an den Hochschulen. Den 
höchsten Frauenanteil hält dabei die Universität Paderborn mit 19 Prozent (womit 
die Hochschule auch wirbt), bei den Fachhochschulen ist es die FH Rhein-Sieg mit 
22 Prozent, die sich den Beinamen „Frauenfreundliche Hochschule“ gegeben hat 
(Stand 2004). Das Hochschulranking ist auch auf die Fächergruppen herunter 
gebrochen. Der Vergleich zwischen den Hochschulen innerhalb einzelner Fächer-
gruppen ist sehr aufschlussreich. Denn da gibt es Spannbreiten von Null bis 
75 Prozent. Ein Beispiel: Die Erziehungswissenschaften, eigentlich ein klassisches 
Frauenfach, weist an einer Hochschule keine einzige Professorin auf (FU Hagen), 
an einer anderen kann dieses Fach dagegen auf einen Frauenanteil von 75 Prozent 

                                                      
3 http://www.netzwerk-frauenforschung.de (Zugriff am 18.11.2005). 
4 http://www.innovation.nrw.de/Hochschulen_in_NRW/Gleichstellung2/index.html (Zugriff am 
18.11.2005). 
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verweisen (Uni Düsseldorf). Im Schnitt ist dieses Fach aber schon nahezu paritä-
tisch besetzt. 

Mit dem neuen Hochschulgesetz sind die Hochschulen weitgehend autonom 
geworden. Das bedeutet, dass Berufungsvorgänge weitgehend ohne Mitwirkung 
des Ministeriums durchgeführt werden. Das Berufungsrecht ist von der Ministerin 
oder dem Minister auf die Rektorin oder den Rektor übergegangen. Zur Stärkung 
der universitären Gleichstellungsbeauftragten wurde jedoch in § 47 Abs. 1 im Falle eines 
abweichenden Votums der Gleichstellungsbeauftragten eine Zustimmungspflicht 
durch das Ministerium festgeschrieben („...im Falle eines die Gleichstellung von 
Frauen und Männern betreffenden Sondervotums kann sich das Ministerium vor 
der Berufung allgemein oder im Einzelfall das Einvernehmen vorbehalten“). 

§ 103 regelt die Verteilung der Haushaltsmittel. Auch hier wurde die Gleichstel-
lung berücksichtigt, wenn es heißt: „Dabei sind auch Fortschritte bei der Erfüllung 
des Gleichstellungsauftrags zu berücksichtigen“. In Kombination mit Frauenpara-
metern bei der leistungsbezogenen Mittelvergabe sowie der statistischen Erfassung 
des Gehaltsentwicklung von Frauen und Männern nach Umstellung auf die W-
Besoldung kann hier ansatzweise von Gender-Budgeting gesprochen werden. 

Eine letzte Bemerkung noch zu den rechtlichen Rahmenbedingungen. In der 
vor kurzem erschienenen Publikation zum neuen Hochschulrecht NRW, das nun 
das Arbeitsinstrument der Hochschulverwaltungen sein sollte, ist neben allen er-
forderlichen Erlassen auch das Landesgleichstellungsgesetz. Dadurch wird dezidiert 
deutlich gemacht, dass auch dieses Recht die Hochschulen bindet. Ich denke, dass 
damit der rechtliche Rahmen zur Implementierung von Gender Mainsteaming in 
den Hochschulen so weit wie möglich ausgenützt wurde. 

Einige kleinere Aspekte, die allerdings das Spektrum abrunden, möchte ich 
gerne noch ergänzen. Im Bereich der Forschungsförderung haben wir einen the-
matischen Schwerpunkt gebildet, der den geschlechtervergleichenden Ansatz der 
klassischen Frauenforschung vorzieht. 

Darüber hinaus hoffen wir, dass unser neu nominierter Staatsekretär auch auf 
die Rahmenbedingungen der Akkreditierungsverfahren von Studiengängen einwir-
ken wird, um Genderkonformität zu sichern. Das bedeutet, dass Studiengänge vor 
ihrer Akkreditierung einer Genderprüfung unterzogen werden sollen. 
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4. Perspektive 
 
Ziel ist es, zukünftig jeden Gesetzentwurf und jeden Erlass unseres Hauses zu 
gendern. Das Hochschulgesetz und das Akkreditierungsverfahren sind die ersten 
beiden Schritte auf diesem Weg, der das Verständnis und die Mithilfe aller Kolle-
ginnen und Kollegen sowie aller Vorgesetzten erfordert. Den Hochschulen kön-
nen wir als Ministerium nur den gesetzlichen Auftrag geben und Normen etablie-
ren. Die Ausfüllung dieser Normen müssen die Hochschulen selbst leisten. Die 
Wächterrolle wird – korrelierend mit der Hochschulautonomie – zunehmend den 
Gleichstellungsbeauftragten der Hochschulen zukommen. Eine große Aufgabe 
und eine hohe Bürde. 

Noch eine Schlussbemerkung aus landespolitischer Sicht: Dass in Fragen der 
Gleichstellung von Frau und Mann nach dem Regierungswechsel in Nordrhein-
Westfalen gravierende Veränderungen eintreten, ist nicht zu erwarten. Denn im 
Koalitionsvertrag zwischen CDU und FDP wird auf diese Thematik an zwei Stel-
len eingegangen: Entscheidend ist demnach die Verpflichtung der Hochschulen, 
„Frauen- und Familienbelangen … Rechnung“ zu tragen. Die grundsätzliche Posi-
tionierung markiert jedoch der Satz: „Die Gleichstellung von Mann und Frau be-
rücksichtigen wir als Querschnittaufgabe bei allen politischen Entscheidungen.“ 
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Regina Metzger 

Gender Mainstreaming im Kontext der Steuerungsinstrumente 
an den Hochschulen in Sachsen-Anhalt 
 
 
In der Kabinettsitzung am 5. März 2002 legte die Landesregierung Sachsen-Anhalt 
den ersten Bericht über die Umsetzung des „Konzeptes der Landesregierung zur 
systematischen Einbeziehung des Ziels der Chancengleichheit von Frauen und 
Männern in sämtliche Politikbereiche (GM)“ vor. Auf dieser Sitzung wurde die 
Einrichtung der Interministeriellen Arbeitsgruppe Gender Mainstreaming be-
schlossen. Am 5. Februar 2003 hat die Interministerielle AG unter Leitung der 
Landesbeauftragten für Frauen- und Gleichstellungspolitik Frau Isolde Hofmann 
ihre Arbeit aufgenommen. 

Im Kultusministerium (MK) des Landes Sachsen-Anhalt wurde für den Wis-
senschaftsbereich das Anwendungsprojekt „Gender Mainstreaming im Kontext der 
neuen Steuerungsinstrumente an den Hochschulen“ initiiert. 

Im Rahmen der begonnenen Hochschul-Modernisierungsprozesse mit dem 
Ziel der Erhöhung der Leistungsfähigkeit, Wettbewerbsfähigkeit und der Effizienz 
sollen die Rahmenbedingungen für die Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern in Studium, Lehre und Forschung verbessert werden. Zielvereinbarungen und 
leistungsorientierte Mittelvergabe sollen auf ministerieller und institutioneller Ebe-
ne in ein Gesamtkonzept einer auch auf Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern zielender Hochschul-Steuerung eingebettet werden. Die Handlungsoptionen 
des Kultusministeriums bewegen sich dabei unter der Berücksichtigung der hoch-
schulgesetzlichen Vorgaben im Rahmen der §§ 54 bis 57 in Verbindung mit § 3 
Absatz 5 des HSG des Landes Sachsen-Anhalt vom 05. Mai 20041, d.h. Selbstver-
waltung und Staatsverwaltung, Abschluss von Zielvereinbarungen. Dies bedeutet 
im Einzelnen: 

 Die Schaffung von Rahmenbedingungen, die es Frauen in gleichem Maße wie 
Männern ermöglichen, ihre Leistungen einzubringen und ihr Verständnis von 
Wissenschaft und wissenschaftlicher Tätigkeit zu verwirklichen; 

 Die stärkere Nutzung des weiblichen Innovationspotenzials in Lehre und 
Forschung; 

 Das Aufbrechen von gesellschaftlich bedingten Geschlechterstereotypen und 
in der Folge Modernisierung von Lehre und Forschung; 

 Der Abbau der Unterrepräsentanz von Frauen in der Professorenschaft und 
in Führungspositionen. 

                                                      
1 Abrufbar unter http://www.hof.uni-halle.de/steuerung/ (Zugriff am 18.11.2005). 
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Um die Hochschulen bei der Umsetzung des Gender Mainstreaming in den Ziel-
vereinbarungen zu unterstützen, wurde im Rahmen des oben genannten Anwen-
dungsprojektes durch eine vom MK eingesetzte Arbeitsgruppe - unter Mitwirkung 
des Institutes für Hochschulforschung Wittenberg - ein Impulspapier erarbeitet. 
Das Impulspapier steht im Zeichen gleichstellungspolitischer Festlegungen des 
Landeshochschulgesetzes, insbes. § 3 (5). Dort ist u.a. festgelegt (Zitat): 

„In Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung sowie bei der Gestaltung der Ar-
beitsabläufe in den Bereichen werden unterschiedliche Lebenswirklichkeiten und Inte-
ressen von Frauen und Männern berücksichtigt.“ 

Das Impulspapier soll als Orientierungshilfe dienen und die Hochschulen bei der 
Identifizierung von Handlungsfeldern innerhalb des Hochschulreformprozesses 
für die Umsetzung des Gender Mainstreaming als durchgängige Strategie der Pro-
zesssteuerung unterstützen sowie die Gleichstellungspolitische Dualität von GM 
und Frauenförderung verdeutlichen. 

Das Impulspapier sollte bereits den HS-Leitungen übergeben werden, um die 
hochschulinterne Diskussion zu diesem Thema für die derzeit laufenden Zielver-
einbarungen zu forcieren. Leider gab es diesbezüglich einige Probleme. Im Rah-
men der neuen Zielvereinbarungen (Anschlusszielvereinbarungen) soll diese Über-
gabe nun endlich erfolgen. 

Der Zeithorizont des Anwendungsprojektes sah ursprünglich Zwischener-
gebnisse schon im Laufe dieses Jahres vor.  

Vielleicht lehne ich mich ein wenig zu sehr aus dem Fenster wenn ich heute 
verkünde, dass die Umsetzung des genannten Anwendungsprojektes Eingang in 
die Zielvereinbarungen für die Jahre 2006 bis 2008 und somit in die neuen Steue-
rungsprozesse an den Hochschulen des Landes findet. Erst danach können Ergeb-
nisse vorgestellt werden. 
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II. 
Verwaltungs- und  
Organisationsebene 

   
 
 
 
Christoph Behrens 

Erfolgsdeterminanten der Umsetzung von Gender  
Mainstreaming in der Landesverwaltung1 
 
 
1. Gender Mainstreaming in der schleswig-holsteinischen 

Landesverwaltung 
 
Der schleswig-holsteinische Landtag hat die Landesregierung mit Beschluss vom 
22.2.2001 aufgefordert, die Prinzipien des Gender Mainstreaming in der Landesver-
waltung umzusetzen und ihm über den Stand regelmäßig zu berichten2. Als wichti-
ge Punkte, zu denen die Landesregierung in einem ersten, im Jahr 2003 vorzule-
genden Bericht Stellung nehmen sollte, benennt der Landtagsbeschluss ausdrück-
lich: 

 den Zusammenhang zwischen der bisheriger Frauenförderung und der Ein-
führung des Gender Mainstreaming – Prinzips,  

 Konsequenzen aus der Implementierung von Gender Mainstreaming für Verwal-
tungshandeln und Verwaltungsstrukturen, sowie  

 Möglichkeiten zur Optimierung der Umsetzung von Gender Mainstreaming 
durch Schaffung einer „Querschnittsstelle Gender Mainstreaming“.  

Im Blick waren von Beginn an also drei Dimensionen der Einführung von Gender 
Mainstreaming: 

(1) die Weiterentwicklung bisheriger Gleichstellungspolitik zugunsten von Frau-
en zu einer Geschlechterpolitik für Frauen und Männer (politische Dimension), 

                                                      
1 Dieser Beitrag ist Dr. Lesley Drewing gewidmet. 
2 Schleswig-Holsteinischer Landtag (2002a und 2002b). 
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(2) Konsequenzen aus der Vorgabe einer aktiven Geschlechterpolitik für die 
Organisation Landesverwaltung und für eine Modernisierung von Verwal-
tungshandeln (administrative Dimension) und 

(3) eine effektive und effiziente Operationalisierung des Gender Mainstreaming – 
Prinzips durch aktive Steuerung und Überprüfung der Zielerreichung (Mana-
gementdimension). 

Die politische Vorgabe gab nicht den Anstoß zu einer grundlegenden Neuorientie-
rung der seit 1989 in Schleswig-Holstein entwickelten Gleichstellungspolitik. Sie 
beinhaltete aber einen strukturierenden Impuls für deren Weiterentwicklung und 
mündete in die Erarbeitung eines vom Kabinett verabschiedeten Rahmenkonzepts 
„Gender Mainstreaming – Modernes Steuerungsinstrument zur Qualitätssteige-
rung“3. Dieses Rahmenkonzept beschreibt Gender Mainstreaming als weitere Metho-
de – neben den klassischen Instrumentarien der Frauenpolitik – zur besseren Ver-
wirklichung des verfassungsrechtlichen Auftrags aus Artikel 3 Absatz 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes und aus Artikel 6 der schleswig-holsteinischen Landesverfassung. 
Es stellt Gender Mainstreaming zugleich in den größeren Kontext von Verwaltungs-
modernisierung und von zeitgemäßen Vorstellungen eines an den Interessen der 
Bürgerinnen und Bürger orientierten, „guten Regierens“4. Bei aller Notwendigkeit 
zu einer Operationalisierung von Gender Mainstreaming im jeweiligen fachlichen 
Kontext zielt das Rahmenkonzept darauf ab, die Umsetzung von Gender Mainstrea-
ming zu systematisieren, seine Anwendung durch ein einheitliches Verfahren (Me-
thode in vier Schritten) zu unterstützen und das Erzielen von Fortschritten nachprüf-
bar zu machen. Es wird eine den Umsetzungsprozess fachlich begleitende Stelle 
(ich nenne sie im Weiteren: Competence Unit) eingerichtet.  
 
 
 
 
 

Abb. 1: Methode in vier Schritten 

                                                      
3 Vgl. Ministerium für Justiz, Frauen, Jugend und Familie 2002. 
4 Zum Konzept des „guten Regierens“ (Good Governance): Hill 2000, Lorig 2004. 
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Die Methode in vier Schritten sieht vor, dass im Rahmen einer Genderanalyse5 Kon-
sequenzen einer politischen Entscheidung bzw. Verwaltungsmaßnahme mit Blick 
auf eintretende Effekte für Frauen und für Männer differenziert betrachtet werden. 
Unterschiedliche Lebenslagen können als weiteres Differenzierungskriterium über 
das Geschlecht hinaus hinzukommen6. Das Ergebnis können für Frauen und 
Männer bzw. weiter differenzierte Zielgruppen unterschiedliche, aber auch identi-
sche Folgen sein. Sie sind gleichstellungspolitisch zu bewerten, und zwar mit Blick 
auf das Ziel der Gewährleistung realer Chancengleichheit unabhängig vom Ge-
schlecht und hinsichtlich einer Berücksichtigung ggf. unterschiedlicher Belange 
von Frauen und Männern. Auf diese Bewertung aufbauend werden Gleichstellungs-
ziele und Optionen für Steuerungsimpulse formuliert, mit denen die Ziele sich er-
reichen lassen. Aus den Handlungsalternativen wird dann eine begründete Entschei-
dung getroffen, wie die gleichstellungspolitischen Ziele am besten erreicht werden 
können. Die Formulierung von Indikatoren zur Zielüberprüfung, das Wirkungscont-
rolling, schließt das „gendern“ der jeweiligen Maßnahme ab. Dabei greift das Wir-
kungscontrolling auf die routinemäßigen Planungs- und Steuerungsprozesse des 
allgemeinen Controllings zurück, die in einem eigenen „Rahmenkonzept Control-
ling für die Landesverwaltung“ beschrieben sind7. In der Bezugnahme des Gender 
Controlling auf Strukturen und Verfahren des allgemeinen Controlling wird die enge 
Verknüpfung von Gender Mainstreaming mit Verwaltungsmodernisierung in Schles-
wig-Holstein deutlich. Die Verantwortlichkeit für eine Implementierung von Gen-
der Mainstreaming wird zugleich von der Arbeit einer besonderen, für Gleichstel-
lungsfragen und Diskriminierungsabbau fachlich zuständigen Stelle entkoppelt und 
der Führungsebene zugewiesen, denn der Maßstab für eine Bewertung von Erfol-
gen – Indikatoren zur Zielüberprüfung – kann nur im jeweiligen fachlichen Kon-
text definiert werden, wie auch die Konkretion des Gender Mainstreaming – Ver-
fahrens insgesamt hier verortet wird. Organisatorisch bedeutet dieser dezentrale 
Ansatz: der im Rahmenkonzept vorgesehenen Competence Unit kommt die Aufgabe 
zu, der Leitung Steuerungsinstrumente bereitzustellen. Hierzu gehören:  

                                                      
5 Auf den schillernden Begriff der Genderanalyse kann an dieser Stelle nicht weiter eingegangen 
werden. In der Praxis lassen sich aber viele Umsetzungsprobleme an der Unklarheit festmachen, was 
unter einer Genderanalyse zu verstehen ist und wie sie konkret funktioniert. Die verbreitete Vorstel-
lung, hier sei methodisch etwas grundlegend Neues zu leisten – obwohl das Neue auf der inhaltlichen 
Ebene liegt – umgibt den Begriff mit einer Aura elitärer Fachlichkeit. Diese baut hohe psychologische 
Schwellen auf, die eine Anwendung von Gender Mainstreaming nicht nur behindern, sondern auch 
vermeidbar wären. Dem Ziel einer pragmatischen Anwendung des Verfahrens wäre gedient, wenn 
eine Entmystifizierung der oft realitätsfernen Vorstellungen gelänge.  
6 Hier besteht eine Nähe zum Konzept des Managing Diversity, in dem Gender nur eines einer prinzi-
piell unbegrenzten Zahl relevanter Differenzverhältnisse darstellt. Vgl. Döge 2004, Krell 2003, Koall 
2002. 
7 Vgl. Ministerium für Finanzen und Energie 2000. 
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 die Gewährleistung eines einheitlichen Rahmens (Struktur, Inhalte, Begriff-
lichkeiten) für die Umsetzung von Gender Mainstreaming, 

 eine Mitwirkung bei der (Weiter-)Entwicklung und Anwendung von Pla-
nungs- und Steuerungsinstrumenten für das Organisationscontrolling, 

 eine Mitgestaltung dezentraler fachpolitischer Konkretion der abstrakten 
Strategie durch Beratung und 

 die Herstellung von Ergebnistransparenz. 

Am Beginn der Umsetzung von Gender Mainstreaming in der schleswig-holsteini- 
schen Landesverwaltung steht eine Input-Phase. Alle Beschäftigten des Höheren 
Dienstes durchlaufen Informationsveranstaltungen: ihnen wird das Konzept und 
ihre Verantwortung für seine Umsetzung in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich 
erläutert. Hieran schließen sich Modellprojekte in den einzelnen Ressorts an. Sie 
dienen dazu, den doppelten Nutzen von Gender Mainstreaming – gleichstellungspoli-
tisch und fachpolitisch – konkret erfahrbar zu machen und übertragbare Beispiele 
für ein methodisch richtiges Vorgehen zu gewinnen8. Im Dezember 2003 hat die 
Landesregierung dem Landtag ihren „Bericht zur Umsetzung des Gender Main- 
streaming – Prinzips in der Landesverwaltung“ vorgelegt9. Damit ist die Phase der 
Modellprojekte und des im Rahmenkonzept vorgesehen Zeitfensters für eine Imp-
lementierung abgeschlossen. Im Koalitionsvertrag für die Legislaturperiode 2005-
2010 vereinbaren CDU und SPD: 

„Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist Querschnittsaufgabe. Wir werden im 
Sinne des Gender Mainstreaming in allen Politikbereichen die Belange von Frauen und 
Männern gleichermaßen berücksichtigen.“10 

Die Anwendung von Gender Mainstreaming ist fachlicher Standard für das Handeln 
der Landesverwaltung. Die fachliche Beratung und Unterstützung durch die Compe-
tence Unit ist im Geschäftsverteilungsplan der neuen Landesregierung weiter vorge-
sehen.11 
 

                                                      
8 Ebda. 
9 Vgl. Schleswig-Holsteinischer Landtag 2003a. 
10 CDU/SPD 2005: Zeile 1876-1878. 
11 Die Competence Unit legt im Jahr 2004 ihren Tätigkeitsschwerpunkt auf den nachgeordneten Bereich 
der Ministerien, ab 2005 auf Schlüsselthemen und –vorhaben. Die detaillierten Verfahrensvorgaben des 
Rahmenkonzepts Gender Mainstreaming in Schleswig-Holstein enden mit Abschluss der Modellpha-
se. Mit dem Landtagsbeschluss aus 2002, dem weiterhin gültigen Kabinettsbeschluss aus der vergan-
genen Legislaturperiode und dem aktuellen Koalitionsvertrag besteht aber auch darüber hinaus eine 
eindeutige Verpflichtung für alle Ressorts, Gender Mainstreaming regelmäßig in dezentraler Eigenver-
antwortung umzusetzen. 
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2.  Gender Controlling und Erfolgsdeterminanten 
 
2.1 Beschränkung auf operative Aspekte 
 
Die Perspektive dieses Beitrags zur Beschreibung von Erfolgsdeterminanten um-
fasst die rein operativen Aspekte, für welche die Competence Unit zuständig ist und 
auf die sie steuernd Einfluss nehmen kann. Ich habe sie eingangs unter den Begrif-
fen „administrative Dimension“ und „Management-Dimension“ zusammengefasst. 
Außen vor bleiben muss hier die politische Dimension, die Frage einer stringenten 
Umsetzung von Gender Mainstreaming bei den politischen Akteuren, welche den 
Handlungsrahmen für die Landesverwaltung setzen12. Problematisch kann diese 
Begrenzung werden, wo Fortschritte oder Hindernisse unmittelbar mit der politi-
schen Dimension der Implementierung von Gender Mainstreaming verknüpft sind 
und direkte Auswirkungen auf die administrative und die Managementdimension 
haben. Hierzu gehören politisch motivierte, nicht sachorientierte Entscheidungen 
zu Rahmenbedingungen des Implementierungsprozesses, die eine Implementie-
rung erschweren, oder das Fehlen eines durchgängig am Organisationsziel Good 
Governance ausgerichteten Managements. Ein anderes Beispiel für mögliche Prob-
leme jenseits operativer Aspekte der Umsetzung von Gender Mainstreaming ist die 
Qualität von Verwaltungshandeln selbst, das im Sinne von Good Governance als pro-
fessionelles Handeln zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger zu verstehen ist. 
Deutlich wird dies insbesondere an der Frage eines Gender Controlling: nur wo Füh-
rung durch Zielvereinbarungen selbst praktiziert wird und funktioniert kann auch 
eine Integration von Gleichstellungszielen in ein Controlling gelingen. Der Ent-
wicklungsstand der Organisationskultur muss daher Gegenstand einer Eingangs-
analyse sein, um organisationelle Hinderungsfaktoren angemessen berücksichtigen 
zu können. Schließlich können Hürden bei der Implementierung mit individuellem 
Verhalten verknüpft sein: persönliche Berührungsängste oder subjektive Vorbehal-
te gegen Personen, politisches Taktieren einzelner Führungskräfte anstelle strin-
genter Handlungsorientierung an Managementgrundsätze, ein Festhalten an eige-
nen bzw. vermeintlichen Privilegien angesichts fehlender positiver Anreize für eine 
Schaffung von mehr Gerechtigkeit13 – alles dies kann sich hinderlich auf eine Um-
setzung von Gender Mainstreaming auswirken.  
 

                                                      
12 Vgl. Behrens 2005. 
13 Zur individuell – unbewusst oder auch gezielt – motivierten Aufrechterhaltung von Privilegien aus 
pädagogischer Sicht vgl. Sielert 2004. 
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2.2 Gender Controlling und Competence Unit 
 
Ein Gender Controlling hat die Implementierung von Gender Mainstreaming im Blick 
und die hierdurch erzielten Ergebnisse. Beide Ebenen sind Gegenstand der Analy-
se: Prozessqualität wird durch Prüfung einheitlicher Anwendung des vorgegebenen 
Verfahrens als Voraussetzung für eine Vergleichbarkeit von Umsetzungserfahrun-
gen gewährleistet, und die Bewertung der Ergebnisse eingeleiteter Maßnahmen ist 
Teil einer systematischen, kontinuierlichen und kohärenten Implementierung der 
Genderperspektive in Verwaltungshandeln. Da ein konkretes Verfahren zum pro-
zess- und ergebnisorientierten Controlling im schleswig-holsteinischen Rahmen-
konzept nicht näher vorgegeben ist, ist auch ein strukturierter Rücklauf miteinan-
der vergleichbarer Daten nicht vorgesehen. Gender Controlling beschreibt vor diesem 
Hintergrund kein komplexes, idealtypisch konstruiertes Verfahren, wie es etwa 
RÖSENER und DAMKOWSKI entwickeln14. Nicht nur zum Thema Gender 
wäre ein solches Instrumentarium übrigens in einer komplexen Organisation wie 
einer Landesverwaltung selbst unter idealen Rahmenbedingungen nur schrittweise 
und mittel- bis langfristig realisierbar15. Von solch idealen Rahmenbedingungen ist 
die öffentliche Verwaltung aber weit entfernt. Realität ist vielmehr eine Fremdheit 
des Themas für Verwaltungsdenken, kontinuierliche Ressourcenverknappung, 
verbunden mit Ermüdungserscheinungen von Mitarbeitenden aufgrund permanen-
ter Reformimpulse mit entsprechenden Abwehrhaltungen gegen Neues und Zu-
sätzliches, sowie fehlende Kontinuität eindeutig formulierten politischen Willens 
und mangelnde Stringenz des Verwaltungsmanagements bei der Verfolgung for-
mulierter Politikziele im Alltagshandeln, um nur einige Aspekte zu nennen16. 

Der schleswig-holsteinische Landtag hat mit der geforderten Berichterstat-
tung selbst ein Instrument zur Überprüfung der Umsetzung seines erklärten Wil-
lens vorgesehen. Und auch die den Umsetzungsprozess begleitende Competence Unit 
geht von eher schwierigen Rahmenbedingungen und von einem begrenzten, von 
ihr steuerbaren Instrumentarium aus. Für ihre fachliche Bewertung des Umset-
zungsprozesses nutzt sie eine breite Palette quantitativer und qualitativer Indikato-
ren, auf die ohne zusätzlichen Aufwand Zugriff besteht. Hierzu gehören quantita-
tive Daten aus dem gesetzlich verankerten Gleichstellungscontrolling, das formali-
sierte Instrument des Prüfpunktes „Gender Mainstreaming“ in Kabinettsvorlagen 
und die Berichte über die ressortinternen Modellprojekte der Startphase. Hinzu 
kommen qualitative Informationen durch ein Kommunikationsnetz zwischen Ak-
teuren, die eine Umsetzung von Gender Mainstreaming in ihrem jeweiligen Zustän-
digkeitsbereich voranbringen. Dieser diskursive Prozess gewährleistet Transparenz 

                                                      
14 Vgl. Rösener/Damkowski 2002. 
15 Grundsätzliche Überlegungen hierzu hat Lesley Drewing entwickelt. 
16 Zu Rahmenbedingungen vgl. Ulshöfer 2002. 
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zu Entwicklungstendenzen, wo Verwaltungsstrukturen sonst eher unabhängig von-
einander arbeiten. Gender Controlling und die Rolle der Competence Unit sind eng mit-
einander verknüpft. 
 
2.3 Eine erste Bilanz: der Bericht der Landesregierung 
 
In ihrem Bericht zum Stand der Implementierung von Gender Mainstreaming zieht 
die Landesregierung im Jahr 2003 eine positive Bilanz. Die Darstellung von Mo-
dellprojekten zeigt bei einer breiten Palette fachpolitischer Schwerpunkte und He-
rangehensweisen einen deutlichen Schwerpunkt bei Personalentwicklungsmaß-
nahmen in Bereichen klarer Unterrepräsentanz weiblicher Führungskräfte. Die 
Umsetzung von Gender Mainstreaming setzt an, wo aus der Gleichstellungsarbeit für 
Frauen Praxis-Erfahrungen vorhanden sind. Ein Themenfeld, in dem spezifischer 
Förderbedarf für Männer erkennbar ist, findet sich in den Modellprojekten nicht. 
Insgesamt bekräftigen die dokumentierten Beispiele so frauenpolitische Forderun-
gen und wirken primär verstärkend für die Argumentation des zeitgleich vorgeleg-
ten zweiten Gleichstellungsberichts17. Deutlich wird auch, dass Gender Mainstreaming 
eine Herangehensweise an das Gleichstellungsthema beschreibt, die für Schleswig-
Holstein nicht neu ist. Es wurde sozusagen auch vor Gender Mainstreaming bereits 
gegendert und die Ministerien können so auf einen breiteren Erfahrungsschatz zu-
rückgreifen, als es acht Modellvorhaben zunächst erwarten lassen. Auch diese zu-
sätzlichen Anwendungserfahrungen weisen einen Schwerpunkt im Bereich der 
Personal- und Organisationsentwicklung aus (von Anforderungsprofilen für Fach-
kräfte über das Beurteilungswesen bis hin zu Fortbildungskonzepten), beinhalten 
aber auch fachpolitische Konkretionen (vom Bereich der psychosoziale Hilfen 
über ein Transferhandbuch zum Qualitätsmanagement für die Amtsgerichte bis 
zur Ostseekooperation). Punktuelle Impulse wie die Gestaltung einer Broschüre 
stehen neben der Ausrichtung ganzer Politikfelder am Genderprinzip, wie der 
Sportförderung oder dem Programm zum Abbau von Diskriminierung gleichge-
schlechtlicher Lebensweisen. Mit diesen in unterschiedlichen Zeiträumen bei un-
terschiedlicher Konstellation von Akteuren mit unterschiedlichem Ressourcenein-
satz gesammelten Erfahrungen liegt eine beachtliche Datenbasis vor, die für eine 
aussagekräftige Beschreibung von Erfolgsdeterminanten herangezogen werden 
kann. Ergänzend habe ich für diesen Beitrag neuere Projektberichte einbezogen 
und Prozessverantwortliche gebeten, ihre Erfahrungen mit Gender Mainstreaming zur 
Verfügung zu stellen.  

                                                      
17 Vgl. Schleswig-Holsteinischer Landtag 2003b. 
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2.4 Erfolgsdeterminanten – ein Überblick 
 
2.4.1 „Top-down“ + „Bottom-up“ 
 
Die Implementierung von Gender Mainstreaming setzt einen klaren Auftrag dazu 
voraus. Es bedarf eines für die Organisation verpflichtenden gesetzlichen Rah-
mens, eines Beschlusses von Leitungsgremien oder obligatorischer Rahmensetzun-
gen in Arbeitsprogrammen, die zudem allen Beteiligten bekannt sein müssen. Ins-
besondere letzteres ist in einer großen Organisation häufig nicht der Fall, weil 
Kommunikation fehlt, nicht funktioniert, oder weil fehlende Dokumentierung 
bestehender Verpflichtungen Interpretationsspielraum lässt und Versuche begüns-
tigt, sich der Verpflichtung zu entziehen. Hiermit eng verknüpft ist das tatsächliche 
Handeln der Leitung. Führungskräfte haben Vorbildfunktion, und wo sie durch ihr 
Verhalten die Vorgabe einer Umsetzung von Gender Mainstreaming konterkarieren, 
wird die klare Verpflichtung zu einer Verbalhülse. Daneben muss die Leitung för-
derliche Rahmenbedingungen schaffen, die es jeder und jedem Einzelnen möglich ma-
chen, der Verpflichtung zur Umsetzung von Gender Mainstreaming nachzukommen 
– einschließlich regelmäßiger Überprüfung und Bewertung von Erreichtem. Vor-
gaben der obersten Leitungsebene alleine gewährleistet eine Umsetzung von Gender 
Mainstreaming nicht. Es muss auf jeder Hierarchieebene die Leitung jeder Arbeitsein-
heit lückenlos die Verpflichtung für ihre Mitarbeitenden formulieren und bei der 
Umsetzung in Alltagshandeln immer wieder einfordern. 

Die weitaus meisten Akteurinnen bei der bisherigen Umsetzung von Gender 
Mainstreaming sind Gleichstellungs- bzw. Frauenbeauftragte. Sie bringen in ihren 
Organisationen häufig als einzige die für ein gendern erforderliche gleichstellungspo-
litische Expertise mit. Ihr Engagement birgt aber auch Risiken, zum Beispiel, dass  

(a)  die involvierten Frauen von den Chancen des Gender Mainstreaming – An-
satzes selbst nicht wirklich überzeugt sind (und entsprechend wenig überzeu-
gend auftreten), dass sie  

(b)  unter dem Label Gender Mainstreaming rein frauenpolitische Interessen verfol-
gen (und das Konzept Gender Mainstreaming so konterkarieren und seine Ak-
zeptanz unterlaufen) und dass sie  

(c)  akzeptieren, wenn ihnen eine Verantwortung für die Umsetzung von Gender 
Mainstreaming zugewiesen wird – und andere damit aus ihrer Verantwortung 
entlassen. 

An die Seite engagierter Frauen, welche die Sinnhaftigkeit der Strategie glaubhaft 
offensiv vertreten, müssen Männer als „geschlechterpolitische Akteure“ treten18. Erst wo 
eine Umsetzung von Frauen und Männern gemeinsam getragen wird, wird der 
                                                      
18 Vgl. Döge 2004. 
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Grundgedanke des Gender Mainstreaming erfahrbar und die Methode nicht als Frau-
enförderung in neuer Form antizipiert. Hiervon hängt die Akzeptanz von Gender 
Mainstreaming in der Breite, durch Frauen und Männer ab. Sie ist die größte Heraus-
forderung für den Umsetzungsprozess, weil mit ihr zweierlei verbunden ist: die 
Frage einer nachhaltigen Implementierung durch Verinnerlichung geschlechterpoliti-
scher Anliegen über allgemeine political correctness hinaus, und qualitative Stringenz. 
Optimale Rahmenbedingungen für ein gendern von Maßnahmen ist gegeben, wenn 
ein gemeinsames Agieren von Frauen und Männern und die Verknüpfung von 
Gender- mit fachlicher Expertise des jeweiligen Themenfeldes funktionieren19. Wo 
dieses „doppelte Doppel“ vorgelebt wird („doing gender“), wird aus dem abstrakten 
Konzept konkret vorstellbares inner-organisationelles Handeln. 

Die beschriebenen Erfolgsdeterminanten sind für sich genommen wichtig, 
entfalten aber erst im Zusammenwirken die gewünschte Wirkung. Top Down und 
Bottom Up müssen mit einander einhergehen und sich gegenseitig ergänzen.  
 
2.4.2 Strategisches Vorgehen und Pragmatik – Hand in Hand 
 
Zu den bislang genannten Faktoren, die vor allem individuelles Handeln bei der 
Implementierung von Gender Mainstreaming im Blick hatten, kommen Aspekte der 
Gestaltung des Gesamtprozesses hinzu. Hierzu gehört vor allem Flexibilität bei 
einer Konkretion von Gender Mainstreaming. Praxiserfahrungen widerlegen Vorstel-
lungen von einem starren Konzept, das gleichsam wie eine Folie über jede Organi-
sation gelegt werden kann: das konkrete Vorgehen muss entlang den vier Schritten 
des einheitlichen Verfahrens mit Blick auf die Rahmenbedingungen der jeweiligen 
Organisation von den dortigen Akteuren gemeinsam festgelegt werden. Ein we-
sentliches Hindernis in Verwaltungsapparaten ist dabei Abwehrhaltung gegen zu-
sätzliche, insbesondere gegen innovative Arbeit, die einen Lernprozess erfordert20. 
Eine flexible Implementierungsstrategie arbeitet mit den Menschen, die den Inno-
vationsprozess tragen sollen, nicht gegen sie. Sie trägt so auch dem Umstand 
Rechnung, dass dezentral die Verantwortung für eine Anwendung von Gender 
Mainstreaming getragen werden muss. Indem sie einen gleichen Wissensstand her-
stellen, schaffen flächendeckende Informationsveranstaltungen hier eine notwen-

                                                      
19 Die Beteiligung von Frauen und Männern ist ein notwendiger, primär symbolischer Zwischen-
schritt, der auf eine Sensibilisierung für geschlechterpolitisches Denken und Handeln zielt. Mit ihm 
ist nicht gewährleistet, dass die Perspektiven beider Geschlechter tatsächlich angemessen berücksich-
tigt werden. Sobald die symbolische Repräsentanz das Ziel der Sensibilisierung erreicht hat, sollte der 
Blick auf die Quote durch einen Blick auf die Qualität ersetzt werden: das notwendige Zusammen-
kommen für die Belange beider Geschlechter sensibler Perspektiven. Dies stellt bei einer themenori-
entierten Genderanalyse eine kognitive Leistung dar, die potenziell Frauen und Männer mit Blick auf 
das eigene wie für das andere Geschlecht erbringen können. 
20 Vgl. Woodward 2004. 
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dige Voraussetzung, gewährleisten aber noch nicht die Umsetzung in der Praxis. 
Auch eine moderierende, impulsgebende und beratende Competence Unit wird die 
besten Ergebnisse erzielen, wenn sie ihre Angebote höchst flexibel am jeweiligen 
Unterstützungsbedarf ausrichtet. 

Eine weitere Erfolgsdeterminante ist die Ausrichtung der Implementierung von 
Gender Mainstreaming entlang strategischer Anknüpfungspunkte. Angesichts begrenzter 
Ressourcen geht es etwa darum, die Zahl der Wissensträgerinnen und –träger und 
der Agierenden zügig zu erhöhen und dabei Multiplikationseffekte zu nutzen. Für 
die Meinungsbildung innerhalb der Organisation wichtige Schlüsselpersonen müs-
sen für den Prozess und für eine Kommunizierung erfahrbaren Nutzens der An-
wendung von Gender Mainstreaming gewonnen werden. Strategische Implementie-
rung bedeutet auch eine sorgfältige Auswahl der Themen, in denen die Methode 
zuerst angewendet wird. Fachliche Schlüsselprojekte der Organisation entfalten eine 
höhere Wirkung als Maßnahmen mit geringer Bedeutung. Schließlich darf bei aller 
Prioritätensetzung der Blick auf die Gesamtorganisation nicht verloren geht. Denn 
am Ziel orientiert ist nicht eine Aneinanderreihung guter, letztlich aber isolierter 
Einzelbeispiele, sondern die Veränderung der Organisationskultur als Ganzes. Die 
Verknüpfung von Pragmatik und Strategie muss daher immer wieder überprüft, 
der Transfer von Einzelvorhaben zum Allgemeingültigen organisiert werden. 
Hierbei kommt der den Implementierungsprozess begleitenden Competence Unit 
eine Schlüsselfunktion zu.  

Ein flexibles Vorgehen hat schließlich eine inhaltliche Dimension. Eine Dif-
ferenzierung nach Frauen und Männern reicht oft nicht aus, um Herausforderun-
gen für Gleichstellungs- und Antidiskriminierungsstrategien sachgerecht zu be-
schreiben. Neben den genannten Erfolgsdeterminanten befördert der über das 
Differenzverhältnis Geschlecht hinausgehende Blick gute Ergebnisse. Gender Main- 
streaming wird in der guten Praxis rasch zum Diversity Mainstreaming21.  

Das Fazit: Gehen strategisches Vorgehen und Pragmatik Hand in Hand, so 
steigen die Chancen einer nachhaltig wirksamen Implementierung von Gender 
Mainstreaming. Ein Rahmenkonzept weist den Weg, in der Praxis ist jedoch kreative, 
methodisch-strategische Flexibilität ebenso wichtig. 
 
3. Ausblick 
 
Eine Anwendung von Gender Mainstreaming innerhalb einer Verwaltung lässt sich 
auf vielfältigere Weise befördern, als ein idealtypisches Implementierungskonzept 
es vorausplant. Vielerorts wird Gender Mainstreaming idealtypisch Top Down umge-
setzt. An anderer Stelle aber werden Dienstvorgesetzte durch ihre Mitarbeitenden 
von der Nützlichkeit der Methode für effektiveres Verwaltungshandeln überzeugt 
                                                      
21 Zu diesem Begriff vgl. Behrens 2004. 
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– hier setzt sich das Konzept Bottom Up durch. Und anderenorts werden Erfahrun-
gen auf einer Hierarchieebene von einer Arbeitseinheit in die nächste weitergege-
ben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 2: Implementierung von Gender Mainstreaming  
in der hierarchischen Organisation 

 
Gender Mainstreaming besitzt erhebliches Potenzial, weil es sich – ähnlich dem Ma-
naging Diversity – Konzept – einer positiven Perspektive bedient („Ressourcen 
erschließen“) und im gesellschaftlichen Trend liegt: Positives herausstellen und 
Chancen betonen, Eigenverantwortlichkeit fördern und zu aktivem Handeln moti-
vieren. Chancengleichheit ist nicht mehr Wert für sich allein, sie hat auch über die 
moralisch-ethische Dimension hinaus positive Effekte für die Organisation. Die 
Ökonomisierung des Denkens liefert so den Referenzrahmen für die Entwicklung 
einer umfassenden Chancengleichheitspolitik, die sich über die Geschlechterfrage 
hinaus auch für andere Differenzverhältnisse offen zeigt. Hier liegt nicht zuletzt 
für die bisherigen gleichstellungspolitischen Akteurinnen eine Herausforderung: sie 
müssen ihre bislang eher frauen- und defizitorientierte Perspektive verändern, 
Männer als Partner akzeptieren und letztlich eine strukturelle Einbindung von 
Gleichstellungspolitik mittragen, wie sie die schleswig-holsteinische Landesregie-
rung mit der Zuordnung zur Verwaltungsmodernisierung andeutet. Neben der 
Einsicht in die Prozesshaftigkeit der Aufgabe als Querschnittsdimension von Poli-
tik wird diese notwendige Weiterentwicklung hin zu einer von Frauen und Män-
nern gemeinsam formulierten Geschlechterpolitik, darüber entscheiden, ob das 
Konzept Gender Mainstreaming eine Zukunft hat. 
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Larissa Klinzing 

Gender Mainstreaming im Prozess der  
Organisationsentwicklung 
 
 
Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) ist mit ca. 260.000 Mit-
gliedern die größte Bildungsgewerkschaft in Deutschland, die ihre inhaltliche und 
organisationspolitische Zuständigkeit auf den gesamten Bildungs- und Wissen-
schaftsbereich erstreckt und damit  eine besondere Rolle bei der Umsetzung der 
Strategie des Gender Mainstreaming in diesem Bereich spielt. Dieser Herausforde-
rung kann sie nur gerecht werden, wenn es ihr gelingt, gleichzeitig Gender 
Mainstreaming in der eigenen Organisation umzusetzen. Hierbei geht es um mehr 
als nur die politische Glaubwürdigkeit der handelnden Personen. Die beiden Pro-
zesse der Umsetzung von Gender Mainstreaming – in der Gewerkschaftspolitik, 
insbesondere in der gewerkschaftlichen Bildungs- und Wissenschaftspolitik, und in 
der Organisationspolitik der GEW – bedingen sich gegenseitig und erfordern so-
mit eine ganzheitliche Strategie. 

Aus den bisherigen Erfahrungen mit dem Gender Mainstreaming in der 
GEW lassen sich viele Parallelen zu Umsetzungsproblemen von Gender Main-
streaming in Hochschulen und auch in Forschungseinrichtungen aufzeigen. Diese 
werden besonders deutlich, wenn man sich die Spezifik der GEW hinsichtlich ihrer 
Organisationsstruktur sowie ihrer Organisationskultur vergegenwärtigt. Im Unter-
schied zu vielen anderen Nichtregierungsorganisationen(NGOs) und fast allen 
Gewerkschaften im Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) spiegelt die GEW in 
ihrem Organisationsaufbau den Bildungsföderalismus in Deutschland wider. Ihre 
16 Landesverbände besitzen Satzungs- und Personalhohheit und haben somit eine 
so große Eigenständigkeit in bildungs- und organisationspolitischen Fragen, dass 
die Anwendung eines der zentralen Prinzipien zur Durchsetzung von Gender 
Mainstreaming – des „Top-down“-Prinzips nur in einer stark modifizierten Form 
möglich ist. 

Eine weitere Besonderheit der GEW besteht in einem außergewöhnlich ho-
hen Anteil von ehrenamtlich Aktiven und einem extrem niedrigen Anteil der 
Hauptamtlichen in der Organisation auf Landes- wie Bundesebenen. Die Ver-
pflichtung auf Gender Mainstreaming per Dienstanweisung hat keine nennenswer-
te Dimension. Dies bedeutet im Klartext, dass tatsächlich und erst recht nachhaltig 
nur das gemacht wird, was  durch eine hohe politische Akzeptanz und zugleich 
breite Kompetenz gekennzeichnet ist. Insbesondere die spürbare Ressourcen-
knappheit in der gesamten Organisation erschwert die Implementation von neuen, 
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unbekannten und zunächst mit zusätzlichen Anstrengungen verbundenen Strate-
gien, erst recht von solchen, die von „außen“ und von „oben“ kommen. 

Nicht zuletzt hat die GEW mit 68 Prozent den höchsten Anteil der Frauen 
im DGB, der in den jüngeren Jahrgängen (insbesondere bei den Mitgliedern im 
Kita- und Schulbereich) sogar noch höher liegt (vgl. Klinzing 2005). 

Im Wissen um diese Problemlage in der Organisation wurde die Einführung 
von Gender Mainstreaming von Anfang an strategisch als längerfristiger Innovati-
onsprozess angelegt, dessen Schwerpunkte auf die Umsetzungskonzepte (Mach-
barkeit und Kompetenz) und Akzeptanz (Anreize und Erfolgserlebnisse) ausge-
richtet waren. Es bedurfte auch eines Konsenses für eine flexible Anpassung der 
mehrheitlich beschlossenen Strategie an die tatsächlichen Umsetzungsbedingungen 
in den Landesverbänden, der einerseits die Machbarkeit und andererseits die Ver-
bindlichkeit des Prozesses absicherte. 

Die ersten Schritte auf dem Wege zum Gender Mainstreaming in der GEW 
sind vom Vorstandsbereich Frauenpolitik 1999 initiiert worden und fielen mit den 
ersten Ansätzen in der Landespolitik, Gender Mainstreaming im Bildungswesen 
anzuwenden (z.B. in Sachsen-Anhalt und Nordrhein-Westfallen), sowie mit einem 
internen Prozess der Organisationsentwicklung der GEW zusammen, der als 
GEW-Antwort auf die Gründungsphase von ver.di in Angriff genommen wurde. 

Im Rahmen dieses Prozesses der Organisationsentwicklung startete ein Pilot-
projekt zu Gender Mainstreaming, an dem auch drei Landesverbände (NRW, 
Sachsen-Anhalt und Hamburg) die Grundsteine für die Umsetzungsstrategie in der 
Gesamtorganisation legten. Hier wurden für und mit den Landesverbänden ent-
sprechende Formen der Information und der Fortbildung entwickelt und auspro-
biert, neue Felder für Genderanalysen beschrieben und in Angriff genommen. 

Die Erfahrungen aus den Projektjahren zeigten, wo, wie und zu welchen Fra-
gen bzw. Themen Verbündete zur Umsetzung von Gender Mainstreaming gewon-
nen werden können. Der gewerkschaftliche Rechtschutz und die alters- und ge-
schlechtsspezifische Mitgliederbindung zeichneten sich als Umsetzungsfelder mit 
der großen Akzeptanz und Veränderungsmotivation ab. Die Bemühungen, Gender 
Mainstreaming bei allen Prozessen der Organisationsentwicklung zu verankern, 
waren weniger erfolgreich und haben die dafür Verantwortlichen offen-sichtlich 
überfordert.  

Die Annahme, dass der „Leidensdruck“ in Fragen der Geschlechtergerech-
tigkeit  bei Männern und Frauen die Dynamik dieses Prozesses stärken würde, hat 
sich bisher und insbesondere bei männlichen Mitgliedern und Funktionären der 
GEW nicht bestätigt.  

Bemerkenswerterweise fanden und finden sich kaum organisationspolitische 
Hindernisse für die programmatische Verankerung von Gender Mainstreaming in 
Grundsatzbeschlüssen  der Gewerkschaft. Zwar ist der Versuch der Satzungsände-
rung der GEW mit dem Ziel das Prinzip des Gender Mainsteaming in die Satzung 
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einzuführen auf dem Gewerkschaftstag 2001 gescheitert. Der Hauptvorstand wur-
de jedoch einmütig beauftragt, Gender Mainstreaming auf der Grundlage einer 
Umsetzungskonzeption in der Gesamtorganisation umzusetzen. Damit wurde der 
politische Wille zur Bereitstellung von notwendigen Ressourcen für die Umsetzung 
von Gender Mainstreaming dokumentiert (vgl. GEW 2001). 

Egal ob auf Bundes- oder Landesebenen der Organisation, nirgendwo gab es 
Hindernisse für die praktische Umsetzung, wenn es klar war, wer sich für die ent-
sprechenden Aufgaben verpflichtete. Im Umkehr zeigten die Analysen der Aktivi-
täten der Landesverbände  seit 2001, dass  das Vorhandensein von Beschlüssen zu 
Gender Mainsteaming noch lange keine praktischen Aktivitäten nach sich zogen. 

Für alle erfolgreichen Beispiele der Verankerung von Gender Mainstreaming 
ist eine rechtzeitige, gut kalkulierte und terminierte Projektplanung charakteristisch, 
die nicht nur für die Gremienbeschlüsse sehr hilfreich war, sondern auch entschei-
dend für eine positive Evaluation. Eine der zentralen Zielsetzungen der Pilotpro-
jekte war die Schaffung und Verbreitung von „best practice“ von Anfang an.  Es 
wurde auch bewusst auf so genannte „Spielwiesen“ oder auf „Trockenschwim-
men“ verzichtet. Alle Anwendungsgebiete sollten zu zentralen und somit auch 
aktuellen Aktionsfeldern der GEW gehören. Die genaue Logistik der Projekte 
sollte nicht zuletzt zu kurz- und mittelfristigen Erfolgserlebnissen und vorzeigba-
ren Resultaten beitragen, erreichte Genderkompetenzen bestätigen und auf weitere 
neugierig machen. Zur Philosophie der Umsetzungsstrategie gehörte die Schaffung 
von Anreizen für alle, die sich aktiv beteiligten. Die nicht unerheblichen Projekt-
mittel aus dem Fonds der Organisationsentwicklung haben die Umsetzung von 
Gender Mainstreaming vor Ort nicht nur unterstützt, sondern in einigen Fällen 
erst möglich gemacht. 

In der Steuerung des Umsetzungsprozesses hat sich besonders bewährt, dass 
in der von der Bundesorganisation eingesetzten Steuerungsgruppe Spitzenfüh-
rungskräfte  aus den Landesverbänden und dem Bundesvorstand (drei Frauen und 
drei Männer) zusammenwirkten, die entscheidungsreife Empfehlungen für die 
zuständigen Gremien vorbereiteten. Ihre Mitglieder haben in einer besonderen 
Weise die Verantwortung für die erfolgreiche Umsetzung von Gender Mainstrea-
ming  in der Gesamtorganisation und in ihren jeweiligen Arbeits- und Leitungsbe-
reichen wahrgenommen. Diese Form der Einbindung von Landesvorsitzenden  für 
einen Zeitraum von vier Jahren war für die Anfangsphase sehr hilfreich, aber na-
türlich nur zeitlich begrenzt möglich. Für die GEW war das eine sehr effektive 
Form der Prozesssteuerung, die in anderen Gewerkschaften und Organisationen 
üblicherweise mit Hilfe von Genderbeauftragten realisiert wird. 

Die positiven Ergebnisse in der  Einführung von Gender Mainstreaming in-
nerhalb der GEW als Organisation waren sicherlich einfacher und schneller zu er-
eichen, als in der Bildungspolitik, was in der Natur der Sache liegt. Dennoch entfal-
tete sich die eigentliche Motivation der Beteiligten, sich für Gender Mainstreaming 
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zu engagieren, aus der Perspektive der Geschlechtergerechtigkeit in Bildung und 
Wissenschaft.  

Mit der Veröffentlichung der ersten PISA-Ergebnisse im Jahre 20001 und 
weiteren nationalen und internationalen Leistungsvergleichsstudien kam eine neue 
bildungs- und gesellschafts-politische Debatte über die Bildungsbeteiligung von 
Mädchen und Jungen auf. Der bis dahin unterbelichtete Aspekt der Jungen- und 
Männerpolitik bei der Umsetzung von Gender Mainstreaming bekam eine Aufwer-
tung und steht seitdem auf der Agenda der Bildungs- und Sozialpolitik. 

Zwei Jahre später bekam die fast verstaubte alte Kontroverse über die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf durch die Initiative der Rot-Grünen-Koalition 
eine neue Dimension und eine neue Dynamik. Gerade in der Problematik der 
Ganztagsschulen offenbarten sich deutliche Defizite einer modernen geschlechter-
spezifischen Bildung- und Sozialpolitik. Somit wurde für die GEW die Auseinan-
dersetzung mit Gender Mainstreaming bei dem Ausbau der Tageseinrichtungen für 
Kinder von zentraler Bedeutung (vgl. Klinzing 2004). Die praxis-tauglichen ge-
schlechtergerechten Konzepte müssen hier sowohl für den pädagogischen Bereich 
als auch für den Arbeitsplatz Ganztagsschule entwickelt und umgesetzt werden.  
Die GEW konnte und kann dabei nicht nur ihre Mitwirkung anbieten, sondern 
diesen Prozess mit der Genderkompetenz ihrer Mitglieder und der Gesamtorgani-
sation unterstützen2.   
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III. Hochschulebene 
   

 
 
 
Heidrun Jahn 

Gleichstellungspolitische Ansätze im  
Akkreditierungsverfahren 
 
 
1. Problemsituation 
 
Die Kultusministerkonferenz (KMK) hat in ihren Eckpunkten für die Weiterent-
wicklung der Akkreditierung in Deutschland erstmalig dem Akkreditierungsrat 
auch die Aufgabe gestellt, zu gewährleisten, „dass der Gender Mainstreaming-
Ansatz des Amsterdamer Vertrages der Europäischen Union vom 2. Oktober 1997 
sowie die entsprechenden nationalen Regelungen im Akkreditierungssystem be-
rücksichtigt und umgesetzt werden“ (KMK 2004: 6). Das geschah ca. sechs Jahre 
nach Gründung des Akkreditierungsrates, also relativ spät, obwohl die KMK in 
diesem Zeitraum kontinuierlich über ländergemeinsame Vorgaben auf das Aufga-
benspektrum des Akkreditierungsrates Einfluss nahm. 

Als eine Reaktion des Akkreditierungsrates auf diese Aufgabenstellung kann 
die Tatsache gewertet werden, dass in den Grundsätzen für die Reakkreditierung 
von Studiengängen beschlossen wurde, dass im Antrag auf Reakkreditierung die 
Darstellung der Evaluationsergebnisse auch unter besonderer Berücksichtigung 
von Genderaspekten erfolgen muss (Akkreditierungsrat 2004: 3). Da die meisten 
Studiengänge aber noch die Erstakkreditierung zu absolvieren haben, ist die Um-
setzung dieses Beschlusses erst perspektivisch von Bedeutung. 

Darüber hinaus gab es einzelne Initiativen zum Thema Gender im Akkredi-
tierungsrat, die vor allem durch die Bundeskonferenz der Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten an Hochschulen (BuKoF) angeregt wurden: Zu nennen sind ein 
Schreiben des ehemaligen Vorsitzenden des Akkreditierungsrates an den Vorstand 
der BuKoF, gemeinsam über ein längerfristiges Gesamtkonzept nachzudenken, 
wie Elemente des Gender Mainstreaming stufenweise in die Qualitätssicherung 
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einzubeziehen sind und ein Diskussionspapier von Mitgliedern des Akkreditie-
rungsrates mit Vorschlägen, wie Geschlechtergerechtigkeit im Akkreditierungssys-
tem hergestellt werden kann, das auch auf Kriterien des Kompetenzzentrums 
Frauen in Wissenschaft und Forschung (CEWS) verweist. Beide Initiativen haben 
aber bisher noch keine Umsetzung erfahren.  

In den vom Akkreditierungsrat verabschiedeten Mindeststandards und Krite-
rien für die Akkreditierung von Akkreditierungsagenturen und die Akkreditierung 
von Studiengängen kommt Gender Mainstreaming nicht vor. Den Akkreditie-
rungsagenturen wurde das oben erwähnte Schreiben lediglich als Kopie zugesandt. 
Auch in den fachspezifischen Kriterien und teilweise vorhandenen Checklisten der 
Akkreditierungsagenturen, die für die Akkreditierung der Studiengänge verantwort-
lich sind, spielt Gender Mainstreaming keine Rolle.   

Was bedeutet das für die Akkreditierungsverfahren? Wo sind die Ansatz-
punkte für mehr Geschlechtergerechtigkeit? Wie werden sie umgesetzt?   

In den folgenden Ausführungen werden einige Antworten auf diese Fragen 
gegeben, die wiederum zur weiteren Debatte über die Umsetzung von Gender- 
aspekten in der Akkreditierungspraxis anregen sollen. 
 
2. Qualitätssicherung durch Akkreditierung 
 
Um gleichstellungspolitische Ansätze im Akkreditierungsverfahren sichtbar zu 
machen, wird vom Wesen der Akkreditierung wie folgt ausgegangen: 

Akkreditierung ist ein international gebräuchliches Verfahren der Qualitätssi-
cherung, bei dem die Erfüllung von Kriterien und Standards für Studiengänge oder 
Institutionen durch externe Gutachter/-innen geprüft und mit einem Qualitätssie-
gel zeitlich befristet bescheinigt wird. 

Für die Umsetzung dieses Verfahrens wurde in Deutschland ein Akkreditie-
rungssystem eingerichtet, an dessen Spitze der bereits erwähnte Akkreditierungsrat 
steht. Seine Hauptaufgabe ist es, Agenturen zu akkreditieren, die wiederum die 
Akkreditierungsverfahren durchführen und das Qualitätssiegel des Akkreditie-
rungsrates vergeben können. Gegenwärtig werden vor allem Bachelor- und Mas-
terstudiengänge akkreditiert, wobei auch eine Bündelung von mehreren Studien-
gängen in einem einheitlichen Akkreditierungsverfahren möglich ist. Eine stärker 
die einzelne Hochschule als Organisationssystem betrachtende so genannte Pro-
zessakkreditierung wird zur Zeit in einem Modellversuch der Hochschulrektoren-
konferenz erprobt. 

Für die Qualitätssicherung durch Akkreditierung spielen zwei Problemkreise 
eine zentrale Rolle. Das sind „die Auswahl der Gutachter/-innen“, die den Stu-
diengang prüfen und „die Qualitätskriterien“, die sie dabei anwenden. Als Gutach-
ter/-innen sollen von den Akkreditierungsagenturen ausgewiesene Expert/-innen 
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aus Hochschule (Lehrende, Studierende) und aus der Berufspraxis gewonnen wer-
den. Ob Genderaspekte in die Auswahl der Gutachter/-innen einbezogen werden, 
ist hauptsächlich von der Geschlechterbewusstheit der jeweiligen Akkreditierungs-
agentur und der dort besonders verantwortlichen Akkreditierungskommission ab-
hängig. Eine entsprechende Vorgabe seitens des Akkreditierungsrates gibt es dazu 
nicht. 

Die Akkreditierungskommission ist für die Akkreditierungsentscheidung ver-
antwortlich. Auf Vorschlag der Gutachter/-innen entscheidet sie, ob ein Studien-
gang „akkreditiert“, „mit Auflagen akkreditiert“ oder „nicht akkreditiert“ wird. Die 
folgende personelle Zusammensetzung der Akkreditierungskommissionen soll 
Auskunft über die Möglichkeit einer gleichberechtigten Teilnahme der Geschlech-
ter an den Akkreditierungsentscheidungen geben.  
 

Agenturen 
Zahl der 

Kommissions-
mitglieder 

Männer Frauen 
absolut             % 

AHPGS 9 5 4 44 

ACQUIN 12 8 4 33 

AQAS 17 13 4 24 

ASIIN AK I:  20 18 2 10 

ASIIN AK II: 16 15 1 6 

FIBAA 16 13 3 19 

ZEvA 12 11 1 8 

Tab.: Geschlechtsspezifische Zusammensetzung der  
Akkreditierungskommissionen (AK), Stand: Juni 20051 

AHPGS: Akkreditierungsagentur f. Studiengänge im Bereich Heilpädagogik, Pflege, Gesundheit 
und Soziale Arbeit 

ACQUIN: Akkreditierungs-, Certifizierungs- und Qualitätssicherungs-Institut 
AQAS:  Agentur f. Qualitätssicherung durch Akkreditierung von Studiengängen 
ASIIN:  Akkreditierungsagentur für Studiengänge der Ingenieurwissenschaften, der Informatik, 

der Naturwissenschaft und der Mathematik 
FIBAA:  Foundation for International Business Administration Accreditation  
ZEvA:  Zentrale Evaluations- u. Akkreditierungsagentur Hannover2 
Aus der Übersicht wird erkennbar, dass in 5 von 7 Akkreditierungskommissionen 
der Frauenanteil unter 30 Prozent liegt. Ohne vorschnell von Quantitäten auf Qua-
litäten zu schließen oder davon auszugehen, dass Frauen automatisch geschlech-

                                                      
1 http://www.akkreditierungsrat.de (Zugriff am 18.11.2005). 
2 http://www.ahpgs.de, http://www.acquin.org, http://www.aqas.de, http://www.asiin.de, 
http://www.fibaa.de, http://www.zeva.uni-hannover.de (Zugriff alle am 18.11.2005). 
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terbewusst handeln, muss aber festgestellt werden, dass in den meisten Agenturen 
Frauen deutlich weniger als Männer an den Akkreditierungsentscheidungen teil-
nehmen können. Die Agenturen, deren Frauenanteil über 30 Prozent in der Akk-
reditierungskommission beträgt (AHPGS, ACQUIN) können auch auf einen 
transparenten Frauenanteil an Gutachter/-innen in durchgeführten Akkreditie-
rungsverfahren verweisen. So waren z.B. bei der AHPGS an der Begutachtung von 
51 Studiengängen 137 Männer (59 %) und 94 Frauen (41 %) als Gutachter/-innen 
beteiligt. Generell ist aber für alle Akkreditierungsagenturen einzuschätzen, dass 
bisher Gender Mainstreaming bei der Auswahl der Gutachter/-innen in der Regel 
keine Rolle gespielt hat. 
 
3. Kriterien für Qualität und Anerkennung 
 
Welche Kriterien von den Gutachter/-innen auf ihre Erfüllung geprüft werden, 
wurde bereits als weiterer bedeutsamer Problemkreis im Akkreditierungsverfahren 
gekennzeichnet. Prinzipiell kann davon ausgegangen werden, dass die Gutach-
ter/-innen ihrer Prüfung die Strukturvorgaben der KMK zugrunde legen und die 
vom Akkreditierungsrat vorgegebenen Qualitätskriterien in mehr oder weniger 
fachspezifischer Ausprägung durch die Agenturen auf die Bewertung der Studien-
gänge anwenden. 

Die Kriterien für Qualität und Anerkennung von Bachelor- und Masterstu-
diengängen betreffen die folgenden Bereiche: 

1. Die Ziele des Studiengangs, die auf berufsrelevanten studentischen Kompe-
tenzerwerb gerichtet sind.   

2. Ihre Umsetzung in einem strukturell und inhaltlich schlüssigen Studiengangs-
konzept mit Modulen, Credits und studienbegleitenden Prüfungen. 

3. Die Gewährleistung der dafür erforderlichen personellen und materiell-
technischen Ressourcen. 

4. Die Realisierung notwendiger Qualitätssicherungsmaßnahmen für den Stu-
diengang. 

Die Aufgabe der Gutachter/-innen besteht vor allem darin, in dem durch die Kri-
terien vorgegebenen Rahmen die Zielsetzung des Studiengangskonzepts und die 
Plausibilität der vorgesehenen Umsetzung zu beurteilen. Bereits in der Zielsetzung 
des Studiengangs soll sich eine neue Qualität, ein Paradigmenwechsel von einer 
traditionellen Input-Orientierung zur Orientierung an notwendigen „Learning-
Outcomes“ widerspiegeln. Im Akkreditierungsantrag der Hochschule sind die 
Fach-, Methoden- und Sozialkompetenzen konkret auszuweisen, welche die Stu-
dierenden in dem Studiengang erwerben können. 
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Aus Sicht der Geschlechterforschung ist der Erwerb von Gender-Kompetenz 
eine wesentliche Schlüsselqualifikation, die vor allem professionelles Handeln mit 
der Geschlechterperspektive und die Bewältigung der Gemeinschaftsaufgabe Ge-
schlechterdemokratie ermöglicht (Gotzmann 2005: 6). Gender-Kompetenz sollte 
deshalb Bestandteil jedes Studiengangs sein, unabhängig von gesonderten Studien-
programmen für Gender Studies. Für die Gutachter/-innen bedeutet das, an das 
eingereichte Studiengangskonzept und auch an die Hochschulvertreter/-innen 
beim Besuch vor Ort die Frage zu stellen, ob bzw. wie die Studierenden in diesem 
Studiengang Gender-Kompetenz erwerben können. 

Die Akkreditierungspraxis zeigt aber, dass es gegenwärtig in den meisten Fäl-
len der antragstellenden Hochschule überlassen bleibt, ob der Erwerb von Gender-
Kompetenz in den Zielen des Studiengangs verankert ist, über Module umgesetzt, 
entsprechend personell ausgestattet und evaluiert werden soll. Dafür sind zwei 
hauptsächliche Gründe zu nennen: Einmal die Tatsache, dass die Geschlechterdi-
mension generell noch kein Bestandteil von Akkreditierungskriterien ist. Zum 
anderen die Auffassung von Vertreter/-innen einiger Agenturen, dass Gende-
raspekte nur dann im Akkreditierungsverfahren geprüft werden, wenn sie im Leit-
bild der Hochschule und in dem eingereichten Studiengangskonzept stringent 
verankert sind. 

Die Entwicklung eines gendergerechten Gesamtkonzepts von der Zielsetzung 
bis zur Qualitätssicherung des Studiengangs muss sich in der Hochschulpraxis erst 
noch durchsetzen. Häufiger werden aber bereits einzelne Gendermodule entwi-
ckelt, wie z.B. auch vom Vorstand des Fachbereichstages Soziale Arbeit empfohlen 
(Klüsche 2003: 180). 
 
4. Beispiele aus der Akkreditierungspraxis 
 
Im Folgenden soll am Beispiel eines akkreditierten Studiengangs die Umsetzung 
von Genderaspekten in Studiengangskonzept und Akkreditierungsverfahren veran-
schaulicht werden. Es wurde der Bachelorstudiengang „Erziehung und Bildung im 
Kindesalter“ an der Alice Salomon Fachhochschule Berlin3 ausgewählt, der es 
ermöglicht, einige Genderaspekte im Zusammenwirken von Studiengangsentwick-
lung und Akkreditierung sichtbar zu machen: 

                                                      
3 http://www.asfh-berlin.de (Zugriff am 12.7.2005). 
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 In der im Akkreditierungsantrag zu erläuternden Begründung für die Einfüh-
rung des Studiengangs wird die Verlagerung der Erzieher/-innenausbildung 
an die Fachhochschule als ein wesentlicher Grund genannt. Es geht kurz ge-
sagt um die notwendige Aufwertung eines typischen Frauenberufs mit dem 
erwünschten Nebeneffekt einer höheren Attraktivität dieses Berufs für Män-
ner. 

 Dieser Anspruch spiegelt sich in den im Studiengang zu erwerbenden Kom-
petenzen wider, wobei Gender-Kompetenz einen mehrdimensionalen fach-
übergreifenden Kompetenzbereich verkörpert. Zum Erwerb von Gender-
Kompetenz gehört z.B. die Reflexion der eigenen Rolle als Frau oder Mann 
im jeweiligen professionellen Kontext: Wie beurteile ich als Professionelle/-r 
z.B. Kinder sowie ihre Eltern und wie ist meine Einschätzung bestimmt von 
den eigenen Prägungen? 

 Die curriculare Umsetzung soll durch die Integration von Diversity Studies in 
alle Studienbereiche und Module realisiert werden. 

 Zur personellen Ausstattung wurden deshalb zwei Professuren ausgeschrie-
ben, für deren Besetzung Kenntnisse in Gender- und Diversityforschung er-
wünscht sind. 

Die Gutachter/-innen der AHPGS4 heben in ihrem Gutachten hervor, dass das 
Genderthema im Studiengang fest verankert und als Querschnittsthema bei dem 
personellen Ausbau in den zwei vorliegenden Ausschreibungen im Text berück-
sichtigt ist. Zusätzlich wird die geschlechterspezifische Repräsentanz bei der Vor-
Ort-Begehung sowohl bezogen auf die Gutachter/-innengruppe als auch auf die 
Hochschulvertreter/-innen im Gutachten festgehalten. Dass Genderaspekte diese 
Aufmerksamkeit bei der Begutachtung erfahren haben, ist nicht zuletzt der Tatsa-
che geschuldet, dass eine Gutachterin mit ausgewiesener Kompetenz in Gender 
Mainstreaming in das Akkreditierungsverfahren einbezogen wurde. 

Ein anderes Beispiel für eine stärkere Integration von Genderaspekten in die 
Akkreditierung ist auch auf die Initiative einer Genderexpertin zurückzuführen. 
Die Vorsitzende der Landeskonferenz Niedersächsischer Hochschulfrauenbeauf-
tragter hat in der Akkreditierungskommission der ZEvA konkrete Vorschläge für 
die Aufnahme von Genderaspekten in das Antragsverfahren der Hochschulen zur 
Diskussion gestellt. Sie sollen zur Umsetzung von Positionen und Handlungsemp-
fehlungen zur Akkreditierung beitragen, wie sie vom CEWS und der BuKoF ent-
wickelt wurden. Ausgehend von einem Informationsdefizit der Akkreditierungs-
agenturen über gleichstellungsspezifische Programme und Projekte in Studiengän-
gen und an Hochschulen wurden Vorschläge zur Integration von Genderkompe-
tenz (in Ziele, Inhalte, Module) mit Referenzbeispielen aus der Hochschulpraxis 

                                                      
4 http://www.ahpgs.de (Zugriff am 12.7.2005). 
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verbunden. Die konkreten Überlegungen zur Ergänzung der Antragsunterlagen 
der Hochschulen beziehen sich auch auf geschlechtsspezifische Statistiken, ent-
sprechende Informationen über den Fachbereich und strukturelle Rahmenbedin-
gungen des Studiengangs (vgl. Gotzmann 2005: 2-6). 

Als hauptsächliche Ergebnisse der Diskussion können der Beitrag zu Gender-
Weiterbildung und zu mehr Geschlechterbewusstheit bei den Mitgliedern der Akk-
reditierungskommission gewertet werden. Das zeigte sich wiederum in der konkre-
ten Überlegung der ZEvA, auch den Akkreditierungsrat zu mehr Gender 
Mainstreaming und zur Gründung einer entsprechenden Arbeitsgruppe anzuregen 
und dem Interesse, an dieser aktiv teilzunehmen. 
 
Der bisherige Einblick in die Akkreditierungspraxis, die erläuterten Genderaspekte 
und Probleme ihrer Umsetzung führen zu der Frage, welche Schlussfolgerungen 
für die Gestaltung von Akkreditierungsverfahren unter gleichstellungspolitischen 
Gesichtspunkten zu ziehen sind. Ihre Beantwortung soll an dieser Stelle nicht wei-
ter vorangetrieben werden, sondern ist Gegenstand der Arbeitsgruppe 2 dieser 
Fachtagung. 
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Elisabeth Maurer 

Gender Mainstreaming als Bestandteil der institutionalisierten 
Qualitätssicherung an der Universität Zürich?1 
 
 
Ich habe dem Titel meines Beitrages bewusst ein Fragezeichen hinzugefügt. Dem 
Thema Qualitätssicherung wird an der Universität Zürich hohes Gewicht beige-
messen, so wurden an der Universität Zürich im Zuge der Universitätsreform seit 
dem Jahr 2000 rechtliche Grundlagen für die Einführung neuer Qualitätssiche-
rungsinstrumente geschaffen, welche teilweise in Konkurrenz zur herkömmlichen 
Qualitätssicherung in der Forschung stehen. Um es jedoch gleich vorweg zu neh-
men: Was die Gleichstellung von Frau und Mann betrifft, so wird diese (noch) 
nicht als eine unverzichtbare Qualitätsdimension in den Leitungsgremien betrach-
tet.  

Ich werde zuerst mein Verständnis von Gender Mainstreaming erläutern, um 
dann anhand von vier Handlungsfeldern konkret aufzuzeigen, inwiefern diese Stra-
tegie im Rahmen der institutionalisierten Qualitätssicherung umgesetzt wird. Dabei 
soll auch sichtbar gemacht werden, wie sich das seit 1996 bestehende Gleichstel-
lungsbüro der Universität Zürich, die UniFrauenstelle – Gleichstellung von Frau und 
Mann2, in diesem Spannungsfeld bewegt. 
 
1. Gender Mainstreaming kein offizieller Begriff an der  

Universität Zürich 
 
Im Gegensatz zu den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union ist die Schweiz 
nicht an gesetzliche Grundlagen zur Umsetzung des Gender Mainstreamings an 
den Universitäten gebunden. Der Begriff ist denn auch nicht Bestandteil des offi-
ziellen Sprachgebrauchs der Universität Zürich: im Universitätsgesetz und in der 
Universitätsordnung3 wird von „tatsächlicher Gleichstellung von Frauen und Männern“ 
gesprochen und dass die Universität, die Fakultäten und Institute eine „ausgewogene 
Vertretung beider Geschlechter in allen Funktionen und in allen Gremien“ anstreben.  

Die UniFrauenstelle – Gleichstellung von Frau und Mann und die Gleichstellungs-
kommission verfolgen dennoch die Strategie des Gender Mainstreamings bezie-
hungsweise oft eher die Strategie, Gender in den Mainstream zu bringen: Darunter 
                                                      
1 Unter Mitarbeit von Angela Zimmermann. 
2 UniFrauenstelle – Gleichstellung von Frau und Mann: http://www.unizh.ch/frauenstelle/ (Zugriff 
am 20.7.2005). 
3 Zürcher Universitätsgesetz und Universitätsverordnung und Evaluationsreglement: http://www. 
evaluation.unizh.ch/links.html (Zugriff am 20.7.2005). 
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verstehen wir einerseits gezielte Maßnahmen seitens der Expertinnen, also der 
Gleichstellungsfachfrauen, die den ungleichen Ausgangsbedingungen von Frauen 
Rechnung tragen. Zu diesen Maßnahmen zählen zum Beispiel Mentoring- oder 
frauenspezifische Weiterbildungsangebote, bei denen Gleichstellungsanliegen mit 
Nachwuchsförderung verknüpft werden, aber auch die Integration entsprechender 
Paragraphen und Artikel in Gesetze, Reglemente und Richtlinien. Andererseits ver-
suchen wir eine geschlechtersensible Perspektive in alle Entscheidungsprozesse 
und Entscheidungsfindungen zu integrieren. Dies hat – wie ich zeigen werde – in 
drei der im folgenden vorgestellten vier Handlungsfeldern dazu geführt, dass Gen-
der-Anliegen in den Reglementen berücksichtigt oder zur Leitungsaufgabe erklärt 
wurden. 
 
2. Institutionalisierte Qualitätssicherung auf vier Ebenen 
 
In den folgenden vier Bereichen kann von einer institutionalisierten Qualitätssiche-
rung gesprochen werden, bei der auch die Gleichstellungsthematik integriert wird: 
Erstens im Rahmen der Tätigkeiten des Organs für Akkreditierung von Qualitätssicherung 
der Schweizerischen Hochschulen (2.1); zweitens bei der Umsetzung von Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen der institutionalisierten Evaluationsstelle der Universität Zürich 
(2.2); drittens bei der Einführung eines Verhaltenskodex und dessen Umsetzung 
mittels der Führungsinstrumente von Kanton und Universität (2.3); sowie viertens 
bei der Erarbeitung eines Qualitätssicherungskonzeptes in der Lehre im Rahmen 
der Bologna-Studienreform (2.4). 
 
2.1 Organ für Akkreditierung von Qualitätssicherung der  

Schweizerischen Hochschulen 
 
In der Schweiz haben Bund und Kantone im Jahr 2001 das Organ für Akkreditierung 
von Qualitätssicherung der Schweizerischen Hochschulen (OAQ) geschaffen. Gemäß den 
gesetzlichen Grundlagen ist das OAQ mit der Sicherung und Förderung der Quali-
tät von Lehre und Forschung an den schweizerischen Hochschulen beauftragt. Zu 
diesem Zweck werden vom OAQ Qualitätsprüfungen (Quality Audits) durchge-
führt, Richtlinien für die interne Qualitätssicherung von Hochschulen erarbeitet 
und entsprechende Dienstleistungen angeboten. Die Vorgehensweise ist wohl am 
ehesten mit dem Akkreditierungs-, Certifizierungs- und Qualitätssicherungsinstitut 
ACQUIN in Deutschland vergleichbar. Aufgrund der föderalistischen Strukturen 
in der Schweiz, in der die Kantone die Hoheit über die Universitäten haben, sind 
die Empfehlungen des OAQ nicht verbindlich. Sie dienen der Schweizerischen 
Universitätskonferenz (SUK), die für die gesamtschweizerische Koordination der 
Tätigkeiten von Bund und Kantonen im universitären Hochschulbereich zuständig 
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ist und in der die Erziehungsdirektorinnen und -direktoren der Kantone Einsitz 
haben, als Entscheidungsgrundlagen. Die Akkreditierung der neuen Bologna-Stu-
diengänge für die einzelnen Hochschulen ist denn auch nicht obligatorisch; dies im 
Gegensatz zu fast allen anderen europäischen Staaten. Auch wenn also das OAQ 
explizit Gender Mainstreaming in der Qualitätssicherung institutionalisiert hätte, ist 
aufgrund dieser etwas eingeschränkten Kompetenz des OAQ eine nachhaltige 
Berücksichtigung von Genderanliegen nicht gewährleistet. In den nächsten Jahren 
gibt die personelle Besetzung der SUK jedoch zu Hoffnung Anlass, da mit der neu 
gewählten Präsidentin – der Erziehungsdirektorin Regine Aeppli aus Zürich – eine 
Frau den Vorsitz hat, die sich in der Vergangenheit für Gender Mainstreaming 
ausgesprochen hat.  

Ein anderes Problem ist die relativ begrenzte Akzeptanz vor allem seitens der 
Professorenschaft gegenüber den neuen Evaluationsverfahren. Der Mehraufwand 
und die stärkere Rechenschaftspflicht durch die breitere Evaluation, die nicht nur 
wie bisher die Forschung, sondern auch die Lehre bzw. die Institution ins Visier 
nimmt, wird in Relation zum Ergebnis als unverhältnismäßig empfunden, zumal 
das traditionelle „Gutachterverfahren“ in Form von Publikationsmöglichkeiten 
oder Auftritten an Kongressen – also die hergebrachte gegenseitige kritische Prü-
fung durch die Scientific Community – als nicht überholungsbedürftig angesehen 
wird. Demgegenüber ist aus Gleichstellungsperspektive durchaus realistisch, dass 
eine seriös durchgeführte Evaluation nach dem neuen System, mit transparenteren 
Kriterien und Richtlinien etc., eine nachhaltige Berücksichtigung des Aspekts Gen-
der gewährleisten könnte. Dass dieses Potential aber (noch) nicht ausgeschöpft 
wird, zeigte eine erste Beteiligung am Evaluationsverfahren des OAQ: Die  
UniFrauenstelle – Gleichstellung von Frau und Mann und die Gleichstellungskommission 
waren während der ersten Phase der Prüfung der Qualitätssicherungsinstrumente 
und -verfahren der Universität Zürich insofern involviert, als die Präsidentin der 
Gleichstellungskommission und ich zu einem halbstündigen Expertinnengespräch 
an der „Vor-Ort-Visite“ zu einem Interview (Quality Audit) eingeladen wurden. 
Im ersten Synthesebericht des OAQ für die Jahre 2003 und 20044 fand diese An-
hörung jedoch keinen Niederschlag, was eine geringe Sensibilität des OAQ für die 
Geschlechterperspektive offen legt. Dies ist umso bedauerlicher, als die Universität 
Zürich im für das OAQ zu erstellenden Selbstbeurteilungsbericht ausführlich und 
relativ konkret Stellung nimmt bezüglich Maßnahmen zur Sicherung der Gleich-
stellung. 
 

                                                      
4 Synthesebericht OAQ: http://www.oaq.ch/ (Zugriff am 20.7.2005). 
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2.2 Evaluationsstelle der Universität Zürich 
 
Seit dem Jahr 2001 gibt es an der Universität Zürich eine Evaluationsstelle5 mit 
dem Auftrag, die einzelnen Institute hinsichtlich Lehre, Forschung und Verwaltung 
alle sechs Jahre zu evaluieren. Sie ist dem Universitätsrat6 unterstellt, welcher den 
Leiter der Evaluationsstelle ernennt und das Evaluations- und das Organisations-
reglement erlässt. Fachlich ist die Evaluationsstelle aber von Universitätsrat und 
Universitätsleitung unabhängig.  

An der Universität Zürich wird ein dreistufiges Evaluationsverfahren ange-
wandt, das aus den Phasen Selbstevaluation, Fremdevaluation und Zielvereinba-
rung besteht. Die Evaluationsstelle gibt Empfehlungen zuhanden der universitären 
Leitungsgremien ab, verfügt selber aber über keine Entscheidungsbefugnis. Die 
Entscheidungen werden von der Universitätsleitung getroffen, welche in Zusam-
menarbeit mit den evaluierten Instituten neue Zielvereinbarungen aushandelt. 

Bei der Ausarbeitung des Evaluationsreglements hat meine Mitarbeit als 
Gleichstellungsbeauftragte in der Arbeitsgruppe zu folgendem Resultat geführt: Im 
Paragraph 9 ist festgehalten: „Die Evaluation untersucht auch soziale und kulturelle As-
pekte der evaluierten Einheiten und Tätigkeitsbereiche sowie die Situation bezüglich Gleichstel-
lung der Geschlechter“. Die Frage stellt sich nun, wie sich solche gleichstellungspoliti-
schen Errungenschaften in der konkreten Evaluationspraxis auswirken:  

Zur Erstellung des Selbstevaluationsberichtes wird das zu evaluierende Insti-
tut im Leitfaden zum Thema Personalmanagement bezüglich Frauenförderung 
aufgefordert, „konkrete Bemühungen und Resultate (auch Bemühungen, die nicht zum ge-
wünschten Erfolg führten)“ darzustellen. Was die Nachwuchsförderung betrifft, so 
sollen „spezifische Förderbemühungen für Frauen/Personen mit Familienpflichten“ nachge-
wiesen werden. Die Evaluationsstelle nimmt zudem in Absprache mit dem evalu-
ierten Institut ergänzend zum Selbstevaluationsbericht so genannte „Kundenbefra-
gungen“ vor. Darunter werden beispielsweise Befragungen von Institutsmitarbei-
tenden, von Mittelbauangehörigen oder von Studierenden verstanden. Ein genauer 
Blick auf die Fragebogen bezüglich Genderaspekten bringt folgendes zutage: Der 
Fragebogen für die Studierenden enthält einzig die Frage: „Haben Sie Kinder, für die 
Sie ganz oder teilweise verantwortlich sind?“ Mitarbeitende und Mittelbauangehörige 
müssen immerhin beantworten, ob sich die Vorgesetzten um die Förderung der 

                                                      
5 Evaluationsstelle der Universität Zürich: http://www.evaluation.unizh.ch/ (Zugriff am 20.7.2005). 
6 Der Universitätsrat ist gleichsam der Verwaltungsrat der Universität. Im Auftrag des Kantons ist er 
zuständig für die unmittelbare Aufsicht über die Universität wie auch für wichtige strategische Ent-
scheidungen. Die Kantonsregierung wählt sieben Persönlichkeiten aus Wissenschaft, Kultur, Wirt-
schaft und Politik in den Universitätsrat, wobei die Erziehungsdirektorin ex officio den Universitäts-
rat präsidiert. Seitens der Universität nehmen die Universitätsleitung sowie Delegierte der Angehöri-
gen der universitären Stände (Professoren, Mittelbau, Studierende, nicht aber die Gleichstellungsbe-
auftragte!) mit beratender Stimme an den Sitzungen teil. 
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Gleichstellung, um die Förderung einer ausgewogenen Vertretung beider Ge-
schlechter am Institut oder in der Abteilung sowie um die Förderung der Verein-
barkeit von Beruf und Familie bemühen. Die Daten werden geschlechterdifferen-
ziert erhoben, d.h. auf dem Fragebogen muss das Geschlecht angegeben werden.  

Die Auswertung dieser Daten ist jedoch nicht gewährleistet. Nach Aussagen 
des Geschäftsführers der Evaluationsstelle unterliegt die Auswertung nach Ge-
schlecht keiner Systematik, es werden lediglich besondere Auffälligkeiten im 
Schlussbericht aufgeführt.  

Die Bilanz fällt also nüchtern aus. Zwar kann festgestellt werden, dass die 
Gleichstellungsthematik nachhaltig in das Evaluationsreglement und teilweise in 
die Instrumente der Datenerhebung integriert werden konnte. Demgegenüber 
findet eine systematische geschlechtersensible Perspektive bei der Datenauswer-
tung auch weiterhin keine Anwendung, was mit Blick auf die bekanntlich höhere 
Brisanz der Auswertung umso bedenkenswerter ist. Gerade hier wäre eine „Kon-
trollstelle“ bzw. die notwendige Genderkompetenz dringend notwendig. Da diese 
aber fehlt, kann kaum davon ausgegangen werden, dass in den follow-up-
Gesprächen und den damit verbundenen Zielvereinbarungen der Auftrag Gleich-
stellung zur Sprache kommen wird. 
 
2.3 Vom Gleichstellungsreglement zum „Verhaltenskodex“  

in den Führungsinstrumenten 
 
Zu einem interessanten Effekt führte der mehrjährige und letztlich erfolglose Ver-
such, ein Gleichstellungsreglement für die Universität Zürich zu verabschieden. 
Der Universitätsrat wies das Gleichstellungsreglement mit dem Auftrag zur Über-
arbeitung an die Universitätsleitung zurück, Gleichstellungswissen in die bestehen-
den und neuen Führungsinstrumente7 zu integrieren. Der Rektor der Universität 
formulierte persönlich einen so genannten Gender Policy Verhaltenskodex und 
setzte eine Arbeitsgruppe ein, die damit beauftragt wurde, Vorschläge zur Umset-
zung des Verhaltenskodex zu erarbeiten, und zwar mittels der bestehenden Füh-
rungsinstrumente. Die Integration des Verhaltenskodex in die Führungsinstrumen-
te hat den Vorteil, dass der Aspekt Chancengleichheit bei wesentlichen Entschei-
dungsprozessen durch führungsverantwortliche Personen zum Tragen kommen 
sollte. Faktisch könnte man hier von Gender Mainstreaming sprechen. Problema-
tisch ist jedoch die hohe Unverbindlichkeit, welche mit einem „Verhaltenskodex“ 
                                                      
7 Führungsinstrumente der Universität Zürich sind zum Beispiel diejenigen des Kantons (Ent-
wicklungs- und Finanzplan (EFP), Globalhaushalt und geplanter Leistungsauftrag), diejenigen des 
Universitätsrates und der Universitätsleitung (EFP, Jahresberichte und Evaluationen) und diejenigen 
der Universitätsleitung und der Dekanate (Akademische Berichte der Institute, neue Datenbank). 
Dabei ist zu beachten, dass gemäß Einschätzung der Gleichstellungskommission, Führungsinstru-
mente in der Personalführung und der Führungsausbildung fehlen. 
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als Steuerungsinstrument verbunden ist. Um mehr Verbindlichkeit zu erreichen, 
entwickelt die UniFrauenstelle – Gleichstellung von Frau und Mann derzeit ein Instru-
ment des Gleichstellungsreportings, das auf die zentralen Dimensionen der wich-
tigsten Führungsinstrumente ausgerichtet ist. Das heißt, es werden im Moment 
Gleichstellungsindikatoren für eine jährliche Berichterstattung definiert.  
 
2.4 Qualitätssicherung in der Lehre im Rahmen der Bologna-

Studienreformen 
 
Das Prorektorat8 Lehre hat von der Erweiterten Universitätsleitung9 den Auftrag 
erhalten, im Zusammenhang mit der Bologna-Studienreform ein Konzept zur 
Qualitätssicherung in der Lehre vorzulegen; dies mit dem Ziel, die Lehre aufzuwer-
ten. Das Konzept soll Empfehlungen und Rahmenaufträge an Institute und Fakul-
täten beinhalten für die Erarbeitung von Richtlinien und Instrumenten zum Zwe-
cke der Sicherung und Entwicklung einer guten Lehre. Gleichstellung als Quali-
tätsdimension soll explizit Bestandteil dieses Qualitätssicherungskonzeptes sein. Zu 
den Fragen, die momentan mit dem Ziel der Definition von Kriterien und Maß-
nahmen bearbeitet werden, zählen beispielsweise folgende: Was ist und was unter-
stützt ein gutes Curriculum, ein gutes Modul, eine gute Veranstaltung und eine 
gute Leistungsüberprüfung? Die Chancen für die erfolgreiche Berücksichtigung der 
Genderthematik in dieses laufende Kerngeschäft der Universität stehen dank drei 
Voraussetzungen relativ gut: 

Erstens fand frühzeitig eine Integration entsprechender Paragraphen in die ge-
samtschweizerischen Richtlinien10 und in die Richtlinien der Universität Zürich zur 
Umsetzung der Bologna-Studienreformen11 statt: So wurde durch den maßgebli-
chen Einsatz von Gleichstellungsbeauftragten folgender – für deutsche Verhältnis-
se wahrscheinlich eher wenig spezifische – Satz in die Präambel der gesamtschwei-

                                                      
8 An der Universität Zürich gibt es die Prorektorate Lehre, Forschung und Planung. Die Prorektorate 
sind zudem für fakultätsspezifische Belange zuständig: Sie unterstützen die Fakultäten bei der Vertei-
lung der Ressourcen, führen die Berufungsverhandlungen, sind Ansprechpartner für wichtige Sachge-
schäfte usw.  
9 Die Erweiterte Universitätsleitung (EUL) kann als Geschäftsleitung der Universität angesehen 
werden. Zur EUL gehören der Rektor, die Prorektoren, der Verwaltungsdirektor, die Dekane und je 
zwei Ständevertreter, sowie nicht stimmberechtigte Anwesende mit beratender Funktion, zu welchen 
zum Beispiel die Präsidentin der Gleichstellungskommission gehört. In den Tätigkeitsbereich der 
EUL fallen unter anderem die Verabschiedung des Entwicklungs- und Finanzplans und der Prü-
fungs- und Promotionsordnungen zuhanden des Universitätsrats, die Erteilung der venia legendi, die 
Ernennung zur Titularprofessorin bzw. zum Titularprofessor, die Genehmigung der Organisations-
reglemente der Fakultäten und die Verabschiedung des Leitbilds der Universität. 
10 „Bologna-Richtlinien“ der Rektorenkonferenz der Schweizer Universitäten (CRUS): http://www. 
crus.ch/docs/lehre/bologna/schweiz/richtlinien/RichtlinienBologna.pdf (Zugriff am 3.8.2005). 
11 Richtlinien zur Umsetzung der Bologna-Studienreform an der Universität Zürich: http://www. 
studienreform.unizh.ch/reform/richtlinien.html (Zugriff am 20.7.2005). 
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zerischen „Bologna-Richtlinien“ aufgenommen: „Chancengleichheit soll  durch die 
Ermöglichung von Teilzeitstudien sowie ausreichende Ausbildungsbeihilfen gewährleistet werden.“ 

In den Richtlinie über die Umsetzung des Bologna-Prozesses an der Universi-
tät Zürich konnten durch die vereinten Kräfte der Gleichstellungs- und Studieren-
denvertreterinnen zwei Paragraphen, die den Aspekt der Gleichstellung oder zu-
mindest der Chancengleichheit berücksichtigen, integriert werden: 

„§ 29 Chancengleichheit von Frauen und Männern und von Studierenden unterschiedli-
cher sozialer Verhältnisse: 
Abs. 1 Die Chancengleichheit von Frauen und Männern sowie von Studierenden unter-
schiedlicher sozialer Lagen ist mit gezielten Maßnahmen und Rahmenbedingungen zu 
fördern und mit flexiblen Studienstrukturen sicherzustellen. 
Abs. 2 Um geschlechterspezifischen und sozialen Benachteiligungen entgegen zu wir-
ken, wird das Beratungsangebot ausgebaut. Wiedereinstiegsprogramme werden unter-
stützt. 
Abs. 3 In den akademischen Berichten wird über die Maßnahmen Rechenschaft abge-
legt.“ 

Im § 32 wird festgehalten, dass die Universitätsleitung verbindliche Ausführungs-
bestimmungen erlassen kann, welche Angaben zu flankierenden Maßnahmen unter 
anderem in den Bereichen Teilzeitstudium, Nachwuchsförderung sowie Chancen-
gleichheit enthalten. 

Zweitens ist für die Berücksichtigung der Genderthematik in der Ausarbeitung 
des Qualitätssicherungskonzepts von Vorteil, dass die Gleichstellungsbeauftragte 
Mitglied der Geschäftsleitung des Prorektorats Lehre ist, sowie drittens ihre Mitar-
beit in der Arbeitsgruppe, in der die Kriterien und Maßnahmen zur Qualitätssiche-
rung diskutiert und verabschiedet werden. Ob sich die Geschlechterperspektive in 
diesem neuen Qualitätssicherungsinstrument wirklich so explizit niederschlagen 
wird, wie es diese drei Erfolg versprechenden Voraussetzungen erhoffen lassen, 
wird sich Ende dieses Jahres zeigen. 
 
3. Bilanz 
 
Ich habe kurz vier Handlungsfelder skizziert, in denen die UniFrauenstelle – Gleich-
stellung von Frau und Mann und die Gleichstellungskommission versuchen, im Be-
reich der institutionalisierten Qualitätssicherung Gender in die universitären Pro-
zesse zu integrieren. Geschlechtergerechte Qualitätskriterien konnten in einige der 
neuen Qualitätssicherungsinstrumente integriert werden. Die Umsetzung und das 
Controlling der auf dem Papier bestehenden Paragraphen sind bis jetzt jedoch – 
wie besonders das Beispiel der Evaluationsstelle selber zeigt – noch weitgehend 
ungesichert. Dies ist vermutlich auch auf die fehlenden verbindlichen Grundlagen 
für Gender Mainstreaming, wie sie in EU-Ländern existieren, zurückzuführen. 
Dennoch bestehen, wie in diesem Beitrag ebenfalls gezeigt werden konnte, Mög-
lichkeiten, mittels der dargestellten Zusammenarbeit von Universitätsleitung und 
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der Gleichstellungsstelle, dem Gender Mainstreaming teilweise vergleichbare Pro-
zesse zu initiieren und zu fördern. Dank einer guten institutionellen Vernetzung 
kann ich als langjährige Gleichstellungsbeauftragte die Genderthematik in einige 
Bereiche integrieren. Die im Vergleich zu Deutschland und Österreich relativ un-
verbindlichen Rechte und Pflichten der Gleichstellungsarbeit bergen jedoch die 
Gefahr, dass zu unverbindliche Steuerungsmaßnahmen – wie Punkt 2.4 zeigt – 
gewählt werden. Das Fragezeichen im Titel meines Referats muss vorerst also 
leider stehen bleiben.  
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Mechthild Koreuber 

Zentrale Vorgabe – dezentrale Vielfalt 

Gleichstellung als verbindliches Element von Studienreform 
 
 
Der Bologna-Prozess hat begonnen, alle Hochschulen sind damit befasst, ihre 
Studienfächer in Bachelor- und Masterstudiengänge umzuwandeln. Nahezu alle 
Fächer sind von dieser Reform betroffen. Ausnahmen bilden lediglich einige der 
mit Staatsexamensabschluss versehenen Studiengänge wie etwa Medizin oder 
Rechtswissenschaft. Mit einbezogen dagegen ist in Berlin die Lehrerausbildung. 
Deutlich zeichnet sich in der Debatte um die Curriculae, die Modulbeschreibun-
gen, die Studienstruktur ab, dass es um Identität geht, um die Frage der Eigenstän-
digkeit von Fächern und um die Frage nach dem Kern eines Faches. Wie kann 
Gleichstellung verbindliches Element der Studienreform sein? Wie kann Ge-
schlechterforschung in die neuen beziehungsweise neu definierten Studieninhalte 
integriert werden? In meinem Beitrag werde ich, ausgehend von den spezifischen 
Bedingungen der Freien Universität Berlin, darstellen, welche Handlungsoptionen 
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte, Geschlechterforscherinnen und Ge-
schlechterforscher, aber auch die Akteurinnen und Akteure der Umsetzung der 
Studienreform wie etwa die von der Hochschulrektorenkonferenz entsandten Bo-
logna-Expertinnen und -Experten besitzen. Insbesondere aber ist die Rolle der 
Hochschulleitungen in den Blick zu nehmen, denen bei zunehmender Autonomi-
sierung und Hierarchisierung der Hochschulen eine besondere Verantwortung 
zukommt. 
 
1. Politische Rahmenbedingungen 
 
Zunächst einige Bemerkungen zum politischen Rahmen, in dem sich die Debatte 
um Gleichstellung in der Studienreform bewegt und auf welche politischen Vorga-
ben sich die Beteiligten stützen können. Mit dem Berliner Kommuniqué ist die 
europäische Ebene benannt und damit die Verpflichtung aller Mitgliedsstaaten zur 
Umsetzung dieser Vorgaben: „Die Ministerinnen und Minister bekräftigten erneut 
die Bedeutung der sozialen Dimension des Bologna-Prozesses. Die Notwendigkeit, 
die Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, muss mit dem Ziel, der sozialen Dimensi-
on des europäischen Raumes größere Bedeutung zu geben, in Einklang gebracht 
werden; dabei geht es um die Stärkung des sozialen Zusammenhalts sowie den 
Abbau sozialer und geschlechtsspezifischer Ungleichheit auf nationaler und euro-
päischer Ebene.“ (Bildungsminister 2003: 1). Mit dem Verweis auf die Regelungen 
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durch die Kultusministerkonferenz ist die bundespolitische Ebene benannt. Eben-
so könnte an dieser Stelle auf die Empfehlung des Akkreditierungsrates werden, 
doch sei hierauf den Beitrag von Frau Dr. Heidrun Jahn verwiesen. 

Die politischen Rahmenbedingungen der Länder gestalten sich unterschied-
lich und ich möchte hier auf die spezifische Situation in Berlin zu sprechen kom-
men. Bereits zum dritten Mal schließen die Berliner Hochschulen mit der Senats-
verwaltung für Wissenschaft Hochschulverträge ab, die neben einer Bestimmung 
der finanziellen Plafonds der einzelnen Hochschulen einer Reihe von inhaltlichen 
Vereinbarungen enthalten. Sie stellen weniger detaillierte Zielvereinbarungen dar 
als vielmehr Vorgaben für die Hochschulen, die im Verlaufe des Vertragszeitraums 
umzusetzen sind. In der Präambel der im Juni 2005 unterzeichneten Hochschule-
verträge steht: „Die Vertragsparteien sind sich über folgende Ziele einig: (…) Kon-
zepte für Gender Mainstreaming zu entwickeln, umzusetzen sowie Maßnahmen 
zur Chancengleichheit in der Personalentwicklung zu ergreifen (…).“ (Senat Berlin 
2005: Präambel) Mit dieser Formulierung ist ein Handlungsauftrag an die Hoch-
schulen ergangen, der die Studienreform als Handlungsfeld mit einschließt. In 
ihren weiteren Paragrafen enthalten die Hochschulverträge neben einem eigen-
ständigen Punkt zur Chancengleichheit folgende Formulierung zur Lehrerausbil-
dung: „Die lehrerausbildenden Universitäten verpflichten sich, durch geeignete 
Maßnahmen zu einer verstärkten Professionalisierung, intensiveren Qualitätssiche-
rung unter Einbeziehung von Gender-Aspekten und einer geeigneten Vernetzung 
in der Lehrerbildung innerhalb und zwischen den einzelnen Hochschulen.“ 
(ebd.§ 12) Nur am Rande sei angemerkt, dass die Verträge auch das Element der 
leistungsorientierten Mittelvergabe enthalten und 5 Prozent der einbehaltenen 
Summe nach Kriterien der Chancengleichheit vergeben werden. 

In Zusammenhang mit der Studienreform bestand in Berlin die Notwendig-
keit, das Hochschulzulassungsgesetz zu ändern und damit für die Landeskonferenz 
der Frauenbeauftragten in Zusammenarbeit mit der Senatsverwaltung für Frauen 
die Unterrepräsentanz von Frauen in bestimmten Studiengängen zu einem Thema 
in der Vergabe von Studienplätzen zu machen. „Bei gleichem Rang im Auswahl-
verfahren innerhalb der Vorabquoten nach § 7a oder im Auswahlverfahren nach 
§ 8 haben Bewerberinnen und Bewerber Vorrang, die die in § 34 (1) des Hoch-
schulrahmengesetzes genannten Voraussetzungen erfüllen. Besteht danach noch 
Ranggleichheit, wird bei Unterrepräsentanz eines Geschlechts in einem Studien-
gang vorrangig ausgewählt, wer diesem angehört. Besteht danach noch Rang-
gleichheit, entscheidet das Los“ (Erstes Gesetz zur Änderung des Berliner Hoch-
schulzulassungsgesetzes, 20.5.2005) Bei dieser Formulierung fällt der erste Blick 
auf Bereiche wie etwa Informatik, Elektrotechnik oder Physik, doch fallen auch 
typische Frauenstudiengänge wie Erziehungswissenschaften oder Veterinärmedizin 
in konsequenter Anwendung des Gender Mainstreaming unter dieses Gesetz. 
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2. Zentrale Vorgaben 
 
Die Bundeskonferenz der Frauenbeauftragten hat Anfang dieses Jahres einen 
Handlungsleitfaden für Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte publiziert, dessen 
Checkliste zum Qualitätsmerkmal Gender die Aspekte Curriculum, Studienorgani-
sation, Berufsbefähigung, personelles Potenzial und Ausstattung enthalten (vgl. 
BuKoF 2004). In der Checkliste werden eine ganze Reihe von Details – gewisser-
maßen zur regelhaften Überprüfung von Studiengangsentwürfen – vorgeschlagen, 
auf die ich im Folgenden insbesondere für die Bereiche Curriculum und Berufsbe-
fähigung eingehen werde. Hier liegen die Schwerpunkte der Umsetzung von Gen-
der Mainstreaming im Kontext der Studienreform an der Freien Universität. 

Zentrale Vorgabe und dezentrale Vielfalt oder auch eine Balance aus „Top-down“- 
und „Bottom-up“-Elementen beschreiben den Prozess in der Einführung von 
Bachelor und Master an der FU. Zu den zentralen Vorgaben gehören einerseits 
Zielvereinbarungen, andererseits eine ganze Reihe von durch den Akademischen 
Senat beschlossenen Regelungen1. Die seit 1999 zwischen Hochschulleitung und 
Fachbereichen abgeschlossenen Zielvereinbarungen beinhalten Aspekte etwa zu 
Lehre, Forschung, Stellenausstattung, Nachwuchsförderung, Infrastruktur und 
Gleichstellung. Grundlage für die Entwicklung und Aushandlung der Zielvereinba-
rungen sind einerseits die spezifischen Vorschläge der Fachbereiche, andererseits 
die für alle Fachbereiche geltenden Eckpunkte des Präsidiums. Diese Eckpunkte 
enthalten seit 2002 folgende unter Gleichstellung notierte Formulierung: „Ange-
strebt wird die angemessene Berücksichtigung von geschlechterspezifischen The-
men im Studienangebot (insbesondere bei der Modularisierung von Studiengängen 
beziehungsweise in den Studien- und Prüfungsordnungen).“ Die Initiative zu die-
ser Vorgabe ging von der zentralen Frauenbeauftragten aus, die von dem Präsidi-
um an der Entwicklung der Eckpunkte beteiligt worden war. Diese Formulierung 
wirkte 2002 zunächst relativ unauffällig, stieß auf wenig Widerstand bei den Fach-
bereichen und findet sich so auch in den für 2003/2004 unterzeichneten internen 
Zielvereinbarungsverträgen. 

Ihre Wirkung entfaltete sie im Verlauf der tatsächlich einsetzenden Studienre-
form, da sie den Frauenbeauftragten und den Geschlechterforscherinnen ein star-
kes formales Argument in der fachbereichsinternen und fachlichen Debatte an die 
Seite stellte. Der Fachbereich selbst hatte in Form eines offiziellen Beschlusses des 
Fachbereichsrats mit der Unterzeichnung der Zielvereinbarungen die Notwendig-
keit der angemessenen Integration von Geschlechterforschung in seine Studienfä-
cher zugestimmt und sah sich nun in der Verpflichtung, diese Vorgabe auch um-
setzen zu müssen. Zum anderen bietet diese von der Hochschulleitung getragene 

                                                      
1 Die zitierten Ordnungen sind unter http://www.fu-berlin.de/studium/pruefung/stud-pruef- 
ordnungen.html zu finden. 
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Vorgabe der zentralen Frauenbeauftragten die Möglichkeit, bei Beschlussfassung in 
den zentralen Gremien, hier die Kommission für Lehre und der Akademische 
Senat, die Geschlechterforschung anzumahnen und gegebenenfalls Nachbesserun-
gen im Fachbereich zu verlangen. Dennoch handelt es sich nur bedingt um eine 
inhaltliche Reglementierung, da den Fächern eine Vielzahl von Möglichkeiten ge-
geben war, entsprechend ihrer Fachspezifik Geschlechterforschung angemessen zu 
integrieren. Einmal in den Eckpunkten der Hochschulleitung aufgenommen, berei-
tete es keine ernsthaften Schwierigkeiten, diese Verpflichtung in den Zielvereinba-
rungen 2005/2006 fortzuschreiben. 

Eine weitere zentrale Vorgabe bezieht sich auf den Bereich der berufsfeldbe-
zogenen Qualifikation: Zu den inhaltlichen Vorgaben, wie sie in einer Rahmenord-
nung formuliert sind, gehören für den Bereich der Allgemeinen Berufsvorberei-
tung Module zum „Erwerb von Grundkenntnissen im Bereich der Genderkompe-
tenz“ (Rahmenkonzept 2003). Die Studienordnung für den Bereich Allgemeine 
Berufsvorbereitung (Studienordnung ABV 2004) sieht drei Module im Bereich 
Gender- und Diversity-Kompetenz vor: Gender und Diversity im gesellschaftli-
chen Diskurs, Gender und Gender Mainstreaming, Diversity Management. Mit 
diesem Beschluss wurde sowohl grundsätzlich der Bereich Genderkompetenz als 
relevante berufsfeldbezogene Qualifikation, als auch die Notwendigkeit der Hoch-
schule, hier ein Angebot zu schaffen, anerkannt. Tatsächlich haben aber die Fach-
bereiche die Freiheit für ihre Studienordnungen auszuwählen, welche Angebote 
des ABV-Bereichs sie für relevant für ihre Disziplinen halten und selbst derartige 
Veranstaltungen anzubieten. Dennoch sollte diese Regelung nicht unterschätzt 
werden, da die Diskussion um den Erwerb von Genderkompetenz sich erheblich 
verändert hat und nicht mehr über die Sinnhaftigkeit eines solchen Angebotes 
diskutiert wird. Zudem wird in der Pilotphase die Realisierung von Lehrveranstal-
tungen finanziell von der Hochschulleitung unterstützt, sodass externe Expertin-
nen Lehraufträge erhalten konnten. 

Mit der Einführung des Bachelors und Masters in die Lehrerausbildung war 
die Neuordnung der Studienstruktur verbunden: „In den Modulen des Studienbe-
reichs Lehramtsbezogene Berufswissenschaft soll der Gender-Aspekt angemessen 
berücksichtigt werden (insbesondere durch die Behandlung geschlechtsspezifischer 
Implikationen und Stereotypen in Lehr- und Lernprozessen).“ (Studienordnung 
für die Lehramtsbezogene Berufswissenschaft, 2004). Dieser Beschluss des Aka-
demischen Senats im Herbst 2004 ist eine klare Aufforderung an die Lehrenden, 
Gender-Aspekte in den entsprechenden Veranstaltungen zu thematisieren. Es ist 
zugleich eine Möglichkeit für Studierende dieses Thema einzufordern. Es bietet 
den Frauenbeauftragten eine Grundlage, entsprechende Kompetenzen etwa in 
Stellenausschreibungen aufnehmen zu lassen. 
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3. Dezentrale Vielfalt 
 
Die grundsätzliche Frage bei der Integration von Geschlechterforschung und der 
Thematisierung von Genderkompetenz im Studium ist, welche der unterschiedli-
chen Implementierungsmöglichkeiten die dem Fach angemessene und in der spezi-
fischen fachlichen und politischen Situation an der Hochschule umsetzbare Form 
ist. Zu berücksichtigen ist dabei nicht nur die Gesamtentwicklung eines Faches in 
Bezug auf die Integration der Kategorie Gender in seinen wissenschaftlichen Ka-
non, sondern auch die spezifische Situation an dem jeweiligen Institut. Formen der 
Integration können das Gendern des Studiengangs, die Entwicklung von Gender-
modulen beziehungsweise Teilen von Modulen oder die Entwicklung eines eigen-
ständigen Studiengangs sein. Die Vermittlung von Genderkompetenz kann in 
Form eigenständig zentral oder für bestimmte Studiengänge angebotener Module 
geschehen. Ebenso wichtig ist die Integration in die Lehramtsausbildung, wie sie 
sich aufgrund der zentralen Vorgaben in den einzelnen Lehrveranstaltungen der 
Didaktik, Pädagogik und den Erziehungswissenschaften konkretisieren. Darüber 
hinaus ist auch die Einrichtung von Weiterbildungsangeboten in Form von Zu-
satzstudiengängen denkbar. 

Ich möchte im Folgenden unterschiedliche Lösungsmöglichkeiten, die an der 
Freien Universität gewählt worden sind, vorstellen. Bisher haben sich die Geogra-
phischen Wissenschaften wenig durch eine Auseinandersetzung mit Fragen der 
Geschlechterforschung hervorgetan, wie wohl es gerade im Bereich der Andro-
pografie in (z. B. Migrations- oder Entwicklungsländerforschung) auf der Hand lie-
gen könnte. An der Freien Universität besteht hierzu seit einigen Semestern ein 
Pilotprojekt, getragen durch zwei wissenschaftliche Mitarbeiterinnen, dass seine 
Fortsetzung findet in der Ausschreibung einer Juniorprofessur mit der Denomina-
tion „Entwicklungsländerforschung, insbesondere unter Berücksichtigung des 
Geschlechteraspekts“. Mit diesem Projekt wurde eine Grundlage für folgende 
Formulierung eine Akzeptanz innerhalb des Fachbereichs geschaffen: „Im Bache-
lorstudiengang Geographische Wissenschaften soll der Gender-Aspekt eine ange-
messene Berücksichtigung finden, wenn die jeweilige Thematik dies aus geowissen-
schaftlicher Sicht als inhaltlich sinnvoll erscheinen lässt. So könnte in wissen-
schaftstheoretischen Vorlesungen oder in vergleichbaren Lehr- und Lernformen 
(insbesondere Seminaren) die Gender-Thematik als Teilaspekt Eingang finden.“ 
(Studienordnung für den Bachelorstudiengang Geographische Wissenschaften 
2005: § 5). Eine ähnliche Form des Genderns eines ganzen Studienganges findet 
sich in der Studienordnung für den weiterbildenden Ergänzungsstudiengang East 
European Studies: „Im Studiengang findet die Thematisierung des Wandels von 
Geschlechterarrangements sowie von Disparitäten aufgrund ethnischer oder sozia-
ler Herkunft besondere Berücksichtigung.“ (Studienordnung für den weiterbilden-
den Ergänzungsstudiengang East European Studies, 2003: § 5) 
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Die Politikwissenschaft gehört zu den Disziplinen, in denen Geschlechterfor-
schung eine unstreitige Ausrichtung ist und die Thematisierung von Geschlecht 
einen gewissen Grad an Selbstverständlichkeit bekommen hat. Dennoch oder ge-
rade deshalb ist es notwendig, eigenständige Gender-Module in diesem Fach anzu-
bieten: „Das Modul ‚Gender’ problematisiert die Geschlechterrollen in ihren ge-
sellschaftlichen und politischen Kontexten. Die Beschäftigung mit ‚Gender’ be-
wegt sich dabei im Spannungsfeld von empiriebasierter Analyse und feministische 
Theoriebildung und verbindet dies mit einem emanzipatorischen Anspruch.“ (Stu-
dienordnung für den Bachelorstudiengang Sozialkunde/Politikwissenschaft, 2004: 
§ 9) 

Einen ähnlichen Weg ist die Anglistik gegangen. In dem Vertiefungsmodul 
Culture – Gender – Media werden folgende Inhalte und Qualifikationsziele ge-
nannt: 

 „Theorien der Cultural Studies“ (insbesondere Diskurstheorie, New Histo-
ricsm, Cultural Materialism, Gender Studies, Feminismus, Postcolonial Stu-
dies, Performance Studies etc.) 

 Analyse von Geschlechter-, Sexualitäts- und Körperkonstrukten 
 „Einsicht in die institutionellen und epistemischen Zusammenhänge von 

kulturellen Symbolisierungspraktiken und Wissensformationen, insbesondere 
auch von Geschlechterkonstruktionen.“ (Studienordnung für den Bache-
lorstudiengang Englische Philologie, 2005: 20) 

Die Grundschulpädagogik benennt den Genderaspekt explizit in dem Basismodul 
Allgemeine Grundschuldpädagogik: „Seminar Grundschule als Erziehungsort: die 
Studierenden werden zu einer theoriegeleiteten Auseinandersetzung mit Fragen der 
Erziehung und Sozialisation in der Grundschule angeregt. Dabei geht es insbeson-
dere um eine Auswahl von Themen wie: der Erziehungsauftrag der Grundschule, 
Sozialisation, theoretische und entwicklungspsychologische Grundlagen, Selbst- 
und soziale Kompetenzentwicklung von Kindern unter den Bedingungen schuli-
schen Lebens und Lernens, Begabung und Lernen, Lehrerarbeit und Lehrerrolle, 
Umgang mit Heterogenität, geschlechtsspezifische Sozialisation (…).“ (Studien-
ordnung für den Studienbereich Lehramtsbezogene Berufswissenschaft im Rah-
men von Bachelorstudiengängen mit Lehramtsoption, 2004) 

Mit dem Studiengang Gender-Kompetenz hat sich die Freie Universität ent-
schlossen, einen interdisziplinär orientierten, Theorie und Praxis verbindenden 
Studiengang einzurichten, mit dem folgende Ziele verbunden werden: 

„(1) Der weiterbildende postgraduale Zusatzstudiengang Gender-Kompetenz vermittelt 
Wissen und Handlungskompetenz in Fragen der Chancengleichheit und Geschlechter-
gleichstellung. (…) 
(2) Der Studiengang dient der berufsbezogenen Ergänzung und wissenschaftlichen Ver-
tiefung von Kenntnissen im Bereich der Frauen- und Geschlechterforschung sowie der 
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Vermittlung von Erfahrungen durch praxisbezogene Lehrangebote und Studienformen 
im Bereich Gleichstellungspolitik. (…)  
(3) Der Studiengang soll insbesondere darauf hinwirken, dass die Studierenden im kriti-
schen und flexiblen Umgang an der Definition und Ausgestaltung zukünftiger Arbeits-
bereiche aktiv mitwirken und in die Lage versetzt werden, in unterschiedlichen Praxis-
feldern (…) Aufgaben zu übernehmen (…)“ (Studienordnung für den Zusatzstudien-
gang Gender-Kompetenz, 2003: § 2). 

Etwa ein Drittel der insgesamt rund 60 bisher eingerichteten BA-Studiengänge der 
FU enthalten Genderaspekte. Dieser Erfolg begründet sich in der oben charakteri-
sierten Mischung aus zentralen und dezentralen Elementen im Studienreformpro-
zess. Zugleich hat diese aus Gleichstellungsperspektive positive Bilanz in vielen 
Disziplinen auch zu einer Stärkung der Geschlechterforschung beigetragen.  
 
4. Fazit 
 
Die Studienreform zeigt sich als große Chance, Geschlechterforschung und Gen-
derkompetenz in die Studieninhalte einzufügen. Verkrustete Vorstellungen über 
bestimmten Inhalte eines Faches, die häufig einer weiteren Etablierung der Gender 
Studies im Wege standen, müssen im Zuge der Curricula-Entwicklung aufgebro-
chen werden. Ganze Disziplinen müssen zu einem neuen Verständnis ihrer Fach-
identität finden. Findet sich für das Vorhaben „Gender“ auf Leitungsebene Unter-
stützung, so können in den zentralen Vorgaben die Rahmenbedingungen für die 
Diskussionen auf Fachbereichsebene erheblich verbessert werden. Frauenbeauf-
tragte können in diesem Prozess eine erhebliche Rolle spielen, indem sie die Mög-
lichkeit nutzen über unterschiedliche Gremien, Organe und den operativen Be-
reich auf die Gestaltung der Studienreform Einfluss zu nehmen. Dabei sind ihre 
Bündnispartnerinnen und -partner nicht nur Geschlechterforscherinnen und Ge-
schlechterforscher, sondern ebenso Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im ope-
rativen Bereich (Studienbüros, Studienkoordination usw.) tätig sind. Zentrale Ein-
richtungen, die als Dienstleistungseinrichtungen Studienangebote für berufsfeldbe-
zogene Qualifikationen anbieten, zeigen sich ebenso als gesprächsbereit. Verbin-
dendes Element ist in dieser mit viel Unsicherheit verbundenen Umbruchsituation 
das gemeinsame Interesse der Entwicklung stabiler Rahmenbedingungen für die 
Studierenden. Dennoch ist es zu früh, ein Fazit zu ziehen und den Erfolg der bis-
herigen Bemühungen der Freien Universität zu bewerten. Viele Studiengänge be-
finden sich erst im zweiten oder vierten Semester ihres ersten Durchlaufs. Die 
Umstellung auf Masterstudiengänge wird erst jetzt beginnen und stellt aus gleich-
stellungspolitischer Sicht die nächste Herausforderung dar. Ebenso ist die Frage 
noch nicht beantwortet, in welcher Weise die Gendersensibilisierung der Lehren-
den in den Reformprozess mit einbezogen werden kann beziehungsweise gender-
sensible Lehrformen etwa der reflexiven Koedukation etabliert werden können. 
Und abschließend ist weiterhin offen, ob Gender Studies als eigener Masterstu-
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diengang etabliert werden sollte beziehungsweise werden kann, ohne dabei die 
Integration von Gender in Studiengänge als quer liegender Kategorie infrage zu 
stellen. 
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Marion Kamphans/Nicole Auferkorte-Michaelis 

Das „Dortmunder Modell“ – Implementierung von  
Gender(Mainstreaming) in Studium und Lehre  
 
 
Seit Mitte der 1990er Jahre ist Gender Mainstreaming als politisches Konzept zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern in der internationalen Diskussion. Es 
versteht sich als Strategie, organisationales und institutionelles Handeln dahinge-
hend zu prüfen, ob und inwieweit eine Geschlechterperspektive berücksichtigt 
wird. Wenn dies nicht der Fall ist, muss sie integriert werden. Das bedeutet, dass 
bei der Umsetzung von Maßnahmen in öffentlichen Organisationen, Institutionen 
und Verwaltungen stets mitbedacht werden soll, wie sich Maßnahmen auf die Be-
teiligung der Geschlechter auswirken, wie auf diesem Wege eine Gleichberechti-
gung und Chancengleichheit erzielt und ein neues Ungleichgewicht der Geschlech-
ter vermieden werden kann. Dies ist im Amsterdamer Vertrag als Richtlinie einer 
gemeinsamen EU-Politik rechtlich verankert und auf das Bildungssystem übertra-
gen worden. Mit dem Kabinettsbeschluss vom Juni 1999 wurde Gender Mainstrea-
ming als Leitlinie für das Regierungshandeln der BRD übernommen. Die politische 
Forderung der Gleichstellung ist inzwischen Auflage jeder Ressortforschung, fin-
det sich im Hochschulrahmengesetz § 3, § 6 und in den einzelnen Hochschulgeset-
zen der Länder wieder.1 Zudem haben sich die europäischen Hochschulministe-
rinnen und -minister auf der Berlin-Konferenz am 19. September 2003 darauf 
geeinigt, im europäischen Hochschulraum auf einen „Abbau sozialer und ge-
schlechtsspezifischer Ungleichheit“ hinzuwirken.2 Der Gedanke, die Verhältnisse 
zwischen den Geschlechtern zu egalisieren, ist nicht neu. Neu dagegen – gerade 
einmal 10 Jahre alt – ist allerdings das Gender Mainstreaming-Konzept, das sich im 
Kontext der Entwicklungszusammenarbeit und der Internationalen Neuen Frau-
enbewegungen entwickelt (Frey 2003; von Braunmühl 2002) und für einen Para-
digmenwechsel in der Geschlechterpolitik gesorgt hat. Neu an Gender Mainstrea-
ming ist, dass es beide Geschlechter und ihr Verhältnis zu einander in den Blick 
nimmt und darauf abzielt, Gleichstellung zu realisieren. Damit unterscheidet es 
sich auch von der bisherigen Frauenförderung. Neu ist außerdem, dass Maßnah-
men der Frauenförderung nicht wegfallen, sondern bestehen bleiben. Ebenfalls 

                                                      
1 Z.B. im nordrhein-westfälischen Hochschulgesetz §3, Abs. 4. 
2 In der Präambel des Kommuniqués der Berlin-Konferenz ist nachzulesen: „Die Notwendigkeit, die 
Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, muss mit dem Ziel, der sozialen Dimension des Europäischen 
Hochschulraumes größere Bedeutung zu geben, in Einklang gebracht werden; dabei geht es um die 
Stärkung des sozialen Zusammenhalts sowie den Abbau sozialer und geschlechtsspezifischer Un-
gleichheit auf nationaler und europäischer Ebene“ (Kommuniqué 2003). 
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neu ist, dass die leitenden Akteurinnen und Akteure aufgefordert sind, diesen Pro-
zess „Top-down“ zu initiieren (Stiegler 2002). Im Folgenden geht es nun darum, 
wie Gender Mainstreaming (GM) in den Hochschulen und in der Wissenschaft 
umgesetzt werden kann. Welche Ideen gibt es dazu? Welche erfolgreichen Imple-
mentierungsstrategien liegen dazu vor? Dabei wird der Umsetzungsprozess an der 
Universität Dortmund fokussiert und beschrieben. Welche Wege wählt die Hoch-
schulleitung, um eine Geschlechterperspektive bei der Einführung neuer Studien-
gänge zu berücksichtigen? 
 
1. Vorbehalte & Skepsis gegenüber einem politischen 

Konzept 
 
Wie lässt sich GM umsetzen, welche erprobten Verfahren gibt es und wo stößt das 
Konzept auf Widerstände? Wie kann dies praktisch aussehen, gerade in der Wis-
senschaft und an Hochschulen? 

Um GM systematisch und umfassend – entsprechend der Definition des 
GM-Konzepts3 – in Hochschulen zu implementieren, wird ein systematisches 
Vorgehen vorgeschlagen, das sich nach Kahlert (2003: 75) auf folgende fünf Hand-
lungsfelder bezieht: 

 Hochschulsteuerung, 
 Personalentwicklung, 
 Forschung, 
 Lehre und Studium, 
 Soziale Rahmenbedingungen. 

Die Umsetzung von GM in den deutschen Hochschulen und der Wissenschaft 
steht erst am Anfang. Das GM-Konzept stößt in der Wissenschaft nach wie vor 
auf Widerstände. Dies hat unterschiedliche Gründe. Zum einen, weil es als abstrak-
tes Konzept ohne konkrete Anwendungsbezüge daherkommt und z.T. Umset-
zungsbeispiele noch entwickelt werden müssen. Zweitens, auch wenn sich zurzeit 
in der Wissenschaft „eine Kultur der Anerkennung von Frauen“ (Metz-
Göckel/Kamphans 2002: 53) abzeichnet, erzeugen seine politische Geschichte und 
das moralische Ziel der Gleichberechtigung und Chancengleichheit der Geschlech-
ter in einer vermeintlich „objektiven“ Wissenschaft Skepsis und Irritation. Drit-
tens, auch wenn bei Führungskräften, Professorinnen und Professoren sowie 

                                                      
3 Der Europarat definiert: „Gender Mainstreaming besteht in der (Re-)Organisation, Verbesserung, 
Entwicklung und Evaluierung der Entscheidungsprozesse, mit dem Ziel, dass die an politischer 
Gestaltung beteiligten AkteurInnen den Blickwinkel der Gleichstellung zwischen Frauen und Män-
nern in allen Bereichen und auf allen Ebenen einnehmen“ (Sachverständigenbericht für den Europa-
rat 1998, zit. nach der Übersetzung von Krell/Mückenberger/Tondorf 2000, 5). 
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Hochschulleitungen der gute Wille vorhanden ist, GM umzusetzen, fehlt es häufig 
an Zeit, Wissen und Phantasie, sich konkrete Ideen auszudenken und die Umset-
zung nachhaltig voranzutreiben. 
 
2. Erfolgreiche Implementation setzt auf Kommunikation 
 
GM ist kein Selbstläufer für mehr Chancengleichheit. Vielmehr sind es die Aus-
handlungsprozesse zwischen den Akteurinnen und Akteuren, die entscheidend 
dazu beitragen, ob die Implementation politischer Programme gelingt (Mayntz 
1980a, 1980b). Die Implementierung kann dann erfolgversprechend sein, und dies 
deckt sich sowohl mit aktuellen Ergebnissen der Implementationsforschung zu 
GM (vgl. Metz-Göckel/Schelhowe/u.a. 2003; Metz-Göckel/Schelhowe/Wiesner 
u.a. 2004), zu früheren politischen Programmen (vgl. Meuser 1989; Mayntz 1980a, 
1980b) und den Erfahrungen zur Umsetzung und Beratungspraxis in der öffentli-
chen Verwaltung (Baer 2005), wenn sie folgende Strategien berücksichtigt: 

 Kommunikative und dialogische Verfahren einsetzt, um Ziele, Inhalte und 
Ideen des Gender Mainstreaming zu vermitteln. 

 Akteurinnen und Akteure befähigt, konkrete Umsetzungsideen für das jewei-
lige Anwendungsfeld (z.B. Forschungsprojekt) zu entwickeln.  

 Den Nutzen von Gender Mainstreaming für alle Akteurinnen und Akteure in 
einem konkreten Anwendungsfeld deutlich macht.  

 Die Spielregeln des wissenschaftlichen Feldes beachtet. Mit wissenschaftli-
chen Ergebnissen und Forschungsbefunden die Implementierung argumenta-
tiv unterstützt oder wie es der Soziologe Pierre Bourdieu formuliert hat 
(1998: 28): „Wenn Sie einen Mathematiker ausstechen wollen, muss es ma-
thematisch gemacht werden, durch einen Beweis oder eine Widerlegung“. 

Um Gender-Analysen4 in Hochschulen durchzuführen, damit geschlechtliche Prä-
gungen der verschiedenen Einheiten und Bereiche „entdeckt“ werden können, 
eignen sich Erhebungsmethoden der empirischen Sozialforschung, wie leitfadenge-
stützte Expert/-innen-Interviews, Gruppeninterviews bzw. Gruppendiskussionen, 
Audits, schriftliche Befragungen per Fragebogen, teilnehmende Beobachtungen, 
Dokumenten- und Aktenanalysen oder so genannte Diagnose-Workshops, in de-
nen die Teilnehmenden ihre Organisationseinheit unter die Gender-Lupe nehmen. 
Dieses Vorgehen erfordert diagnostisches Geschick, Sensibilität und kommunika-
tive sowie kooperative Fähigkeiten, damit der Austausch zwischen Beratenden und 
Beforschten gelingen kann. Das Ziel ist es, die Ergebnisse dieser Beratungsprozes-

                                                      
4 Gender-Analysen sind als Organisationsdiagnosen dem Prozess der Implementierung von Gender 
Mainstreaming vorgeschaltet, um systematisch Informationen über den inneren Zustand einer Orga-
nisation in diesem Fall den Gender-Bias zu gewinnen.  
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se für die Organisationsentwicklung und damit für die Entwicklung von konkreten 
Umsetzungsmöglichkeiten zu nutzen. Organisationsforschung und –beratung sind 
hier eng mit einander verknüpft und bedingen sich gegenseitig.  

Wesentlich für einen nachhaltigen Implementierungserfolg ist, dass Umset-
zungsideen so konkret wie möglich für die jeweilige Hochschule, den entsprechen-
den Organisationsbereich (z.B. Institut, Fachbereich, Forschungszusammenhang) 
und zusammen mit denjenigen Akteurinnen und Akteuren entwickelt werden, die 
GM auch umsetzen werden. Bei Bedarf sind sie zu beraten. Entscheidender ist es 
aber, ihnen in dieser Kooperation eigene Spielräume für Umsetzungsideen einzu-
räumen. Sind die Beteiligten zudem aufgeschlossen und experimentierfreudig, ent-
stehen kreative und innovative Umsetzungsideen (Good-Practice). Beispiele hier-
für liefert die Implementationspraxis im Kontext der Digitalen Medien in der 
Hochschulbildung (vgl. Metz-Göckel/Schelhowe/Wiesner/u.a. 2003; Metz-Gök-
kel/Schelhowe/Wiesner/u.a. 2004). Insgesamt lässt sich sagen, dass dort, wo das 
politische Konzept GM auf eine offene und engagierte Kultur in einer Organisati-
onseinheit trifft, die Chancen gut bestellt sind, dass es nachhaltig implementiert 
wird. Wird das Konzept lediglich top down verordnet, stößt es eher auf strukturel-
le wie individuelle Widerstände, und erweist sich als „Papiertiger“.  

Auch wenn der Implementierungsprozess des GM in die deutschen Hoch-
schulen noch am Anfang steht, gibt es in der Frauen- und Geschlechterforschung 
mittlerweile eine Fülle von Umsetzungsvorschlägen, wie eine Geschlechterperspek-
tive im tertiären Bildungsbereich berücksichtigt werden kann. Diese Vorschläge 
reichen von Leitfäden für den E-Learning-Bereich (Wiesner/Kamphans/Schel-
howe u.a. 2004) über Checklisten zur „Gendersensiblen Didaktik in Lehr- und 
Lernprozessen“ (Gindl/Hefler/Hellmer 2005; Derichs-Kunstmann 2004) und zum 
„Qualitätsmerkmal Gender“ (Michel/Surkemper 2004) bis hin zu Vorschlägen und 
Analysen, wie GM in das Gesamtkonzept der Hochschulen eingefügt werden kann 
(Barben/Ryter 2003; Färber 2002; Hering/Kruse 2004; Kahlert 2003; Kamphans 
2003; Metz-Göckel/Schelhowe/Wiesner u.a. 2003; Metz-Göckel/Schelhowe/ 
Wiesner/u.a. 2004; Stevens/Lamoen 2001). Mittlerweile existiert eine beeindru-
ckende Anzahl unterschiedlichster Implementationsansätze, die in einigen Hoch-
schulen bereits umgesetzt werden: 

 Gender Mainstreaming als Ziel der Hochschule definieren und Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern als Organisationsziel festlegen. 

 Gleichstellung in das universitäre Leitbild integrieren und nach außen hin 
sichtbar machen. 

 Gleichstellungspolitische Kriterien in die indikatorisierte Mittelvergabe ein-
führen. 

 Bei der Datenerfassung durchgängig Frauen und Männer differenziert erhe-
ben und auszuweisen. 
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 Eine systematische Personalentwicklung mit dem Gleichstellungsziel betrei-
ben. 

 GM mit dem Qualitätsmanagement verknüpfen und Ziele festlegen. 
 GM bei der Einführung neuer Studiengänge berücksichtigen. 
 Gender-Studies und Ansätze der Geschlechterforschung in die Curricula 

integrieren. 
 Zielvereinbarungen zu GM mit den Fachbereichen abschließen. 
 Gender-Kompetenz in Ausschreibungen und bei Einstellungen als Qualifika-

tion fordern. 
 Good Practice-Beispiele kommunizieren. 
 In sämtlichen Veröffentlichungen, Forschungsberichten, Pressetexten auf 

eine geschlechterbewusste Sprache achten. 
 Betreuungssysteme (Mentorinnen- und Coachingprogramme) anbieten. 
 Betreuungsmöglichkeiten für Kinder junger Eltern zu schaffen (für Studie-

rende wie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler). 
 Finanzielle Boni vergeben, wenn Fachbereiche/Fakultäten Gender-Studies- 

Professuren einrichten. 
 Wirksamkeit von GM überprüfen (Monitoring, Forschung). 

 
3. Geschlechtergerechtigkeit ist gut fürs Image 
 
Bislang verfügen viele Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie Hoch-
schulleitungen über eine eher vage Vorstellung, was GM im Kontext der Hoch-
schule bedeuten kann. Prinzipiell herrscht ein weitgehender Konsens darüber, dass 
die befragten Hochschulleitungen und Wissenschaftler/-innen aktiv zur Integrati-
on von Studentinnen und Wissenschaftlerinnen beitragen wollen (Metz-Göckel/  
Kamphans 2002) – auch wenn die Gleichstellungsthematik als wissenschaftsfremd 
empfunden wird. Eher aus Unwissenheit als aus Ablehnung gegenüber den Inhal-
ten des GM-Konzepts, geht dieser Prozess zögerlich voran. In der Tendenz sind 
Verantwortliche in der Hochschule zur kulturellen Gegensteuerung bereit (Metz-
Göckel/Kamphans 2002). Mehr noch: Einige haben inzwischen erkannt, dass 
Gleichstellung ein lohnendes Element einer potenzialorientierten Hochschulpolitik 
im Wettbewerb um Studierende und Ressourcen sein kann. Dies zeigt sich zum 
einem daran, dass sich viele Hochschulen inzwischen um das Prädikat „Total-E-
Quality“ bemühen.5 Zum anderen wird es deutlich daran, dass Universitäten inzwi-
schen selbstverständlich und öffentlichkeitswirksam damit werben, „die genderge-
rechte Hochschule“ (Herrmann 2004) zu sein. In der Broschüre mit gleichnami-
gem Titel der Technischen Universität München (TUM) spricht sich der Präsident 

                                                      
5 Mit diesem Preis werden Organisationen ausgezeichnet, die eine an Chancengleichheit orientierte 
Personalpolitik umsetzen. 
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dafür aus, Gender-Gerechtigkeit nachhaltig als Querschnittsthema zu etablieren. 
Um den Worten Taten folgen zu lassen, hat die TUM als erste Universität in 
Deutschland eine Professur für „Gender Studies in den Ingenieurwissenschaften“ 
eingerichtet. Zu deren Aufgaben gehört es u.a., den Frauenanteil bei den Studie-
renden zu erhöhen und ein Bild des Ingenieurberufs in der Öffentlichkeit zu ent-
wickeln, das Frauen einbezieht. 
 
4. Spielarten der Umsetzung – das Beispiel der Universität 

Dortmund 
 
Für die Umsetzung von GM gibt es unterschiedliche Spielarten, Modelle und Vor-
gehensweisen. Wie eine Variante aussehen kann, zeigt das Beispiel an der Universi-
tät Dortmund, wo „Top-down“-Stärke und „Bottom-up“-Engagement produktiv 
verbunden wird. In den vergangenen 20 Jahren haben Frauen- und Geschlechter-
forscherinnen das Thema Geschlechtergerechtigkeit in unterschiedlicher Weise 
vorangetrieben und z.T. auch in Strukturen und Inhalten verankert. Maßgeblichen 
Anteil daran hatten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Rektoratspro-
jekts QueR „Qualität und Innovation. Geschlechtergerechtigkeit als Reformstrate-
gie“ (1998 – 2003), die Lenkungsgruppe und die universitäre Gleichstellungskom-
mission. Diese drei Gruppen sind mitverantwortlich dafür, dass eine Zielvereinba-
rung zur Gleichstellung (April 2002 bis Dezember 2003) zwischen der Universi-
tätsleitung und dem nordrhein-westfälischen Ministerium für Schule, Wissenschaft 
und Forschung vereinbart wurde.6  

Eine besondere Rolle an der Universität Dortmund spielte in den vergange-
nen Jahren das Rektoratsprojekt QueR (Roloff/Selent 2003).7 Es hatte zum Ziel, 
Aufgaben des Hochschulmanagements mit Fragen der Gleichstellung zu verknüp-
fen und beteiligungsorientierte und gleichstellungsintegrierte Prozesse der Organi-
sations- und Personalentwicklung in den Fachbereichen und Fakultäten zu initiie-
ren. Diesem Projekt ist eine „Türöffner“-Funktion zuzuschreiben. Es hat die 
Gleichstellungsthematik innerhalb der Universität salonfähig gemacht.  
Zurück zur „Zielvereinbarung Gleichstellung“. Darin hat sich die Universität 
Dortmund verpflichtet, verschiedene Aufgaben zur Umsetzung von Chancen-
gleichheit zu erfüllen: 

                                                      
6 Zielvereinbarung zwischen der Landesregierung des Landes Nordrhein-Westfalen, vertreten durch 
das Ministerium für Schule, Wissenschaft und Forschung und der Universität Dortmund. 
http://www.uni-dortmund.de/web/de/content/uni_ueberblick/ordnungenstatistiken/pics/ 
zvgleichstellung.pdf (Zugriff am 2.9.2004). 
7 Das Projekt wurde mit ca. 750000 Euro von der VolkswagenStiftung im Programm „Leistungsfä-
higkeit durch Eigenverantwortung“ finanziert (1998 – 2003). 
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 die Frauen- und Geschlechterforschung als profilbildendes Element zu etab-
lieren. Dazu gehört z.B. der Forschungsschwerpunkt „Dynamik der Ge-
schlechterkonstellationen“. Dieser Zusammenschluss von Frauen- und Ge-
schlechterforscherinnen an der Universität Dortmund existiert seit 2002, ak-
quiriert und führt interdisziplinäre Forschungsvorhaben zur Geschlechter-
thematik durch.8 

 Gender-Studies-Module in die Curricula der Bachelor- und Master-Studien-
gänge zu implementieren. 

 Den weiblichen wissenschaftlichen Nachwuchs zu fördern, z.B. bei der Pro-
motionsbetreuung.9 

 Frauenförderung in den Technik- und Naturwissenschaften zu unterstützen. 
 Die Geschlechterforschung in der Aus- und Weiterbildung zu verankern. 

Hierzu gehört auch, Bausteine für eine geschlechtergerechte Personalentwick-
lung zu entwickeln.  

Nach diesem kurzen Überblick, wie GM insgesamt an der Universität Dortmund 
berücksichtigt wird, wird im Folgenden ausführlicher beschrieben, welches Verfah-
ren das Rektorat gewählt hat, um Gender (Mainstreaming) in Studium und Lehre 
sowie in die neuen Bachelor- und Masterstudiengänge zu implementieren. An der 
Universität Dortmund gibt es zwei Verfahrenstränge, wie die neuen Bachelor- und 
Master-Studiengänge eingeführt werden: sie unterscheiden sich in den Prozessen, 
Abläufen und dem Zeitpunkt der Akkreditierung. Bei aller Unterschiedlichkeit 
haben beide Vorgehensweisen eins gemeinsam: Gender-Aspekte müssen als Quali-
tätskriterien bei der Umstrukturierung dieser Studiengänge wie der Neukonzeption 
von Studienangeboten integriert werden. Der eine Strang zielt darauf ab, vorhan-
dene Diplomstudiengänge umzustellen und neue Studienangebote (im Folgenden 
BaMa genannt) einzuführen. Der zweite Strang konzentriert sich auf die Lehramts-
studiengänge, die in dem Modellversuch „Gestufte Studiengänge in der Lehrerbil-
dung“ auf die BaMa-Struktur umgestellt werden.  

Um der politischen Forderung der Gleichstellung gerecht zu werden, hat das 
Rektorat der Universität Dortmund im Herbst 2003 eine Arbeitsgruppe „Gender-
Studies“ eingerichtet.10 Diese AG „Gender-Studies“ trifft sich alle drei bis vier 
                                                      
8 Weiterhin hat sich die Universität verpflichtet, die Koordinationsstelle des Netzwerkes Frauenfor-
schung NRW zu finanzieren, die Hochschule und das Land NRW (HWP-Mittel) teilen sich die Fi-
nanzierung. 
9 In Frühjahr 2005 ist ein Mentorinnen-Programm für Promovierende an der Universität Dortmund 
im Verbund mit der Ruhr-Universität Bochum und der Universität Duisburg-Essen gestartet. „Men-
toring hoch 3“ nennt sich dieses vom Ministerium für Wissenschaft und Forschung in NRW geför-
derte Kooperationsprogramm. 
10 Der Arbeitsgruppe gehören an die Gleichstellungsbeauftragte als gewählte Vorsitzende, zwei Per-
sonen aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren, zwei Personen aus der Gruppe der 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie zwei Personen aus der Gruppe der Studie-
renden. Die Mitglieder sind auf Zeit gewählt. 
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Wochen. Sie hat die Aufgabe, „die Fachbereiche bei der Entwicklung von neuen 
Studiengängen über die Implementierung von „Gender Studies“-Modulen zu bera-
ten und konkrete Umsetzungsempfehlungen für die vorliegenden Studiengänge 
auszuarbeiten. Die Empfehlungen werden schriftlich fixiert. Der Fachbereich legt 
die Empfehlungen zusammen mit einem Kommentar, aus dem die Berücksichti-
gung der Empfehlung hervorgeht, mit dem Antrag auf Einrichtung des Studien-
gangs vor“ (Rektoratsschreiben vom 12. September 2003, Universität Dortmund).  

Wie ist nun insgesamt das Vorgehen an der Universität Dortmund geplant, 
um die bisherigen Diplom- und Magisterstudiengänge auf BaMa umzustellen und 
dabei Gender-Aspekte zu berücksichtigen? Und ab welchem Zeitpunkt in diesem 
Prozess ist die AG „Gender Studies“ beteiligt? Die Hochschulplanerinnen- und 
-planer haben das Verfahren zur Einführung neuer Studiengänge in verschiedene 
Phasen eingeteilt, die sich über etwa 16 Monate erstrecken. Dabei wird zwischen 
einer  

(1) Konzeptions-, 
(2) Bearbeitungs-, 
(3) Genehmigungs- und 
(4) Akkreditierungsphase. 

unterschieden (Universität Dortmund 2003).  
Phase 1 (Konzeptionsphase) beginnt damit, dass Vertreterinnen und Vertre-

ter eines Fachbereichs ankündigen, wenn sie einen neuen Studiengang planen und 
dem Rektorat dafür ein Konzept vorlegen. Dieses Konzept sollte u.a. eine Kurzbe-
schreibung der Ziele des Studiengangs, eine Marktanalyse vergleichbarer Studien-
angebote sowie den Namen und Abschlussgrad des Studiengangs enthalten, die 
Passfähigkeit in das Profil der Universität Dortmund erläutern und die Ressourcen 
darstellen. Die Fachbereiche schlagen eine Akkreditierungsagentur vor. Liegt dieser 
erste Entwurf vor, schließen sich verschiedene Prüfungs-, Beratungs- und Kom-
munikationsschritte an, die zum Teil gleichzeitig laufen können.  

In Phase 2 (Bearbeitungsphase) sind die Antragstellenden damit beschäftigt, 
den Antrag weiter zu entwickeln, zu komplettieren und zu präzisieren. Ausführlich 
müssen Ziele, Aufbau und Inhalte des neuen Studienganges dargestellt werden, 
ebenso die beteiligten Fachbereiche, die dafür vorgesehenen Ressourcen und eine 
Professorin oder ein Professor als Verantwortliche für das Studien-Programm 
benannt werden. Zu den weiteren Aufgaben gehört es, jeweils einen Entwurf für 
eine Studienordnung, eine Prüfungsordnung und einen Akkreditierungsantrag 
auszuarbeiten und beizulegen. Ebenfalls zu Phase 2 gehört: Für die Antragstellen-
den tritt zum ersten Mal die Arbeitsgruppe „Gender Studies“ auf den Plan, denn 
die Antragstellenden müssen sich mit ihr besprechen und beraten.  

Ehe aber der Antrag die Universität verlässt und der ausgewählten Akkredi-
tierungsagentur zugeschickt wird, steht das Genehmigungsverfahren (Phase 3) mit 
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weiteren Kommunikationshürden und formalen Prüfungen bevor. Im ersten 
Schritt prüft die Verwaltung, ob die Studien- und die Prüfungsordnung sowie der 
Akkreditierungsantrag selbst den formalen Kriterien standhält. Im zweiten Schritt 
prüfen die Mitglieder der Senatskommission „Lehre, Studium und Studienreform“ 
die gesamten Unterlagen, ehe Drittens das Rektorat zustimmt und beschließt, den 
Studiengang einzuführen.  

Es folgt Phase 4, in der die Akkreditierung durchgeführt wird. Die ausgewähl-
te Akkreditierungsagentur prüft sämtliche Unterlagen und entscheidet schließlich, 
ob der Studiengang seinen Betrieb aufnehmen kann oder nicht. Signalisiert die 
Agentur grünes Licht, dann folgt in der Regel auch die Zustimmung des Ministeri-
ums und einige Monate später kann der Studienbeginn starten. Soweit das Verfah-
ren aus der hochschulplanerischen Perspektive. 

Wie sieht die Praxis aus? Die Arbeitsgruppe „Gender Studies“ hat, um den 
Studiengangsplanerinnen und -planer in den Fachbereichen und Fakultäten die 
Arbeit zu erleichtern und um sie darüber zu informieren, was Gender-Aspekte in 
Studium und Lehre sein können, einen Katalog mit Gender-Leitfragen11 und ein 
„Vier-Felder-Schema“ (Kamphans/Auferkorte-Michaelis 2005)12 entwickelt. Beide 
Papiere erhalten Studiengangsplanerinnen und -planer in den Fachbereichen von 
der Verwaltung der Universität Dortmund, sobald sie ankündigen, einen neuen 
Studiengang zu planen. Die Gender-Leitfragen orientieren sich an der Struktur des 
AQAS-Leitfadens zur Akkreditierung von neuen Studiengängen, mit deren Hilfe 
die Fächer ihre Anträge schreiben können. Er dient als Check-Liste und kann als 
Instrument eingesetzt werden, um Gender-Aspekte in den Curricula, aber auch in 
den Organisationsstrukturen der Studiengänge aufzufinden, oder als Anregung, um 
Gender-Aspekte in den entsprechenden Bereichen zu berücksichtigen.13 Er enthält 
Fragen zu folgenden thematischen Aspekten: 

 Qualität des Curriculums, 
 Studierbarkeit des Studienganges, 
 Berufsorientierung des Studienganges, 
 Personelle und sächliche Ressourcen, 
 Qualitätssichernde Maßnahmen. 

Das zweite Papier, das „Vier-Felder-Schema“ enthält konkrete Vorschläge, was 
Gender-Aspekte sind und nennt Beispiele, wie die Geschlechterthematik in die 
Studiengänge implementiert werden kann. Seinen Namen hat das Papier daher, 
weil vier Felder der Implementierung berücksichtigt werden, auf die sich die Um-
                                                      
11 Stand 30.8.2004. 
12 Das Vier-Felder-Schema wird mit den Studiengangsplanerinnen und -planer in den Fachbereichen 
und Fakultäten weiterentwickelt und präzisiert. 
13 Die Gender-Leitfragen dienen zukünftig auch den von AQAS beauftragten Gutachterinnen und 
Gutachter als Prüfkriterium für Anträge. 
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setzungsideen beziehen. Dies sind zum einen Gender-Studies als erstes fachüber-
greifende und zweitens fachimmanente curriculare Anteile eines Studiengangs, zum 
dritten strukturelle und organisatorische Bedingungen und zum vierten die Ent-
wicklung von Gender-Kompetenz (als Handlungs- und Vermittlungskompetenz) 
von Lehrenden und Studierenden. Das Bachelor-Studium weist als integralen Be-
standteil des Dortmunder Modellversuchs gestufter Studiengänge in der Lehr-
amtsausbildung den Bereich Bildung & Wissen auf. Dies stellt eine Besonderheit 
des Modellversuchs dar. Für die ersten beiden Felder der Implementierung (Gen-
der-Studies als fachübergreifende und fachimmanente curriculare Anteile eines 
Studiengangs) sind bereits konzeptionelle Ansätze vorhanden. Im Modul Bildung 
& Wissen werden grundlegende fachübergreifende Schlüsselkompetenzen der 
Kommunikation, Fremdsprachen, Medien und Umgang mit Verschiedenheit, also 
Geschlecht, Ethnizität, soziale und religiöse Herkunft vermittelt, somit werden 
Gender-Aspekte im Lehrangebot berücksichtigt (Auferkorte-Michaelis/Ruschin im 
Erscheinen). Alle Studienelemente zusammen umfassen in Bildung & Wissen ein 
Viertel des Studienvolumens und sollen die Lehrerinnen und Lehrer für unter-
schiedliche Arbeitsfelder in Bildung, Wirtschaft und Industrie qualifizieren. 
 
5. Fazit und erste Ergebnisse 
 
Von der Entwicklungspraxis wird jetzt noch der Blick auf die Implementierungsre-
alität geworfen. Wie läuft der Implementierungsprozess? Auf welche Resonanz 
stößt die Arbeitsgruppe „Gender-Studies“? Der Implementierungsprozess an der 
Universität Dortmund steht noch am Anfang. Inzwischen hat die AG erste Erfah-
rungen im Beratungsprozess gesammelt, da einige Fachbereiche bereits mit der AG 
Kontakt aufgenommen haben, die Leitfragen abgerufen und ihre Entwürfe und 
Anträge zur Beratung vorgelegt haben. Auch an der so genannten Vorprüfung der 
Anträge im Modellversuch „BaMa-Lehramt“ ist die „Gender-Studies“ AG beteiligt 
und hat Unterlagen verschiedener Fächer durchgesehen, ob und an welchen Stellen 
in den fächerspezifischen Bestimmungen und den Modulbeschreibungen Hinweise 
auf Gender-Aspekte und/oder Gender-Kompetenz enthalten sind (Auferkorte-
Michaelis/Kamphans 2005).  

Die wichtigsten Ergebnisse dieser Anfangsphase des Implementierungspro-
zesses sind:  

Es zeigt sich, dass in den Fachbereichen und Fakultäten das Interesse groß 
ist, wie sich Gender-Aspekte bei der Planung der neuen Studiengänge bzw. in den 
Anträgen und in den Studienmodulen berücksichtigen lassen, auch wenn die ein-
zelnen Abstimmungs- und Akkreditierungsverfahren noch nicht abgeschlossen 
und auch sehr unterschiedlich sind. Die Planerinnen und Planer der neuen Stu-
dienangebote benötigen mehr Wissen zur Geschlechterthematik und für die kon-
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krete Umsetzung in die neue Studienstruktur. Je eher diese Beratung erfolgt, am 
besten schon in der Konzeptionsphase, umso größer sind die Chancen, dass Gen-
der-Aspekte bei der Planung eines neuen Studiengangs berücksichtigt werden 
(Auferkorte-Michaelis/Kamphans 2005). Um die Antragstellenden besser dabei zu 
unterstützen, in ihrem neu entwickelten Studiengang Gender-Aspekte zu integrie-
ren, ist es wichtig, konkrete und anschauliche Vorschläge zu machen. Beispielswei-
se ist ein modifizierter Leitfaden zur Integration des Faktors „Gender“ für den 
Lehramts-Modellversuch in Arbeit, ebenso ein Qualitätssiegel „Gender-Stan-
dards“, außerdem werden „Good-Practice“-Beispiele zusammen getragen, um über 
gelungene Umsetzungsideen zu informieren. Als sehr sinnvoll in diesem Imple-
mentierungsprozess hat sich neben den vielen schriftlichen Informationspapieren 
vor allem die mündliche Kommunikation erwiesen. Die face-to-face-Beratung 
bietet die Möglichkeit, Missverständnisse auszuräumen und zu erklären, was Gen-
der-Aspekte sein können. Sie gibt Studiengangsplanerinnen und -planern im Ge-
spräch den Spielraum, auch eigene Ideen für Gender-Aspekte zu entwickeln. Denn 
schließlich sind sie diejenigen, die die Geschlechterthematik umsetzen werden. 
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Renate Gahn 

Gender Mainstreaming im Reformprozess an der  
Johannes Gutenberg-Universität Mainz 
 
 
Im Jahr 2002 war die Universität Mainz eine der ersten Hochschulen bundesweit, 
die den Grundsatz des Gender Mainstreaming in das Leitbild der Universität auf-
genommen hat. Damit ist eine erste Etappe bei der konsequenten Umsetzung des 
Gender Mainstreaming an einer Universität erreicht. Im folgenden Beitrag werde 
ich darstellen, unter welchen Rahmenbedingungen dies gelang und welche Schwie-
rigkeiten dabei zu überwinden waren.  

Mit dem Projekt der Frauenbeauftragten zur Implementierung von Gender 
Mainstreaming in das Leitbild der Universität hatten wir uns folgende Ziele ge-
steckt: zunächst sollte die Einführung des Gender Mainstreaming-Prinzips in Teil-
bereichen des Verwaltungsleitbildes erfolgen, dann dessen Verankerung im Aka-
demischen Leitbild sowie begleitend intensive Informations- und Öffentlichkeits-
arbeit und Gendertrainings. Ein weiteres Ziel war die Umsetzung von Gender 
Mainstreaming im Gesamtreformprozess der Universität, genannt „Neues Steue-
rungsmodell“, der seit 1998 lief sowie in einzelnen bereits laufenden – und ggf. 
auch noch neu hinzukommenden – Teilprojekten dieses Prozesses. 

Dieser Reformprozess „Neues Steuerungsmodell“ war eigentlicher Ausgangs-
punkt der Überlegungen der Frauenbeauftragten, ein solches Begleitprojekt zu 
initiieren. Auf diese Weise sollte der Gender Mainstreaming-Ansatz in dem aktuel-
len Reform- und Diskussionsprozess an unserer Hochschule thematisiert und in 
dessen Ergebnissen verankert werden.  

Weitere wichtige Voraussetzungen und Rahmenbedingungen für die Entwick-
lung unseres Projektes zur Implementierung von Gender Mainstreaming waren 
folgende: 1995 hatte eine vom Wissenschaftsministerium eingesetzte Hochschul-
strukturkommission Empfehlungen für die Reform an Hochschulen in Rheinland-
Pfalz entwickelt und so u.a. auch die Empfehlung, Anreizsysteme zur Frauenförde-
rung umzusetzen. Mit der Bestellung der ersten Frauenbeauftragten an der Univer-
sität Mainz in 1998 und der zeitgleichen Einrichtung eines Innovationsfonds im 
Rahmen des Landespersonalbemessungskonzeptes, in welchem Mittel zur Frauen-
förderung – und hier insbesondere zur Unterstützung von Anreizsystemen – ge-
währt werden sollten, waren zwei weitere wichtige Voraussetzungen geschaffen. 
Die Universität Mainz hat dann im Jahr 2000 einen Rahmenplan zur Frauenförde-
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rung1 beschlossen, welcher u.a. festgeschrieben hat, dass ein Anreizsystem zur 
Förderung von Frauen zu entwickeln und umzusetzen ist. Ein entsprechendes 
Konzept hatten wir allerdings bereits schon 1998 entwickelt und ab 1999 in Um-
setzung, es sollte aber nun mit der Festschreibung im Rahmenplan auch längerfris-
tig gesichert werden. Dieses Anreizsystem wurde aus dem dafür vorgesehenen 
Landesfonds und internen Hochschulmitteln zu dieser Zeit jährlich mit rund 150 
bis 200.000 Euro gefördert. 

Unser Anreizsystem sah mehrere Aktionsbereiche vor. Es konnten Mittel zur 
Unterstützung von innovativen Projekten und Maßnahmen zur Frauenförderung 
bereitgestellt werden, des weiteren Mittel für einen Lehrauftragspool, aus dem 
zusätzliche Lehraufträge zu Themen aus der Frauen- und Genderforschung finan-
ziert wurden sowie für die Honorierung von Anteilssteigerungen in den unter-
schiedlichen Qualifikationsstufen, weiterhin für eine Auslobung von Preisen in 
Form von Stellen für hochbegabte Nachwuchswissenschaftlerinnen und in Form 
von Prämien für besonders qualifizierte Mitarbeiterinnen im wissenschaftsstützen-
den Bereich. Darüber hinaus sollte Frauenförderung auch als Leistungsparameter 
in den internen Verteilungsmodellen Berücksichtigung finden.  

In dem Personalbemessungskonzept werden z.B. inzwischen folgende Indi-
katoren wirksam: zur stärkeren Förderung von Frauen in der Wissenschaft werden 
Promotionen und Habilitationen von Frauen mit einem besonderen Bonus gewer-
tet. Dieser berechnet sich bei den Promotionen danach, wie stark die Anzahl der 
Promotionen von Frauen einen Schwellwert, derzeit die Hälfte der Absolventen, 
übersteigt. Habilitationen von Frauen werden grundsätzlich mit einer weiteren 
Semesterwochenstunde angerechnet.  

Auch für das Mittelbemessungsmodell konnte bei den Variablen Professuren  
und Mitarbeiterstellen, Promotionen und Habilitationen Frauenförderung in einer aller-
dings relativ komplizierten Berechnung (vgl. Münch 2004: 133ff.), die hier im ein-
zelnen nicht ausgeführt werden soll, zur Wirkung gebracht werden. 

Die im Rahmen des Anreizsystems vorgesehenen Projektmittel konnten u.a. 
auch zur Durchführung zentraler Projekte der Frauenbeauftragten genutzt werden. 
Thematisch sollten sich diese Projekte an den wichtigsten Punkten der o.g. ge-
nannten Empfehlungen zur Frauenförderung in der Wissenschaft der Hochschul-
strukturkommission orientieren. 

 Die Projektaktivitäten der Frauenbeauftragten entwickelten sich zeitlich pa-
rallel zu dem zunächst von der Verwaltung der Universität Mainz ausgehenden 
Reformprozess „Neues Steuerungsmodell“, der in den folgenden Jahren die ge-
samte Universität erfassen sollte. Eine erste Zwischenetappe dieser Reform war 
u.a. die Schaffung eines Verwaltungsleitbildes. 

                                                      
1 Der Rahmenplan zur Frauenförderung ist unter http://www.uni-mainz.de/downloads/rahmenpl-
_frauen040311.pdf (Zugriff am 18.11.2005) zu finden. 
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Die Idee zu unserem Gender Mainstreaming-Projekt war im wesentlichen 
durch die Diskussionen ausgelöst worden, die seit 1995 bereits verstärkt auf Euro-
pa-, Bundes-, und Landesebene politisch geführt und so entsprechend – wenn 
auch durchaus kontrovers – von der Landeskonferenz der Hochschulfrauen aufge-
griffen worden waren. Kontrovers deshalb, weil bis dahin unklar war, ob die 
Gleichstellungsarbeit bzw. Frauenförderung von dem neuen Ansatz profitieren, ob 
er sie – wie gemeinhin behauptet – sinnvoll ergänzen könnte, oder ob er dazu be-
nutzt würde, die gezielte Frauenförderung zu verdrängen, und aus Ersparnisgrün-
den gar zu beenden, wie laut Presseberichten in manchen kommunalen Einrich-
tungen schon vollzogen oder beabsichtigt. 

So wurde auch in den Jahren 2002/03 anlässlich einer Novelle des Hoch-
schulgesetzes in Rheinland-Pfalz trefflich gestritten, ob die Frauenbeauftragten nun 
nicht sinnvollerweise als Gleichstellungsbeauftragte zu bezeichnen seien, weil sie 
zukünftig auf die Chancengleichheit von Frauen und Männern zu achten und sich 
für beide Geschlechter im Sinne von Gender Mainstreaming einzusetzen hätten. 
Deshalb sollte nun auch Gender Mainstreaming als neues Ziel in das Gesetz mit 
aufgenommen werden. Die Umbenennung konnte verhindert werden: Die Frau-
enbeauftragten sind weiterhin zuständig für die Förderung von Frauen! Dennoch 
wird die nun auch gesetzlich geforderte Umsetzung von Gender Mainstreaming 
zukünftig für die Frauenförderung in Rheinland-Pfalz von Bedeutung sein. Und so 
schien es uns zu diesem Zeitpunkt durchaus sinnvoll, das Gender Mainstreaming-
Thema in unserem Reformprozess der Universität mit aufzugreifen. 
 
1. Neues Steuerungsmodell und Gender Mainstreaming  

in der Praxis 
 
Der Reformprozess „Neues Steuerungsmodell“ war an der Universität Mainz An-
fang 2002 so weit vorangeschritten, dass mit Beginn unseres Gender Mainstrea-
ming-Projektes bereits ein Verwaltungsleitbild entwickelt war und erste Umset-
zungsschritte dazu diskutiert wurden. Da das Gesamtkonzept Anreizsystem und 
dessen Fortschreibung zu einem jährlichen Termin der Antragstellung auf För-
dermittel mit der Hochschulleitung jeweils diskutiert werden und inhaltliche Zu-
stimmung finden musste, hatte auch die Projektidee zur Einführung von Gender 
Mainstreaming Akzeptanz gefunden. 

Die Maßnahmen, die zur Umsetzung des Verwaltungsleitbildes vorgeschlagen 
wurden, sollten nun, entsprechend unserem Konzept und unseren ausgearbeiteten 
ersten Empfehlungen, gegendert werden. In ersten Informationsgesprächen such-
ten wir mit noch eher verhaltener Unterstützung der Leitung in den zuständigen 
Projekt– und Arbeitsgruppen unser Vorhaben zu erläutern und eine Bereitschaft 
zur Mitwirkung zu wecken. In die relativ offene Projektarbeit konnten unsere Vor-
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schläge zunächst eingebracht werden und die Projektleitungen und Maßnahmen-
verantwortlichen zeigten sich nach unserer Einführung dem Vorhaben gegenüber 
allgemein aufgeschlossen. Allerdings konnten wir die Hochschulleitung zu Beginn 
nicht überzeugen, dass unbedingt auch ein entsprechender Arbeitsauftrag („Top-
down“) für den Gesamtreformprozess zu formulieren wäre, so dass in der prakti-
schen Umsetzung unser Projekt schon sehr bald aufgrund knapper Ressourcen, 
wie Zeit, Finanzen und Personal, auf Widerstände stieß, die ich weiter unten noch 
darstellen werde. 

Zeitgleich mit diesen ersten praktischen Anwendungsversuchen stand das 
Gesamtleitbild der Universität zur Entwicklung und Diskussion an. Auch hier 
trafen wir über unsere Projektmitarbeit und mit unseren Gender Mainstreaming-
Anregungen bei der Projektleitung und den Projektmitgliedern zunächst auf ver-
haltene Neugierde. Doch schon sehr bald wurde deutlich, dass die im Rahmen 
unseres Projektes vorgesehene Informations- und Öffentlichkeitsarbeit bis hin zu 
Gendertrainingsangeboten intensiviert werden müsste, um das Feld für eine solch 
weittragende Entscheidung, wie die der Implementierung von Gender Mainstrea-
ming im Leitbild, besser vorbereitet zu finden. 

Ausgehend von den Expertinnenempfehlungen hatten wir unsere Pilotpro-
jekte und -maßnahmen im Kontext der Umsetzung des Verwaltungsleitbildes nach 
folgenden Kriterien ausgewählt: Offenheit und Innovationsbereitschaft der Lei-
tung sollte gegeben, eine hohe Repräsentanz weiblicher Führungskräfte garantiert 
sowie Genderkompetenz vorhanden sein. 

Die Genderrelevanz des Bereichs sollte offensichtlich, so wie der guter Bei-
spielcharakter auch für andere gegeben sein und die Ergebnisse sollten im  über-
schaubaren Zeitraum vorliegen. 

Entsprechend dieser Kriterien boten sich u.a. folgende Bereiche als geeignet 
an: 

1. die Kundenbefragung in der Psychotherapeutischen Beratungsstelle, 
2. ein Seminarangebot zur Unterstützung von Studieninteressierten im Studien-

wahlprozess in der Zentralen Studienberatung, 
3. das NSM-Teilprojekt „Reorganisation der Zentralen Verwaltung“, 
4. das NSM-Teilprojekt „Berichtswesen“ (Lehre-, Forschungs-, Verwaltungs- 

und Beschäftigtenbericht), 
5. der Gesamtprozess NSM, sowie ggf. weitere zukünftige Teilprojekte. 

Methodisch suchten wir nach den geeigneten Lerninstrumenten für den prakti-
schen Umgang mit Gender Mainstreaming. Wir bevorzugten neben dem pädagogisch 
beratenden und dem partizipatorischen den analytischen Ansatz (vgl. Stiegler 2000: 14ff.) 
Geeignet schien uns die so genannte 3-R-Methode (Geschlechterrelevanzprüfung 
nach Gertrud Aström), die nach der Beteiligung (=Repräsentanz) von Mann und 
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Frau, nach der Verteilung der Mittel (=Ressourcen) und nach den Normen und 
Werten (=Realität) fragt (vgl. EU-Kommission 1998).  

Ebenfalls zum Einsatz kam die so genannte PSI-Methode nach dem Netz-
werk deutscher Gendertrainerinnen und –trainer (vgl. Frey 2003), die eine Gen-
derprüfung auf unterschiedlichen Ebenen vornimmt, der personellen, der strukturellen 
und der inhaltlichen. 

Nicht zuletzt öffneten wir uns auch der vereinfachten Anwendung von Gen-
der-Checklisten (Köhler 2004: A 35ff.). 
 
Beispiel Kundenbefragung: 
Eine der Pilotmaßnahmen, die zum Gendern anstand, war also die bereits erwähn-
te Kundenbefragung in der Psychotherapeutischen Beratungsstelle zur Verbesse-
rung der Serviceleistung für Studierende. Es lagen bereits standardisierte Fragebö-
gen vor, die allerdings keine geschlechterbezogenen Aspekte – weder bezogen auf 
die Kunden noch auf die Anbietenden – aufwiesen. Unsere Empfehlungen zielten 
also darauf ab, durch Ergänzung einiger offener Fragen, die Gründe der Teilnahme 
an Beratung, die Hindernisse vor der Entscheidung zur Beratung und die Er-
folgseinschätzung der Beratung geschlechterdifferenziert zu erheben und dabei 
auch das Geschlecht der Beratenden zu erheben. Alle Ergebnisse sollten überdies 
von dem Projektdurchführenden geschlechterdifferenziert ausgewertet werden. 

Diese Kundenbefragung konnte erfolgreich geschlechterbezogene Aspekte in 
Befragung und Auswertung integrieren, mit dem Ergebnis, dass sich zeigte, wie 
unterschiedlich die geschlechterspezifischen Verhaltenweisen, Bedürfnisse und 
Präferenzen bzgl. der Arbeit der Beratungsstelle sind: 

 Männer und Frauen kommen über unterschiedliche Wege zur Beratungsstel-
le, 

 Männer und Frauen innerhalb der Beratungssituation haben zwar tendenziell 
ähnliche, zum Teil aber auch verschiedene geschlechterbezogene Bedürfnisse, 

 Bezüglich des Geschlechts der Beratungsperson bevorzugen Frauen und 
Männer, denen dieser Aspekt nicht gleichgültig ist, eher eine Beraterin. 

Die Zusammenarbeit mit den Projektpartnern war jedoch nicht immer so erfolg-
reich, wie bei der Analyse der Beratungsstelle.  
 
Beispiel Berichtswesen: 
Für das Projekt „Berichtswesen“ z.B. hatten wir ebenfalls Ansatzpunkte zur Ver-
ankerung der geschlechterbezogenen Aspekte in den unterschiedlichen Berichtsty-
pen herausgearbeitet, mit dem Ergebnis, dass die Aspekte mit den Bereichen nicht 
ausführlich genug diskutiert werden und so Genderkompetenz und Fachkompe-
tenz nicht in ausreichendem Maß zusammenfließen konnten. Dies aber wäre die 
Voraussetzung dafür gewesen, dass neue Berichtskategorien in den jeweiligen 
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Konzepten hätten verankert werden können. Zwar wurden unsere Anregungen 
von den jeweils Berichtsverantwortlichen in den Bereichen zur Kenntnis genom-
men, jedoch fehlte die entsprechende vorbereitende Sensibilisierung und grund-
sätzlich die ausreichende Zeit, um sich mit unseren Empfehlungen ernsthaft aus-
einander zu setzen. 
 
Beispiel Seminarangebot: 
Eine weitere Maßnahme, ein Seminarangebot zur Unterstützung von Studieninte-
ressierten im Studienauswahlprozess, wurde viel versprechend mit Gendertrainings 
für Coach und Multiplikatorinnen begonnen. Doch musste die Zusammenarbeit 
dann vorzeitig abgebrochen werden, da das Seminarangebot mangels interessierter 
Teilnahme eingestellt wurde. 
 
2. Gender Mainstreaming in Leitbild und Strategiekonzept 
 
Unsere Empfehlungen für das Gesamtleitbild konnten im Rahmen des Leitbild-
projektes sehr offensiv diskutiert werden. Gender Mainstreaming sollte im Selbst-
verständnis der Universität verankert werden. Zur Verdeutlichung der Auswirkung 
eines solchen Bekenntnisses hatten wir für die nachfolgenden Abschnitte des Leit-
bildes, wie z.B. Forschung, Studium und Lehre, Inneruniversitäre Zusammenarbeit, die ent-
sprechenden Genderkonsequenzen aufgezeigt. Dies führte allerdings dazu, dass 
Projekt-, NSM- und Hochschulleitung Bedenken hatten, dass Gender Mainstrea-
ming auf diese Weise alle anderen wichtigen Zielsetzungen überlagern könnte. So 
wurden unsere Anregungen zurückgeschnitten auf lediglich eine Erwähnung von 
Gender Mainstreaming in dem Abschnitt Inneruniversitäre Zusammenarbeit. Wir kriti-
sierten zwar dieses verkürzte Verständnis, aber eine erste Diskussion und Annähe-
rung an das Thema hatte damit immerhin stattgefunden.2 

Die wichtige weitere Diskussion, die sich an das Leitbild anschloss, war die 
über dessen Umsetzung. In dem umfänglichen Strategiepapier, das dazu entwickelt 
wurde, versuchten wir ebenso differenzierte Empfehlungen zur Übernahme von 
Gender Mainstreaming zu verankern und waren nun sehr viel erfolgreicher: Gen-
der Mainstreaming konnte an zentraler Stelle positioniert werden und wurde auch 
in unterschiedlichen Bereichen und deren wichtigsten Perspektiven beispielhaft 
aufgegriffen, sodass wir erstmals in der Einleitung das Bekenntnis zu Gender 
Mainstreaming und das Bekenntnis zu dessen Umsetzung in den einzelnen strate-
gischen Maßnahmen festgeschrieben hatten. Ganz bedeutsam war für uns, dass auf 
diese Weise z.B. nun Gender Mainstreaming bei der Evaluation von Lehre und 
Forschung zukünftig berücksichtigt werden soll. 
 
                                                      
2 Das Leitbild ist unter http://www.uni-mainz.de (Zugriff am 18.11.2005) zu finden. 
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3. Verlaufsbewertung und Zusammenfassung wichtiger 
Ergebnisse 

 
Mit der Anbindung des Gender Mainstreaming-Projektes bei der Frauenbeauftrag-
ten ergab sich folgende Problematik:  

Wir waren abhängig von Fortschritt bzw. Fortbestand des ausgewählten Be-
reiches, worüber jeweils andere, ohne Rücksicht auf unser Projekt, befanden. Die 
oft verspätete Einbindung erschwerte den Diskussionsprozess wesentlich (insbe-
sondere, weil die Gender Mainstreaming-Anregungen erst nachträglich herangetra-
gen wurden). Die fehlenden oder erst nachgesetzten Gendertrainings erschwerten 
den Einstieg. Der fehlende offizielle Gender Mainstreaming-Auftrag im Projekt-
auftrag des Neuen Steuerungsmodells („Top-down“) erschwerte den Dialog. 

Trotz einer erfreulichen Kooperationsbereitschaft war doch aufgrund von 
ständigem Zeitdruck der Wunsch groß, in Sachen Gender Mainstreaming eine 
möglichst rasche Konkretisierung zu erfahren, ohne sich der wichtigen gemeinsa-
men Erarbeitung eines bereichs- bzw. sachbezogenen Ansatzes gestellt zu haben. 
Auch die knappen Finanz- und Personalmittel wirkten hemmend. Nicht zuletzt 
blieb immer auch die Skepsis gegenüber dem Projekt der Frauenbeauftragten und 
gegenüber Gender Mainstreaming spürbar. Die Relevanz des Ganzen blieb fraglich 
und dessen Stellenwert unklar. 

Zusammenfassend ist zu sagen, dass die Verankerung von GM im Leitbild 
2002 der erste wichtige Schritt war. Diesem folgte dann im Sommer 2003 ein ent-
scheidender Sensibilisierungsworkshop für die Verantwortlichen für die Einfüh-
rung des Neuen Steuerungsmodells, die Hochschulleitung und weitere Führungs-
kräfte. Das absolute Highlight zum Abschluss dieses Workshops war das Bekennt-
nis der Hochschulleitung zu Gender Mainstreaming und dessen Umsetzung an 
unserer Hochschule und zwar ab sofort im NSM-Reformprozess und in allen 
NSM-Projekten. Umgehend wurden dafür entsprechende Checklisten entwickelt. 
(ebd.: A 38ff.) Im Herbst 2003 folgte dann die Verankerung von Gender 
Mainstreaming im neuen Strategiekonzept und diesmal nicht nur bereichsbezogen 
sondern mit umfassender Gültigkeit. 

2003/04 wurde unser Projekt mit den genannten Ergebnissen und folgenden 
weiteren Perspektiven abgeschlossen: 

1. Als strategisch wichtigste Maßnahme wurde empfohlen, das Evaluationskon-
zept des Zentrums für Qualitätsentwicklung um den Gender Mainstreaming-
Aspekt zu ergänzen. 

2. Weiterhin offen ist noch die Frage der Gender Mainstreaming-Zuständigkeit 
für die anstehenden strategischen Maßnahmen. Unsere Empfehlung war, so 
genannte „Flying Experts“ zum Einsatz zu bringen, die jeweils befristet mit 
einem zu schaffenden Beirat wirkungsvoll zusammenarbeiten könnten. 
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3. Die Gender Mainstreaming-Zuständigkeit, die z.Zt. im Rahmen des Neuen 
Steuerungsmodells  bei dessen Projektleitung liegt, müsste, wenn dieser Pro-
zess nun Ende 2005 seinen vorläufigen Abschluss findet, von  der Hoch-
schulleitung  übernommen werden. 
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IV. Arbeitsgruppen 
   

 
 
 
Arbeitsgruppe 1 

Gender Mainstreaming im Kontext von Qualitätsmanagement 
in der Wissenschaft 
 
 
 
Andrea Güttner 

Die Balanced Scorecard 

Ein methodischer Ansatz zur Implementierung der Kategorie  
Gender in Qualitätssicherungssysteme einer Hochschule 
 
 
Gender Mainstreaming ist nicht nur geeignet, gleichstellungspolitische Quer-
schnittsziele in die strategische und finanzielle Zielsetzung einer Hochschule auf 
allen Akteursebenen zu definieren und zu integrieren. Unter Nutzung der Analyse-
kategorie Gender kann sich außerdem die Organisation einer Hochschule verän-
dern, da die Strategie Gender Mainstreaming neben den Verwaltungsprozessen 
auch auf die Struktur und Kultur einer Hochschule wirkt. Und last but not least 
kann in Folge einer erfolgreichen Implementierung von Gender Mainstreaming der 
Prozess in Richtung Geschlechtergerechtigkeit und Gleichberechtigung auf allen 
Ebenen einer Hochschule beschleunigt werden. Gender Mainstreaming als Strate-
gie genutzt, wird dementsprechend zu einem Steuerungsinstrument, das hilft, spe-
zifische Zielsetzungen einer Hochschule umzusetzen. 

Die verfügbare Berichterstattung zur konkreten Praxis von Gender Main-
streaminig zeigt, dass die Entwicklung eines Leitbildes die unverzichtbare Grund-
lage zur Implementierung einer Gender Mainstreaming Strategie darstellt (Scham-
bach, 2004: 275). Doch über ein langfristig angelegtes und abstraktes Leitbild hin-
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aus benötigt eine Hochschule ein Kontexte setzendes Zielsystem. Dieses führt 
nicht nur zur Anwendung der Kategorie Gender als Analyseinstrument im Zu-
sammenhang mit Qualitätsmanagement und strategischer Ausrichtung in For-
schung und Lehre, sondern begründet auch verbindlich dessen Notwendigkeit und 
Unabdingbarkeit zur Zielerreichung. Hierauf wird im folgenden Abschnitt genauer 
eingegangen.  

Wenn wir zusätzlich einen Blick auf die vielfältigen Aufgabenstellungen einer 
Hochschule und deren unterschiedliche Entscheidungsträger/-innen auf den ver-
schiedenen Aktionsebenen wagen, so wird deutlich, dass die Setzung konkreter 
Ziele unter Einbezug dieser Komplexität unabdingbar, aber auch sehr schwierig ist. 
Die Methodik der Balanced Scorecard, ein betriebswirtschaftliches Instrument, das 
von Robert S. Kaplan und David P. Norton entwickelt wurde, bietet die Möglich-
keit, die Vielzahl an Aufgaben einer Hochschule und deren Struktur in ein ausge-
wogenes Zielsystem zu integrieren. Mit diesem Zielsystem wird die Kommunikati-
on und Umsetzung der zu verfolgenden Strategie erleichtert. Im dritten Abschnitt 
wird auf die ihr zu Grunde liegende Methodik eingegangen, das Instrument erläu-
tert und Beispiele genannt, wie eine auf die Gegebenheiten einer Hochschule zuge-
schnittene Balanced Scorecard funktionieren kann. Abschließend werden die Vor-
teile dieser Methodik und deren potenzieller Stellenwert für die Implementierung 
von Qualitätsmanagementinstrumenten mit Gender Kompetenz zusammengefasst. 
 
1. Problematik der Umsetzung einer Gender Mainstreaming 

Strategie an Hochschulen 
 

„Allerdings gibt es einige Hindernisse bei der Implementierung von Gender Mainstrea-
ming. Erstens herrscht, ungeachtet zahlreicher Publikationen, […] immer noch Unklar-
heit darüber, was Gender Mainstreaming eigentlich ist, und Gender Mainstreaming wird 
oft mit Frauenförderung verwechselt. Zweitens fehlen (wie bei anderen neuen Maß-
nahmen) ausreichende Ressourcen für die Umsetzung von Gender Mainstreaming. Gen-
der Mainstreaming wird zumeist vornehmlich als zusätzliche Aufgabe (und Belastung) 
aufgefasst, weil die positiven Ergebnisse noch unklar sind.“ (Woodward 2004: 95) 

Ähnliche Aspekte, wie in diesem Zitat beschrieben, hemmen die Entscheidung 
einer Hochschulleitung, Gender Mainstreaming umzusetzen. Im Folgenden wird 
deshalb konkret auf die Punkte Strategiedefinition, Struktur einer Hochschule und 
Finanzen eingegangen.  
 
1.1 Strategie 
 
Gender Mainstreaming ist eine sehr komplexe, schwer verständliche und auf den 
ersten Blick äußerst abstrakte Strategie. Sie wird oft gleichgesetzt mit Frauenförde-
rung, familiengerechter Hochschule oder Frauenpolitik, wodurch der organisati-
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onsstrukturelle Ansatz und die damit verbundenen Optimierungschancen einer 
Organisation häufig verloren gehen.  

Dementsprechend ist eine „Top-down“ Entscheidung einer Hochschullei-
tung zur sachgerechten Implementierung von Gender Mainstreaming und damit 
zur Umsetzung gleichstellungspolitischer Querschnittsziele nur möglich, wenn 
Kenntnisse über die Strategie und ihre Wirkungsrichtung erworben beziehungswei-
se erarbeitet wurden. Da die Implementierung der Strategie nicht zum Selbstzweck 
werden darf, müssen im Vorfeld Zielsetzungen einer Hochschule definiert werden, 
die mit Gender Mainstreaming zu verfolgen sind und ggf. den Implementierungs-
prozess so systematisieren, dass eine Verbindung mit bereits vorhandenen Strate-
gien und Instrumenten einer Hochschule ermöglicht wird. 
 
1.2  Struktur 
 

„Die frühen Studien, die zum einen zeigen, dass Gender Mainstreaming Einfluss auf die 
Abläufe und den Output der Organisationen hat, weisen alle darauf hin, dass ein Haupt-
element des Erfolges das Engagement der politischen Entscheidungsträger an der Spitze 
der Organisationen ist. Diese politischen Entscheidungsträger können zusichern, dass 
entsprechende Ressourcen zur Analyse der Strategie zur Verfügung gestellt werden (Sta-
tistiken und personelle Kräfte). Sie können zudem Rechenschaft von denen fordern, die 
für die Einführung von Gender Mainstreaming verantwortlich sind.“ (Woodward 2004: 
92)  

Insbesondere die hochschulpolitischen Instanzen (Ministerien) stehen hier in der 
Verantwortung.  Durch eine konkrete finanzielle Anreizsetzung beispielsweise über 
Zielvereinbarungen und/oder über Teilfinanzierungen durch Landesbudgets zur 
Innovation können Gender Mainstreaming Ansätze gefördert werden. Generell 
wird es eine Hochschulleitung leichter haben, um Akzeptanz von Gender Main-
streaming Strategien innerhalb der Hochschule zu werben, wenn dies erklärter po-
litischer Wille des Landes ist.  

Die Implementierung der Strategie als „Top-down“ Entscheidung, die aus-
schließlich durch die Hochschulleitung gesetzt wird, hat strukturbedingt wenige 
Chancen auf Erfolg. Eine sachhaltige Integration aller stake-holder der verschiede-
nen Ebenen einer Hochschule wird die Akzeptanz von Gender Mainstreaming 
erhöhen. Daher müssen Methodeninstrumente und Qualitätssicherungssysteme so 
implementiert werden, dass alle Ebenen der Hochschulen in den Prozess berück-
sichtigt werden und so ggf. Anreizmechanismen zum Tragen kommen können. 
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1.3 Finanzen 
 

„Durch die Bereitstellung von personellen, zeitlichen und finanziellen Ressourcen zur 
Umsetzung wird die Bedeutsamkeit des Anliegens klarer und darüber hinaus transpor-
tiert, dass Gender Mainstreaming nicht „nebenbei“ geschieht.“ (Schambach 2004: 275) 

Die Finanzierung von Gender Mainstreaming an Hochschulen mit Mitteln aus 
dem eigenen Budget bedarf bei sinkenden Landeszuschüssen einer prioritären Fi-
nanzentscheidung der Hochschulleitung beziehungsweise der zuständigen Gre-
mien. Es muss begründbar und vermittelbar sein, dass eine Finanzierung von ent-
sprechenden coachings, trainings und workshops (ggf. langfristig auch flächende-
ckend) prioritär vor anderen Finanzierungsnotwendigkeiten umgesetzt werden 
muss. Eine Systematisierung der Zielsetzung von Gender Mainstreaming hilft, eine 
solche Finanzentscheidung zu treffen und zu legitimieren.  

Zu unterstreichen ist, dass die Umsetzung von Gender Mainstreaming nicht 
ausschließlich einmalige finanzielle Auswirkungen auf den Hochschuletat haben 
wird. Im Falle der Einrichtung bspw. einer Stelle für Genderfragen muss die 
Hochschule mit einer jährlichen Finanzierung rechnen. Die Investition in Gender 
Mainstreaming muss sich unter inhaltlichen, organisationsstrukturellen und -kultu-
rellen Aspekten positiv auf die Hochschule auswirken.  

Nun stellt sich die Frage, warum ein betriebswirtschaftliches Instrument wie 
die Balanced Scorecard geeignet sein soll, diese Hemmnisse zu überwinden. Die 
Nutzung der im Folgenden näher erläuterten Methodik hat den Vorteil, dass die 
mit der Strategie zu verfolgenden Zielsetzungen anhand verschiedener Blickwin-
kel/Perspektiven für die verschiedenen Ebenen einer Hochschule systematisiert 
werden. Durch die mit der Methodik einhergehende Zielkonkretisierung können 
Implementierungsschritte von Gender Mainstreaming und deren Anbindung an 
bereits vorhandenen Steuerungsinstrumenten im Einzelnen geplant, notwendige 
Ressourcen benannt und begründet werden sowie die Zielerreichung und dadurch 
auch die Strategiewirkung gemessen werden. Hierdurch wird die Kommunikation 
der Gender Mainstreaming Strategie nach innen und außen aber auch deren Um-
setzung erleichtert.  
 
2. Die Balanced Scorecard  
 
Die Methodik der Balanced Scorecard beinhaltet die Entwicklung eines Zielsys-
tems, das ausgewogen die verschiedenen Bedürfnisse und Anforderungen an ein 
Unternehmen anhand verschiedener Perspektiven darstellt. Dahinter steht die 
These, dass nur durch die ausgewogene Umsetzung der Zielsetzungen in den ver-
schiedenen Perspektiven, die miteinander in Wechselwirkung stehen, die Entwick-
lung gemäß einem Leitbild umgesetzt werden kann. Ziel war es, mit zur Hilfenah-
me dieses strategischen Steuerungsinstruments die Entwicklung der Strukturen 
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eines Unternehmens zu optimieren, um den höchstmöglichen Gewinn zu errei-
chen.  

Elemente der Balanced Scorecard werden an einigen Hochschulen in 
Deutschland genutzt. Die Nutzung des Instruments und dessen Zuschneidung auf 
die spezifischen Anforderungen einer Hochschule können sehr unterschiedlich 
sein. Während die Universitäten Mainz und Gießen die Methodik der Balanced 
Scorecard für die Erstellung ihrer Entwicklungsplanung gebrauchen, setzt die TU 
Chemnitz diese als Instrument zur Strategieentwicklung und einem ausgewogenen 
Berichtswesen ein.  

Ebenso kann der methodische Ansatz der Balanced Scorecard für Teilberei-
che (z.B. IT-Bereich) oder Zielbereiche (Geschlechtergerechtigkeit) genutzt wer-
den. Der Einsatz dieser Methodik ist dann sinnvoll, wenn beispielsweise zur Opti-
mierung eines Teilbereichs oder zur Umsetzung eines Zielbereichs Strategien an-
hand konkretisierter Zielsetzungen entwickelt und die verschiedenen Ebenen einer 
Hochschule integriert werden müssen.  

Trotz der unterschiedlichen Ausrichtungsmöglichkeiten einer Balanced Sco-
recard (BSC) können vier grundsätzliche Schritte spezifiziert werden:  

1. ein Leitbild definieren;  
2. die Perspektiven definieren, die die verschiedenen Handlungsräume einer 

Hochschule widerspiegeln;  
3. die strategischen Zielsetzungen von der Vision ableiten und auf die Perspek-

tiven übertragen und  
4. die strategischen Ziele über Kennzahlen zur Zielerreichung und Maßnahmen 

konkretisieren.  

Im Folgenden werden diese Schritte beispielhaft für den Bereich Geschlechterge-
rechtigkeit als Basis für eine zu implementierende Gender Mainstreaming Strategie 
erläutert. Allerdings wird hier nicht einem reinen Modell der Balanced Scorecard 
gefolgt, sondern die Methodik beispielhaft auf den Zielbereich Geschlechterge-
rechtigkeit zugeschnitten.  
 
2.1 Leitbild 
 
Ein Leitbild, eine Vision oder auch übergeordnete strategische Zielsetzung einer 
Hochschule ist zu einem gängigen Instrument der internen Hochschulsteuerung 
geworden. Mit diesem Instrument sollen die langfristigen Ziele einer Hochschule 
in hoch aggregierter Form abgebildet werden, so dass generell die Frage beantwor-
tet werden kann, wohin sich eine Hochschule langfristig entwickeln und wie sie 
sich im nationalen und internationalen Wettbewerb positionieren will. Die vielfälti-
gen Aufgabenbereiche einer Hochschule sollten in das Leitbild integriert werden, 
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um eine ganzheitliche langfristige Entwicklungsperspektive abzubilden. Die Ent-
wicklung eines Leitbildes ist für die Nutzung der Balanced Scorecard notwendig, 
da von ihr die strategischen Ziele unter Einbezug der Perspektiven abgeleitet wer-
den. 

Im Rahmen der Entwicklung einer BSC für den Bereich „Geschlechterge-
rechtigkeit“ könnten  beispielsweise in die Vision folgende Aufgabenbereiche einer 
Hochschule integriert werden:  

 Forschung:  Genderforschung in alle Fachrichtungen integrieren,  
 Lehre:   Integration der Ergebnisse der Genderforschung in die  

Lehre, 
 Studium:   Gendergerechte Studienangebote, 
 Nachwuchs- 

förderung:   Gezielte Frauenförderung. 

An diesen Beispielen wird deutlich, dass mit dem Leitbild die erste Ableitung des 
abstrakten Begriffs der Geschlechtergerechtigkeit auf einzelne Aufgabenbereiche 
erfolgt und darüber erste Handlungsfelder spezifiziert werden. 
 
2.2 Perspektiven 
 
Für BSC in Unternehmen wird zwischen Finanzperspektive, Kundenperspektive, 
interner Prozessperspektive und Lern- und Entwicklungsperspektive (oder Poten-
zialperspektive) unterschieden. Diese Perspektiven sollen das gesamte Spektrum 
eines Unternehmens einbeziehen und gleichzeitig die Wechselwirkung zwischen 
den einzelnen Zielsetzungen verdeutlichen. Die einzubeziehenden Perspektiven 
einer Hochschule und deren Wechselwirkungen zueinander differieren jedoch von 
denen eines Unternehmens. Während bei einem Unternehmen die Optimierung 
von finanziellen Gewinnen oberste Prämisse und damit die Finanzperspektive den 
höchsten Stellenwert hat, hat die optimale Erfüllung ihrer Aufgaben in Forschung, 
Lehre, Nachwuchsförderung oberste Zielpriorität einer Hochschule. Ebenfalls 
einzubeziehen sind externe Einflüsse auf die Hochschule, wie zum Beispiel gesell-
schaftliche Anforderungen oder landespolitische Vorgaben.  Das Schaubild 1 zeigt 
eine mögliche Perspektivendefinition.  
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Abb. 1:  Beispiel von Perspektiven einer  
Balanced Scorecard an einer Hochschule 

 
Die Leistungsperspektive bezieht das gesamte Aufgabenportfolio einer Hochschu-
le ein. Mit der Setzung der Anspruchsgruppenperspektive wird der externe Blick-
winkel auf eine Hochschule integriert: Gesellschaft, regionale Anforderungen und 
Politik. Die Potenziale einer Hochschule wurden mit der Leistungsperspektive so 
verknüpft, dass die hier zuzuordnenden Personenkreise und die Infrastruktur einer 
Hochschule die Leistungstragenden darstellen. Durch die Prozessperspektive wer-
den von Steuerungsinstrumenten bis hin zu Verwaltungsabläufen sämtliche Unter-
stützungsprozesse integriert. Die Finanzperspektive wurde hier als „in Wechsel-
wirkung mit allen anderen Perspektiven stehend“ definiert. Die Finanzen einer 
Hochschule bilden dementsprechend die Grundlage zur Umsetzung der angestreb-
ten Leistungen. Das Ziel dieses Verfahrensschritts ist, eine ausgewogene Zielerfas-
sung anhand der Perspektiven sicherzustellen, in dem von verschiedenen Blick-
winkeln auf die Umsetzungserfordernisse der Vision geschaut wird. Integriert wer-
den können so beispielsweise in den Umsetzungsprozess bereits implementierte 
Steuerungsinstrumente wie Zielvereinbarungen, Strukturpläne, etc. 
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2.3 Strategische Ziele 
 
Mit der Entwicklung einer Vision werden die langfristigen Ziele eines Unterneh-
mens gesetzt. Um eine Umsetzung der Vision zu ermöglichen, werden von dieser 
anhand der einzelnen Perspektiven strategische Ziele abgeleitet, die kurz- bis mit-
telfristig umsetzbar und deren Zielerreichung messbar sind. Im Vorfeld der Ent-
wicklung strategischer Zielsetzungen wird zumeist eine SWOT- Analyse (Strength, 
Weakness, Opportunity, Threats) durchgeführt, deren Ergebnisse einbezogen wer-
den. Im Schaubild 2 wird das Verhältnis zwischen den Perspektiven deutlich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 2: Vision Bereich Studium: „Gendergerechte  
Studienangebote entwickeln“ 

 
Die beispielsweise vom gesellschaftlichen Blickwinkel geforderte Zielsetzung, ar-
beitsmarktfähige Absolventen/-innen aus der Hochschule zu entlassen, beeinflusst 
die Zielrichtung der Leistungsperspektive: Studierende sollen früher ihr Studium 
absolviert haben; das Studienangebot soll auch auf die Gegebenheiten des Ar-
beitsmarktes angepasst werden. Zur Umsetzung dieser Leistungen sind spezifische 
Maßnahmen erforderlich, die anhand einer Gender Analyse durch sensibilisiertes 
wissenschaftliches Personal (Potenzialperspektive) die Voraussetzung schaffen, 
gendergerechte Studienangebote entwickeln zu können. Die Novellierung der Stu-
dien- und Prüfungsordnungen und die gezielte Einrichtung neuer Studiengänge 
anhand der Ergebnisse der Genderanalyse kennzeichnen den Prozess zur Umset-
zung der Vision, wie auch die Setzung von Anreizmechanismen. Die Zielsetzung 
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in der Finanzperspektive (Verbesserung der Personalstruktur) bildet die Grundlage 
der Umsetzung der Vision. Anhand des hier dargestellten Beispiels wird deutlich, 
dass die strategischen Ziele für die Umsetzung des Leitbildes zur Geschlechterge-
rechtigkeit mit allgemeinen strategischen Zielen einer Hochschule korrespondieren 
und dementsprechend in die Strategie der Hochschule eingepasst werden können.  
 
3.4 Setzung von Kennzahlen und Maßnahmen 
 
Erst über die Konkretisierung der strategischen Zielsetzung über Maßnahmen und 
Kennzahlen wird deutlich, wie stark die Balanced Scorecard in die Hochschule für 
einen Bereich der Vision wirkt:  
 

Perspek-
tive 

Strategi-
sches Ziel Strategische Maßnahmen: Kennzahl: 

Leistungs- 
perspektive 

Studierbar-
keit in der 
Regelstu-
dienzeit 

 Aufbereitung von Genderforschungser-
gebnissen zu diesem Themenfeld 

 Analyse der Hemmnisse der Studierbar-
keit nach Genderaspekten gemeinsam 
mit Fachbereichen 

 Verankerung in Zielvereinbarungen 

Erhöhung 
der Absol-
venten/ 
-innen 

Potenzial- 
perspektive 

Sensibilisie-
rung des 
Personals 

 Weiterbildungen zu Genderkompetenz 
für Verwaltungsmitarbeiter/innen im 
Bereich Lehre 

 Durchführung von Informationswork-
shops für die Leitungsebene 

Anzahl 
Weiter-
bildungen 

Prozess- 
perspektive 

Neue An-
reizmecha-
nismen  
setzen 

 Überarbeitung der internen Mittelver-
gabe, z.B. stärkere Gewichtung des Kri-
teriums Absolventen/-innen  

 Übertragung der neuen Gewichtung auf 
die interne Mittelvergabe der Fachbe-
reiche und Verankerung in Zielverein-
barungen 

Erhöhung 
des Leis-
tungsfak-
tors um 
10% 

Finanz- 
perspektive 

Verbesse-
rung der 
Personal-
struktur 

 Ressourcenallokation in Studiengängen 

Verhältnis 
wissen-
schaftli-
ches Per-
sonal zu 
Studieren-
den 

Tab.: Vision Studium: Gendergerechte Studienangebote 
 
Die in der Tabelle aufgeführten Maßnahmen konkretisieren die strategischen Ziel-
setzungen und übertragen diese auf die „Arbeitsebene“. Gewonnen wird hierdurch 
die Operationalisierung der Zielsetzung, die es ebenfalls erlaubt, diese auf die ver-
schiedenen Handlungsebenen der Hochschule, also die Fachbereiche oder die 
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zentrale Verwaltung und auf die vorhandenen strategischen Steuerungsinstrumente 
zu übertragen. Über die Setzung von Kennzahlen kann der Zielerreichungsgrad 
überprüft werden, wodurch ebenfalls eine stärkere Verbindlichkeit zur Umsetzung 
der Ziele zu erwarten ist. 
 
3. Fazit 
 
Der eigentliche Gender Mainstreaming Prozess beginnt erst nach der Entwicklung 
des  Zielsystems zur Umsetzung des Leitbildes einer geschlechtergerechten Hoch-
schule. Jedoch wird eine Basis geschaffen, auf der zum einen die Finanzierung von 
Gender Mainstreaming gerechtfertigt, die verschiedenen Entscheidungsträger/  
-innen eingebunden und die Strategie konkret und handhabbar wird. Das Verfah-
ren der zu verfolgenden Strategie kann von vorneherein so ausgerichtet werden, 
dass bestimmte Zielsetzungen prioritär verfolgt und an die gängigen Qualitätssi-
cherungssysteme (Zielvereinbarungen, Strukturpläne, leistungsbezogene Mittelver-
gabe, Lehr- und Studienberichte, etc.) unter dem Einbezug der Analyse-Kategorie 
Gender umgesetzt werden können. Als Voraussetzung für eine sachhaltige und die 
Akteure nicht überfordernde Umsetzung ist hierbei zu beachten, dass der Prozess, 
der nach der Setzung der Ziele beginnt, langfristig angelegt sein muss. Gegebenen-
falls sind kleine Schritte besser als große, um der Gefahr der Verflachung von Ziel-
setzungen entgegenzuwirken; auch muss der Prozess kommunikativ ausgerichtet 
sein. Daher sollten insbesondere zu Beginn Instrumente, wie zum Beispiel Zielver-
einbarungen gewählt werden, die dies unterstützen. 
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Dirk Hartung 

Zur Verträglichkeit von Qualitätsmanagement und 
Gleichstellungspolitik in der Forschung 

Das Beispiel der Max-Planck-Gesellschaft 
 
 
1. Die MPG in der Forschungslandschaft 
 
Öffentlich finanzierte Forschung geschieht in Deutschland an Hochschulen und so 
genannten außerhochschulischen Einrichtungen. Dazu gehören neben der Max-
Planck-Gesellschaft (MPG) die Helmholtz-Gemeinschaft der Forschungszentren, 
die Fraunhofer-Gesellschaft, die Institute der Leibniz-Gemeinschaft und die so 
genannte Ressortforschung. Typisch für die deutsche Forschungslandschaft im 
Unterschied zu Forschungsstrukturen in den meisten anderen Ländern ist dabei, 
dass etwa die Hälfte der im wesentlichen öffentlich finanzierten Forschung außer-
halb der Hochschulen stattfindet. Die verschiedenen außerhochschulischen Ein-
richtungen haben dabei ihr jeweils eigenes Profil, das von so genannter reiner 
Grundlagenforschung, Forschung mit mehr unmittelbarer Anwendungsorientie-
rung bis hin zur marktförmigen Ausrichtung an Bedürfnissen der Wirtschaft oder 
anderer Interessenten an Forschungsergebnissen reicht. Ebenso gehört dazu die 
Politikberatung und der Service für andere z. B. durch das Vorhalten von Großge-
räten. Die verschiedenen Finanzierungsformen der Einrichtungen durch Bund und 
Länder, durch Projektmittel bzw. private und öffentliche Drittmittel tragen im 
Unterschied zu den Hochschulen in stärkerem Maße zur Planbarkeit und Steuer-
barkeit der Forschungstätigkeit „von außen“ im Sinne übergeordneter politischer 
oder wirtschaftlicher Zielsetzungen bei. 

Die MPG versteht ihre Aufgabenstellung in dieser gewachsenen Forschungs-
landschaft laut Satzung und eigener Rollendefinition in der 'reinen Grundlagenfor-
schung', was natürlich nicht ausschließt, dass auch die anderen erwähnten For-
schungseinrichtungen und selbstverständlich die Hochschulen Forschung zum 
reinen Erkenntnisgewinn ohne Berücksichtigung des Anwendungsbezugs betrei-
ben. So ist denn das Verhältnis der MPG zu den Hochschulen so definiert, dass 
die MPG subsidiär zur Hochschulforschung wirkt und Aufgaben übernimmt, die 
von der Größenordnung und z.B. Langfristorientierung in diesen keinen Platz 
haben, oder dass auch neue Gebiete behandelt werden, die für die an Hochschulen 
übliche konstitutive Verbindung von Forschung und Lehre noch nicht reif sind. 

Aus der besonderen Aufgabendefinition und dem gewachsenen historischen 
Selbstverständnis leitet die MPG einige Prinzipien ihrer Forschungsorganisation 
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und ihrer Ansprüche an die Umwelt ab. Diese haben Folgen für die in der MPG 
betriebene Forschungsplanung, für die Verfahren der Qualitätssicherung und 
schließlich auch für die Bereitschaft, sich auf tatsächlich oder vermeintlich for-
schungsfremde Aufgaben einzulassen. Auch wenn sich unter dem erheblichen 
Druck politischer Erwartungen an die MPG, im Wandel des Zeitgeistes inklusive 
der Internationalisierung der Forschung und des Generationswechsels beim Füh-
rungspersonal ein allmählicher Wandel abzeichnet, kann man doch sagen, dass 
Frauenförderung, Gleichstellungspolitik oder gar Gender Mainstreaming von der 
MPG bis heute nicht als unbedingt forschungsdienlich angesehen werden. 
 
2. Einige Prinzipien der Forschungsorganisation 
 
Als Einrichtung der reinen Grundlagenforschung legt die MPG größten Wert auf 
ihre Autonomie. Das betrifft ganz selbstverständlich die Zuständigkeit für For-
schungsprogramme, Auswahl von Themen und Verfahren. Die MPG ist aber auch 
bekannt dafür, dass sie eine gewisse Resistenz gegen regulierende gesellschaftliche 
und staatliche Vorgaben jeglicher Art demonstriert und hierin sogar selbstbewusst 
und stolz die Federführung in der deutschen Forschungslandschaft übernimmt. 
Dies wird damit begründet, dass die von ihr erwartete Spitzenforschung im inter-
nationalen Maßstab und bei internationaler Konkurrenz nur gänzlich unreglemen-
tiert praktizierbar ist. Dazu sei angemerkt, dass dies zwar nicht ganz falsch ist, 
bezogen auf die hier zur Diskussion stehende Frage der Gleichstellungspolitik der 
Blick über den Zaun nationaler Befindlichkeiten hinaus und zum Referenzland 
USA hin jedoch gerade dazu eine offensivere Vorgehensweise nahe legen müsste. 

Spitzenforschung ist an die Exzellenz der Forschenden gebunden ohne Zwei-
fel, wobei man inzwischen nach der überraschenden einschlägigen Programmatik 
der letzten Bundesregierung auch wieder davon sprechen kann, dass Elitefor-
schung auf Eliten angewiesen ist. Die MPG unterscheidet sich von anderen For-
schungseinrichtungen, die natürlich auch bestrebt sind, auf die Qualität der zu 
Berufenden und des Forschungspersonals in Gänze zu achten, in dieser Hinsicht 
dadurch, dass die Rekrutierungsmöglichkeit für den – und neuerdings hin und 
wieder auch die – Weltbesten nachgerade zum Prinzip ihrer Forschungsorganisati-
on gemacht wurde. Nach dem altehrwürdigen so genannten „Harnack-Prinzip“ 
noch aus der Gründerzeit der vormaligen Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft wird ein 
Institut bzw. eine Abteilung in diesem für den Spitzenforscher sozusagen als le-
benslängliches Lehen eingerichtet und dieser mit Verfügungsmacht im Sinne von 
Allzuständigkeit und erheblicher Autonomie ausgestattet. Zwar hat dieses urwüch-
sige Prinzip der Forschungsorganisation noch aus der Zeit der vorletzten Jahrhun-
dertwende inzwischen einige Modifikationen erfahren, aber nach wie vor gilt der 
Anspruch, Forschungslinien nur dann zu verfolgen, wenn die Weltbesten verfüg-
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bar sind, und Forschungslinien ggf. dann aufzugeben, wenn die Führungspersonen 
durch Emeritierung ausscheiden und ein angemessener Nachfolger entweder nicht 
zu finden ist oder aus programmatischen Überlegungen heraus nicht gesucht wird. 
Die MPG verfügt damit über ein einzigartiges Instrumentarium der naturwüchsi-
gen Schließung von Einrichtungen sozusagen im Normalverfahren, wofür sie von 
manchen beneidet und von der Politik auch belobigt wird. Über die Nebenfolgen 
für z.B. die Produktivität der Forschung, gravierende Änderungen nur an den Le-
benszyklus der Leitungspersonen zu binden und was das für das übrige Personal 
bedeutet, wird weniger gesprochen. Thema ist allerdings, wie unter den Bedingun-
gen weltweiter Konkurrenz tatsächlich noch die Weltbesten angeworben werden 
können, was das für das traditionelle Rekrutierungsverfahren der MPG ohne Stel-
lenausschreibung bedeutet und wie man das Spektrum an Berufbaren z. B. durch 
Förderung des eigenen – auch weiblichen – Nachwuchses und den suchenden 
Blick auf talentierte Frauen weltweit in diesem Zusammenhang erweitern könnte.  
 
3. Qualitätsmanagement in der MPG 
 
Die in der MPG gegebene erhebliche Autonomie von Institutsleitungen in For-
schungsdingen schließt allerdings nicht aus, dass die Leitung der MPG sich Trans-
parenz über das Forschungsgeschehen in den Instituten verschafft, versucht bera-
tend einzuwirken und schließlich auch Instrumente dazu entwickelt hat, wie bei 
erheblichen Fehlentwicklungen letztlich über die Zuweisung von Haushaltsmitteln 
eingewirkt werden kann. Die neuerdings entwickelten erweiterten Instrumente für 
eine an und für sich selbstverständliche zentrale Forschungsplanung greifen aber 
aus den erwähnten Gründen nur beim Wechsel des Führungspersonals. Immerhin 
kann gesagt werden, dass die MPG bereits seit Jahrzehnten über Instrumente der 
internen und selbst organisierten Evaluierung verfügte, lange bevor die grassieren-
de Evaluitis auch die Bundesrepublik erreichte. Es ist jedoch in all den Jahren und 
aktuell kein Fall bekannt geworden oder in Richtlinien für die Kriterien der Quali-
tätsbeurteilung von Instituten dokumentiert, dass die Frage der Gleichbehandlung 
von Frauen und Männern oder der Frauenanteil in der Forschung als Indiz für eine 
rationale Rekrutierungspolitik und somit Qualität irgendwie angesprochen wurde. 
Der Begriff des „Gender Mainstreaming“ im Sinne einer umfassenderen und ve-
ralltäglichten Gleichbehandlungspolitik auf allen relevanten Gebieten ist in der 
MPG demnach noch nicht angekommen. Die derzeitige Grundhaltung zu dieser 
Programmatik wäre wohl so zu interpretieren, dass „Gender Mainstreaming“ mit 
den Ansprüchen der Spitzenforschung grundsätzlich nicht vereinbar und der MPG 
im besonderen nicht „würdig“ ist. Die wichtigsten Instrumente der Qualitätssiche-
rung sind im Einzelnen: 
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 Die Rekrutierung des Führungspersonals, in der Begrifflichkeit der MPG auch als Wis-
senschaftliche Mitglieder – des e.V. MPG – bzw. Direktor/-innen bezeichnet 
Diese Konzentration auf die Leitenden entspricht zweifellos dem Selbstver-
ständnis der MPG, die Institute letztlich nur als eine Ansammlung von Direk-
toren wahrzunehmen. Probleme stellen sich dann, wenn die Weltbesten zwar 
zu identifizieren, aber in der Konkurrenzsituation nicht zu gewinnen sind. 
Der Ausweg, „shooting stars“ vor deren Durchstarten und internationaler Vi-
sibilität vor den Mitbewerbern zu erkennen und die richtigen Prognosen zu 
deren Entwicklung anzustellen, ist nicht ohne Risiko. Ein vormaliger Präsi-
dent der MPG brachte dies mit dem fulminanten Ausspruch auf den Punkt: 
„Manche berechtigen zu großen Hoffnungen – aber auch nur das.“ Der rich-
tige und inzwischen erkannte Weg geht also dahin, mit dem eigenen Nach-
wuchs noch pfleglicher umzugehen, diesem Perspektiven in der MPG zu er-
öffnen bzw. den Kontakt mit diesen zu halten und etwaige Loyalitäten zu 
nutzen, um bessere Chancen bei 'Rückberufungen' zu haben. In diesem Zu-
sammenhang sind auch Sonderprogramme der MPG speziell auch für Frauen 
in nachwachsenden Führungsrollen zu sehen. 

 Wissenschaftliche Beiräte 
Alle MP-Institute haben wissenschaftliche Beiräte zur begleitenden Beratung 
und Evaluierung. Diese liefern im Zwei-Jahresturnus bewertende Berichte an 
den Präsidenten. 

 Ergänzende Evaluierungen im Sechs-Jahresturnus durch noch unabhängigere Evaluatoren 
zusätzlich zu den Beiräten 
Dazu werden die Institute mit vergleichbaren Forschungsgebieten zu „For-
schungsfeldern“ zusammengefasst und von den zusätzlichen Evaluatoren 
vergleichend untereinander und selbstverständlich gemessen am Weltniveau 
bewertet. Die Bewertung erfolgt nach universalen Maßstäben, führt aber ex-
plizit oder implizit auch zu einem Ranking der Institute eines „Forschungs-
feldes“ mit Folgen letztlich für die Haushaltszuweisung. 
Mit dieser zusätzlichen Evaluierung versucht man der Problematik entgegen-
zuwirken, dass die Beiräte durch die Doppelaufgabe der Beratung und Bewer-
tung ihre Unabhängigkeit verlieren und gelegentlich den Instituten zu sehr 
„ans Herz wachsen“ vice versa. Die ergänzenden Evaluatoren bewerten da-
her auch die normalen Beiräte hinsichtlich ihres stringenten Urteils. Irgend-
wann bewertet jeder jeden mit erheblichem Aufwand, und es mag die Er-
kenntnis reifen, dass das institutionalisierte Evaluieren ohne konkreten Anlass 
zu einem gnädigen Ende kommen möge. Dazu mag dann auch die Erkennt-
nis mit beitragen, dass das vergleichende Bewerten von Instituten der MPG 
mit ähnlichen Forschungsrichtungen und das Erstellen eines haushaltswirk-
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samen Rankings nicht unbedingt zu deren offener Kooperation beiträgt. Wo-
zu aber sonst sind sie unter dem gemeinsamen Dach der MPG versammelt? 

 Forschungsplanung auf Unternehmensebene. Das Instrument der Qualitätssicherung 
Da man die Forschungsplanung aus nahe liegenden Gründen trotz aller Au-
tonomie der Institute diesen nicht alleine überlassen kann – wer stellte schon 
jemals fest, und sei es MPG-spezifisch anlässlich der Emeritierung, dass die 
eigene Forschung überholt ist? –, wurden in letzter Zeit übergeordnete Pla-
nungsstrukturen und Instrumente dafür geschaffen. Diese dienen dazu, über-
holte Forschungsgebiete bzw. solche, die auch andernorts durchgeführt wer-
den könnten, zu identifizieren, demgemäß Schließungen von Instituten vor-
zubereiten oder auch Umorientierungen von institutsübergreifenden For-
schungsgebieten zu planen sowie Ideen für Neugründungen zu konkretisie-
ren. Die für die Strukturen der MPG nahe liegendsten Instrumente zielen 
darauf, so genannte Nachberufungen nach Ausscheiden eines Direktors nicht 
mehr isoliert für sich zu betrachten, sondern im Kontext der Perspektiven ei-
nes gesamten Instituts und seines Kollegiums an Direktoren oder gar eines 
ganzen Forschungsfeldes vorzunehmen. 

 
4.  Gleichstellungspolitik in der MPG 
 
Obwohl die Programmatik des 'Gender Mainstreaming' bei der MPG an ihren 
Häuptern noch nicht und bei den Gliedern wenig angekommen ist, gibt es natür-
lich einzelne Maßnahmen zur Frauenförderung und Ansätze zu einer institutionali-
sierten und nolens volens sogar verrechtlichten Gleichstellungspolitik. Diese zielen 
nicht ganz überraschend auf das Führungspersonal; der folgende Auszug aus der 
offiziellen Personalstatistik mag aber auch verdeutlichen, dass dies notwendig ist. 
 

 Männer Frauen Gesamt 
Männer- 

anteil 
(in %) 

Frauen- 
anteil 
(in %) 

Direktoren und Wissen-
schaftliche Mitglieder 257 12 269 95,5   4,5 

Forschungsgruppenleiter 124 34 159 78,5 21,5 

Leiter der Selbständigen 
Nachwuchsgruppen 28  6  34 82,4 17,6 

Wissenschaftliche Mitar-
beiter insgesamt 2.786 866 3.652 76,3 23,7 

Wissenschaftler Gesamt 3.195 918 4.113 77,7 22,3 
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 Männer Frauen Gesamt 
Männer- 

anteil 
(in %) 

Frauen- 
anteil 
(in %) 

Technisches und EDV-/ 
IT-Personal 1.879 1.526 3.405 55,2 44,8 

Verwaltung 410 1.146 1.556 26,3 73,7 

Krankenpflegepersonal 34 89 123 27,6 72,4 

Sonstige Dienste 98 826 924 10,6 89,4 

Nichtwissenschaftler 
Gesamt 2.421 3.587 6.008 40,3 59,7 

Lohnempfänger 961 522 1.483 64,8 35,2 

Summe (Wiss. Ges.+ 
Nichtwiss. Ges.+ Lohn-
empf.) 

6.577 5.027 11.604 56,7 43,3 

Auszubildende 341 185 526 64,8 35,2 

Praktikanten 15 8 23 65,2 34,8 

Beschäftigte insgesamt 6.933 5.220 12.153 57,0 43,0 

Tab.: Beschäftigte der Max-Planck-Gesellschaft am 1.1.2005 
nach Geschlecht (Max-Planck-Gesellschaft 2005) 

 
Spezielle und durchaus erfolgreiche Fördermaßnahmen in Sonderprogrammen gibt 
es auf der Ebene C3/W2, gedacht war sogar daran, solches im bescheidenen Um-
fang auch auf der Ebene C4 zu praktizieren. Derartige Sonderförderungen ent-
sprechen zwar nicht mehr dem neuesten Stand der Frauenpolitik, sie schaffen aber 
zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten, wirken sich in der Statistik schnell aus 
und mögen auch Männern weniger bedrohlich erscheinen, weil 'ihnen nichts weg-
genommen wird'. Aus der Erkenntnis heraus, dass für eine Berufung vorgesehene 
Frauen häufig absagten, weil sie an den ebenfalls an einer Berufung oder an einer 
anderweitigen hochkarätigen Position interessierten Partner gebunden seien, hat 
sich die MPG zum Konzept der „dual career“ engagiert. Schwer tut man sich aber 
nach wie vor damit, gesetzliche Vorgaben, wie sie aus dem „Gleichstellungs-
Durchsetzungs-Gesetz“ des Bundes resultieren, zu befolgen. Das Vertrauen in 
rationales Handeln „richtig gewählter“ Frauenbeauftragter, die dann ggf. sogar auf 
das Berufungsgeschehen Einfluss nehmen könnten, ist derzeit noch nicht vorhan-
den. Besonders abschreckend muss für die MPG wirken, dass nach dem vorgese-
henen Wahlmodus lt. Gesetz ggf. auch 'nicht-wissenschaftliche' Frauen in solche 
Ämter gelangen könnten. Von den gesetzlichen Vorgaben abweichend, schlägt die 
MPG in den von ihr bevorzugten selbst verfassten Regeln zur Gleichstellungspoli-
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tik seltsamerweise vor, dass auch Männer an den Wahlen zu beteiligen seien. Ob 
dies Ausdruck eines fortgeschrittenen Demokratieprinzips ist, man die Durchset-
zungskraft organisierter spezifischer Interessen fürchtet oder gar bei Männern 
mehr Rationalität im Denken und Handeln vermutet, bleibe dahingestellt. 

Zur Frage der Chancengleichheit bei der Besetzung von Führungspositionen 
haben die in der MPG organisierten Frauen und die Arbeitnehmervertretung in 
Gänze einen schlichten Vorschlag: Man schreibe die Stellen aus, wie dies weltweit 
und sogar in den USA üblich ist und schaffe transparente und faire Auswahlver-
fahren. Die besten Frauen trauen es sich inzwischen zu, sich in der Konkurrenz 
durchzusetzen. Das schließt natürlich Maßnahmen und Förderinstrumente nicht 
aus, die auf die spezifischen insbesondere familiären Bedingungen von Frauen 
eingehen. 
 
 
Literatur 
Max-Planck-Gesellschaft (2005): Rundschreiben Nr. 77/2005 vom 26.10.2005: Betriebsräteversamm-

lung 2005 – Statistische Unterlagen; hier: Personalstatistik 2005, S. 40. 
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Heidemarie Wüst 

Gender Mainstreaming im Kontext von Qualitätsmanagement 
an Hochschulen 
 
 
1. Problemstellung 
 
Die Verknüpfung der Debatte um Gender Mainstreaming und Hochschulreform 
im Bologna-Prozess bietet die Chance, das Ziel Geschlechterdemokratie mit dem 
Hochschulauftrag Qualitätssicherung zu verbinden. Gleichstellung und Gender-
kompetenz werden dabei zu wichtigen Qualitätsmerkmalen im Qualitätsmanage-
ment des Hochschulalltags. 

Durch die Anwendung der Strategie Gender Mainstreaming (GM) kann der 
Gleichstellungsauftrag an Hochschulen effektiver und innovativ umgesetzt werden, 
weil alle Sachebenen beteiligt werden müssen.  

Die Voraussetzungen dafür wären: 

 Geschlechtsspezifische Erhebung und Bewertung aller Daten und Fakten, 
 Geschlechtsbezogene Forschung und Wissenstransfer, 
 Genderkompetenz in allen Bereichen und die 
 Akzeptanz des Gleichstellungsauftrages als gesetzliche und gemeinschaftliche 

Aufgabe. 

Die Realität der Umsetzung von Gender Mainstreaming an den Hochschulen hat 
bisher jedoch sehr unterschiedliche Resonanz und Akzeptanz gefunden. Besonders 
deutlich sind die Unterschiede zwischen technisch-naturwissenschaftlichen und 
geistes- sowie sozialwissenschaftlichen Hochschulkulturen. Auffällig sind folgende 
Tendenzen: 

 Die Gender Mainstreaming-Rhetorik befindet sich im Mainstream; meist 
ohne Konsequenzen für die Organisation oder für die Handelnden. 

 Gender Mainstreaming wird als zusätzliche Arbeitsbelastung abgelehnt. 
 Für die Akzeptanz fehlen finanzielle Unterstützung und Anreize sowie öf-

fentlichkeits- und werbewirksame Anreize. 
 Forschungsergebnisse der Gender- und Geschlechterforschung sind insbe-

sondere in der Praxis der Ingenieurfächerkulturen nicht vorhanden oder nicht 
bekannt. Die fachspezifische Unterstützung aus den „Theorie-Wissenschaf-
ten“ fehlt. Es gibt bisher nur wenig Austausch und Verzahnung zwischen 
anwendungsorientierten und wissenschaftstheoretischen Genderfeldern. 
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Die Mehrzahl der bisherigen hochschulspezifischen Einzelaktivitäten zur Gender-
sensibilisierung und zur Einführung der Strategie Gender Mainstreaming werden 
von hochmotivierten Aktiven (oft sind dies die Frauen- und Gleichstellungsbeauf-
tragten der Hochschule) oder von kleinen Projektgruppen in verschiedenen Berei-
chen und Ebenen initiiert. Dies sind zum Beispiel: 

 Informationen über Gender Mainstreaming, Gender-Fachtagungen, Auswer-
tung geschlechtsspezifischer Statistik, internationaler Erfahrungsaustausch, 
Gender-Sensibilisierungstraining, Appelle an die Hochschulleitung. 

 Die Möglichkeiten der Implementierung von Gender Mainstreaming an Hoch-
schulen werden an drei Beispielen dargelegt: 
- Einrichtung der BuKoF-Kommission „Qualitätssicherung durch Gen-

derkompetenz“, 
- Qualitätsmanagement und Gleichstellung im Berliner Hochschulvertrag, 
- Integration von Genderkompetenz in das Qualitätsmanagement an der 

Technischen Fachhochschule Berlin (TFH). 
 
2. Gender Mainstreaming und Qualitätsmanagement  

an Hochschulen 
 
Gender Mainstreaming ist eine Gleichstellungsstrategie, die kein einheitliches Pa-
tentrezept für die Implementierung an Hochschulen beinhaltet (vgl. Meuser u.a.). 
Es ist eine Strategie, die von einem politischen Entwicklungsziel ausgehend, alle 
Akteurinnen und Akteure in den Veränderungsprozess einbezieht. Genderkompe-
tenz und Genderwissen sind im Profilierungswettbewerb der Hochschulen neue 
Schlüsselqualifikationen und Qualitätsbegriffe (vgl. Wüst 2005). 

Qualitätsentwicklung ist ein hochschulreformerisches Topthema auf dem 
Wege zu mehr Hochschulautonomie. Traditionelle Qualitätssicherungstechniken 
werden durch neue Instrumente und Zertifizierungen ersetzt oder ergänzt (vgl. 
Pasternack 2004). 

Qualitätsmanagement ist insbesondere an ingenieurwissenschaftlichen Hoch-
schulen ein akzeptiertes Instrument. Gender Mainstreaming wurde in diesen Berei-
chen bisher als eher politisch rhetorisches Instrument abgelehnt. Doch beide In-
strumente setzen auf Ressourcenbewusstsein und auf Erneuerungsprozesse.  

Aus der Erfahrung der Frauenbeauftragten ist es ergebnissichernd, wenn 
Veränderungsprozesse entweder gesetzlich verordnet und kontrolliert werden oder 
von akzeptierten Persönlichkeiten initiiert werden oder wenn Neues an bereits 
akzeptierte Instrumente und Strategien gebunden wird.  

Im Rahmen der Bologna-Hochschulreformprozesse, der Akkreditierung und 
Evaluationen hat sich ein umfangreiches Qualitätsmanagement an Hochschulen 
etabliert (vgl Hopbach 2005). Auch wenn es bisher noch keine ausformulierten 
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Genderkriterien bei den Akkreditierungsagenturen gibt, sind die Forderungen da-
nach unüberhörbar (vgl. BuKoF 2004). 

In Berlin sind Kriterien zur Frauenförderung, zur Gleichstellung bzw. zur 
Chancengleichheit von Frauen in allen Hochschulverträgen, in den Förderpro-
grammen, im Modell der Leistungsorientierten Mittelverteilung zwischen den 
Hochschulen (Wettbewerb in den Zielvereinbarungen und Hochschulgesetzen 
verankert. Dabei wird deutlich, dass das Kriterium Gleichstellung ein Qualitäts-
merkmal geworden ist. Zur guten Platzierung im Hochschulwettbewerb geht es 
darum, möglichst gut die Einzelkriterien, wie zum Beispiel die Erhöhung der Frau-
enanteile bei den Neuberufungen und Studierenden, zu erfüllen. Dafür wird in den 
Hochschulen bei allen Beteiligten viel Sachkompetenz und zusätzlich Genderkom-
petenz benötigt. Das heißt, nur mit Genderkompetenz kann eine Hochschule um-
fassend gutes Qualitätsmanagement und Qualitätssicherung betreiben.  

Um die Strategie Gender Mainstreaming an Hochschulen akzeptabel zu ma-
chen, müssen die hochschulspezifischen Ziele und ein möglicher Gewinn deutlich 
werden. Der Gewinn könnte folgendermaßen definiert werden: 

 Gleichstellung von Frauen und Männern in Wissenschaft, Lehre und Karrie-
re, 

 Geschlechtergerechtigkeit ist Qualitätsverbesserung, 
 Qualitätssicherung im Exzellenzwettbewerb im internationalen Wettbewerb, 
 Verbesserung der Hochschulkultur (zum Beispiel durch: Genderwissen, Di-

versity-Wissen, Work-Life-Balance, Family-Audit), 
 Effektive Ressourcennutzung, 
 Profilierung und Imagegewinn im internationalen Wettbewerb. 

 
3. Gender Mainstreaming im Hochschulreformprozess 
 
Die Europäisierung der Wissenschaftslandschaft, der Bologna-Prozess, fordert von 
allen Hochschulen einen innovativen Veränderungsprozess. Alle Studiengänge 
müssen auf die Abschlüsse zum Bachelor oder Master umgestellt werden. Damit 
aus Diplomstudiengängen wirklich Neues wird, werden die Studienfächer evaluiert, 
modularisiert, auf Punktesysteme umgestellt und akkreditiert.  

Auch wenn das Berlin-Communiqué (vgl. Bildungminister 2003) den „Abbau 
sozialer und geschlechtspezifischer Ungleichheiten“ fordert, konnte dieser Auftrag 
im Akkreditierungsrat und den -agenturen noch nicht in Bewertungskriterien um-
gesetzt werden. Die geschlechterspezifische Qualitätssicherung erfolgt somit vor-
erst nur dort, wo der Handlungsbedarf bereits vor Ort erkannt wurde. Gründe 
dafür sind zum Beispiel:  
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 Erhebliche Unterrepräsentanz von Frauen in Studium und Lehre, 
 Geschlechtsspezifisches Problembewusstsein in bestimmten Fächerkulturen, 
 Rückgang der Studierendenzahlen (z.B. in den Ingenieurwissenschaften). 

 
Voraussetzungen für die Umsetzung von Gender Mainstreaming in den Hoch-
schulreformprozess sind: 

 Verstärkte hochschulübergreifende Kooperationen (Schaffung neuer innova-
tiver Studiengänge und Fächerkulturen), 

 Qualitätsverbesserung mit Sach- und Genderkompetenz in Forschung und 
Lehre sowie in der Organisation und Verwaltung, 

 Modularisierung mit Genderkompetenz (vgl Koreuber 2004), 
 Geschlechtersensible Didaktik und Studiengangsentwicklung, 
 Akkreditierung, Evaluation, Benchmarking, Ranking mit Genderkompetenz, 
 Leistungsanreize für Gleichstellungsaktivitäten in der W-Besoldung, 
 Verstärkte Einwerbung von Drittmitteln für Gender Mainstreaming-Projekte, 
 Verbesserung Wissenstransfer aus der Genderforschung. 

 
4. Genderkompetenz und Qualitätsmanagement an 

Hochschulen 
 
Ganz im Sinne von Gender Mainstreaming ist in allen Bereichen, deren Qualität 
im Rahmen der Hochschulreform zu sichern ist, auch Genderkompetenz gefor-
dert, die durch Maßnahmen der Schulung und Sensibilisierung gefördert werden 
muss. Diese Bereiche sind: 

 Hochschulsteuerung und –entwicklung, 
 Organisationsentwicklung und Personalentwicklung, 
 Haushaltsmanagement, 
 Zielvereinbarungen, 
 Wettbewerb/Leistungsbezogene Mittelverteilung, 
 Leitbildentwicklung (Vision/Zielsetzung). 

Die folgende Grafik zeigt, wie sehr zur Entwicklung von Genderkompetenz als 
Schüsselqualifikation die personenbezogene Fortbildung mit der hochschulspezifi-
schen Organisationsentwicklung verknüpft ist. 
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Abb. 1: Genderkompetenz als Schlüsselkompetenz 

 
5. Qualitätssicherung durch Genderkompetenz 
 
Qualitätsmanagement kann nur ein umfassender Prozess sein, wenn er mit Gen-
derkompetenz geführt wird.  
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Abb. 2: Qualitätsmanagement mit Genderkompetenz 
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Die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten an Hochschulen fordern, dass zu den 
quantitativen Erfolgsmerkmalen in der Frauenförderung und Gleichstellungsarbeit 
auch qualitative Bewertungen hinzu gezogen werden müssen. Quantitative Indika-
toren für Gleichstellung sind z.B.: 

 Neuberufungen von Professorinnen, 
 Anteil von Frauen bei den Lehrbeauftragten, 
 Anteil Studentinnen und Absolventinnen, 
 Anteil von Frauen in Führungspositionen der Verwaltung und Technik. 

 
Qualitatives Controlling von Chancengleichheit:  

 Gleichstellung als Qualitätsmerkmal der Hochschulprofilierung, 
 Leitbild und Organisationsentwicklung, 
 Berufungspolitik mit Genderkompetenz, 
 Personalentwicklung und Finanzmanagement mit Genderkriterien, 
 Modularisierung und Akkreditierung mit Genderkompetenz, 
 Implementierung von Gender Mainstreaming in alle Bereiche, 
 Geschlechtsspezifische Evaluation und Leistungsanreize. 

 
6. Beispiele aus der Hochschulpraxis 
 
Die Hochschulen haben für das Qualitätsmanagement verschiedene Instrumente 
zur Verfügung. Dazu gehören interne und externe Evaluationen, Controlling, Ziel-
vereinbarungen, Akkreditierungsverfahren, Berichterstattungen und Präsentatio-
nen, Bewerbungen um Qualitätssiegel und Auszeichnungen, internationale Part-
nerschaften, Weiterbildung und Qualifizierungen, Forschungswettbewerb und Ins-
titutionalisierung der Frauenförderung. 
 
6.1 Einrichtung der BuKoF-Kommission „Qualitätssicherung 

durch Genderkompetenz“ 
 
Die Bundeskonferenz der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten an Hochschu-
len in Deutschland (BuKoF) hat diese komplexe Thematik nicht nur in ihren Jah-
reskonferenzen und ihrer frauenpolitischen Arbeit aufgegriffen, sondern verstärkt 
die Bearbeitung des Themas auch durch die Bildung von Kommissionen. Im Jahr 
2004 wurde die Einrichtung der BuKoF-Kommission „Qualitätssicherung durch 
Genderkompetenz“ beschlossen. 
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Ausgangslage: 

 Zeit der Neuprofilierung der Hochschulen, 
 Neuordnung aller Studiengänge, 
 Genderkompetenz bei der Qualitätssicherung fehlt oft. 

 
Auftrag und Arbeitsweise der Kommission: 

 Gleichstellung als wichtiges Qualitätsmerkmal bei der Akkreditierung und in 
der Hochschulentwicklung verdeutlichen, 

 Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte in die Arbeit der Hochschul-Q-Pro-
jekte einbeziehen, 

 „Handwerkszeug“ für die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten bereitstel-
len: z.B. durch Einrichtung einer Best-Practice-Datenbank. 

 
6.2 Qualitätsmanagement und Gleichstellung im Berliner  

Hochschulvertrag 
 
Für die rechtliche und finanzielle Planungssicherheit der Hochschulen im Land 
Berlin wurden 2005 neue Hochschulverträge abgeschlossen. Folgende Qualitäts- 
und Gendermerkmale sind Bestandteile der Verträge:  

 Präambel: „Konzepte für Gender Mainstreaming sind zu entwickeln, umzuset-
zen sowie Maßnahmen zur Chancengleichheit in der Personalentwicklung zu 
ergreifen.“ 

 § 7 Chancengleichheit von Frauen an Hochschulen: 
“Die Hochschule fördert Frauen insbesondere in der Wissenschaft mit dem 
Ziel, den Anteil von Frauen innerhalb der einzelnen Qualifikationsstufen de-
nen der jeweiligen vorangegangenen anzupassen. Sie wird mit den Fachberei-
chen unter Berücksichtigung der Rechte der Frauenbeauftragten Zielverein-
barungen zur Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern ab-
schließen und insbesondere die Realisierung nicht vollständig umgesetzter 
Festlegungen der bisherigen Vereinbarungen sicherstellen.“ 

 Gleichstellung in der Leistungsbezogenen Mittelverteilung und in den Ziel-
vereinbarungen (Hochschulspezifische Bewertung von Indikatoren für 
Gleichstellung, wie z.B.: Frauenanteil bei den Professuren und den Neuberu-
fungen, Anteil Absolventinnen). 
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6.3 Stärkung der Chancengleichheit durch Qualitätsmanagement am 
Beispiel der Technischen Fachhochschule Berlin (TFH) 

 
Im Vergleich zum Start der Technischen Fachhochschule (TFH) im Jahr 1971 gibt 
es heute bereits wesentlich mehr Frauen in Studium, Lehre und Forschung sowie 
in den Hochschulgremien und Führungspositionen der Verwaltung. Die Mitwir-
kung und verantwortliche Beteiligung von Frauen ist selbstverständlicher gewor-
den.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 3: Statistik TFH-Frauen 1972 bis 2004 
Datenquelle: Hochschulverwaltung der TFH1 

 
Doch in fast allen Bereichen sind die Frauen noch erheblich unterrepräsentiert. 
Dies gilt insbesondere für die Frauenanteile in den technischen Studiengängen und 
den Positionen in Lehre und Verwaltung, die hoch dotiert sind. Eine wirksame 
Frauenförderung wird deshalb auf der Tagesordnung unserer Hochschule bleiben.  
 

                                                      
1 Die geschlechtsspezifische und vergleichbare Datenerhebung erfolgte erst ab 1992. 
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Abb. 4: Anteile Frauen und Männer im Wintersemester  

2004/05 in Deutschland und an der TFH Berlin 
 
Die seit Jahrzehnten leicht und stetig steigenden Zahlen von Professorinnen, Lehr-
beauftragten und Studentinnen genügen nicht, weil diese nicht annähernd der An-
zahl und Qualifikation von Frauen in der Gesellschaft entsprechen. Die Statistik 
gibt auch keine Auskunft über die Nachhaltigkeit der Erfolge der Frauenförderung 
und über die Qualität von Veränderungen in den Hochschulstrukturen, in der 
Lehre oder Laufbahnplanung. Um gezielt wirken zu können, ist eine geschlecht-
spezifische Erfassung, Dokumentation und Auswertung aller Fakten und Daten 
notwendig. Nur so sind die Handlungsfelder für Veränderungen rechtzeitig und 
konkret erkennbar (vgl. Wüst 2004).  

Prinzipiell wollen Frauen nicht gefördert werden und Ingenieurinnen schon 
gar nicht! Frauen wollen die gleichen Chancen, wollen respektiert und beteiligt 
werden. Das entspricht einerseits dem gesellschaftlichen Bild eines gewachsenen 
Selbstverständnisses von Frauen und ist andererseits auch ein Erfolg kontinuierli-
cher frauenfördernder Maßnahmen an der Hochschule (vgl. Wüst 2003). 

Trotz geringerer prozentualer Anteile von Frauen, wie zum Beispiel in den 
Studiengängen Elektrotechnik oder Maschinenbau, wirken diese wie Katalysatoren 
und sind motivierende Vorbilder. Deshalb wird es auch weiterhin notwendig sein, 
dass in Bereichen mit Unterrepräsentanz von Frauen Frauenbeauftragte wirken 
und Frauenfördermaßnahmen greifen. Die Gleichstellungsstrategie Gender Main-
streaming kann diese Bemühungen nachhaltiger verankern und die Verantwortung 
zur Umsetzung der Chancengleichheit noch stärker auf alle Sachebenen verteilen. 
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Für den Gleichstellungsauftrag sind frauenpolitische Forderungen sowie Zahlen 
und Fakten wichtige Argumente.  

Wie sehr das akzeptierte Qualitätsmanagement an der TFH bereits jetzt mit 
dem Gleichstellungsauftrag verbunden ist, zeigt folgende Übersicht. 
 
Equality und Quality = Qualitätsmanagement der TFH Berlin: 
seit 1991  Frauenbeauftragte laut Berliner Hochschulgesetz (§ 59) 
seit 1995  Frauenförderrichtlinien und Frauenförderpläne 
seit 1998  Interne Evaluation durch Lehrveranstaltungskritik  
seit 1999  Evaluation der allg. Studienbedingungen  
seit 1998   Projektverbund Chancengleichheit für Frauen (PCF) 
seit 1999   Akkreditierung  
seit 2001  Zielvereinbarungen mit Fachbereichen und Zentraleinrichtungen 
seit 2002 TFH-spezifische Checkliste „Modularisierung mit Genderkompe- 

tenz“ 
2002 bis 05 Prädikat TOTAL E-QUALITY2 
seit 2002 Gender/Innovationsprofessuren in 5 Bereichen 
seit 2002  externe Evaluationen  
2005  Auszeichnung D 213 
 
Für die Strukturierung und Durchführung von Qualitätssicherungsverfahren sind 
an der TFH folgende Akteurinnen und Akteure verantwortlich: 

 Hochschulleitung, 
 Fachbereichsleitungen, 
 Zentrale Geschäftsstelle für Qualitätsmanagement, 
 Studiengangsverantwortliche, 
 Verwaltung, Serviceeinrichtungen, 
 Akademische Gremien und Kommissionen. 

 
Projekt Gender/ Innovationsprofessuren als Beispiel für Qualitätssi-
cherung mit Genderkompetenz: 
Frauen sind in höheren wissenschaftlichen Qualifikationsebenen in Forschung, 
Lehre und insbesondere in den naturwissenschaftlich-technischen Bereichen im-
mer noch stark unterrepräsentiert. 

Ziel des Projektes Gender/Innovationsprofessuren ist deshalb die Verzah-
nung von Frauenförderung mit einer innovativen Strukturreform an Fachhoch-
schulen, um so eine Verankerung von Ergebnissen der Frauen- und Geschlechter-
forschung in ausgewählten Studiengänge zu erreichen. Mit der Verknüpfung von 

                                                      
2 www.total-e-quality.de. 
3 www.initiatived21.de. 
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Strukturreform und Gender Mainstreaming können nachhaltig Genderaspekte in 
der Fachhochschule und dort in Studiengängen mit bisher niedrigem Frauenanteil 
herausgearbeitet und integriert werden. Damit soll gleichzeitig der Anteil an Pro-
fessorinnen erhöht und den Fachbereichen ein attraktiver Rahmen für die Beru-
fung von Frauen aufgezeigt werden. Die neu berufenen Professorinnen erhalten 
somit einen innovativen und respektablen Gestaltungsraum. Dieser Ansatz ist auf 
alle Hochschultypen anwendbar (vgl. Herzog 2005). 

Die Berufung der Gender/Innovationsprofessuren erfolgte jeweils für zwei 
Jahre aus dem Hochschulwissenschaftsprogramm (HWP 2) vorfinanziert, vom 
Berliner Programm zur Chancengleichheit von Frauen begleitet und beinhaltet je 
zur Hälfte Lehre und ein fachspezifisches Genderprojekt: 

 Recherche Genderforschungsergebnisse zum eigenen Fachgebiet, 
 Erprobung von neuen genderspezifischen Lehrmethoden/ Didaktik, 
 Sensibilisierung für Genderfragen im konkreten Studiengang, 
 Verankerung von Genderaspekten in den Fächerkulturen und Modulen, 
 Integration von Genderaspekten in Lehre, Forschung und Didaktik.4 

 
Qualitätssicherung mit Genderkompetenz am Beispiel 
Fachbereich V „Life Sciences and Technology: 
Die Studiengänge des Fachbereiches „Life Sciences and Technology“ werden zu-
nehmend von Frauen gewählt. Um die Ursachen dafür zu erkunden und um die 
Ausgeglichenheit der Geschlechter zu gewährleisten, hat sich der Fachbereich 
rechtzeitig um Analysen und Strategien mit Genderkompetenz bemüht. 
 
Ausgangslage (Wintersemester 2004/05): 

 52,7 Prozent Studentinnen (625 Frauen von 1187 gesamt), 
 21,2 Prozent Professorinnen (7 von 33), 04/05 Neuberufung 1 Mann, 1 Frau, 
 Studentische Mitarbeit fast halbe/halbe zwischen Frauen und Männern, 
 Weibliche Lehrbeauftragte 22,2 Prozent (14 Frauen von 63 gesamt), 
 66,7 Prozent Forschungsassistentinnen (4 Frauen von 6 gesamt). 

 
Zielstellung: 

 Umstellung aller Studiengänge auf Bachelor und Master noch 2005, 
 Modularisierung mit Genderkompetenz, 
 Schaffung von Studienangeboten, die für Frauen und Männer gleichermaßen 

interessant sind. 

                                                      
4 Weitere Informationen unter http://www.tfh-berlin.de/frauen/gender (Zugriff am 18.11.2005). 
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Erfolge: 

 Gewinn des 1. Platzes im internen Wettbewerb der Zielvereinbarungen 2005, 
 2 Jahre Vorfinanzierung einer Professur (Gender/Innovationsprofessur), 
 Drittmittelförderung eines Gender/Innovationsprojektes: gendersensible Un-

tersuchung des Studienverhaltens in einem Studiengang, 
 Schnelle Reaktion auf Ungleichgewichte und Fehlentwicklungen durch Be-

wertung geschlechtsspezifischer Daten und Statistiken, 
 Professionalisierung durch Evaluation und Akkreditierung mit Genderkom-

petenz, 
 Höchster Prozentsatz der Promovierenden durch hervorragende Förderung 

des wissenschaftlichen weiblichen Nachwuchses, 
 Finanzieller Gewinn durch Auszeichnungen, 
 Gewinn an Effizienz durch Nutzung aller Ressourcen, 
 Vorbildwirkung und Motivation durch vielfältige Mitwirkung in Gremien und 

der Hochschulselbstverwaltung. 

Wenn Erfolge und Gewinn Maßstäbe für Qualität sind, hat sich die Qualität des 
Fachbereiches durch die präzise Frauenförderung und durch das Genderprojekt 
verbessert. Dabei stieg die Akzeptanz für die Frauenförderung. Gleichzeitig ver-
besserte sich die Genderkompetenz bei allen an den Aktionen Beteiligten. 
 
7. Fazit 
 
Qualitätsmanagement und -sicherung sind als Hochschulaufgaben akzeptierte 
Steuerungsinstrumente. Gender Mainstreaming wird bisher eher als lästige und zu-
sätzliche Arbeitslast abgelehnt oder als Sonderaufgabe den Frauenbeauftragten zu-
geschrieben. Die Integration in das Qualitätsmanagement wird dazu beitragen, dass 
Gender Mainstreaming effektiv umsetzbar ist und besser als Gemeinschaftsauftrag 
erkannt und akzeptiert wird.  

Beide Instrumente, das Qualitätsmanagement und die Gleichstellungsstrategie 
Gender Mainstreaming, sind innovative und relativ neue Steuerungsinstrumente im 
Prozess der europäischen Hochschulreform und haben klar definierte hochschul-
wirtschaftliche und visionäre, hochschulpolitische Ziele. Für beide Prozesse ist auf 
allen Hochschulebenen und in allen Hochschulbereichen große fachspezifische 
Sachkenntnis nötig. Zur Umsetzung von Gender Mainstreaming ist zusätzlich 
Genderkompetenz zu erwerben. 

Mit der Anwendung des Gender Mainstreaming-Prinzips und seiner Integra-
tion in Entscheidungsroutinen ist eine wachsende Normalisierung und Akzeptanz 
von Frauenförderung und Gleichstellungsanliegen im Alltag der Hochschule zu er-
warten. 
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Die Umsetzung von Gender Mainstreaming stellt eine komplexe Steuerungs-
aufgabe an Hochschulen dar. Dieser Prozess ist geeignet, mittelfristig den gleich-
stellungspolitischen Anschluss der Hochschulen an die gesamtgesellschaftliche 
Entwicklung zu ermöglichen. Die Sicherung von Chancengleichheit und der Quali-
tät der Verfahren sind ein viel versprechendes Potential für eine wettbewerbsfähige 
Profilierung der Hochschule (vgl. Roloff 2002). 

Die Vielzahl der bisher identifizierten Handlungsfelder des Gender Main-
streaming macht den Funktionswandel deutlich, den Frauenbeauftragte in Zeiten 
der Hochschulreform durchlaufen müssen. Frauenbeauftragte sind prädestiniert, 
Expertinnen für Gender Mainstreaming zu sein, weil sie durch die Arbeit in der 
Frauenförderung bereits eine ausgeprägte geschlechtsspezifische Kompetenz ent-
wickeln konnten. Aber der neue rechtliche Handlungsrahmen darf die Aufgaben-
gebiete der Frauenförderung und der Frauenpolitik nicht vernichten. Der Dialog 
der Geschlechter bleibt unabdingbar notwendig (vgl. Gebhardt-Benischke 2004). 

Um die Kernziele als Hochschule zu erreichen und diese gleichzeitig mit dem 
Gleichstellungs-Qualitätssiegel zu versehen, müssen die Frauenförderung und der 
Gleichstellungsauftrag noch besser in allen Führungsebenen verankert werden. 
Dazu muss ein Konzept zur hochschulspezifischen Einführung des Gender Main-
streaming entwickelt werden. Kernbestandteil wird die Herausbildung von Gen-
derkompetenz insbesondere bei den Lehrenden und den Führungskräften sein. 

Die Beispiele aus der Hochschulpraxis beweisen, dass die Gleichstellungsstra-
tegie Gender Mainstreaming im Qualitätsmanagement der Hochschulen integrier-
bar ist und dadurch die Akzeptanz und Motivation für die Umsetzung des Gleich-
stellungsauftrages als Qualitätssicherung steigt. 
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Peer Pasternack 

GM und QM: wechselseitige Irritationen 

Arbeitsgruppenbericht 
 
 
In der Wissenschaft geht es typischerweise nicht um Gender, sondern um Qualität 
– so sagt man. Die Rede ist von den „besten Köpfen“, von „Eliten“ und „Exzel-
lenz“. Diese sollen nun zudem systematisch erzeugt werden – durch Qualitätsma-
nagement. Kann es dabei dennoch um Gender gehen? Damit befasste sich die 
Arbeitsgruppe „Gender Mainstreaming im Kontext von Qualitätsmanagement“. 
Beginnen wir also bei der Exzellenz (Punkt 1) und gelangen von dieser Erörterung, 
wie sich zeigen wird, zwanglos zum Qualitätsmanagement (Punkt 2). 
 
1. Exzellenz & Durchschnittlichkeit 
 
Ob Metropolen oder Provinz, ob Köln, Berlin, Nordostfriesland oder Nürtingen: 
Überall heißt es, wir wollen nur die besten Köpfe, bei uns entstehen die Eliten von 
morgen, und Exzellenz ist bei uns kein Schlagwort, sondern Realität. Noch die 
abgeschiedenste Fachhochschule behauptet, dass man auch dort nur die besten 
Studierenden und die klügsten Lehrenden haben wolle: eine wagemutige Behaup-
tung, die, ernst genommen, zur sofortigen Schließung dutzender Hochschulen we-
gen Ausbleibens der Besten führen müsste. Denn der aufgeklärte Zeitgenosse 
weiß: Exzellenz gründet auf Durchschnittlichkeit, und jene wird erst vor dieser er-
kennbar. Andererseits lässt sich die Parole „Wir wollen die Besten“ kaum umkeh-
ren. Das Gegenteil zu behaupten – „Wir wollen nicht die Besten“ – ist schlecht 
möglich, ohne in ein schiefes Licht zu geraten. (Gleichwohl verdankt sich manche 
Stufung im Bildungssystem der faktischen Wirksamkeit genau dieses Satzes). Selbst 
der realitätsnähere Satz „Wir nehmen auch die anderen“ ist als Parole schlecht 
verwendbar. Woran liegt’s? Weil es eine Parole ist. Parolen verdichten nicht Argu-
mente, sondern Ideologeme. 

Wir halten fest: Es ist eine merkwürdige Situation, wenn ausnahmslos alle 
Hochschulen davon ausgehen, erstens exzellent zu sein und zweitens exzellent zu 
bleiben. In der Regel stimmen beide dieser Voraussetzungen der Debatte nicht 
bzw. nicht vollständig. Keineswegs alle Hochschulen sind exzellent. Die tatsächlich 
exzellenten Hochschulen wiederum sind es nicht in jeder Hinsicht – nicht zwin-
gend zugleich in der Forschung und in der Lehre, nicht in allen Fachbereichen und 
Disziplinen und schon gar nicht in der Ausstattung. Und schließlich werden auch 
nicht sämtliche Hochschulen, die womöglich exzellent sind, dies auf alle Zeiten 
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bleiben – denn Exzellenz ist das Außergewöhnliche, das grandios Überdurch-
schnittliche, das von allem anderen positiv Abweichende. Das erwirbt man nicht, 
um es fortan zu besitzen, sondern allenfalls um es immer wieder neu zu erwerben. 
Es gehört zur Wettbewerblichkeit, dass es dabei wechselnde Gewinner und Verlie-
rer gibt. 

Gleichwohl ist Exzellenz weithin der grundlegende Ansatz, wenn Hochschu-
len versuchen, für ihre Anliegen Legitimität in der Öffentlichkeit und bei politi-
schen Entscheidungsträgern zu gewinnen. Auch wenn der implizite Marketingan-
teil dabei in Rechnung gestellt, also abgezogen wird, lässt sich das durchaus merk-
würdig finden. Denn die Hochschulen vergeben sich derart die Chance, überwie-
gend erfolgreich zu sein: Wenn alle exzellent sein wollen, müssen die meisten an 
ihren eigenen Ansprüchen scheitern. Schließlich können ja nicht alle grandios 
überdurchschnittlich werden – und sei es nur deshalb, weil die Feststellung der 
Überdurchschnittlichkeit den Durchschnitt als Bezugsgröße benötigt. 

Nun muss daraus kein Plädoyer folgen, sich fortan auf die Durchschnittlich-
keit zu fokussieren. Doch für ein Streben nach Solidität auch der Ansprüche soll 
hier durchaus plädiert werden: Dieses sollte bei einer angemessenen Selbstein-
schätzung beginnen, und eine realistische Stärken-Schwächen-Analyse wäre dafür 
sehr hilfreich. Worauf zielt das normativ? Es erscheint sehr viel angemessener, 
wenn Hochschulen nicht unablässig und ausschließlich davon sprächen, dass sie 
exzellent sind und bleiben wollen, und dass man ihnen dafür die exzellenten Aus-
stattungen bereitstellen müsse. Vielmehr sollten sie zunächst und vor allem sagen: 
Wir möchten solide Forschung leisten und eine gute Ausbildung unserer Studie-
renden realisieren; damit schaffen wir eine breite und qualitätsvolle Basis, auf der 
erst das Herausragende wachsen kann. Abseits der Exzellenzrhetorik tun das ja 
auch schon sehr viele. Gleichwohl sind die Rahmenbedingungen dafür nicht die 
besten. Unzulängliche Ressourcenausstattungen stellen eine missliche Vorausset-
zung für Leistungssteigerungen dar. Um dennoch voranzukommen, erfreuen sich 
an vielen Hochschulen die Instrumente des Qualitätsmanagements (QM) großer 
Beliebtheit. 
 
2. Qualitätsmanagement und Gender Mainstreaming 
 
Qualitätsmanagement in der Wissenschaft ist, genau genommen, so etwas wie 
Religionscontrolling – mit dem Unterschied, dass ersteres auch so genannt wird, 
letzteres aus Pietätsgründen aber nicht. Während die Wissenschaft ihre Abläufe 
inzwischen nach QM-Handbüchern organisiert, liefert die katholische Kirche die 
Benchmarks für ein sündenfreies Leben nach wie vor in einem Katechismus. Doch 
das Problem ist ein ähnliches, ob QM-Beauftragte/r oder Glaubenskongregation: 
Es geht um die Setzung von Standards oder Normen und die Gestaltung von 
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Rahmenbedingungen. Qualität selbst lässt sich nicht managen. Es lassen sich ledig-
lich – doch immerhin – die Bedingungen zum Erreichen von Qualität mehr oder 
weniger optimal gestalten. Im eigentlichen also handelt es sich bei QM um ein 
Qualitätsbedingungsmanagement. QM in diesem Sinne ist die zielgerichtete Gestal-
tung von qualitätsfördernden Organisationskontexten. Das ist es dann auch bei der 
Religion wieder ganz ähnlich: Um die Qualität der religiösen Dienstleistung, er-
bracht von einer Kirche als Anbieterin auf dem Sinnfindungsmarkt, zu verbessern, 
gibt es durchaus vergleichbare Bemühungen wie an den Hochschulen, etwa in 
Gestalt des „Handbuch Führungspraxis Kirche. Entwickeln, Führen, Modernisie-
ren in zukunftsorientierten Gemeinden“ (Höher/Höher 1999). 

Gänzlich neu ist im Übrigen an Hochschulen weder Qualitätssicherung noch 
das, was heute Qualitätsmanagement heißt. Methodenbindung, Forschungskom-
munikation, fachkulturelle Standards, wissenschaftliche Kritik oder Prüfungsver-
fahren dienen seit alters her der Qualitätssicherung oder suchen zumindest diesen 
Eindruck zu erwecken, und ein früher Versuch in Richtung der modernen Techni-
ken findet sich auch bereits 1802 bei Johann Jakob Engel:  

„Einen Rektor mit seiner eingebildeten hohen Würde und den akademischen vergolde-
ten Zeptern könnte man füglich entbehren. Hingegen müsste ein Aufseher da sein, wel-
cher die neu ankommenden Mitglieder der Anstalt inskribierte, die Verzeichnisse der zu 
haltenden Vorlesungen sammelte, die Hörsäle an die Kompetenten verteilte, über die 
Tätigkeiten der besoldeten Lehrer wachte, einreißenden Unordnungen wehrte ...“ (Engel 
1802: 15f.)  

Knallhartes Qualitätsmanagement, wie wir sehen. Neu indessen ist die Idee, dass 
neben anderen auch Gender eine der Qualitätsdimensionen ist. Dies vorausgesetzt, 
hat QM auch für die Qualitätsdimension Gender optimale Kontexte zu schaffen. 
Das freilich ist im QM-Alltag noch keine allgemein geteilte Auffassung. Daran et-
was zu ändern, erfordert den Umgang mit einigen Schwierigkeiten. 

Zunächst sind Qualitätsmanagement und Gender Mainstreaming (GM) zwei 
Konzepte mit sehr unterschiedlichen Quellen. Qualitätsmanagement kommt aus 
dem ökonomischen Optimierungsdiskurs. Es zielt auf Effektivitätserhöhung, d.h. 
die Verbesserung von Zielerreichungsgraden, und Effizienzsteigerung, d.h. die 
Verbesserung von Input-Output-Relationen. Entstanden ist Qualitätsmanagement 
im Bereich der industriellen Massenfertigung. Gender Mainstreaming dagegen 
kommt aus dem Demokratiediskurs einerseits, dem Gerechtigkeitsdiskurs anderer-
seits. Lassen sich trotz dieser unterschiedlichen Herkünfte Verbindung denken? 

Drei Schnittstellen zwischen Qualitätsmanagement und Gender Mainstrea-
ming fallen auf. Zum ersten kann, wie erwähnt, Gender als eigene Qualitätsdimen-
sion aufgefasst und damit selbst zum Gegenstand von Qualitätsmanagement wer-
den. Zweitens kann, umgekehrt, Gender Mainstreaming zum QM-Instrument 
werden. Das Ziel dessen wäre die Verankerung von Genderkompetenz in Organi-
sationsentwicklungsprozessen, die wiederum kein Selbstzweck ist, sondern Ge-
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schlechtergerechtigkeit in Hochschule und Forschung, die Einbindung von Gen-
der-Inhalten in Forschung und Lehre und damit allgemeine Qualitätssteigerungen 
bewirken soll. 

Zum dritten ähneln sich Qualitätsmanagement und Gender Mainstreaming 
darin, dass sie auf diejenigen, die sich zwar unbeteiligt fühlen, aber der jeweiligen 
Sache nicht ausweichen können, enervierend wirken. Letzteres wird besonders 
dann anschaulich, sobald Qualitätsmanagement und Gender Mainstreaming dem 
gleichen heute weit verbreiteten Modus der Entscheidungserzeugung unterworfen 
werden, indem sie beide in die Hände von Beratern fallen. Ein Beispiel aus einem 
thüringischen Dorf: 

„550 Seelen zählt das Örtchen Jützenbach, die den Folgerungen des 15.000 Euro teuren 
Gutachtens über ‚Gender Mainstreaming in der Dorferneuerung’ nicht entkommen 
können. Wo man hinblickt, im Kindergarten, der Kneipe oder bei der Freiwilligen Feu-
erwehr, geht es um ‚Gender’. Um ‚Gender-Check’, ‚Gender-Controlling’ und das ‚Gen-
der-Gap’, alles durch und durch diskutiert im ‚Gender-Beirat’. Es gehe darum, das The-
ma ‚Gender’ von ‚Top Down auf Bottom Up umzustellen’, sagt der Autor der Studie, 
der von Haus aus Ingenieur ist. Der Mann von der Feuerwehr aber glaubt, wenn wir ihn 
richtig verstanden haben, daß ein gewisser ‚Herr Gender’ sich die ganze Sache ausge-
dacht habe, um die man aber nun einmal nicht herumkomme. Was ihn tröstet, ist: ‚Hin-
ter jedem Feuerwehrmann steht eine Frau.’ (Hanfeld  2005: 42) 

 
3. AG – Ergebnisse: kritische Faktoren, neuralgische Punkte 
 
Die Arbeitsgruppe „Gender Mainstreaming im Kontext von Qualitätsmanage-
ment“ suchte nun nach den kritischen Faktoren und neuralgischen Punkten in der 
Beziehung von GM und QM. Einige wurden identifiziert: 

1. die Spannung zwischen dem Gerechtigkeits- und Demokratieanliegen, dessen Ausdruck 
das Streben nach Geschlechtergleichstellung ist, einerseits und der Nützlichkeitsorientierung 
des Qualitätsmanagements andererseits: Es genüge nicht, das Qualitätsmanagement 
als „Trojanisches Pferd“ – quasi als geborgte Akzeptanz – für Gender Main-
streaming zu nutzen, sondern es gelte, Gender Mainstreaming und Frauen-
förderung per se zu akzeptieren. Für die erfolgreiche Implementierung von 
Gender Mainstreaming reiche es nicht aus, sich auf Nützlichkeitsargumente – 
das „weibliche Humankapital“ – zu beschränken. Es gehe vielmehr um die 
Durchsetzung eines Wertekonsenses zur Geschlechtergleichstellung. Ande-
rerseits liefere die Verbindung geschlechtsspezifischer Anliegen mit QM-
Aktivitäten auch Legitimationsressourcen, auf die zu verzichten unklug wäre; 

2. die Wahrnehmung von Gender Mainstreaming als Zusatzaufgabe und -belastung: So-
wohl hinsichtlich Arbeitsbelastung wie finanzieller Ausgaben empfänden sehr 
viele Akteure im Wissenschaftsbetrieb die gender-bezogenen Anforderungen 
als eine Bindung von Kapazitäten, die ohnehin schon überbeansprucht seien. 
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Zudem würden solche Anforderungen als abzuwehrende wissenschaftsexter-
ne Zumutung betrachtet, da sie als Widerspruch zu Leistung und Elitean-
spruch sowie als (konkurrierende) weibliche Ansprüche auf hohe Positionen 
erschienen; 

3. die Gefahr der Reduzierung von Geschlechtergerechtigkeit in der Wissenschaft auf die 
„familienfreundliche Hochschule“: Diese Reduktion sei aktuell vielfach zu beob- 
achten. Ihr müsse entgegengewirkt werden, ohne dabei in Vergessenheit gera-
ten zu lassen, dass die familiengerechte Hochschule gleichwohl aus verschie-
denen Perspektiven unstrittig erstrebenswert sei; 

4. die Fixierung der Geschlechtergerechtigkeitsperspektive ausschließlich auf die höchsten Posi- 
tionen im Wissenschaftsbetrieb: Hier zeige sich eine spezifische Wirkung der Elite-
Debatte innerhalb der Gender-Debatte, die Einseitigkeiten bewirke; 

5. das Problem ungenauer Zieldefinitionen: Generell scheine es ein Desiderat in den 
Fragen zu geben, was eigentlich konkret Geschlechtergleichstellung und Ge-
schlechtergerechtigkeit an Hochschulen bzw. in der Wissenschaft meine, und 
was diesbezüglich die strategischen Ziele sind. Seien dies ‚nur’ statistische Pa-
rameter (wie die Frauenanteile an den ProfessorInnen, bei den Hochschulzu-
lassungen oder in bestimmten Fachrichtungen), oder müsse es nicht vielmehr 
auch um beispielsweise die Vergeschlechtlichung von Themen und Denk-
mustern, die Veränderung akademischer Karrieremuster, die veränderte Situa-
tion der Hochschulen in der Gesellschaft gehen?  

6. die bislang unzulängliche Nutzung gender-spezifischer Ergebnisse für die Außendarstellung 
der Hochschulen: Einschlägige Erfolge sollten viel stärker zur Erhöhung der Re- 
putation einer Hochschule oder Wissenschaftseinrichtung beitragen („Man 
kann damit angeben!“). Auf der anderen Seite sollten Defizite stärker sankti-
oniert werden. Originalton aus der Debatte: „Wie lange lässt sich die finanzie-
rende Gesellschaft die Ignoranz der Max-Planck-Gesellschaft gegenüber Ge-
schlechtergleichstellung eigentlich noch gefallen?“ 

Mehrfach wurde betont, dass sich mit der Verbindung zum Qualitätsmanagement 
Akzeptanz für Gender Mainstreaming gewinnen ließe, die auf anderem Wege nicht 
zu erlangen sei. Diese gewonnene Akzeptanz schlage sich dann in strukturierten 
Problembearbeitungssystemen – wie sie das Qualitätsmanagement biete – und zu-
sätzlichen Finanzmitteln nieder. Dem wurde entgegengehalten, dass die QM-GM-
Verbindung lediglich eine Verzweckung der Gender-Anliegen bewirke, nicht aber 
tatsächliche Geschlechtergerechtigkeit. Hier lasse sich eine Analogie zum Diversi-
ty-Management ziehen: Dieses ziele keineswegs auf eine Harmonisierung von Ver-
schiedenheit, sondern auf die profitable Ausnutzung der Verschiedenheit von 
Humankapital.  

Gleichwohl: Der entscheidende Erfolgsfaktor für eine wirksame Verbindung 
von Gender Mainstreaming und Qualitätsmanagement dürfte immer noch die 
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finanzielle Untersetzung der gender-bezogenen Anliegen sein. Zwar werden dann 
die richtigen Dinge u. U. aus falschen Gründen getan. Doch scheint das immer 
noch besser zu sein, als wenn ein falscher Weg mit falschen Gründen so konse-
quent fortgesetzt wird, als sei er der richtige. 
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Arbeitsgruppe 2 

Gleichstellungsfortschritt durch Akkreditierung 
 
 
 
Annette Fleck 

Akkreditierung an der Fachhhochschule für Wirtschaft Berlin 
 
 
1. Institutionenebene 
 
Die vom Akkreditierungsrat1 beschlossenen Kriterien für die Akkreditierung von 
Studiengängen2 bieten Ansatzpunkte für eine Berücksichtigung des Gender Main-
streaming (GM) bei der Ausgestaltung von Studiengängen (Akkreditierungsrat 
2005). Nachfolgend wird die Integration von Gender Mainstreaming in Hochschu-
le und Studium an der FHW Berlin dargestellt. 

Die organisatorische Ausgestaltung des Studiums sowie der Zugangs- und 
Übergangsbedingungen bietet Möglichkeiten der Implementation des Gender 
Mainstreaming-Ansatzes. So können bei der Auswahl sowie der Zulassung für das 
Studium Kriterien wie Geschlecht mit aufgenommen werden, um z.B. ein aus-
gewogenes Verhältnis von Männern und Frauen zu erreichen. Insbesondere für 
Master-Studiengänge sind weitere Kriterien für die Zulassung möglich. Die FHW 
Berlin macht in dem gemeinsam mit der Universität Kassel durchgeführten 
Master-Studiengang Labour Policies and Globalisation3 von dieser Gender-Quote 
Gebrauch. Grundlagen sind die Länderhochschulgesetze und die Richtlinien der 
Kultusministerkonferenz. 

Paragraph 8 der Frauenförderrichtlinie (FFR) der FHW (1993) regelt, dass die 
„Vereinbarkeit von Studium, Beruf und Familie durch geeignete Maßnahmen erleichtert werden“ 
soll. Dies wird unter anderem in drei Maßnahmen deutlich:  

Studieren mit Kind: Vereinbarkeitsregelungen in den Studien- und Prüfungs-
ordnungen für die Studiengänge am FB I Wirtschaftswissenschaften der FHW 
Berlin. Hierzu zählen insbesondere Regelungen, die die Erbringung studien-
begleitender Prüfungsleistungen betreffen sowie Regelungen zu Versäumnis, Rück-
                                                      
1 http://www.akkreditierungsrat.de (Zugriff am 18.11.2005). 
2 In der Fassung vom 30.11.1999, zuletzt geändert am 17.12.1999; übernommen durch Beschluss des 
Akkreditierungsrates der Stiftung zur Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland vom 
25.4.2005. 
3 http://www.global-labour-university.de/index.htm (Zugriff am 18.11.2005). 
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tritt etc., die auf die besondere Situation von Studierenden mit Kindern zuge-
schnitten sind. Verlängerungen von Bearbeitungszeiten für Semester- und Ab-
schlussarbeiten zählen ebenfalls hierzu oder auch die Reservierung von Plätzen für 
Studierende mit Kindern in zulassungsbeschränkten Lehrveranstaltungen. 

Kita des Studentenwerks an der FHW Berlin: Die KITA auf dem FHW-
Campus bietet seit 1998 40 Betreuungsplätze für Kinder im Alter von wenigen 
Monaten bis zur Einschulung. 

Promovieren als FH-Absolventin: Das Stipendienprogramm der Fachhoch-
schule für Wirtschaft Berlin stellt ein Pilotprojekt dar. Gefördert werden sollen 
Berliner Fachhochschulabsolventinnen von wirtschaftswissenschaftlichen Studien-
gängen, die promovieren wollen. Die Stipendien werden zur Vorbereitung bzw. 
Entwicklung eines Promotionsvorhabens vergeben. Seit dem Jahr 2000 fördert die 
FHW Doktorandinnen. 

Berufsbefähigung der Absolventinnen und Absolventen: Möglichkeiten der 
Integration von Gender-Aspekten bietet auch das Existenzgründer/-innen-Programm 
an der FHW Berlin „Gründungseinstieg“, in dem ein Modul speziell den Grün-
derinnen gewidmet ist: „Frauen gründen anders“. Die Aktivitäten des Career Con-
tact in Zusammenarbeit mit dem Hochschulteam der Agentur für Arbeit Berlin-
Südwest zu den Themen im Zusammenhang der Qualifizierung & Beratung sowie 
des Berufseinstiegs & Beratung bieten ebenfalls Möglichkeiten der Berücksich-
tigung von Gender-Aspekten. 

Die Ko-Finanzierung der Aktivitäten zu Gender Mainstreaming ist unter an-
derem aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) beantragt4.  

Vergabe von Frauenstipendien für das MBA-Studium: Um den Ein- bzw. 
Aufstieg von Frauen ins Management zu fördern, hat die FHW Berlin für das Win-
tersemester 2005/06 vier Stipendien für das berufsbegleitende MBA-Studium aus-
gelobt. Die Stipendiatinnen werden in der Finanzierung des Weiterbildungsstudi-
ums mit jeweils 5.000 Euro unterstützt. Darüber hinaus werden Möglichkeiten der 
Vernetzung speziell für Frauen gegeben. Hervorzuheben sind EFAS (economics, 
feminism and science) und CEWS (Center of Excellence Women and Science). 
 
Curriculumentwicklung: 
Die FHW Berlin hat bei der Curriculierung der neuen Bachelor- und Master-Stu-
diengänge die positiven Erfahrungen mit der Implementierung von Gender Main-
streaming in den Curricula des bisherigen Diplom-Studiengangs aufgegriffen und 
diese modifiziert in die neuen Studiengänge eingefügt. Gender-Mainstreaming-

                                                      
4 http://www.berlin.de/strukturfonds/index.html (Zugriff am 18.11.2005). Gegenwärtig können 
aber auch über andere Programme wie z.B. HWP (1.1.2004-2007), insbesondere das im HWP 
enthaltene Fachprogramm „Chancengleichheit für Frauen in Forschung und Lehre“, Mittel beantragt 
werden. 
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Module haben sowohl Eingang gefunden in die Kerncurricula, aber auch in die 
Wahlpflichtmodule/Electives, in die Vertiefungen sowie in die Schlüsselqualifikatio-
nen. Frauenspezifische Themen werden als integraler Bestandteil in die Studien-
ordnung aufgenommen; sie sind als Inhalte in Pflicht- und Wahlpflichtfächern zu 
verankern (Frauenförderrichtlinie 1993: § 7 (2)). Nachfolgend sind Beispiele der 
Implementierung genannt: 
 
Bachelor-Studiengänge Business Administration und Economics: 
Die aktuelle Zielvereinbarung des Fachbereichs I Wirtschaftswissenschaften mit 
der Zentralen Frauenbeauftragten enthält die Vorgabe, dass Gender bezogene In-
halte in die Module aller Studiengänge zu implementieren seien:  

In den Bachelor-Studiengängen werden für das Themenfeld „Ökonomie und 
Geschlechterverhältnis“ unter anderem vier thematisch orientierte Lehrveran-
staltungen konzipiert, die jeweils mit unterschiedlicher Stundenzahl veranschlagt 
sind. Sie knüpfen an den bisherigen Schwerpunkten an, erweitern und vertiefen 
allerdings die behandelten Aspekte:  

a) Geschlechterverhältnis im Betrieb (u. a. Mikropolitik, Personal- und Orga-
nisationsentwicklung, Arbeitsbewertung/Eingruppierung/Entlohnung, Fach- 
und Führungspositionen, betriebliche Frauenförderung)  

b) Gesamtwirtschaftliche Aspekte der geschlechterspezifischen Arbeitsteilung 
(u. a. Hausarbeit-Erwerbsarbeit im ökonomischen Prozess, ökonomische Er-
klärungsansätze, empirische/theoretische Relevanz, Effizienz und Gerechtig-
keit, wirtschaftspolitische Handlungsmöglichkeiten)  

c) Geschlechterverhältnis und Gesellschaft (u. a. Konstitution zweier formver-
schiedener gesellschaftlicher Arbeitssphären, kapitalistische und patriarchale 
Charakteristik der modernen Industriegesellschaft, Gleichheit und Verschie-
denheit der Geschlechter)  

d) Rechtliche Aspekte der Gleichstellung (u. a. rechtliche Grundlagen und Nor-
mierungen, Regelungsbereiche und Instrumente, nationale und internationale 
Rechtsentwicklungen)5.  

 
Master-Studiengänge: 
In den Master-Studiengängen wird „Gender and Globalisation“ als Wahlpflicht-
modul angeboten. Ziel ist es, den Studierenden ein Verständnis von Gender-Kon-
zeptionen zu vermitteln und Geschlechterbeziehungen darzustellen, die Prozessen 
der beschleunigten Globalisierung zu Grunde liegen. Die Studierenden lernen den 
Einfluss von Globalisierung und ökonomischen Entwicklungen auf Geschlechter-
verhältnisse einzuschätzen, indem sie mit unterschiedlichen Theorien, Konzeptio-

                                                      
5 http://www.harriet-taylor-mill.de/index.html (Zugriff am 18.11.2005). 
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nen und Methoden konkrete Fälle bearbeiten. 
 
1.1 Personelles Potential 
 
Frauenförderrichtlinie und Leitsätze: 
Die FHW hat sich 1992/1993 mit Unterstützung der Frauenbeauftragten eine 
Frauenförderrichtlinie gegeben, in der frauenpolitische Ziele und Maßnahmen 
festgehalten sind. Damit hat die FHW sich zum Ziel gesetzt, auf die Gleichstellung 
von Frauen und Männern in der Hochschule hinzuwirken (vgl Frauenförder-
richtlinie 1993). Strukturelle Benachteiligungen von Frauen sollen beseitigt und 
gleiche Entwicklungsmöglichkeiten sichergestellt werden. Angestrebt wird insbe-
sondere eine höhere Repräsentanz von Frauen in der Lehre und die Veränderung 
der Lerninhalte durch die Integration geschlechtsspezifischer Fragestellungen. Die-
se Frauenförderrichtlinie ergänzt und konkretisiert die gesetzliche Verpflichtung 
zur Gleichstellung der Geschlechter. Auf der Grundlage der Leitsätze der FHW 
aus dem Jahr 1998, in denen es heißt, „Gleichstellung und Frauenförderung ist 
Grundlage und Maßstab“ (Leitsätze § 6) sind an der FHW Berlin u.a. mehrere 
Gender Professuren eingerichtet worden, deren Denomination einen Gender-Zusatz 
aufweisen. Darüber hinaus ist seit September 2001 eine Gastprofessur mit dem 
Schwerpunkt Gender im Harriet Taylor Mill-Institut angesiedelt. Diese Gastprofessur 
wird jeweils für zwei Jahre besetzt. 

Für ihr erfolgreiches Engagement im Bereich der Chancengleichheit bekam 
die Fachhochschule für Wirtschaft (FHW) Berlin am 02. Juni 2005 zum zweiten 
Mal das Prädikat Total E-Quality6 verliehen. 
 
Harriet Taylor Mill-Institut für Ökonomie und Geschlechterforschung:7  
Das Harriet Taylor Mill-Institut für Ökonomie und Geschlechterforschung wurde 
im Februar 2001 gegründet. Es ist ein Institut der Fachhochschule für Wirtschaft 
Berlin (Berlin School of Economics). Die FHW Berlin ist die einzige wirtschafts-
wissenschaftliche Hochschuleinrichtung in Deutschland, die ein solches Institut 
hat. 

Die Direktorin des Instituts, Prof. Dr. Friederike Maier, Professur für Vertei-
lung und Sozialpolitik, ist u.a. Expertin für Frauen und Ökonomie (Arbeitsmarkt, 
soziale Sicherung, geschlechtsspezifische Aspekte in den Wirtschaftswissenschaf-
ten) – und sie ist Mitglied des Expertinnennetzwerks Gender, Social Inclusion and 
Employment der Europäischen Kommission8 

                                                      
6 http://www.fhw-berlin.de/fhw2000/fhw_basics/index.htm (Zugriff am 18.11.2005). 
7 http://www.harriet-taylor-mill.de (Zugriff am 22.11.2005). 
8 http://europa.eu.int/comm/employment_social/gender_equality/gender_mainstreaming/gender/ 
exp_group_en.html. 
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2. Institutionelle und politische Rahmenbedingungen 
 
Die gezielte Förderung des Gender Mainstreaming-Ansatzes im Kontext der 
Studienreform und der Qualitätssicherung ist nicht nur auf der Ebene der Hoch-
schulen und Fachbereiche zu fokussieren, sondern insbesondere auch auf Ebene 
der Politik. Gender Mainstreaming kann so als ein Kriterium der Steuerung durch 
gezielte Mittelzuweisung genutzt werden (So in den Hochschulverträgen bzw. 
Zielvereinbarungen zwischen Land und Hochschule und zwischen Hochschule 
und Fachbereichen). Gender Mainstreaming ist in den Kriterienkatalog des Ak-
kreditierungsrates und der Akkreditierungsagenturen mit aufzunehmen. 

Evaluationen im Zusammenhang der Qualitätssicherung sind um den Aspekt 
des Gender Mainstreaming erweitert und Auswertungen sind gezielt Geschlechter 
differenziert aufbereitet. Entsprechend sind in den Selbstberichten zur Akkreditierung 
diese Daten darzustellen. 
 
 
Literatur 
Akkreditierungsrat (2005'): Kriterien. In der Fassung vom 30. November 1999, zuletzt geändert am 

17. Dezember 1999; übernommen durch Beschluss des Akkreditierungsrates der Stiftung zur 
Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland vom 25.4.2005. 

Frauenförderrichtlinie (1993) der FHW Berlin: http://www.fhw-berlin.de/fhw2000/fhw_basics/ 
frauenbeauftragte/frauenfoerderrichtlinie.htm (Zugriff am 22.11.2005). 

Leitsätze (1998) der FHW Berlin: http://www.fhw-berlin.de/fhw2000/fhw_basics/index.htm (Zu-
griff am 22.11.2005). 
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Carolin Krehl 

Gleichstellungsfortschritt durch Akkreditierung?  

Überlegungen zu Rahmenbedingungen von Gender  
Mainstreaming in Qualitätssicherungsverfahren 
 
 
Trotz des Beschlusses der Kultusministerkonferenz (KMK) vom Oktober 2004,1 
der für den Akkreditierungsrat die Aufgabe definiert, die Berücksichtigung des 
Gender-Mainstreaming-Ansatzes im Akkreditierungssystem sicherzustellen, kann 
von einem Gleichstellungsfortschritt durch Akkreditierung – das wurde sowohl in 
den Vorträgen als auch in der Diskussion der Arbeitsgruppe deutlich – bislang 
nicht die Rede sein. Aus der Perspektive der stellvertretenden Frauenbeauftragten 
der Freien Universität Berlin musste dies in einem praktischen Erfahrungsbericht 
bestätigt werden. Das Interesse der Arbeitsgruppe fokussierte vorrangig darauf, aus 
der Skizze der Problemsituation heraus, Wege und Möglichkeiten, die zu einer 
geschlechtergerechten Veränderung von Akkreditierungsverfahren beitragen kön-
nen, abzuleiten und schließlich als Forderungen zu formulieren. Heidrun Jahn hat 
diese anregende Diskussion in ihrem Beitrag zur Arbeitsgruppe Gleichstellungsfort-
schritt durch Akkreditierung pointiert aufbereitet und dokumentiert.2  

Im Folgenden soll eine der Forderungen, die Entwicklung von Gender-
Bewusstsein und Gender-Kompetenz in den Organen und Einrichtungen, die 
Akkreditierungsverfahren regulieren bzw. ausführen,3 herausgegriffen werden. Es 
wird kurz verdeutlicht, wo und inwiefern geschlechterrelevante Aspekte bei der 
Studienreform an der Freien Universität Berlin eine Rolle spielen und wo sie unbe-
rücksichtigt bleiben. Anschließend wird noch einmal der Weg der Implementie-
rung von Gender Mainstreaming im Bologna-Prozess nachvollzogen, wobei in 
Frage gestellt wird, dass es sich dabei um echte „Top-down“-Verfahren handelt. 
Langfristig, so die These, kann die Umsetzung des Gender Mainstreaming-
Ansatzes in Qualitätssicherungsprozessen nur dann gelingen, wenn die daran betei-
ligten Akteure – „Top-down“ wie „Bottom-up“ – über ausreichend Gender-Kom-
petenz verfügen. Zugleich sollen die Chancen verdeutlicht werden, die der Bolog-

                                                      
1 Eckpunkte für die Weiterentwicklung der Akkreditierung in Deutschland. Beschluss der Kultusmi-
nisterkonferenz vom 15.10.2004. 
2 Vgl. hierzu den Beitrag zur Arbeitsgruppe Gleichstellungsfortschritt durch Akkreditierung von 
Heidrun Jahn im Tagungsband.  
3 Hierunter sind der Akkreditierungsrat als definierendes und kontrollierendes Organ von Mindestan-
forderungen an Akkreditierungsverfahren und -agenturen, die Akkreditierungsagenturen sowie die 
von ihnen eingesetzten Kommissionen, Ausschüsse und Gutachtergruppen zu fassen. 
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na-Prozess für die Entwicklung eines entsprechenden kritischen Potentials sowie 
Handlungs- und Erfahrungswissens eröffnet.  
 
1. Der Bologna-Prozesses an der Freien Universität Berlin 

aus gleichstellungspolitischer Perspektive 
 
Im Zusammenhang mit der Neugestaltung und Überführung des Studienangebots 
in modularisierte Bachelor- und Masterstudiengänge hat die Freie Universität Ber-
lin ihr gleichstellungspolitisches Profil in deutlichem Maße geschärft.4 Bei der Aus-
gestaltung der Curricula konnten hinsichtlich der Verankerung von Gender-
Aspekten beachtliche Erfolge erzielt werden: Zahlreiche Studiengänge befähigen 
zum Umgang mit Theorien und Methoden der Gender Studies bzw. der Frauen- 
und Geschlechterforschung durch eine entsprechende Vermittlung in Wahl-, 
Pflicht- oder Wahlpflichtmodulen.5 Hervorzuheben sind in Hinblick auf das An-
gebot grundständiger Studiengänge die Etablierung von Gender & Diversity als ei-
nem von sechs (bzw. drei) Kompetenzfeldern in der Allgemeinen Berufsvorberei-
tung6 und die übergeordnete Zielstellung der Geschlechtersensibilisierung der Stu-
dierenden durch die Lehramtsbezogene Berufswissenschaft7. Im Bereich der wei-

                                                      
4 Dass die Freie Universität Berlin ein solches Profil hat, wird zum einen im Leitbildentwurf der 
Hochschule und in den mit dem Land Berlin vereinbarten Zielen im 2005 erneuerten Hochschulver-
trag deutlich, zum anderen in deren Umsetzung. Sowohl Forschung (z. B. im Cluster Gender & 
Diversity) als auch Lehre (siehe folgende Ausführungen zur Umsetzung des Bologna-Prozesses) 
spiegeln diese Ziele wider. Darüber hinaus sind gleichstellungspolitische Strategien in den wesentli-
chen Steuerungsinstrumenten (z. B. Zielvereinbarungen oder dem Konzept zur leistungsorientierten 
Mittelvergabe) verankert und Prozesse weitgehend demokratisiert. 
5 Eine Auflistung von Best-Practice-Beispielen findet sich in der Dokumentation der LaKoF-
Jahrestagung 2004: (LaKoF 2004). Explizit genannt sei der Studiengang Master of East European 
Studies, bei dem insofern von einem „gegenderten“ Studiengang gesprochen werden kann, als dass 
ein Bewusstsein für den Wandel von Geschlechterverhältnissen als studiengangübergreifendes Aus-
bildungsziel formuliert ist. Veröffentlicht im Amtsblatt der Freien Universität Berlin 34/2003. Infor-
mationen zum Studiengang: http://www.fu-berlin.de/studium/studiengaenge/weitere/34cc_East_ 
European_Studies.pdf (Zugriff am 3.11.2005). 
6 Die Allgemeine Berufsvorbereitung (ABV) ist mit einem Umfang von 30 Credits verpflichtender 
Bestandteil aller Bachelorstudiengänge. Statt der ABV kann bei der Kombination zweier lehramtsbil-
dender Fächer im Bachelorstudium auch die Lehramtsbezogene Berufswissenschaft (LBW) mit 
einem Umfang von 30 Credits gewählt werden. Sowohl die Neufassung des Rahmenkonzepts für 
Bachelor- und Masterstudiengänge an der Freien Unversität Berlin als auch eine entsprechende Stu-
dienordnung sieht den Erwerb von Grundkenntnissen im Bereich Gender-Kompetenz vor. Siehe 
Studien- und Prüfungsordnung für den Studienbereich Allgemeine Berufsvorbereitung in Bache-
lorstudiengängen der Freien Universität Berlin. Amtsblatt der Freien Universität Berlin 49/2004. 
7 Siehe Studien- und Prüfungsordnung für den Studienbereich Lehramtsbezogene Berufswissenschaft 
in Bachelorstudiengängen der Freien Universität Berlin. Amtsblatt der Freien Universität Berlin 
51/2004. 
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terbildenden Masterstudiengänge steht insbesondere der Studiengang Gender-Kom-
petenz8 für ein innovatives Studienangebot.  

Diese Erfolge sind neben der aktiven Ausgestaltung des gleichstellungspoliti-
schen Profils der Freien Universität Berlin in Forschung, Lehre und Studium im 
Wesentlichen einer weitgehenden Institutionalisierung und Demokratisierung der 
entscheidenden Prozesse – Erarbeitung, Beschluss und Einrichtung von Studien-
gängen9 – zu verdanken, an denen die zentrale und dezentralen Frauenbeauftrag-
te(n) gemäß des Berliner Hochschulgesetztes systematisch beteiligt sind/ist. Für 
den Prozess der Akkreditierung von Studiengängen sind diese strukturellen Bedin-
gungen bislang nicht etabliert. Das Verfahren, oder besser die Verfahren, sind 
intransparent und zu großen Teilen stark dezentralisiert bzw. personengebunden. 
Eine systematische Beteiligung der Frauenbeauftragten findet nicht statt.  

Eine gendersensibilisierte Perspektive im Sinne des Gender Mainstreaming 
fehlt also bislang nicht nur in den Mindeststandards für Akkreditierungsverfahren, 
den extern bestimmten Strukturen und Verfahrensbestandteilen der Akkreditie-
rung durch die Agenturen (vgl. Mühlenbruch 2004: 5 – 6), sondern auch in den 
hochschulintern zu organisierenden und zu verantwortenden Bestandteilen der 
Akkreditierung (insbesondere Selbstdokumentation der Hochschule und Stellung-
nahme der Hochschule zu den Gutachten). Das heißt, dass sowohl diesbezügliche 
Desiderate als auch Erfolge nicht sichtbar werden. Zu aller erst ist es aber ein Zei-
chen der nachhaltigen Akzeptanzschwierigkeiten von Gender-Mainstreaming-
Strategien. Insofern kann auch nicht von einem akademischen Selbstverständnis 
gesprochen werden. Im Gegenteil: Die Tatsache, dass Gender-Bewusstsein und 
Gender-Kompetenz gerade bei neu etablierten Prozessen der Akkreditierung nicht 
systematisch vorhanden sind, zeigt, wie wenig selbstverständlich sie immer noch 
sind.  
 

                                                      
8 Im Studiengang Gender-Kompetenz sollen Wissen und Handlungskompetenz in Fragen der Chan-
cengleichheit entwickelt werden; die Studierenden sollen für Fragen und Konsequenzen des gesell-
schaftlichen Geschlechterverhältnisses sensibilisiert werden. Das Studium ist auf drei Semester ange-
legt. Informationen zum Studiengang bietet die Homepage http://www.fu-berlin.de/gender-
kompetenz/ (Zugriff am 21.09.2005). 
9 Neben der Beteiligung in Gremien ist insbesondere auf die systematische Beteiligung der Frauenbe-
auftragten in den Zielvereinbarungen zwischen Präsidium und den Fachbereichen hinzuweisen (ggf. 
werden auch die dezentralen Frauenbeauftragten an Zielvereinbarungen zwischen Fachbereich und 
wissenschaftlichen Einrichtungen beteiligt). Dadurch konnte für die Freie Universität Berlin flächen-
deckend die angemessene Berücksichtigung von Gender-Aspekten bei der Modularisierung des 
Studienangebots vereinbart werden. 
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2. Die Implementierung von Gender Mainstreaming im  
Bologna-Prozess und Akkreditierungssystem 

 
Als gleichstellungspolitische Strategie der Europäischen Union sieht Gender 
Mainstreaming die „(Re-)Organisation, Verbesserung, Entwicklung und Evaluie-
rung politischer Prozesse mit dem Ziel, eine geschlechtsbezogene Sichtweise in alle 
politischen Konzepte auf allen Ebenen und in allen Phasen durch alle an politi-
schen Entscheidungen beteiligte Akteure und Akteurinnen einzubeziehen,“ (Euro-
parat, 1998) vor. Damit geht die Konzeption von Gender Mainstreaming als „Top-
down“-Prozess einher. Ein Blick auf die nationale wie supranationale Geschichte 
des Bologna-Prozesses zeigt aber, dass Gender Mainstreaming weder im oben de-
finierten Sinne noch „Top-down“ Eingang in den Prozess der Einigung des euro-
päischen Hochschulraumes gefunden hat.  

2003 wird Gender Mainstreaming mit dem im Berlin-Kommuniqué formu-
lierten Ziel, soziale und geschlechtsspezifische Unterschiede auf nationaler wie 
europäischer Ebene abzubauen, erstmals explizit in der Programmatik des Bolog-
na-Prozesses thematisiert (Bildungsminister 2003). Da waren, sieht man die 1999 
verabschiedete Erklärung von Bologna als Geburtsstunde an, bereits vier Jahre und 
mit Blick auf das Ziel 2010 mehr als ein Drittel der vorgesehenen Zeit bis zur Rea-
lisierung der Ziele verstrichen. Wäre dieser verspätete Start von Gender 
Mainstreaming im Bologna-Prozess sicher zu verschmerzen gewesen, zeigt aber 
spätestens die Folgekonferenz in Bergen im Juni 2005 mit aller Deutlichkeit, dass 
von der Implementierung einer geschlechterspezifischen Perspektive in alle Phasen 
politischer Entscheidungen nicht die Rede sein kann. Das Bergen-Kommuniqués 
verzichtet auf eine neuerliche Erwähnung der Herstellung von Geschlechterge-
rechtigkeit sowohl im Zusammenhang mit der sozialen Dimension des Bologna-
Prozesses als auch im Kontext von (europäischer) Qualitätssicherung (vgl. Bil-
dungsminister 2005). 

In den nationalen Richtlinien zur Umsetzung des Bologna-Prozesses taucht 
Gender Mainstreaming explizit erstmals in dem bereits genannten KMK-Beschluss 
vom Oktober 2004, sozusagen am Ende der ersten Halbzeit, im Zusammenhang 
mit der Akkreditierung auf. Ob es sich hierbei ähnlich wie bei der Berliner Erklä-
rung nur um einen punktuellen Erfolg handelt und Gender Mainstreaming in der 
zweiten Halbzeit wieder auf die Auswechselbank muss oder ob es tatsächlich die 
Grundlegung für einen kontinuierlichen Prozess darstellt, bleibt abzuwarten. Der-
zeit reformuliert der Akkreditierungsrat mit Blick auf bevorstehende Reakkreditie-
rungen von Agenturen die Mindeststandards und Kriterien. Ob und inwiefern sich 
Gender Mainstreaming-Strategien darin wiederfinden und wie ernsthaft deren 
Umsetzung durch die Agenturen erfolgen wird, ist derzeit noch nicht absehbar.  
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Die bisherigen Wege und Formen der Implementierung von Gender Main-
streaming geben diesbezüglich aber eher Anlass zur Sorge. Im Bologna-Prozess 
sind gleichstellungspolitische Strategien weder kontinuierlich verankert, noch kann 
die Rede davon sein, dass die Berücksichtigung einer geschlechterbezogenen 
Sichtweise durch alle beteiligten Akteure und Akteurinnen „Top-down“ erfolgt. Es 
muss vielmehr eingestanden werden, dass die entsprechenden Passagen des Berlin-
Kommuniqués und des KMK-Beschlusses Resultate intensiver Überzeugungsar-
beit und Anstrengungen gleichstellungspolitischer Expertinnen und Experten und 
als solche eher Ergebnisse von „Bottom-up“-Strategien sind.10 Die Berliner Prä-
ambel, die als grundlegende Maßgabe weitergehender Forderungen beispielsweise 
der Bundeskonferenz der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten (BuKoF 2004a 
und 2004b) oder des Kompetenzzentrums Frauen in Wissenschaft und Forschung 
CEWS (Mühlenbruch 2004) dient, wie auch der KMK-Beschluss sind wichtige 
Voraussetzungen für eine geschlechtergerechte Studienreform. Die darüber ausge-
brochene Freude darf aber nicht darüber hinweg täuschen, dass im Bologna-
Prozess nachhaltige Akzeptanzschwierigkeiten des Gender Mainstreaming-An-
satzes sichtbar werden. Nicht zuletzt ist der Mangel an Gender-Kompetenz und 
Gender-Bewusstsein der Akteure und Akteurinnen, die für eine erfolgreiche Um-
setzung von Gender Mainstreaming im Bologna-Prozess unabdingbar ist, Aus-
druck dieser Anerkennungsschwierigkeiten.  
 
3. Die Validität von Gender Mainstreaming-Zielen in der 

Akkreditierung und die Fähigkeit, sie zu entwickeln 
 
Die Umsetzung von Gender Mainstreaming, das ist der Art und Weise seiner Imp-
lementierung im Bologna-Prozess zu entnehmen, kann also immer noch nicht als 
akademische Selbstverständlichkeit beschrieben werden, auch wenn Erfolge, wie 
sie am Beispiel der Freien Universität genannt wurden, vorhanden und kein Ein-
zelfall sind. Eine Ursache der nachhaltigen Akzeptanzschwierigkeiten dieser Strate-
gie liegt in ihrer grundsätzlichen Offenheit und der daraus folgenden Irritation 
über ihre gleichstellungspolitischen Ziele begründet. Übertrieben gesagt kann ver-
mutet werden, dass es im akademischen Umfeld der Bundesrepublik Deutschland 
genauso viele Personen gibt, die noch nie etwas von Gender Mainstreaming gehört 
haben, wie solche, die eine genaue Vorstellung davon haben. Während die Plurali-
tät der Zielsetzungen von Gender Mainstreaming-Strategien eine wesentliche Vor-
                                                      
10 Die Gender-Expertinnen und -Experten werden meist als Berater/-innen der Linie gesehen, ihre 
Handlungsempfehlungen gelten insofern als integrative Bestandteile von Top-down-Strategien. Ent-
gegen dieser Auffassung wird hier die Ansicht vertreten, dass es sich bei diesen Handlungsempfeh-
lungen de facto noch weitgehend um „Bottom-up“ implementierte Strategien handelt, da sie in den 
meisten Fällen von außen bzw. unten in die Mitte der Linie hineingetragen werden. Ein Bewusstsein 
für die Relevanz von Gender-Aspekten ist in der Linie deutlich unterentwickelt.  
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aussetzung ihrer Durchsetzungsfähigkeit auf europäischer Ebene darstellt (Behning 
2004), wird sie im Rahmen einer Befähigung zu genderkompetentem Handeln in 
politischen Prozessen im Allgemeinen und im Rahmen von Qualitätssicherung im 
Besonderen zu einem weitreichenden Problem.  

Akkreditierung soll prüfen, ob mit einem Studiengang bestimmte Ziele ver-
folgt werden und ob diese Ziele (unter Berücksichtung von Mindeststandards) 
valide sind. Zudem soll Akkreditierung prüfen, ob das Konzept eines Studiengan-
ges, aber auch das personelle und sächliche Potential, das diesem zur Verfügung 
steht, sowie die Organisation angemessen sind, um die formulierten Ziele zu errei-
chen. Dass ein Konzept, das zur Steigerung seines Identifikationspotentials seine 
Ziele so vage wie möglich formuliert, mit einem Konzept, das die Sicherstellung 
valider Ziele und deren machbare Umsetzung verfolgt, schwer zu vereinbaren ist, 
scheint eingängig. Die Skepsis, die gegenüber Gender-Mainstreaming-Strategien 
und der weitreichenden Intransparenz ihrer durchaus gegensätzlichen Zielsetzun-
gen vorherrscht,11 kommt im Kontext von Qualitätssicherungsverfahren schwer 
zum Tragen.  

Es müssen also, soll Gender Mainstreaming Eingang in die Praxis von Ak-
kreditierungsverfahren finden, valide Gender-Kriterien gefunden werden. Die 
Definition solcher Kriterien in der Form, wie sie beispielsweise vom CEWS in 
einem Positionspapier, Akkreditierung – Geschlechtergerechtigkeit als Herausforderung 
(CEWS 2004), vorgeschlagen werden, sind deshalb elementar. Dennoch besteht 
hier die Gefahr, dass der zweite Schritt vor dem ersten erfolgt und die Beteiligten 
überfordert werden. Ein Blick in den Kriterienkatalog des CEWS macht deutlich, 
dass damit hohe Anforderungen an die Gender-Kompetenzen aller Akteurinnen 
und Akteure auf allen Ebenen verbunden sind, die bislang nicht entwickelt oder 
flächendeckend vorhanden sind. Die Erfüllung der geforderten Mindeststandards 
durch die Hochschulen in Lehre und Organisation, erzeugt einen erheblichen Qua-
lifizierungsbedarf beim wissenschaftlichen und wissenschaftsstützenden Personal. 
Für den entsprechenden Nachweis bei der Akkreditierung müssen nicht nur um-
fangreiche geschlechtsspezifische Daten erhoben, sondern auch interpretiert und 
bewertet werden. Hierfür ist Gender-Kompetenz sowohl auf Seiten der Antragstel-
ler als auch der Gutachter und der Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungs-
träger in den Fachausschüssen und Akkreditierungskommissionen notwendig. 

                                                      
11 Ob mit Gender Mainstreaming ein Ansatz von Gleichheit oder ein Ansatz von Differenz verbun-
den ist, bleibt weitgehend der Ausgestaltung überlassen. Diese weitreichende Polyvalenz führt nicht 
nur zur Irritation über die Ziele von Gender Mainstreaming bei zahlreichen Entscheidungsträgern, 
sondern hat zu vehementer Kritik des Ansatzes z. B. durch Angelika Wetterer (2002) geführt, die 
Gender Mainstreaming (sowie Managing Diversity) als ausschließlich rhetorische Strategien kritisiert, 
die nicht zu einem Paradigmenwechsel in der Gleichstellungspolitik, sondern zur Fortschreibung von 
Geschlechterdifferenz führten. Eine Art „Gegendarstellung“ bzw. Rehabilitation von Gender Main-
streaming bietet Meuser (2004). 



 

 

Arbeitsgruppe 2 167 

Zudem erfordern die Kriterien einen Prüfaufwand, der wohl kaum zu einer Ver-
kürzung der ohnehin schon vehement in der Kritik stehenden Dauer von Akkredi-
tierungsverfahren beitragen wird.  

Es ist zweifelhaft, ob eine derartige Politik des Bombenwurfs12 tatsächlich 
zielführend und zur Steigerung der Akzeptanz von Gender Mainstreaming angetan 
ist. Stattdessen sollten sich die Aktivitäten auf eine schrittweise Befähigung der 
Akteure und Akteurinnen zu genderbewusstem und -kompetentem Denken und 
Handeln konzentrieren. Dies wurde in der Vergangenheit vernachlässigt und durch 
das „Beauftragten-Syndrom“ (sowohl durch die Organisationen als auch die Beauf-
tragten) nicht begünstigt. Wenn Gender Mainstreaming „Top-down“ umgesetzt 
werden soll, müssen die Verantwortlichen in die Lage versetzt werden, für sich zu 
klären, was darunter zu verstehen ist. Nur wenn sie fähig sind, gleichstellungspoliti-
sche Ziele selbst zu entwickeln, werden sie sie auch nachhaltig akzeptieren und 
vertreten sowie entsprechenden Handlungsbedarf kommunizieren. Hierfür sind 
spezifische Weiterbildungsangebote zu konzipieren und umzusetzen. Dass dem 
Bologna-Prozess selbst dabei eine wichtige Rolle zukommt, zeigen die eingangs 
erwähnten Beispiele für die Entwicklung von Gender-Kompetenz im Rahmen von 
grundständigen wie weiterbildenden Studienangeboten. Neben „Sofortmaßnah-
men“ sind entsprechende Anstrengungen zu intensivieren und finanziell zu för-
dern. Von den derzeitigen Gender-Expertinnen und -Experten erfordert dies nicht 
nur Geduld und die Anerkennung kleinteiliger Fortschritte, sondern auch den Mut, 
Definitionsmacht abzugeben. 
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Heidrun Jahn 

Geschlechtergerechte Veränderungen der Akkreditierung 

Arbeitsgruppenbericht 
 
 
1. Von welcher Problemlage ist auszugehen? 
 
Anknüpfend an das Referat des Vortages „Gleichstellungspolitische Ansätze im 
Akkreditierungsverfahren“ wurde zu Beginn der Arbeitsgruppe die aktuelle Pro-
blemlage wie folgt gekennzeichnet: 

In den Qualitätskriterien für die Akkreditierung von Akkreditierungsagentu-
ren und für die Akkreditierung von Studiengängen kommen Genderaspekte nicht 
vor. Gender Mainstreaming wurde noch nicht im Akkreditierungssystem umge-
setzt. Das spiegelt sich vor allem in dem geringen Anteil von Frauen im Akkredi-
tierungsrat, in den meisten Akkreditierungsagenturen und Gutachter/-innengrup-
pen wider. An den Hochschulen gibt es zwar bemerkenswerte Beispiele für die 
Umsetzung von Genderaspekten in einzelnen Modulen und Studiengangskonzep-
ten, diese sind aber nicht notwendiger Bestandteil von Akkreditierungsanträgen 
und sie werden auch in der Regel nicht durch die Gutachter/-innen im Akkreditie-
rungsverfahren geprüft. Ob die Geschlechterdimension im Akkreditierungsverfah-
ren beachtet wird, ist gegenwärtig hauptsächlich abhängig von der Geschlechter-
bewusstheit der begutachtenden Akkreditierungsagentur und der Hochschule, 
welche die Akkreditierung beantragt. 

Aus dieser Kennzeichnung der Problemsituation wurde als Ziel für die Ar-
beitsgruppe abgeleitet, über geschlechtergerechte Veränderungen zu diskutieren 
und konkrete Schlussfolgerungen für die Gestaltung von Akkreditierungsverfahren 
unter gleichstellungspolitischen Gesichtspunkten zu ziehen. 
 
2. Gender und Akkreditierung aus verschiedenen  

Perspektiven  
 
Für eine fundierte Debatte sorgten vier Referate, die sich dem Thema sowohl aus 
der Sicht von Genderforschung, als auch aus der Perspektive von Universitäts- 
und Fachhochschulpraxis und aus studentischer Sicht zuwandten.  

Die Vertreterin des Kompetenzzentrums Frauen in Wissenschaft und For-
schung (CEWS)1 stellte zwei Fragen in den Mittelpunkt ihrer Ausführungen: „Wo 
stehen wir?“ und „Was ist jetzt zu tun?“ Für die Beantwortung der ersten Frage 
                                                      
1 http://www.cews.org (Zugriff am 19.11.2005). 
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wurde von der Berliner Erklärung der europäischen Hochschulminister/-innen 
vom September 20032 (Europäische Bildungsminister 2003) ausgegangen, die ins-
besondere auf den Abbau sozialer und geschlechtsspezifischer Ungleichheit als 
Ziel des Bologna-Prozesses verweist. Darüber hinaus wurde auf die Vorgaben der 
KMK an den Akkreditierungsrat von 20043 und auf das Gesetz zur Errichtung 
einer „Stiftung zur Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland“ von 20054 
aufmerksam gemacht, die beide Aussagen zur Berücksichtigung von Gender 
Mainstreaming enthalten. Neben diesen neuen Rahmenbedingungen wurden auch 
Pilotprojekte an einzelnen Hochschulen genannt, in denen versucht wird eine ge-
schlechtergerechte Gestaltung des Bologna-Prozesses umzusetzen, wie z.B. an den 
Universitäten in Berlin (FU), Dortmund, Lüneburg, Bochum und Hamburg oder 
an der Fachhochschule Kiel. 

Es wurde eingeschätzt, dass es sich hier zwar um positive Ansätze handelt, 
die Beantwortung der Frage „Was ist jetzt zu tun?“ aber weitergehende gleichstel-
lungspolitische Forderungen an die Akkreditierung von Studiengängen notwendig 
macht. Diese sind hauptsächlich auf zwei Ebenen zu stellen, zum einen an den 
Akkreditierungsrat und die Akkreditierungsagenturen, zum anderen an die Hoch-
schulen und Fakultäten, welche die Studiengänge entwickeln. Bei den Forderungen 
an den Akkreditierungsrat und die Agentur kann an Positionen des CEWS zu Ak- 
kreditierung und Geschlechtergerechtigkeit angeknüpft werden: In den Mindest-
standards des Akkreditierungsrates sollte verankert sein, dass beim Aufbau von 
neuen Studiengängen und bei deren Akkreditierung die Ausgangsbedingungen und 
Auswirkungen auf die Geschlechter zu berücksichtigen sind. Ein weiterer Vor-
schlag ist, bei der personellen Besetzung von Akkreditierungsrat, -agenturen und -
kommissionen beide Geschlechter zu mindestens 40 Prozent zu beteiligen sowie 
ein Mitglied zu berufen, das ausgewiesene Kompetenzen für geschlechterspezifi-
sche Fragestellungen einbringt. 

Für die Diskussion in der Arbeitsgruppe wurden zwei Forderungen beson-
ders hervorgehoben: Bei der Überarbeitung der Mindeststandards ist „Gleichstel-
lung“ in die Kriterien des Akkreditierungsrates aufzunehmen, um so die gesetzli-
chen Vorgaben zu konkretisieren. Nur über eine Verankerung in den Vorgaben 
des Akkreditierungsrates werden Gleichstellungsaspekte Eingang in die Akkreditie-
rungsagenturen finden. Auf der Ebene der Hochschulen sollte Gleichstellung bzw. 
die Prüfung der Studiengänge auf Genderaspekte in den Verfahrensregelungen 
zum Aufbau neuer Studiengänge institutionalisiert werden. 

Aus der Perspektive der Hochschulpraxis einer Universität (FU Berlin) und 
der hier tätigen stellvertretenden Frauenbeauftragten erscheint die Integration von 

                                                      
2 http://www.bologna-berlin2003.de/pdf/Communique_dt.pdf (Zugriff am 19.11.2005). 
3 http://www.kmk.org/doc/beschl/eckpunkte_akk.pdf (Zugriff am 19.11.2005). 
4 http://www.akkreditierungsrat.de/Stiftungsgesetz_050215.pdf (Zugriff am 19.11.2005). 
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Genderaspekten in die Akkreditierung als recht mühsamer Prozess. Die Frauenbe-
auftragte wird nicht systematisch beteiligt und das Akkreditierungsverfahren ist 
intransparent. Da Genderaspekte von den Akkreditierungsagenturen noch nicht 
abgefragt werden, werden sie auch nicht von der Hochschule dokumentiert. Bis-
lang fanden Genderaspekte nur dann Berücksichtigung, wenn sie als Studiengangs-
ziel beschrieben waren. Die Frauenbeauftragte sollte von der Gutachter/-innen-
gruppe dazu befragt werden. Ihr Vorschlag, Genderaspekte „freiwillig“ in die 
Selbstdokumentation aufzunehmen, da „Gleichstellung“ im Leitbildentwurf der 
Hochschule verankert ist, wurde als unrealistisch eingeschätzt. Akkreditierungsver-
fahren würden von den Fachvertretern und Fachvertreterinnen ohnehin schon als 
sehr aufwendig wahrgenommen.   

Aus Sicht der stellvertretenden Frauenbeauftragten trägt gegenwärtig die 
Akkreditierung an der FU Berlin noch nicht zum Gleichstellungsfortschritt bei. 
Folgende Probleme sind vor allem zu lösen: Es sind klare Verfahrensregelungen 
zur Integration von Genderaspekten zu entwickeln. Valide Genderkriterien für 
Qualitätsstandards sind zu definieren und in europäische Standards und Richtlinien 
zu integrieren. In den Agenturen ist Gender-Kompetenz zu entwickeln.  

Anknüpfend an bisherige Ausführungen wurden aus Sicht der Fachhoch-
schulpraxis (FHW Berlin) sowohl bestimmte Positionen bestätigt als auch durch 
Bezugnahme auf positive Beispiele aus der eigenen Hochschule ergänzt und weite-
re Forderungen abgeleitet. Zustimmung fand die Forderung, dass valide Kriterien 
notwendig sind und dass Gender Mainstreaming in den Kriterienkatalog des Akk-
reditierungsrates und der Akkreditierungsagenturen aufzunehmen ist. Gender 
Mainstreaming Anforderungen an Akkreditierungsagenturen sind auf der nationa-
len und auf der internationalen Ebene zu stellen. Genderexpert/-innen sind in die 
Akkreditierung einzubeziehen und Gender-Kompetenz ist auch bei den Hoch-
schullehrer/-innen erforderlich, wie z.B. Gender Professuren an der FHW Berlin 
zeigen. 

Ausgehend von Praxisbeispielen wurde festgestellt, dass Ansätze für Gender 
Mainstreaming (wie z.B. Vereinbarkeitsregelungen in Studien- und Prüfungsord-
nung, „Gender“ auch als Zulassungskriterium für Masterstudiengänge oder Gen-
der-Module) als Handreichungen für Akteure an der Hochschule und für Gutach-
ter/-innen aufzubereiten sind. Darüber hinaus wurde geschlussfolgert, dass Evalu-
ationen als Qualitätssicherung um den Aspekt des Gender Mainstreaming zu er-
weitern sind. Evaluationen sollten regelmäßig auch bis zu geschlechterdifferenzier-
ten Verbleibsuntersuchungen durchgeführt werden, um den beruflichen Verbleib 
von Frauen und Männern zu erfassen. Es wurde gefordert, dass der Gender 
Mainstreaming Ansatz im Kontext von Studienreform und Qualitätssicherung 
nicht nur auf der Ebene der Hochschulen und Fachbereiche zu fokussieren ist. 
Gender Mainstreaming sollte z.B. in Zielvereinbarungen zwischen Land und 
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Hochschule als ein Kriterium der Steuerung durch gezielte Mittelzuweisung ge-
nutzt werden.  

Wie schätzen Studierende die gleichstellungspolitische Situation in Hoch-
schul- und Akkreditierungspraxis ein und welche Forderungen stellen sie? 

Die Vertreterin des Vorstands des fzs (freier zusammenschluß von studen-
tInnenschaften)5 stellte fest, dass geschlechtsspezifische Aspekte trotz der entspre-
chenden Aufforderung der Bologna-Nachfolgekonferenz 2003 in Berlin nach wie 
vor in der Praxis kaum eine Rolle spielen. Sie ging auf einige Probleme besonders 
ein und formulierte Forderungen, um eine Änderung zu erreichen: 

Während auf der Berlin-Konferenz der Anspruch erhoben wurde, soziale und 
geschlechtsspezifische Ungleichheit abzubauen, schätzte die studentische Vertrete-
rin ein, dass die Bologna-Nachfolgekonferenz 2005 in Bergen die soziale Dimensi-
on weitgehend auf Mobilität reduziert hat. Stärkere Einflussnahme auf europäi-
scher Ebene und insbesondere auf die nächste Bologna-Nachfolgekonferenz 2007 
wird als notwendig erachtet. Ein weiteres Problem ist die Durchlässigkeit der Stu-
diengänge, der Zugang zum Bachelor und vor allem zum Master. Die studentische 
Forderung lautet, keine (geschlechtsspezifischen) Hürden beim Übergang vom 
Bachelor- in den Masterstudiengang aufzubauen. Da es in den seltensten Fällen 
gelingt, feministische Inhalte in die Studieninhalte zu integrieren, ist deren Integra-
tion im Rahmen einer qualitativen Studienreform erneut zu fordern. 

Am Prozess der Umgestaltung sind Frauen nicht in ausreichendem Maße be-
teiligt. Im Akkreditierungsrat hat lediglich die Gruppe der Studierenden eine Frau 
entsandt, auch der Anteil von Frauen in Agenturen und in Akkreditierungsverfah-
ren wird als alarmierend eingeschätzt. Gefordert wird eine gleichberechtigte Betei-
ligung von Frauen im Akkreditierungsrat und auf allen Ebenen der Umsetzung.  

Eine weitere studentische Forderung lautet, bei der Akkreditierung Qualitäts-
standards zu definieren, die das Ziel einer geschlechtergerechten Hochschule ver-
folgen. Die Schulungen von studentischen Gutachter/-innen in einem dafür einge-
richteten studentischen Pool sollen ebenfalls Genderaspekte einbeziehen. 
 
3. Schlussfolgerungen unter gleichstellungspolitischen 

Gesichtspunkten 
 
Die in den Referaten genannten Forderungen und Empfehlungen für geschlech-
tergerechte Veränderung der Akkreditierung wurden in der Arbeitsgruppe vertieft 
diskutiert, ergänzt und zu Schlussfolgerungen zusammengefasst. In der Arbeits-
gruppe bestand Konsens, dass die Berücksichtigung von Genderaspekten in Ak-
kreditierungsverfahren nicht personellen Zufälligkeiten überlassen bleiben darf, 

                                                      
5 http://www.fzs-online.org/ (Zugriff am 13.9.2005). 
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sondern durch Integration in zentrale Strukturen der Akkreditierung zu gewährleis-
ten ist und dafür verstärktes Engagement auf mehreren Ebenen notwendig ist: 

a) Die gleichstellungspolitische Einflussnahme auf der Ebene des Akkreditie-
rungsrates wurde als besonders bedeutsam eingeschätzt, vor allem weil der 
Akkreditierungsrat die allgemeingültigen Kriterien für die Akkreditierung von 
Akkreditierungsagenturen und von Studiengängen beschließt. Die Forderung, 
„Gleichstellung“ als Mindeststandard in die Akkreditierung zu integrieren, 
führte zum einen zu der Schlussfolgerung, dass entsprechende Lobbyarbeit 
durch das CEWS, einschlägige Verbände und auch durch diese Fachtagung 
zu leisten ist. Zum anderen soll Gender-Kompetenz in Akkreditierungsrat 
und Akkreditierungsagenturen entwickelt werden. Dafür sind sowohl Qualifi-
zierungsangebote als auch die Mitwirkung von Genderexpert/-innen in Akk-
reditierungsgremien und als Gutachter/-innen durchzusetzen. 

b) Das deutsche Akkreditierungssystem wird zunehmend von europäischen 
Vereinbarungen und Qualitätsansprüchen im Kontext des Bologna-Prozesses 
geprägt. Deshalb reicht es nicht aus, die Berücksichtigung von „Gender“ nur 
auf nationaler Ebene zu fordern. Genderaspekte sollen auch in europäische 
Qualitätsstandards integriert werden. Konkrete Schlussfolgerungen für eine 
stärkere Einflussnahme von Genderexpert/-innen auf die nächste Bologna-
Nachfolgekonferenz 2007 sind noch zu ziehen.  

c) In der Arbeitsgruppe wurde diskutiert, wie Gender Mainstreaming auf der 
Hochschulebene umgesetzt werden kann. Es wurde gefordert, Gender Main-
streaming als Querschnittsaufgabe in Hochschulstandards zu integrieren, die 
sich sowohl im Leitbild der Hochschule widerspiegeln als auch bei der Erar-
beitung neuer Studiengänge berücksichtigt werden. Die Forderung, Gleich-
stellung an den Hochschulen zu institutionalisieren, wurde mit der Schluss-
folgerung verbunden, den Akkreditierungsantrag durch eine gleichstellungs-
politische Stellungnahme der Hochschule zu qualifizieren, die auf einer Prü-
fung durch die Gleichstellungsbeauftragte beruhen soll. 

d) Die Hochschule entscheidet weitgehend autonom über ihre Studiengangs-
entwicklung und auch über deren Qualitätssicherung. Diese Entscheidungen 
sind aber in der Regel nicht unabhängig von Zielvereinbarungen, die zwi-
schen Hochschule und Land abgeschlossen werden. Deshalb wurde die For-
derung erhoben, „Gender“ in diese Zielvereinbarungen als ein Kriterium der 
Steuerung der Hochschule zu integrieren. Die Frage, was eine Nichterfüllung 
des Genderkriteriums für die Hochschule bedeuten kann, konnte noch nicht 
beantwortet werden. 

e) Im Prozess der bisherigen Entwicklung und Akkreditierung von Bachelor- 
und Masterstudiengängen wurden einige Qualitätskriterien besonders intensiv 
diskutiert. Dazu gehören die Durchlässigkeit der Studiengänge, speziell die 
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Zugangsvoraussetzungen und Übergangsmöglichkeiten und die Anerkennung 
von außerhalb der Hochschule erworbenen Qualifikationen. Auch unter 
Genderaspekten verdienen diese Kriterien besondere Aufmerksamkeit, wie 
die Diskussion in der Arbeitsgruppe deutlich zeigte. Die prinzipielle Forde-
rung nach Durchlässigkeit der Studiengänge wurde ergänzt durch die Forde-
rung nach Beachtung von Gender Mainstreaming bei Zulassungsverfahren zu 
Bachelor- und Masterstudiengängen. Problematisch wurde der Zugang zu 
Masterstudiengängen eingeschätzt. Es wurde auf hohe Zulassungsvorausset-
zungen einiger Masterstudiengänge aufmerksam gemacht. In diesem Zusam-
menhang wurde auch auf die Tatsache hingewiesen, dass der Frauenanteil im 
Masterstudium deutlich geringer als im Bachelorstudium ist. Fächerbezogen 
sollte analysiert werden, welche Ursachen diesem unterschiedlichen Frauen-
anteil zugrunde liegen. Zum Übergang in Masterstudiengänge wurde gefor-
dert, innerhalb der Bachelorstudiengänge Möglichkeiten zur Erfüllung der 
Mastervoraussetzungen zu schaffen. Auch die Forderung nach Anerkennung 
von Arbeitstätigkeit (z.B. Familienarbeit) beim Zugang zum Master wurde ge-
stellt. 

f) Die Diskussion in der Arbeitsgruppe zeigte, dass die Umsetzung von Gender 
Mainstreaming in den Hochschulen recht unterschiedlich ausgeprägt ist, wo-
bei es insgesamt noch wenigen Erfahrungen mit Akkreditierung gibt. Neben 
einzelnen positiven Ansätzen aus der Hochschulpraxis wurde vor allem 
Handlungsbedarf erkennbar, wenn Akkreditierung zu Gleichstellungsfort-
schritt beitragen soll. Die Hochschulangehörigen sollen bei der Bewältigung 
dieser Aufgabe konkret unterstützt werden. In der Arbeitsgruppe wurde fest-
gestellt, dass dafür sowohl eine Sammlung von guten Praxisbeispielen hilf-
reich ist, als auch Handreichungen für unterschiedliche Zielgruppen entwi-
ckelt werden sollten. Es wurden Leitfäden für Gleichstellungsbeauftragte und 
auch fächerspezifische Leitfäden für Akteure an der Hochschule und für Gut-
achter/-innen gewünscht. 

g) Ausgehend von der Schwierigkeit, geeignete Gutachter/-innen aus den Fach-
bereichen für die Durchsetzung von Genderaspekten in Akkreditierungsver-
fahren zu finden, wurde in der Arbeitsgruppe über Möglichkeiten der Gut-
achter/-innenqualifizierung diskutiert. Es wurde gefordert, dafür Fachex-
pert/-innennetzwerke zu bilden und auch bereits vorhandene Netzwerke zu 
nutzen. Darüber hinaus wurde vorgeschlagen, einen Gutachter/-innenpool 
einzurichten. Hier konnte über Erfahrungen mit einem studentischen Gut-
achter/-innenpool6 berichtet werden und auch auf ein gewerkschaftliches 

                                                      
6 Informationen zum Studentischen Akkreditierungspool sind unter info@fzs-online.org und 
http://www.fzs-online.org/ (Zugriff am 13.9.2005) zu erfragen. 
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Gutachter/-innennetzwerk7 aufmerksam gemacht werden, das vor allem die 
Gutachter/-innen aus der Berufspraxis qualifiziert. Für diese beiden Netz-
werke wurde von den anwesenden Vertreterinnen eingeschätzt, dass zwar 
bisher Genderaspekte noch keine Rolle gespielt haben, sie aber durchaus 
Möglichkeiten für deren Umsetzung sehen. 

 
Resümierend kann festgestellt werden, dass eine anregende Arbeitsgruppendiskus-
sion zu zahlreichen Schlussfolgerungen geführt hat, die darauf gerichtet sind, 
Gleichstellungsfortschritt durch Akkreditierung zu erreichen. Notwendig ist jetzt 
ihre Umsetzung in der Hochschul- und Akkreditierungspraxis. Neue Kontakte und 
Kooperationsmöglichkeiten, die diese Fachtagung eröffnet hat, können dafür hilf-
reich sein.  
 
 
 
 

                                                      
7 http://www.gutachternetzwerk.de/gutachternetzwerk/willkommen.html (Zugriff am 13.9. 2005). 
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Arbeitsgruppe 3 

Handlungsfeld: Landeshochschulpolitik 
 
 
 
Anne Dudeck 

Gender Mainstreaming bei der Hochschulfusion 
 
 
1. Landeshochschulpolitik: GM bei der Hochschulfusion 
 
Die Integration und Implementierung von Gender Mainstreaming in Hochschul-
strukturen und Studiengangsplanungen steht im besonderen Zeichen der Fusion 
der beiden Lüneburger Hochschule seit dem 1. Januar 2005 (Fachhochschule 
Nordostniedersachsen und Stiftungsuniversität Lüneburg) zur neuen Stiftungsuni-
versität Lüneburg. Dieses hochschulpolitische „Experiment“ fordert im Sinne 
einer „Modellhochschule Bologna“ besondere Aufmerksamkeit für innovative 
Lehre, Forschung, Transfer und die Hochschulorganisation. Es wird sich im Laufe 
des Prozesses zeigen, inwieweit dies auch für Gender Mainstreaming als hand-
lungs- und forschungsleitende Idee realisiert werden kann. Landespolitische Rah-
menbedingungen sind dafür auf verschiedenen Ebenen von unterstützender Be-
deutung.  

Im Folgenden soll allerdings in gebotener Kürze die Fusion in ihren bildungs- 
und finanzpolitischen Dimensionen skizziert werden. Dazu wird ein Auszug aus 
einem Beitrag zur Bundeskonferenz der Hochschulfrauenbeauftragten im Oktober 
2004 in der Akademie Loccum auf gegriffen. 
 
2. Bildungs- und finanzpolitischer Kontext 
 
Die Fusion der beiden Lüneburger Hochschulen stellt in der bildungspolitischen 
„Fusionslandschaft“ ein Novum dar – zwei Hochschultypen, die seit Anfang der 
70er Jahre bewusst in den binären Strukturprofilen von einander abgegrenzt wur-
den, sollen zu einer Hochschule neuen Typs zusammen wachsen. Der bildungspo-
litische Auftrag im Sinne einer „Modellhochschule Bologna“ konsekutive Studien-
gänge BA und MA gemeinsam zu entwickeln und zu realisieren, ist innovativ und 
zukunftsweisend, gleichzeitig allerdings auch den finanziellen Restriktionen im 
Hochschulwesen geschuldet. 
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Insbesondere in Niedersachsen ist mit dem Regierungswechsel in 2003 ein 
Paradigmenwechsel fest zustellen: der in den 90er Jahren forcierte Ausbau der 
Fachhochschulen unterliegt einem radikalen Stopp. Gleichzeitig gehen mit dem 
2003 verabschiedeten Hochschuloptimierungskonzept (HOK)1 Standort- und Stu-
diengangsschließungen einher, die auch mit verschärften Arbeitsmarktbedingungen 
in verschiedenen Berufsfeldern für Hochschulabsolventinnen und -absolventen be-
gründet werden.  

Der Begründungszusammenhang für die Lüneburger Hochschulfusion er-
schließt sich demnach sowohl aus Zielen der Kostenersparnis als auch aus neuen 
Wegen zur strukturellen Hochschulreform und als Antwort auf die europäische 
Annäherung der Bildungsabschlüsse.  
 
3. Zielvorstellungen für den Fusionsprozess 
 
Die bildungspolitisch „von außen“ gesetzten Zielvorstellungen zum Aufbau einer 
„neuen Universität Lüneburg“ verbinden sich mit bisher im gemeinsamen Kom-
munikationsprozess erarbeiteten Zielen, z.B.: 

 Eine nicht mehr zeitgemäße äußere Differenzierung im deutschen Hoch-
schulsystem überwinden; 

 Die Herausforderung annehmen, aus der formalen Einmaligkeit ein inhaltlich 
unverwech-selbares Profil zu entwickeln; 

 Neben den klassischen Handlungsfeldern Forschung und Lehre soll zusätz-
lich das Profilie-rungsfeld Praxis/Transfer gleichwertig positioniert werden; 

 Eine fruchtbare Synthese von wissenschaftlicher Exzellenz und anwendungs-
bezogener Qualifikation für Studierende anbieten; 

 ein flächendeckendes Angebot von Bachelor- und Masterstudiengängen, das 
die her-kömmlichen Studienabschlüsse ersetzt, große Durchlässigkeit und In-
terdisziplinarität des Studiengangssystems gewährleistet und die internationale 
Ausrichtung der Universität unterstreicht; 

 Entwicklung einer modernen Hochschulverwaltung, eines starken Studieren-
den-Services und Change-Management in Personal- und Organisationsent-
wicklung; 

 Eine besondere Verpflichtung gegenüber der Region Lüneburg im Hinblick 
auf Fragen des Wissens- und Technologietransfers wahrnehmen. 

Fusionsprozess und Zielerreichung sind gekennzeichnet durch 

 Überwindung des binären Systems in einer Stiftungsuniversität und damit 
verbundener Autonomiestärkung; 

                                                      
1 http://cdl.niedersachsen.de/blob/images/C2536513_L20.pdf (Zugriff am 10.11.2005). 
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 Aufbau und Entwicklung einer „Bologna-orientierten Universität neuen 
Typs“; 

 Beispielhafte Konzeptentwicklung im Bereich Qualitätssicherung; Lehr-, 
Forschungs-, Transfer- und Dienstleistungsevaluation; 

 Flexible Gestaltung des Professorenamtes; 
 Hochschulzugang und studiengangsspezifische Zulassungen werden neu 

geregelt; 
 Hochschulfusion als Management von Differenz; 
 Regionale Kooperationen – Internationale Vernetzung. 

Die strategische Ausrichtung orientiert sich an den Zielen Gender und Diversity, 
Interdisziplinarität, Nachhaltigkeit und Internationalität. Quer zu diesen Zielen 
liegen Steuerungsfähigkeit, Berufungsfähigkeit und Qualitätssicherung (vgl. BuKoF 
2005). 
 
4. Genderansätze in der neuen Stiftungsuniversität Lüneburg 
 
Mit der Finanzierung des Projektes „Gender-Kompetenz in naturwissenschaftlich 
technischen Studiengängen und der Hochschulorganisation“2 aus Mitteln des 
Hochschulwissenschaftsprogrammes (HWP) hat das niedersächsische Wissen-
schaftsministerium ein deutliches Zeichen gesetzt, Gender Mainstream in seinen 
Vielfältigen Dimensionen in der neuen Stiftungsuniversität zu realisieren. 

In der Struktur von Handlungsfeldern, Strukturfeldern, Steuerungselementen, 
Zielgruppen und Strategien (vgl. Strukturbild Seite 180) kann im Rahmen dieses 
Projektes Gender Mainstream als Querschnittsaufgabe und Instrument zur Reali-
sierung von Frauenförderung und Geschlechtergerechtigkeit in allen Feldern um-
gesetzt werden 3 

Mit dem „Gender-Kompetenz-Projekt“ wird an der bisherigen Frauen- und 
Gleichstellungspolitik beider Vorgängerhochschulen angesetzt und sie wird als 
Ergänzung ihrer Weiterentwicklung definiert.  

Handlungsansätze konnten bisher in folgenden Bereichen etabliert werden 
bzw. sind für die nächsten Monate in Planung: 

 Gender-Beratung: für Studiengangsplanungen, im Kontext von Change-Mana-
gement in der Zusammenführung und Umstrukturierung der Verwaltung und 
in der Unterstützung zur Erstellung von Gender-Action-Plänen in For-
schungsvorhaben; 

 Gendergespräche: mit Studiengangsplanerinnen und -planern, mit Studiengangs-
dekaninnen und -dekanen; 

                                                      
2 http://www.uni-lueneburg.de/gender-kompetenz (Zugriff am 22.11.2005). 
3 Vgl. Beitrag von Bettina Jansen-Schulz i.d. Band. 
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 Gender in der Hochschuldidaktik: Analyse und Synopse zu Studiengangsplanun-
gen von BA/MA-Studiengängen; 

 Gender in interner hochschuldidaktischen Weiterbildung an der Hochschule: für Lehren-
de, Forschende, Studierende und Beschäftigte in Verwaltung und Technik; 

Die Zielgruppen dieser Aktivitäten reagieren unterschiedlich auf diese Angebote: 
von „bin sehr interessiert“ bis „das ist überflüssig und stört“. Das bedeutet, „Gen-
der Mainstreaming“ in seinen vielfältigen Facetten als Selbstverständlichkeit und 
qualitätssicherndes Element in der Hochschule zu implementieren, bedarf es ne-
ben eines hartnäckigen „Bildungsprozesses“ weiterer landeshochschulpolitischer 
Unterstützung, da es auch als „„Top-down“-Prinzip“ umgesetzt werden muss. 
 
5. Landeshochschulpolitische Unterstützung beim Umsetzen 

von Gender Mainstream als „Top-down“-Prinzip 
 
Um in der Hochschule Genderwissen, Gendersensibiltät und damit Genderkom-
petenz zu realisieren, muss in verschiedenen außerhochschulischen Kontexten 
„Gender“ als Qualitätsmerkmal ausgewiesen sein. Dies ist u.a. in folgenden Berei-
chen zu verorten: 

 Gender als verbindliches Akkreditierungsmerkmal, 
 Genderexpertinnen und -experten in den Akkreditierungsagenturen, 
 Genderkompetenz in der wissenschaftlichen Kommission, 
 Gender in den Zielvereinbarungen (sowohl zwischen Land und Hochschule 

als auch hochschulintern), 
 Gender als Teildenomination für Professuren, 
 Gender als Leistungsparameter bei Budgetierung und Mittelvergabe (sowohl 

zwischen Land und Hochschule als auch hochschulintern). 

Für Niedersachsen kann festgestellt werden, dass mit der Bereitschaft, seit vielen 
Jahren aus den HWP-Mitteln in den Hochschulen und hochschulübergreifend 
Projekte, Tagungen und Kongresse zu finanzieren, die für Gender Mainstream in 
der Hochschullandschaft Weg weisend sind, wichtige Impulse gesetzt wurden.  

Doch eine nachhaltige Wirkung kann nur erzielt werden, wenn Hochschullei-
tungen gemeinsam mit Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten in Landes- und 
Bundeshochschulpolitik Akteurinnen und Akteuren, Entscheiderinnen und Ent-
scheider für Gender Mainstream als Teil des akademischen Selbstverständnisses 
gewinnen können. 
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Helga-Maria Engel 

Gender Mainstreaming in der Berliner Hochschulpolitik 
 
 
1. Steuerungsinstrumente des Landes Berlin 
 
Gemäß Artikel II des Haushaltsstrukturgesetzes 1997 in der Fassung des Art. III 
§ 2 des Haushaltsentlastungsgesetzes 2002 wurden für die Jahre 2006 bis 2009 
zwischen dem Land Berlin, vertreten durch den Senator für Wissenschaft, For-
schung und Kultur, mit den Hochschulen so genannte Hochschulverträge abge-
schlossen. 

Ziel dieser Verträge ist es, die Leistungsfähigkeit und die Attraktivität der 
Berliner Hochschulen trotz der angespannten Finanzlage des Landes Berlin zu 
erhalten. Die Vertragsparteien sind sich u. a. einig „Konzepte für Gender Main-
streaming zu entwickeln, umzusetzen sowie Maßnahmen zur Chancengleichheit in 
der Personalpolitik zu ergreifen“ (Senat Berlin 2005: Präambel). 

In den Verträgen mit den Fachhochschulen steht unter § 7 Chancengleichheit 
von Frauen an Hochschulen z. B. „ Die Fachhochschule für Technik und Wirt-
schaft fördert Frauen insbesondere in der Wissenschaft mit dem Ziel, den Anteil 
der Frauen innerhalb der einzelnen Qualifikationsstufen denen der jeweiligen vo-
rangegangenen anzupassen. Sie wird mit den Fachbereichen unter Berücksichti-
gung der Rechte der Frauenbeauftragten Zielvereinbarungen zur Förderung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern abschließen und insbesondere die Reali-
sierung nicht vollständig umgesetzter Festlegungen der bisherigen Vereinbarungen 
sicherstellen.“ (Senat Berlin 2005: § 7). Diese „nicht vollständig umgesetzten Fest-
legungen der bisherigen Vereinbarungen“ beziehen sich für die Fachhochschulen 
entsprechend der Hochschulverträge bis 2001 auf folgende fünf Eckpunkte (vgl. 
Senat Berlin 1999): 

1. Erhöhung des Anteils der Professorinnen, 
2. verstärkte Berücksichtigung von Wissenschaftlerinnen bei der Vergabe von 

Lehraufträgen, 
3. verstärkte Berücksichtigung von Frauen bei der Vergabe von Gastprofessu-

ren/-dozenturen, 
4. Sicherstellung der vertretungsweisen Wahrnehmung der Aufgaben von Frau-

en während des Mutterschutzes und eines Elternteils während des Erzie-
hungsurlaubs, 

5. Kinderbetreuung für die Hochschulangehörigen. 
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Diese fünf Punkte finden auch für die aktuellen Zielvereinbarungen zwischen den 
Hochschulleitungen und den Fachbereichen Anwendung. Weiterhin ist in den 
Hochschulverträgen ein System der leistungsbezogenen Mittelzuweisung verankert. 
Dafür werden ab 2006 30 Prozent (in den Vorjahren waren es 15 %) der konsum-
tiven Mittel, verwendet. Die Mittelverteilung erfolgt fächerbezogen 50 Prozent für 
die Lehre, 45 Prozent für die Forschung und Nachwuchsförderung und 5 Prozent 
für Gleichstellung. Für die Gleichstellung gelten an Fachhochschulen drei Parame-
ter:  

 die Anzahl der Professorinnen zur Anzahl der besetzten Professuren mit dem 
Faktor 0,2,  

 die Anzahl der Professorinnen zur Anzahl der in den letzten zwei Jahren 
besetzten Professuren mit dem Faktor 0,4 und  

 die Anzahl der Absolventinnen zu der Anzahl der Absolventen insgesamt mit 
dem Faktor 0,4. 

Die Bemühungen der Landeskonferenz der Frauenbeauftragten, den Mittelanteil 
für Gleichstellung von 5 auf 10 Prozent zu erhöhen und besser beeinflussbare 
Kennziffern zu entwickeln, konnte nicht erreicht werden. Erfolgreich konnte die 
Formulierung in der Präambel festgeschrieben werden, dass „Konzepte für Gen-
der Mainstreaming zu entwickeln, umzusetzen sowie Maßnahmen zur Chancen-
gleichheit in der Personalpolitik zu ergreifen“ sind. 
 
2. Umsetzung der Landespolitik an der Hochschule am  

Beispiel der FHTW Berlin 
 
Zielvereinbarungen: 
In Absprache mit der Hochschulleitung und der Zentralen Frauenbeauftragten 
wurden die fünf Eckpunkte aus dem Hochschulvertrag mit dem Land Berlin für 
die internen Zielvereinbarungen zur Chancengleichheit in der FHTW Berlin um 
folgende fünf Punkte erweitert: 

1. Maßnahmen zur Förderung von gender studies in Forschung und Lehre, 
2. Maßnahmen zur Förderung von Mitarbeiterinnen (nichtwissenschaftliches 

Personal), 
3. Maßnahmen zur wissenschaftlichen Nachwuchsförderung, 
4. Maßnahmen zur Förderung von Studentinnen (z. B. Mädchen machen Tech-

nik, Schülerinnencomputerpool, Vereinbarkeit von Studium und Familie, Or-
ganisation der Belegung der Lehrveranstaltungen, AWE-Fächer, Studienab-
brecherinnen), 

5. Maßnahmen zur Förderung von weiblichen studentischen Hilfskräften. 
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Für diese Punkte wurden von den Fachbereichen konkrete Ziele benannt und 
diese wurden wiederum durch konkrete Maßnahmen untersetzt. Die Ziele sollten 
steuerbar sein und durch Anreize verknüpft werden. Außerdem muss sichtbar sein, 
welches Ziel erreicht werden sollte. Das verbessert die „Messbarkeit“ und Bewer-
tung von Maßnahmen, von einem Ist- oder Ausgangszustand zu einem „neuen“ 
Zustand über einen bestimmten Zeitraum zu gelangen mit dem Ziel, diese Ent-
wicklung „belohnen“ zu können.  

Dafür wurde in der Hochschule ein Chancengleichheitsfonds eingerichtet. 
Die Verteilung der zur Verfügung stehenden Mittel erfolgt analog des Prinzips des 
Verfahrens der leistungsbezogenen Mittelverteilung zwischen den Fachhochschu-
len Berlins. Für das Jahr 2005 werden von den zugewiesenen 40.000 € für fachbe-
reichsbezogenen Maßnahmen (Zielvereinbarungen) 75 Prozent der Finanzmittel 
erfolgsbezogen umverteilt. Für chancengleichheitsbezogene Projekte von allgemei-
nem Hochschulinteresse werden 25 Prozent aus diesem Fonds eingestellt.  
 
Gender Mainstreaming: 
Die Anfänge der Umsetzung von Gender Mainstreaming an der FHTW Berlin 
liegen im Jahr 2000. 

 „Gender Mainstreaming – Die Frauenbeauftragten der Fachhochschulen 
beraten Handlungsstrategien“, Tagung der BuKoF-Kommission an der 
FHTW im Juni 2000. 

 In Auswertung der Tagung schlägt der Präsident der FHTW in der Sitzung 
des Akademischen Senats am 3.7.2000 vor, für Führungskräfte der FHTW 
eine Schulung zum Gender Mainstreaming durchzuführen. 

 Im Dezember 2001 hat sich die FHTW Berlin um das Prädikat „Total E-
Quality Science Award“1 beworben und dieses im Mai 2002 verliehen be-
kommen. Im 2. Aktionsfeld „Karriere und Personalentwicklung“ heißt es un-
ter Punkt 2.5: Qualifizierungsangebote für Führungskräfte, “..., dass mit Hilfe 
externer einschlägiger Anbieter im nächsten Jahr dem Gender-Training eine 
hohe Aufmerksamkeit gebührt“. 

 In der Sitzung des Kuratoriums im Oktober 2002 weist der Präsident darauf 
hin, dass die Hochschulleitung die Aspekte von Gender Mainstreaming und 
Chancengleichheit als ressortübergreifende Aufgaben wahrnimmt. 

 Bei der für Frauenfragen zuständigen Senatsverwaltung wurde im Januar 2003 
eine Geschäftsstelle Gender Mainstreaming installiert, die den gesamten Imp-
lementierungsprozess koordinierend und beratend begleitet. Die Geschäfts-
stelle „Gender Mainstreaming“ fungiert als Schnittstelle zwischen Hauptver-

                                                      
1 http://www. total-e-quality.de/ (Zugriff am 18.11.2005). 
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waltungs- und Bezirksebene. Sie sichert und steuert den regelmäßigen Infor-
mationsfluss zwischen den beteiligten Akteurinnen und Akteuren. 

 Vorlage der Frauenbeauftragten für die Hochschulleitung am 23. September 
2003 zur Umsetzung von Gender Mainstreaming an der FHTW. Die Hoch-
schulleitung beschließt die Weiterbildung für Führungskräfte (Zielgruppe: 
Hochschulleitung, Dekane, Abteilungsleiter/innen, Leiter/innen von Zent-
raleinrichtungen). 

 Dreitägiges Seminar mit der Trainerin Dr. Claudia Neusüß und dem Trainer 
Christian Raschke im Wintersemester 2003/2004. 

 Wissenschaftliche Begleitung der Einführung von Gender Mainstreaming an 
der FHTW Berlin im Wintersemester 2004/2005 durch Competence Consul-
ting (Dr. Christine Färber und Manfred Köhnen). Die Zielgruppe waren die 
Studiengangsprecher. 

 Bericht der Hochschulleitung im Kuratorium am 28.6.2005 zu „Studienre-
form und Gender Mainstreaming“. 

 Die Zielstellung der Hochschulverträge ab 2006 „Konzepte für Gender 
Mainstreaming zu entwickeln, umzusetzen sowie Maßnahmen zur Chancen-
gleichheit in der Personalpolitik zu ergreifen“, wird an der FHTW Berlin kon-
tinuierlich umgesetzt (Senat Berlin 2005: Präambel). 

 
 
Literatur 
Senat Berlin (1999): Vertrag mit der Fachhochschule für Wirtschaft und Technik gemäß Artikel II 

des Haushaltsstrukturgesetzes 1999. 
Senat Berlin (2005): Vertrag mit der Fachhochschule für Wirtschaft und Technik gemäß Artikel II 

des Haushaltsstrukturgesetzes 2005: http://senwisskult.berlin.de/2_hochschulen/inhalt/2_ 
hochpolitik/ 3_vertraege/8VertragFHTW.pdf (Zugriff am 18.11.2005). 
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Ramona Myrrhe 

Gender Mainstreaming und Landeshochschulpolitik 
in Sachsen-Anhalt 
 
 
1. Programme und Pläne zum Gender Mainstreaming 
 
Sachsen-Anhalt nimmt in Deutschland bei der Umsetzung der europäischen 
Gleichstellungspolitik eine bedeutende Stellung ein. Dies bezeugen vor allem eines 
der bundesweit ersten Gender-Mainstreaming-Konzepte in der Verwaltung, wel-
ches im Jahre 2000 mit dem Programm „zur systematischen Einbeziehung des 
Ziels der Chancengleichheit von Frauen und Männern in sämtliche Politikberei-
che“ und einem Kabinettsbeschluss zur Umsetzung von Gender Mainstreaming 
von der Landesregierung eingeleitet wurde1 und die Gründung des ersten Gender-
Instituts der Bundesrepublik in Sachsen-Anhalt, G/I/S/A2. 

Für die Universitäten und Fachhochschulen Sachsen-Anhalts wurden ver-
schiedene Gesetze, Programme und Pläne formuliert und festgeschrieben, deren 
Ziel es ist, die Umsetzung des gender mainstreaming Konzeptes zu verwirklichen 
und den Abbau der  Wissensdefizite über die unterschiedliche Situation von Frau-
en und Männern zu erreichen. So heißt es im § 3,5 des Landeshochschulgesetzes 
Sachsen-Anhalt vom 5. Mai 2004: 

„Die Hochschulen wirken bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben auf die tatsächliche 
Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Männern hin. In Forschung, Lehre, 
Studium und Weiterbildung sowie bei der Gestaltung der Arbeitsabläufe in den genann-
ten Bereichen werden unterschiedliche Lebenswirklichkeiten und Interessen von Frauen 
und Männern berücksichtigt. Darüber hinaus ergreifen die Hochschulen Maßnahmen 
zur Beseitigung von bestehenden Nachteilen von Wissenschaftlerinnen, sonstigen weib-
lichen Beschäftigten und Studentinnen und zur Erhöhung des Anteils von Frauen und 
Männern in Bereichen, in denen sie unterrepräsentiert sind.“3 

Im Rahmen der begonnenen Hochschulmodernisierungsprozesse in Sachsen-
Anhalt sollen mittels Zielvereinbarungen und leistungsorientierter Mittelvergabe 
die Rahmenbedingungen für die Chancengleichheit von Frauen und Männern in 
Studium, Lehre und Forschung verbessert werden. Dieses Anliegen verfolgt das im 
Jahre 2003 im Kultusministerium Sachsen-Anhalt ins Leben gerufene Anwen-
dungsprojekt „Gender Mainstreaming im Kontext der neuen Steuerungsinstru-
mente an den Hochschulen“4. 
                                                      
1 http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?id=8808 (Zugriff am 18.11.2005). 
2 http://www.g-i-s-a.de (Zugriff am 18.11.2005). 
3 http://www.rechtliches.de/LSA/info_HSG.html (Zugriff am 18.11.2005). 
4 http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/fileadmin/Files/gm2.pdf (Zugriff am 18.11.2005). 
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Vorrangige Ziele des Anwendungsprojektes sind: 

 Schaffung von Rahmenbedingungen, die es Frauen in gleichem Maße wie 
Männern ermöglichen, ihre Leistungen und ihr Wissenschaftsverständnis ein-
zubringen, 

 Weibliches Innovationspotential in Lehre und Forschung stärker nutzen, 
 Modernisierung von Lehre und Forschung und 
 Abbau der Unterrepräsentanz von Frauen in Führungspositionen. 

In den Hochschulentwicklungsplänen der Universitäten sind diese Forderungen 
reflektiert worden und in den Zielvereinbarungen zwischen dem Kultusministeri-
um und den Hochschulen und Universitäten des Landes Sachsen-Anhalt hat Gen-
der Mainstreaming im Abschnitt 4: „Gleichstellung von Männern und Frauen in 
der Wissenschaft“ Eingang gefunden. Neben individuellen Zielen verpflichten sich 
die Fachhochschulen und Universitäten des Landes, Konzeptionen zum Gender 
Mainstreaming zu entwickeln.  

Das Frauenfördergesetz des Landes Sachsen-Anhalt gilt auch für die Hoch-
schulen des Landes und orientiert auf die Erstellung individueller Frauenförderplä-
ne für die Hochschulen, die alle zwei Jahre fortzuschreiben sind.5 

Aufbauend auf den Frauenförderplan haben die Hochschulen teilweise detail-
lierte Pläne aufgestellt wie z.B. den „Plan zur Gleichstellung von Frauen und Män-
nern“ an der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg6 und das Gleichstellungs-
programm der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg7.  
 
2. Umsetzungen der Pläne 
 
Es ist vor allem dem Programmteil des Hochschulwissenschaftsprogramms 
(HWP) „Förderung der Chancengleichheit für Frauen in Forschung und Lehre“ zu 
verdanken, dass innovative Projekte und Maßnahmen zum Gender Mainstreaming 
und zur Frauenförderung in Sachsen-Anhalt realisiert werden konnten. Im März 
2001 wurde von der damaligen Gleichstellungsbeauftragten der Otto-von-Gue-
ricke-Universität Magdeburg, Prof. Dr. Gudrun Goes, über HWP-Mittel eine Stelle 
für die Koordination von Frauen- und Geschlechterforschung in Sachsen-Anhalt 
eingerichtet. Mit der Stelle wurde und wird eine doppelte Zielsetzung verfolgt: 
Zum einen soll die Frauen- und Geschlechterforschung stärker gefördert und ver-
netzt werden, zum anderen sollen gezielt Frauen bei der wissenschaftlichen Quali-
fizierung unterstützt werden. Die Koordinierungsstelle dient als zentrale Anlauf-

                                                      
5 http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/fileadmin/Files/FrFG_Stand_2004.pdf (Zugriff am 
18.11.2005). 
6 http://www.uni-magdeburg.de/gleichstellungsbuero/koord/start.htm (Zugriff am 18.11.2005). 
7 http://www.gleichstellungsbuero.uni-halle.de (Zugriff am 18.11.2005). 
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stelle für alle, die Informationen zu Frauen- und Geschlechterforschung in Sach-
sen-Anhalt suchen. Unter anderem finden Sie dort: 

 eine Liste von Projekten zur Frauen- und Genderforschung an Hochschulen 
und Fachhochschulen, 

 Hilfe bei der Suche nach möglichen Kooperationspartner/-innen in der For-
schung und 

 Beratung in bezug auf die Finanzierung und Durchführung von Projekten, 
Dissertationen und Habilitationen. 

Es wurde eine Datenbank aufgebaut, in der alle Projekte zur Frauen- und Ge-
schlechterforschung an Hochschulen und Fachschulen in Sachsen-Anhalt ver-
zeichnet sind. Dies soll die Vernetzung der Projekte und Forscherinnen und For-
scher untereinander erleichtern8. 

Dass bereits Potenziale in Hinsicht auf eine interdisziplinäre Zusammenarbeit 
zwischen den Universitäten und Fachhochschulen des Landes Sachsen-Anhalt 
vorhanden sind, die weiter ausgebaut und entwickelt werden müssen, haben die in 
Halle und Magdeburg durchgeführten Ringvorlesungen zur Frauen- und Ge-
schlechterforschung9 und die abwechselnd in Halle und Magdeburg durchgeführ-
ten Tage zur Frauen- und Geschlechterforschung dokumentiert (vgl. Boesenberg 
2003, Glaser 2001, Labouvie/Bunzmann 2004, Ritter 200410). 

Am ersten Lehrstuhl mit der Teildenomination für Geschlechterforschung in 
Sachsen-Anhalt, den Frau Prof. Dr. Eva Labouvie an der Otto-von-Guericke-
Universität Magdeburg inne hat, konnte über HWP-Mittel ein interdisziplinär an-
gelegtes Projekt, welches die rechtlichen, wirtschaftlichen, politischen, sozialen und 
kulturellen Aspekte von Frauen- und Männerleben vom 16. bis zum 20. Jahrhun-
dert in Magdeburg thematisierte, realisiert werden. Dieses Projekt vereinte wissen-
schaftlichen Nachwuchs, Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen aus verschie-
denen Universitäten und Hochschulen Deutschlands und Partner und Partnerin-
nen aus außeruniversitären Verbänden und Netzwerken transwissenschaftlich und 
unter Verknüpfung von Forschung und Lehre, Wissenstransfer und der Erpro-
bung neuer Kommunikationsformen (vgl. Labouvie). 

Ebenfalls am Lehrstuhl von Prof. Labouvie ist das Projekt „Im Schatten. 
Frauenleben zwischen Altmark und Unstruttal“ angesiedelt. Ohne die finanziellen 
Mittel des HWP-Programmes wären die genannten Aktivitäten nicht realisierbar 
gewesen. 

Um den nach wie vor sehr niedrigen Anteil der Professorinnen zu erhöhen, 
erscheint es dringend geboten, die wissenschaftliche Qualifizierung von Frauen 
                                                      
8 http://www.uni-magdeburg.de/gleichstellungsbuero/koord/start.htm (Zugriff am 18.11.2005). 
9 http://www.uni-magdeburg.de/gleichstellungsbuero/koord/start.htm (Zugriff am 18.11.2005). 
10 http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/tagungsberichte/id=691; http://www.verwaltung.uni-
halle.de/DEZERN1/PRESSE/aktuellemeldungen/frauen04.htm (Zugriff alle am 18.11.2005). 
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gezielt zu fördern. Mentoring ist ein bereits von vielen Fachhochschulen und Uni-
versitäten eingesetztes Instrument zur Förderung der Chancengleichheit. Die Ko-
ordinierungsstelle hat verschiedene Coaching- und Mentoringseminare für den 
weiblichen Nachwuchs organisiert. Die Resonanz auf diese Seminare war durch-
weg positiv. Als weitere Qualifizierungsmaßnahmen für Doktorandinnen und Ha-
bilitandinnen sind vor allem die Stipendienprogramme  „Forschungsstipendien zur 
Förderung des weiblichen wissenschaftlichen Nachwuchses im Land Sachsen-
Anhalt“11 und „Förderung der Berufungsfähigkeit von Frauen an Fachhochschulen 
im Land Sachsen-Anhalt“12 zu nennen, die durch das HWP finanziert werden 
konnten.  

Die Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg vergibt seit 1997 die Doro-
thea-Erxleben-Professur. Diese einjährige Gastprofessur, die junge Wissenschaftle-
rinnen auf ihrem Weg zur beruflichen Karriere unterstützen soll und bisher von 
acht Wissenschaftlerinnen genutzt wurde, steht Forscherinnen aus allen Fachgebie-
ten, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, zur fachlichen und persönlichen Pro-
filierung offen. Zur Förderung von Frauen in naturwissenschaftlichen-technischen 
Studiengängen wurde an allen Hochschulen des Landes die Initiative „Frauenprak-
tikum“ erfolgreich durchgeführt. Im Jahr 2004 absolvierten insgesamt 119 junge 
Frauen ein Praktikum im Rahmen des Projektes „FrauenPraktikum“ an den Uni-
versitäten und Hochschulen des Landes Sachsen-Anhalt. Das „FrauenPraktikum“ 
ist Teil der Landesinitiative „Fujogi – Future Jobs For Girl´s – Perspektiven für 
Mädchen und junge Frauen in Sachsen-Anhalt“, zu der noch drei weitere Projekte 
gehören13. 
 
3. Aufgaben und Forderungen 
 
Als grundlegende Forderung sollte die Entwicklung eines funktionierenden Sys-
tems der Qualitätssicherung und des Controlling gelten, damit sicher gestellt wer-
den kann, dass die Verankerung von Gender Mainstreaming in Leitbildern, Ziel-
vereinbarungen und diversen Plänen auch verwirklicht werden kann. Gender 
Mainstreaming sollte erneut  in den Zielvereinbarungen festgeschrieben werden 
und als „Top-down“-Ansatz in die Leitungs- und Entscheidungsstrukturen der 
Hochschulen integriert werden. Die Verbindlichkeit der Pläne (z. B. Frauenförder-
plan) muss erhöht und vor allem transparenter werden. 

Die Bundesregierung hat im Mai 2005 eine Machbarkeitsstudie zu einem ge-
schlechtergerechten Bundeshaushalt in Auftrag gegeben14. 
                                                      
11 http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?id=3623 (Zugriff 18.11.2005). 
12 http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?id=3622 (Zugriff 18.11.2005). 
13 http://www.frauenpraktikum.de; http://www.fujogi.de (Zugriff 18.11.2005). 
14 http://www.gender-mainstreaming.net/bmfsfj/generator/gm/Aktuelles/newsletter, did = 
28142.html (Zugriff am 18.11.2005). 
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Auch die Hochschulen des Landes Sachsen-Anhalt sollten das Instrument 
des Gender-Budgeting, welches bereits in den 1990er Jahren im internationalen 
Kontext entwickelt wurde, einbeziehen und anwenden. Erste Schritte in diese 
Richtung wurden bereits durch das von Hof Wittenberg initiierte Projekt „leis-
tungsorientierte Budgetierung an Fachhochschulen in Sachsen-Anhalt nach dem 
Gender Mainstreaming-Konzept“ getan (vgl. Burkhardt 2003). 

Das Land Sachsen-Anhalt sollte sich für die Weiterführung des HWP-Pro-
grammes einsetzen bzw. die freiwerdenden Kofinanzierungsanteile zielgerichtet für 
die Umsetzung von Gender Mainstreaming in den Hochschulen bereitstellen. Eine 
Evaluierung der im Rahmen des HWP-Programmes durchgeführten Projekte und 
Programme wäre sicherlich sinnvoll. Die Stipendienprogramme sollten nachhaltig 
weiter geführt werden. Dabei sollten die Ergebnisse des am Hof Wittenberg durch-
geführten Projektes „Gleichstellung an Hochschulen – wissenschaftliche Beglei-
tung von HWP-Programmen zur Förderung von Frauen an Hochschulen in Sach-
sen-Anhalt“ Berücksichtigung finden und vor allem der Vorschlag, die Stipendien 
auf befristete Stellen umzuwandeln, in die Überlegungen einbezogen werden. 
(Schlegel 2002)  

Mentoring- und  Coachingprogramme für Studentinnen und Nachwuchswis-
senschaftlerinnen sollten fester Bestandteil der Weiterbildungsmaßnahmen werden. 
Gender Mainstreaming sollte auch in der Personalentwicklung der Hochschulen 
verankert sein, die nach Möglichkeit auch für das wissenschaftliche Personal aus-
zudehnen ist. (Rohloff 2002) Wünschenswert wäre es, die Koordinierungsstelle für 
Frauen- und Geschlechterforschung dauerhaft zu implementieren, damit verlässli-
che Strukturen geschaffen werden. (zu Wegen der langfristigen Institutionalisie-
rung Metz-Göckel 2000, S. 238 ff.) Die Koordinierungsstelle könnte über die kon-
tinuierliche Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses hinaus in Anlehnung 
an das Berliner Programm „ProFiL. Professionalisierung für Frauen in Forschung 
und Lehre: Mentoring – Training – Networking“15 ein Programm zur Förderung 
von Wissenschaftlerinnen auf dem Weg zur Professur initiieren, welches junge 
Nachwuchswissenschaftlerinnen bei der Planung und Entwicklung ihrer Karriere 
intensiv unterstützt und auf künftige Führungs- und Managementanforderungen 
einer Professur vorbereitet. 

Im Zuge der Einführung der neuen gestuften Studiengänge werden neue 
Lehr- und Lernformen entwickelt. Genderaspekte sollten bei der Modularisierung 
der   

BA/MA Studiengänge durchgängig Berücksichtigung finden. In diesem Zu-
sammenhang kann die Frauen- und Geschlechterforschung integriert und eigen-
ständige Gender-Module verankert werden. Die Einbeziehung des Aspektes der 
Genderforschung in die Denomination von Stellen wäre wünschenswert. An der 
                                                      
15 Zum Programm: http://www.profil-programm.de (Zugriff am 18.11.2005). 
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Otto-von-Guericke Universität Magdeburg wird unter Federführung von Prof. Dr. 
Eva Labouvie ein neuer Studiengang geplant, der diesen Aspekten Rechnung trägt. 
Da die Kategorie Geschlecht die verschiedenen Denk- und Wissenssysteme eben-
so wie gesellschaftliche und kulturelle Organisationsformen bestimmt und die 
Geschlechterforschung von der Theorie und den Ansätzen eng an die Kulturwis-
senschaft geknüpft ist, wird die Ausrichtung des Studienganges auf die Schwer-
punkte, Geschlecht und Kultur, fokussiert. 

Der geplante interdisziplinäre Studiengang „Geschlecht und Kultur“ fördert 
interdisziplinäres Denken, verpflichtet zu einer fächerübergreifenden Forschung 
und erlaubt es, verschiedene Fächer und Strukturen miteinander zu vernetzen bzw. 
wissenschaftskritische Denkansätze in die einzelnen Fächer hineinzutragen. 

Er würde nicht nur ein Novum an den Universitäten und Fachhochschulen 
des Landes Sachen-Anhalt bilden, sondern auch – abgesehen von einem „Magis-
terstudiengang Geschlechterstudien/Gender Studies“ an der Humboldt-Univer-
sität in Berlin – den ersten und einzigen Studiengang zur (Interdisziplinären) Ge-
schlechterforschung in den neuen Bundesländern darstellen. In der Konzeption 
eines Diplomstudienganges zur kulturwissenschaftlichen Geschlechterforschung 
wäre er ein Novum in Deutschland insgesamt. 

Insgesamt ergeben sich also zehn wichtige Forderungen an die Landeshoch-
schulpolitik:  

 funktionierendes System der Qualitätssicherung und des Controlling entwi-
ckeln, 

 Weiterbildung zu Gender Mainstreaming und Entwicklung von Gender-
Kompetenz in den Hochschulen (Hochschulleitung und Lehrpersonal), 

 Einführung von Gender Studiengängen bzw. Gender-Modulen, Verankerung 
der Gender-Studies und Integration der Frauen- und Geschlechterforschung, 

 durchgängige Berücksichtigung von Genderaspekten bei der Modularisierung 
der BA/MA Studiengänge, 

 Erneuerung der Hochschulpersonalstruktur, 
 Gender-Budgeting an Fachhochschulen und Universitäten, 
 Erneute Festschreibung von GM in den Zielvereinbarungen, 
 Mittelbereitstellung für die Umsetzung von GM an den Hochschulen, 
 Einsetzen für die Weiterführung des HWP-Programmes bzw. die freiwerden-

den Kofinanzierungsanteile zielgerichtet für die Umsetzung von GM bereit 
stellen und 

 Evaluierung der im Rahmen des HWP-Programmes durchgeführten Projekte 
und nachhaltige Weiterführung. 
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Karsten König 

Schrecksekunden der neuen Gleichstellungspolitik 

Arbeitsgruppenbericht 
 
 
Es ging schon ein Schlucken durch die Runde, als die Mitarbeiterin eines Ministe-
riums darauf hinwies, dass es nach dem Auslaufen der derzeitigen Sondermittel für 
Frauenförderung und Chancengleichheit aus dem Hochschulwissenschaftspro-
gramm (HWP) wohl kein neues Programm dieser Art geben würde. Vor allem liege 
dies in der Logik der neuen Steuerung: Mit der wachsenden Autonomie der Hoch-
schulen seien Fördermittel und staatliche Kontrollverfahren nicht kompatibel. 
Auch nicht in Sachen Chancengleichheit. 

Dabei hatte die Diskussion recht zielstrebig begonnen: Die Frage, welche 
Rahmenbedingungen bei der Implementation von Gender Mainstreaming bei Akk-
reditierung und Studiengangsreform das Handlungsfeld Landeshochschulpolitik 
bestimmen, war in kurzer Zeit Einigkeit erzielt worden: Das Feld werde beschrie-
ben durch die Vorgaben aus dem Bologna-Prozess und manifestiere sich in Ge-
setzgebung, Hochschulverträgen, Zielvereinbarungen und Mittelverteilungssyste-
men. Aktiv seien neben den Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten eine Vielzahl 
von Akteuren mit unterschiedlichen Interessen und vor allem unterschiedlicher 
Gender-Kompetenz, so dass politische Entwicklung vor allem in Form von Aus-
handlungsprozessen stattfinde1. 

Ob dies unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen als Problemfeld oder 
Chance zu beschreiben sei war dann jedoch schon wieder umstritten: Eine Diskus-
sionsgruppe wollte selbst die allgemeine Geldknappheit als Chance für Verände-
rungsprozesse verstanden wissen. Ansonsten wurde nicht nur die fehlende Gen-
der-Kompetenz der Akteure an der Hochschulen als problematisch eingeschätzt, 
sondern auch die Akkreditierungsagenturen („wer evaluiert die eigentlich?“), die 
Akzeptanz von Gender Mainstreaming sowie die Autonomie der Hochschule ins-
gesamt und die damit verbundene „Ökonomisierung der Hochschulen“ als Prob-
lemfelder bezeichnet. Die Auffassung, dass solche Probleme auch eine Chance 
seien, setzte sich jedenfalls nicht durch. 

Die unterschiedliche Perspektive zeigte sich auch in den drei Vorträgen aus 
Berlin, Sachsen-Anhalt und Niedersachsen. In dem Vortrag von Anne Dudeck 
                                                      
1 Es war etwas ungewohnt, dass die Arbeitsgruppe nochmals in kleine Diskussionsgruppen geteilt 
wurde, von denen sich jede auf einem DIN-A-3-Blatt auf Rahmenbedingungen und Problemfelder 
einigen sollte. Die so vorbereitete Diskussion erwies sich jedoch als äußerst spannend und effektiv, 
und in einer abschließenden Bewertung wurde vor allem der mit rund 60 Prozent der Veranstaltungs-
zeit hohe Anteil für Diskussionen positiv bewertet. 
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ging es um die Wirkung der Sonderförderung aus Mitteln des HWP: Bei der Fusi-
on von Fachhochschule und Universität Lüneburg setzte die Landesregierung 
Niedersachsen ein deutliches Zeichen für Gender Mainstreaming. Mit den zusätzli-
chen Mitteln wird Gender Mainstreaming zum festen Bestandteil des Fusionspro-
zesses, der dadurch insbesondere von den Gleichstellungsbeauftragten als eine 
große Chance für eine geschlechtergerechte Hochschule erlebt wird (vgl. Dudeck 
in diesem Band). 

Auch in Sachsen-Anhalt fördert die Landesregierung Projekte zu Geschlech-
tergerechtigkeit und Gender Mainstreaming. Wie Ramona Myrrhe darstellte, gehört 
die Landesregierung mit ihrem Programm zu Umsetzung des Gender Mainstrea-
ming und der Gründung des Gender-Institutes G/I/S/A zu den Vorreitern in 
Sachen Gleichstellung. Trotzdem fehle es an angemessenen Informationen über 
die Vorhaben der Landesregierung; es sei unklar, ob und wie Gender Mainstrea-
ming in den neuen Zielvereinbarungen zwischen Landesregierung und Hochschu-
len verankert werde und die Umsetzung der durchaus guten Pläne lasse häufig zu 
wünschen übrig (vgl. Myrrhe in diesem Band). Das Wort von der machtlosen 
Gleichstellungspolitik machte die Runde. 

Eine Diskussion indessen, auf die sich Helga-Maria Engel in ihrem Bericht 
über die Berliner Gleichstellungspolitik gar nicht einlassen wollte. Seit den ersten 
Berliner Hochschulverträgen im Jahr 1997 bringen Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragte in Berlin ihre Positionen in die Hochschulpolitik ein. In den ab 2006 
geltenden Verträgen heißt es nun, dass „Konzepte zum Gender Mainstreaming“ zu 
entwickeln sind. Zugleich geht an die Hochschulen die Aufforderung, alle noch 
unerledigten gleichstellungspolitischen Ziele der vergangenen Jahre nachzuholen 
(vgl. Engel in diesem Band). Forderungen an die Landespolitik? „die tragen wir 
kontinuierlich im Rahmen der Reform der Landeshochschulgesetze an die politi-
schen Entscheidungsträger heran.“ 

Die anschließende Diskussion über mögliche Forderungen an die Landespoli-
tik wurde durch dieses ermutigende Beispiel nicht eben einfacher. Der Streit eska-
lierte, als der Moderator vorschlug, in kleinen Arbeitsgruppen – jeweils mit Vertre-
terinnen aus Ministerien und Hochschulen – nach Forderungen und Strategien für 
die zukünftige Gleichstellungsarbeit zu suchen: Kompromisse zwischen den Posi-
tionen seien kaum möglich, weil die einzelnen nicht in der Lage seien, ihre Denk-
muster zu verlassen. Darauf jedoch folgte die zweite Schrecksekunde dieser Runde: 
wie sollte es gelingen mit Verantwortungsträgerinnen und Verantwortungsträgern 
ins Gespräch über Gender zu kommen, wenn schon in der kleinen Arbeitsgruppe 
eine Diskussion auf unüberwindbare Grenzen stößt. Oder: Wie sollte mit denen 
diskutiert werden, die „in der Hochschule das Sagen haben und deren Gender-
Kompetenz sich auch in den kommenden zehn Jahren nicht verändern wird?“ 

Schließlich setzte sich doch die Auffassung durch, dass Sondertöpfe wie das 
HWP in Zukunft nicht mehr geeignet sind, um Gender Mainstreaming in den 
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Hochschulalltag zu bringen. Wichtig sei dagegen eine Strategie, die an den neuen 
Steuerungsinstrumenten anknüpfe und die Initiative von unten („Bottom-up“) mit 
der Steuerungsfähigkeit von oben („Top-down“) verknüpfe. Dies bedeute im Ein-
zelnen:  

 Ein starkes Rückgrad für die Gleichstellungspolitik durch die Verankerung in 
Gesetzen, externen Zielvereinbarungen und Hochschulverträgen. Klare For-
mulierungen in diesen Dokumenten geben den Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten Rückendeckung für ihr Engagement. 

 Dazu aber gehört die Teilhabe an politischen Entscheidungsstrukturen, das 
Zugehen auf die politische Spitze und Einbringen der Anliegen und damit 
Einfluss auf die Prozesssteuerung, also zum Beispiel die Entwicklung von 
Zielvereinbarungen und Hochschulverträgen oder die neuen Besoldungsver-
fahren. 

 Politik wird jedoch vor allem dann wirksam, wenn sie auch Einfluss auf 
Geldströme nehmen kann. Nur wenn die Verfahren der Mittelverteilung 
Gender Mainstreaming berücksichtigen, kann dies langfristig wirksam sein. 
Das bedeutet, dass ein „Gender-Budgeting“ entwickelt werden muss. 

 Schließlich wird Erfolg nur gesichert, wenn auch das Controlling den Gedan-
ke der Geschlechtergerechtigkeit berücksichtigt. Controller, so eine These, 
seien gute Verbündete, weil ihnen das Messen und Beurteilen liege und sie 
leicht überzeugt werden könnten, auch Geschlechtergerechtigkeit in ihren 
Messsystemen zu verankern. 

Unversehens war damit eine Aufgabenbeschreibung für Frauen-, Gleichstellungs- 
und Genderbeauftragte zusammengestellt. Es geht nicht mehr so sehr um das 
Finden und Öffnen kleiner Sondertöpfe oder die Organisation von Schnupperkur-
sen für Schülerinnen und Bewerbungstrainings für Studentinnen (was auch sein 
muss). Es geht um politisches Engagement und zwar dort, wo Entscheidungen 
gefällt, Gelder verteilt und Entwicklungen bestimmt werden, um Gender Main-
streaming eben. 
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Arbeitsgruppe 4 

„Top-down“ – Hochschulleitungen in der Verantwortung 
 
 
 
Bettina Jansen-Schulz 

Integratives Gendering als eine Gender Mainstreaming-
Strategie für genderorientierte Fachkulturen in 
Naturwissenschaft und Technik  
 
 
Naturwissenschaftliche und technische Studiengänge weisen nach wie vor niedrige 
Frauenquoten auf und sind zunehmend strukturell vom Absinken der Studieren-
denzahlen aufgrund der geburtenschwachen Jahrgänge bedroht. Sie müssen also 
dringend attraktiver werden. Dieser Trend ist nur aufzuhalten mit einem modernen 
„Marketing“ von Studieninhalten und Fachkulturen, die u.a. auch genderbewusst 
ausgerichtet sein sollten, um insbesondere auch junge Frauen anzusprechen. 
(Minks 2004) Eine genderbewusste Hochschule und ihre Studiengänge brauchen 
Gender-Kompetenz. Die Entwicklung von Gender-Kompetenz bei allen Akteu-
rinnen und Akteuren einer Universität – also Hochschulleitung, Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Dienstleistungsbereich, Studierende, Lehrende, Forschende – 
kann nur erreicht werden, wenn sowohl strukturell, als auch hochschuldidaktisch 
Lehr-, Lern- und Handlungsprozesse eingeleitet werden, die genderorientiertes 
Handeln auf allen Ebenen, in allen Aktions- und Strukturfeldern einer Hochschule 
ermöglichen. Gender-Kompetenz ist eine Schlüsselkompetenz, die in Lehr-Lern-
prozessen, durch ein gut entwickeltes Wissensmanagement als integratives Element 
erlernt und entwickelt werden kann. Ziel ist eine genderorientierte Fachkultur und 
Hochschulstruktur.  
 
1. Gender Mainstreaming in der neuen Modellhochschule 

Bologna, Stiftungsuniversität Lüneburg 
 
Zum 1.1.2005 fusionierten die Fachhochschule Nordostniedersachsen (FH NON) 
und die Universität Lüneburg zu einer neuen Modellhochschule Bologna, Stif-
tungsuniversität Lüneburg, die sich dem Gender Mainstreaming verpflichtet fühlt 
(vgl. Dudeck in diesem Band). Die FH NON bringt in die neue Universität neben 
anderen auch naturwissenschaftlich-technische Studiengänge ein. Im Fusionspro-
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zess werden durch das HWP-Projekt „Gender-Kompetenz“1 vertiefende Gender-
Maßnahmen gebündelt, um insbesondere in den naturwissenschaftlich-technischen 
Studiengängen eine genderorientierte Fachkultur (Jansen-Schulz 2004) zu entwi-
ckeln und dadurch u.a. mehr Frauen zu gewinnen.  

Im Zuge des Bologna-Prozesses ist „Geschlechtergerechtigkeit“ als eines der 
Ziele für Hochschulen aller Länder festgeschrieben worden. Der Akkreditierungs-
rat hat zugesagt, „Gender“ als eines der Qualitätskriterien für die Akkreditierungen 
aller Studiengänge festzulegen und unterstützt damit einen „Top-down“-Prozess 
(s.u.). Um einem Profilelement „Gender“ gerecht zu werden, ist es notwendig, in 
den einzelnen Fachbereichen und Studiengängen und deren Modulen nach Gende-
ransätzen zu suchen, Wege der Umsetzung zu finden und Gender-Kompetenz 
einerseits bei Lehrenden, Forschenden und Leitenden zu entwickeln und diese 
auch an die Studierenden als berufsrelevante Schlüsselkompetenz weiterzuvermit-
teln.  

Beide Vorgängereinrichtungen zeichnen sich durch eine sehr aktive Frauen-
förderung und Genderarbeit  schon vor der Fusionierung aus. 2004 erhielt die FH 
NON das Prädikat Total E-Quality Science Award für die bisher geleistete struktu-
relle Frauen- und Gleichstellungspolitik. Für das im Projekt „Gender-Kompetenz“ 
entwickelte Konzeptpaket „Genderorientierte Fachkulturen in naturwissenschaft-
lich-technischen Studiengängen“ in der neuen Universität gewann die FH NON 
im November 2004 einen Preis der Initiative D212. 
 
2. Fachkulturen und Fachhabitus 
 
Um zu verstehen, warum insbesondere Frauen nach wie vor selten technische und 
naturwissenschaftliche Studiengänge wählen – trotz vielfacher und jahrelanger 
Bemühungen in der Schule, Mädchen für Naturwissenschaft und Technik zu inte-
ressieren –, muss neben vielen anderen Kategorien auch der Fachhabitus solcher 
Studiengänge reflektiert werden. 

Habitus wird nach Pierre Bourdieu (1987, 1992, 2001) ausgebildet durch Be-
sitz und Teilhabe an 

 ökonomischem Kapital (Hintergrund), 

                                                      
1 Laufzeit 2004-2006, Mit der Finanzierung des Projektes „Gender-Kompetenz in naturwissenschaft-
lich technischen Studiengängen und der Hochschulorganisation“ aus Mittel des Hochschulwissen-
schaftsprogrammes (HWP) hat das niedersächsische Wissenschaftsministerium ein deutliches Zei-
chen gesetzt, Gender Mainstream in seinen vielfältigen Dimensionen in der neuen Stiftungsuniversi-
tät zu realisieren. 
2 Initiative D21 ist ein gemeinnütziger Verein aus Wirtschaft und Politik mit dem Ziel, die Chancen 
der Informationsgesellschaft für Deutschland zu nutzen: http://www.initiatived21.de/ (Zugriff am 
18.11.2005). 
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 kulturellem Kapital (erworbene Bildungsstandards, Zugehörigkeit zu Institu-
tionen) und  

 sozialem Kapital (Systeme sozialer Beziehungen). 

Der Habitus wirkt sich als strukturierte und strukturierende Disposition aus, er ist 
ein formbares eher unbewusstes (aber bewusstwerdungsfähiges) System von Ge-
danken, Wahrnehmungen und Handlungen. Jede wissenschaftliche Disziplin hat 
eine eigene Fachkultur und einen eigenen Fachhabitus entwickelt, der ein- und 
ausschließende soziale Funktionen beinhaltet. 

Die Ingenieursausbildung ist nach wie vor eher traditionell nur an der Tech-
nik und zu wenig an anderen Bildungsbedürfnissen von Studierenden und Bil-
dungsbedarfen der Wirtschaft ausgerichtet. Der immer noch vorherrschende 
Lehrhabitus unterstreicht Dominanz, Distanz und Hierarchie, er sequenziert Fach-
inhalte anstatt auf Zusammenhänge zu verweisen, er pflegt eine eher traditionelle 
Didaktik und fördert zu wenig soziale Kompetenzen, eigenständiges, wissenschaft-
liches, ganzheitliches Denken und demotiviert daher viele Frauen – aber auch viele 
Männer – ein naturwissenschaftlich-technisches Studium aufzunehmen. (vgl. Metz-
Göckel/Brendel 2001, Schwarze/Webler 1998, Schaeffer-Hegel 2001, Münst 2002, 
Münst 2005) Diese Fachkultur und der Habitus bei Lehrenden und Studierenden 
suggeriert Studentinnen, dass sie hier nicht am richtigen Ort sind und führt zu 
„Gate-Keeping-Processes“3 und Demotivierung. 

Frauen werden durch diese Fachkultur, durch die Strukturen, Technikleitbil-
der und  den Habitus weniger eingebunden als Männer. Das Ingenieurstudium 
muss also, um die Anzahl der Studentinnen und Studenten zu halten, bzw. zu er-
höhen, attraktiver werden, muss ein modernes ganzheitliches Bild von Technik 
entwerfen, muss allen Bildungsneigungen und Lebensplanungsmustern von Studie-
renden – insbesondere denen von Frauen – Rechnung tragen, es muss die nach wie 
vor vorhandenen Ressentiments gegenüber Frauen in Ingenieurberufen aufbre-
chen. (Minks 2004) Dafür bedarf es besonderer Strategien. 

                                                      
3 Der theoretische Ansatz der Cultur-Gates versucht die Wege des gate-keepings und der Gate-keys 
aufzuzeigen. Er geht davon aus, dass diejenigen, die Schlüsselpositionen in Institutionen, Verbänden, 
Jurys etc. besetzen auch darüber entscheiden, wer an der jeweiligen „institutionellen Kultur“ teilhaben 
darf. Die Kriterien hierfür sind keineswegs objektiv, sondern orientieren sich relativ subjektiv: am 
eigenen Standard,  am eigenen Geschlecht,  an der eigenen sozialen Herkunft,  am eigenen Habitus. 
Dieser Ansatz stammt aus der Kulturforschung, wo er auch unter geschlechtsspezifischen Aspekten 
reflektiert wird: Cliché, Danielle/Wiesand, Andreas (2003); ERICarts/MEDIACULT/FinnEKVIT/ 
Observatorio des Actividades Culturais (2003). 
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3. Gender-Strategien 
 
Strategien des seit Mai 2004 arbeitenden Projektes „Gender-Kompetenz“ an der 
Universität Lüneburg sind erstens die strukturelle Implementierung von Gender-
Kompetenz in 

 Lehre und Studium, 
 Forschung und Transfer sowie 
 Organisation der Hochschule. 

und zweitens eine Genderorientierung der Fachkulturen. Dieses soll durch den 
hochschuldidaktischen Ansatz des „Integrativen Genderings“ erreicht werden. 
Zielgruppen der Strategien sind Lehrende, Forschende naturwissenschaftlich-
technischer Studiengänge und das Hochschulmanagement.  
 
3.1 Gender-Kompetenz 
 
Als Lehrende und Forschende sind Professorinnen und Professoren und wissen-
schaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter neben ihrer Forschung und Lehre 
auch für die Sicherung des Hochschulstandortes, für die Qualität der Studiengänge 
und für inhaltliche und didaktische Vielfalt verantwortlich; dies bezieht Gendero-
rientierung mit ein. Gender-Kompetenz zielt auf Fähigkeiten, Geschlechterver-
hältnisse in den Fachkulturen in ihren be-fördernden und be-hindernden Dimensi-
onen zu erkennen. Hochschullehrende müssen in Zukunft Gender-Kompetenz 
sowohl sich selbst aneignen als auch in der Lehre vermitteln und in der Forschung 
berücksichtigen können. Studierende müssen Gender-Kompetenz entwickeln, 
denn von ihnen wird diese u.a. in ihren zukünftigen Tätigkeitsbereichen als eine 
Schlüsselkompetenz erwartet. Darüber hinaus bringt ein ausgewogenes Verhältnis 
der Geschlechter sowohl in Lehre und  Forschung als auch bei den Studierenden 
andere und neuere Aspekte und Perspektiven für die jeweiligen Lehr- und For-
schungsinhalte ein. Damit werden innovative Prozesse von Studien-, Lehr- und 
Forschungsinhalten gefördert und der Fachhabitus und Fachkulturen können ver-
ändert werden. Beides trägt mittelfristig auch zum  wissenschaftlichen Paradig-
menwechsel bei. Ein hochschuldidaktisches Genderprogramm (s.u.) unterstützt 
diese Lehr-, Lern- und Veränderungsprozesse. 
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3.2 Integratives Gendering – Gendering aller Studiengänge und  
Studiengangsmodule  

 
Im Gegensatz zu einigen anderen Hochschulen haben weder die bisherige Fach-
hochschule Nordostniedersachsen noch die bisherige Universität Lüneburg ein 
eigenes Zentrum für Gender- und Frauenforschung oder rein monoeduaktive 
Studiengänge aufgebaut. Diese Entscheidungen wurden von hochschulpolitischen 
Überlegungen getragen, die darin eine Gefahr sehen, dass die Verantwortung für 
Frauen- und Genderforschung auf ein solches Zentrum oder solche Studiengänge 
„abgewälzt“ werden. Das könnte bedeuten, dass sich auch nichts in Fachkulturen 
und am Fachhabitus ändert. Allein monoedukative Studiengänge oder derartige 
Zentren sind daher nicht ausreichend, es müssen auch Reformen der Curricula und 
der Didaktik eingebunden werden4. Die Diskussion um eine genderorientierte 
Hochschuldidaktik wird jedoch kaum geführt, sie steht noch in den Anfängen und 
wird auch nicht durch die Evaluationen von Lehre und Studium vorangetrieben. In 
Ingenieur- und Technikwissenschaften hat die Diskussion zur Frauen- und Ge-
schlechterforschung überwiegend nur in Frauenstudienbereichen Einzug gehalten, 
nicht jedoch in den „normalen“ Studiengängen. Der Ansatz des „Integrativen 
Genderings“ (Jansen-Schulz, 2005a) geht über den Ansatz der genderorientierten 
Didaktik (Heike Kahlert 2003: 123) hinaus. Integratives Gendering findet auf meh-
reren Ebenen gleichzeitig statt und umfasst: Genderorientierte Didaktik und Me-
thodik, Gendermodule, Empowerment von Frauen durch situative monoedukative 
Angebote,  Mentoringmodelle für Frauen. Integratives Gendering zielt auf Verän-
derung der Fachkulturen in kleinen Schritten und auf Vermittlung von Gender-
Kompetenz als eine Schlüsselkompetenz sowohl bei Lehrenden als auch bei Ler-
nenden5. Integratives Gendering ist theoretisch einem integrativen Bildungsver-
ständnis verpflichtet (vgl. Chur 2005), welches alle hochschuldidaktischen Lern- 
und Aktionsbereiche berücksichtigt. Integratives Gendering setzt an: inhaltlich, 
verhaltensmäßig, bewußtseinsmäßig; Genderaspekte wirken ein auf Handlungs-
kompetenzen, auf das Wissen, den Informationsstand der Menschen, sie sind da-
mit Teil der hochschulischen Personalentwicklungsplanung  und Genderaspekte 
werden didaktisch-methodisch berücksichtigt. Integrativ heißt, Gender in Fachver-

                                                      
4 So sehen Schlegel/Burkhardt/Trautwein (2005: 42) nach ihrer Auswertung der Studierendenbefra-
gung zweier FHs zu Veränderung der Gleichstellung v.a. einen bedeutenden Handlungsbedarf „in 
einer verstärkten Implementierung des Themas ‚Geschlechterverhältnisse’ in die Lehrinhalte im Sinne 
wissenschaftlicher Informationen über und Sensibilisierung für Geschlechterverhältnisse in unserer 
Gesellschaft“. 
5 Zum Stand der Forschung zu Schlüsselkompetenzen siehe Arbeitsgemeinschaft Betriebliche Wei-
terbildungsforschung e.V./Projekt Qualifikations-Entwicklungs-Management (1997-2004); Erpen-
beck/v. Rosenstiel (2003); Chur, Dietmar (2005). 
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anstaltungen, durch spezifische Sequenzen und durch eine spezifische Didaktik zu 
vermitteln. 

An der neuen Stiftungsuniversität Lüneburg wird derzeit die Methode des 
„Integrativen Genderings“ konzipiert und realisiert. Sie hat das Gendering aller 
Studiengänge und Studiengangsmodule  zum Ziel und soll die Gender-Kompetenz 
von Wissenschaftlerinnen, Wissenschaftlern und Lehrenden stärken. Gleichzeitig 
soll erreicht werden, dass Genderaspekte in möglichst vielen Themenbereichen der 
jeweiligen Disziplin, des jeweiligen Studiengangs berücksichtigt werden. Da die 
neue Universität Lüneburg derzeit alle ihre bisherigen Studiengänge modularisiert 
und auf Bachelor- und Masterabschlüsse umstellt, ergibt sich hier die einmalige 
Gelegenheit, alle bisher eingereichten Module der neuen bzw. veränderten Stu-
diengänge auf mögliche Genderaspekte hin zu überprüfen und Vorschläge einzu-
bringen.So wurden bisher6 Gendersynopsen von 611 Modulen von 23 (von insge-
samt 27) Studiengängen erstellt. Für diese Synopsen wurden sieben Genderkatego-
rien (s.u.) entwickelt und in mehreren Schritten dazu Auswertungen vorgenom-
men: 

 Zunächst findet eine Prüfung jedes Studiengangs-Moduls auf Genderaspekte 
statt.  

 Vorfindbare Genderaspekte werden in die Synopse eingetragen.  
 Vorschläge zu weiteren möglichen Genderissues werden eingefügt. 
 Die so entstandene Synopse eines jeden Studienganges wird  an die Studien-

gangsplanerinnen und –planer der Fachbereiche verbunden mit einem Ge-
sprächsangebot geschickt. 

 Diese Gesprächsangebote werden bisher zumeist mit Interesse angenommen. 
 Die in den Gender-Gesprächen diskutierten Genderaspekte aus der Synopse 

werden be- und in die Modulplanungen eingearbeitet. 

In den 611 bisher untersuchten Modulen der 23 Studiengänge7 wurden in über 80 
Modulen insgesamt 258 Genderaspekte gefunden, davon 105 direkte Genderas-
pekte in den Kategorien: Inhalte, Didaktik-Methodik, Gender-Kompetenz. Nicht 
in allen Modulen sind tatsächlich Genderinhalte zu berücksichtigen, es ist jedoch in 
den meisten Modulen möglich, eine genderorientierte Didaktik zu verfolgen. Diese 
Vielzahl von Genderissues zeigt, dass ein Teil der Lehrenden und Forschenden der 
Universität Lüneburg durchaus Genderwissen und Gender-Kompetenz in ihrer 
Lehre umsetzt. 
 
                                                      
6 Stand 1.3.2005. 
7 Die 23 untersuchten Studiengänge sind alle technisch, naturwissenschaftlich und/oder wirtschaft-
lich ausgerichtet, entsprechen also den von Bourdieu und Brendel/Metz-Göckel beschriebenem 
Fachhabitus und den Fachkulturen. Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaftliche Studiengänge sind 
in der Synopse bisher nicht berücksichtigt worden, sollen jedoch noch untersucht werden. 
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3.2.1 Genderkategorien 
 
Für die Erstellung von Synopsen wurden die folgenden 7 Prüfkategorien zu Grun-
de gelegt. Die Kategorien orientieren sich an den Forderungen des Berliner Kom-
muniqués 2003 (Konferenz der europäischen Hochschulministerinnen und Hoch-
schulminister 2003: 1) zur Geschlechtergerechtigkeit im Bolognaprozess und an 
den Empfehlungen der Bundeskonferenz der Hochschulfrauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten (BUKOF)8. Diese Empfehlungen wurden für die Modularisie-
rung von Studiengängen auch vom Akkreditierungsrat aufgegriffen. 
 
Kategorie 1. Geschlechterforschung, Forschungsansätze  
von Wissenschaftlerinnen:  
Berücksichtigung von fachbezogenen Forschungen und wissenschaftlichen Er-
kenntnissen von Wissenschaftlerinnen und Forscherinnen (oder auch von Männern, 
wenn sie in der scientific community unterrepräsentiert sind) zu dem Modulthe-
menbereich. Berücksichtigung einschlägiger feministischer Wissenschaftstheorien 
und/oder Genderforschung zum Modulthema. Es sollten die Vornamen in Litera-
turangaben ausgeschrieben werden, um Frauen und/oder Männer in der Fachwis-
senschaft sichtbar zu machen. Dieser Hinweis regt auch dazu an, über Quantitäten 
fachlicher Beiträge von Frauen und/oder Männern bewusst zu recherchieren und 
zu reflektieren. 
 
Kategorie 2. Gender-Kompetenz als Schlüsselkompetenz: 
Gender-Kompetenz ist eine wichtige Schlüsselkompetenz im Kontext sozialer 
Kompetenzen, sie steht als Ergänzung zu allen Fachkompetenzen. Sie sollte insbe-
sondere dann genannt werden, wenn über genderorientierte Inhalte Studierende 
Gender-Kompetenz als fachliche und soziale Handlungskompetenz für ihre späte-
re Berufspraxis entwickeln sollen. 
 
Kategorie 3. Gender als Inhalt:  
Genderaspekte sollen inhaltlich in möglichst jedem Studiengangsmodul berück-
sichtigt werden – auch in Lehrbereichen, in denen zunächst nicht an Genderfragen 
gedacht ist. Genderinhalte können als einmalige Erwähnung im Rahmen einer 
Seminarsitzung oder auch durchgängig immer wieder berücksichtigt werden. Gen-
deransätze ergeben sich besonders dort, wo ganzheitlich, gesellschaftlich reflektiert 
wird und alle Inhalte auf ihre Transferrelevanz hin kritisch überprüft werden. 

                                                      
8 Bundeskonferenz der Hochschulfrauenbeauftragten (BuKoF) – Kommission „Akkreditierung von 
Studiengängen“: „Qualitätsmerkmal Gender bei der Akkreditierung von Studiengängen, Februar 
2004. 
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Nicht in allen Themenbereichen lassen sich Genderinhalte berücksichtigen, dann 
jedoch ist auf genderorientierte  Didaktik zu achten (vgl. Kategorie 5). 
 
Kategorie 4. Diversity: 
Die inhaltlichen Angebote sollen nicht nur Genderaspekte berücksichtigen, son-
dern auch die komplexen Strukturen menschlichen Handelns und Lebens wider-
spiegeln. Der Diversity-Ansatz (Vielfältigkeit) geht davon aus, dass Menschen sich 
u.a. nach Alter, Geschlecht, Ethnie, kultureller Herkunft, sexueller Orientierung, 
Sprache, Ausbildung, Lebensformen, Behinderungen unterscheiden. Alle diese 
Kategorien sollten in den Modulinhalten berücksichtigt werden. Ziel ist die Mana-
ging-Diversity-Kompetenz von Studierenden, um sie für die Vielfältigkeit des glo-
balisierten Arbeitsmarktes fit zu machen. Inhaltliche Planungen können einen ähn-
lichen Verlauf wie bei genderorientierten Inhalten des Moduls haben. 
 
Kategorie 5. Genderdidaktik:  
Genderdidaktik bedeutet die didaktischen Prozesse in der Lehr-Lernsituation so zu 
steuern, dass eine individuelle Förderung aller Studierenden, also der Frauen und der 
Männer möglich ist. 
 
Fünf Ebenen der Genderdidaktik:  
Sprache   weibliche - männliche Form 
Inhalte   an Interessen und Erfahrungen und Lebenswelten beider Ge-

schlechter ausgerichtet 
Methodik  beide Geschlechter gleichermaßen und gleichberechtig an-

sprechen, vielfältige Lernarrangements schaffen 
Didaktik  Ort, Zeit, Raum, Materialien, Medien für beide Geschlechter 

gleichermaßen berücksichtigen 
Struktur   geschlechtshomogene (monoedukativ) und -heterogene Semi-

nare 
  Seminare mit frauen- und männerspezifischen Inhalten aus 

der Frauen- und Männerforschung mit genderorientierter Me-
thodik – Didaktik 

  Ganzheitliche und gesellschaftlich orientierte Inhalte und 
Ansätze, z.B.Technikfolgenabschätzung, gesellschaftswissen-
schaftliche Anteile 

  Interdisziplinarität: Vernetzung verschiedener Disziplinen 
(Naturwissenschaft – Technik – Sozialwissenschaft) 

   Fachorientierung an beruflichen Handlungsfeldern 
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Kategorie 6. Gendermodule: 
Es gibt einige Gendermodule in einzelnen Fachbereichen, die entweder nur für 
Frauen sind (monoedukativ), oder sich inhaltlich durchgängig mit Fragen der fach-
spezifischen Genderforschung auseinandersetzen. Dieses ist eine didaktische Mög-
lichkeit - strukturell benachteiligte Studentinnen oder Studenten zu fördern oder 
spezifisches Wissen zur fachspezifischen Genderforschung zu vermitteln. Einzelne 
Module zum Empowerment von Frauen in Naturwissenschaft und Technik: z.B. 
die Module „Fit for Job“ und „Roboterbau“ als Wahlpflichtmodul im BA-Stu-
diengang Automatisierungstechnik, und einzelne Gendermodule als Wahlpflicht-
module in einigen Fachbereichen, wie z.B. in „Environmental Sustainabilty Stu-
dies“, die Genderaspekte in Forschung und Lehre inhaltlich berücksichtigen. 
 
Kategorie 7. Studienorganisation, Genderaspekte, Bemerkungen: 
Die Studienorganisation (zeitlicher Rahmen, Workload, Teilzeitstudium, Zulassun-
gen, Zielgruppen, Arbeitsmarktorientierung) sollte strukturelle Benachteiligungen, 
die in jeder dieser Unterkategorien „verborgen“ sein können, berücksichtigen und 
möglichst die Kategorien flexibel halten, um Geschlechtergerechtigkeit zu garantie-
ren. In den Akkreditierungs-Anträgen sollten quantitative Geschlechterverhältnisse 
sowohl in der Gruppe der Studienanfängerinnen/-anfänger als auch bei den Absol-
ventinnen/-absolventen sichtbar gemacht werden; Verbleibestudien im Arbeits-
markt ergänzen die Darstellung ebenfalls. Dies sollte sich dann auf Lehrinhalte und 
Ausrichtung des Studiengangs auswirken. In fast jedem Modul ist es möglich, dar-
über zu reflektieren, wie der Lehrstoff im Arbeitsmarkt angewandt werden kann 
(Transferleistung), in welchen beruflichen Tätigkeitsfeldern Frauen und Männer 
verbleiben und wer welche Tätigkeiten und Anwendungen ausübt. Damit ist im-
mer eine Reflexion über geschlechtsspezifische Entwicklungen von Berufsfeldern 
verbunden. Dies unterstützt Employability und berufliche Lebensplanung von 
Studentinnen und Studenten. 
 
3.3 Hochschuldidaktisches Genderangebot 
 
Neben den hochschulinternen Netzwerkstrategien ist der Transfer der Projektan-
sätze und Erfahrungen ein wichtiger Aspekt. Das Projekt stellt sich mit seinem 
innovativen Ansatz des „Integrativen Genderings“ und den bisherigen Ergebnis-
sen der (noch nicht abgeschlossenen) Gendersynopse auf landes- und bundeswei-
ten Tagungen und Kongressen vor. Es werden Gendertrainings sowohl im eigenen 
Haus als auch für andere Hochschulen des Landes Niedersachsen angeboten. 

Das bisher entwickelte hochschuldidaktische Fortbildungsangebot richtet sich 
mit je zielgruppenspezifischen Angeboten an Nachwuchswissenschaftlerinnen und 
-wissenschaftler (Integratives Gendering; Gender Action Planning bei Drittmittel-
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projekten; Hochschuldidaktische Methoden) an Professorinnen, Professoren, Leh-
rende (Fächerkultur und Fachhabitus; Wissenschafts- und Technikkulturen jenseits 
eingeschränkter Geschlechterbilder; Genderdidaktik in der Lehre der Informatik; 
Genderissues in den Studiengangsmodulen zu Wasserwirtschaft und Umwelttech-
nik) und an leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Gender-Strategien und 
Genderansätze in der Hochschulstruktur).Eine interaktive Webpage des Projektes 
soll den Erfahrungsaustausch zum integrativen Gendering fördern9. Genderpacka-
ges zu Studiengängen und Modulen werden im Laufe des Projektes auf der Grund-
lage der Gendersynopsen entwickelt und in die Homepage gestellt. Sie dienen so-
zusagen als Handout für genderorientierte Lehre, Forschung, Studium und sollen 
von allen Interessierten abgerufen, aber auch ergänzt und erweitert werden kön-
nen. 
 
4. Gender Mainstreaming durch „Top-down“-Prinzip  
 
Erste Ansätze eines integrativen Genderings in naturwissenschaftlich- technischen, 
wirtschaftswissenschaftlichen Studiengängen sind erreicht:  

 Das Angebot zur Gender Action Planning Beratung bei Drittmittelprojekten 
und die Angebote zum „Gender-Gespräch“ werden zunehmend nachgefragt.  

 Die vorhandenen Genderissues in den Modulen und die eingearbeiteten Vor-
schläge tragen zur Erweiterung des Genderwissens und der Gender-Kom-
petenz bei Lehrenden und Forschenden der Universität Lüneburg bei.  

 Die zusätzliche Einarbeitung der in den Synopsen vorgeschlagenen Genderis-
sues erhöhen deutlich die zu berücksichtigten Genderaspekte in den Studien-
gängen.  

 Ein hochschuldidaktisches Genderprogramm wird angeboten. 

Diese ersten Ergebnisse sind jedoch nicht ohne ein „Top-down“-Prinzip zu errei-
chen: Die Unterstützung der Hochschulleitung beim Umsetzen von Gender Main-
streaming ist unverzichtbar. Die Hochschulleitung muss in allen Gremien auf 
Genderissues hinweisen und Gender-Beratung in allen Gremien ermöglichen. Sie 
muss Unterstützungsstrukturen schaffen innerhalb der Handlungsfelder der Uni-
versität für Gender-Beratung, Gender-Gespräche, Gender im Career-Service, Gen-
der in der Hochschuldidaktik und Gender in der internen Weiterbildung der Uni-
versität. 

                                                      
9 Näheres auf der Webseite des Projektes Gender-Kompetenz: http://www.uni-lueneburg. 
de/gender-kompetenz (Zugriff am 18.11.2005). 
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Ohne dieses „Top-down“-Prinzip, das auch durch den Akkreditierungsrat10, 
unterstützt wird, werden sich die einzelnen Akteurinnen und Akteure einer Hoch-
schule nur wenig dem Gender Mainstreaming verpflichtet fühlen. Und ohne Gen-
der als Qualitätskriterium werden naturwissenschaftlich-technische Studiengänge 
weiterhin ohne großen Erfolg für Frauen in ihren Studiengängen kämpfen. 
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Klaus Semlinger 

Gender Mainstreaming – auch eine „Chefsache“ 
 
 
Die FHTW Berlin ist die jüngste Berliner Fachhochschule, sie zählt heute aber 
bereits rund 9.500 Studierende und ist weiter wachsend. Mit rund 40 verschiedenen 
Studienangeboten aus den Bereichen Ingenieurwissenschaften, Wirtschaftswissen-
schaften, Informatik und Gestaltung ist sie eine der vielfältigsten Fachhochschulen. 
Im aktuellen Mittelpunkt der Aufmerksamkeit steht die räumliche Standortkon-
zentration der zur Zeit noch auf fünf Standorte verteilten Hochschule sowie die 
flächendeckende Umstellung auf Bachelor- und Masterprogramme. Insbesondere 
hierbei gilt es, den Gender Mainstreaming-Gedanken zur Geltung zu bringen. Um 
dieses Ziel zu befördern hat die Hochschule in jüngster Vergangenheit zwei Work-
shopreihen mit externer Begleitung durchgeführt, um Mitarbeiter/-innen mit dem 
Ansatz vertraut zu machen und konkrete Maßnahmen abzusprechen. Das Grund-
verständnis von Gender Mainstreaming (GM) an der FHTW Berlin lässt sich dabei 
auf drei Punkte verdichten: 

Erstens: GM ist Organisationsentwicklung: GM wird als Teil von Diversity 
Managment begriffen und soll der Organisation dabei helfen, „Vielfalt“ für den 
Auftrag der Organisation und für die Organisation selbst produktiv werden zu 
lassen, indem sie in die Lage versetzt wird, den unterschiedlichen Anforderungen 
besser gerecht zu werden und die unterschiedlichen Potentiale besser zur Entfal-
tung zu bringen. In Kurzform geht es darum, mehr und bessere Studierende für 
die Hochschule zu gewinnen und diese zu besseren Ergebnissen zu führen. Da 
Gender ohne Frage eine zentrale Kategorie menschlicher Vielfalt ist, kommt dem 
Gender Mainstreaming hierbei eine herausgehobene Bedeutung zu. Aufgabe der 
Hochschulleitung ist es, dieses Grundverständnis gegenüber reinem Interessenver-
tretungshandeln abzusichern. 

Zweitens: GM ist Personalentwicklung: Jedes Organisationshandeln geht letzt-
lich auf das Handeln individueller Akteure zurück. Deren Engagement ist be-
stimmt vom jeweiligen Können und Wollen. An der FHTW Berlin zeigt sich die 
Mehrheit der Entscheidungsträger/-innen und Akteure dem GM-Anliegen gegen-
über aufgeschlossen. Diese Offenheit – und durchaus auch Sympathie – ist jedoch 
häufig gepaart mit Unwissenheit und Unsicherheit hinsichtlich der Handlungsmög-
lichkeiten, was wiederum rasch in Ungeduld und Unwillen umzuschlagen droht, 
wenn der Bereitschaft zu entsprechendem Handeln nicht konkrete Handlungsop-
tionen aufgezeigt werden zumal die Aufmerksamkeit zumeist aufgabenspezifisch 
anderweitig konzentriert ist. Aufgabe der Hochschulleitung ist es, dem GM-Thema 
immer wieder die gebotene Aufmerksamkeit zu verschaffen sowie Anreize und 
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Hilfestellungen zur entsprechenden Kompetenzentwicklung und zur GM-Praxis zu 
geben. 

Drittens: GM ist ein Wettbewerbsfaktor: Vor dem Hintergrund des demogra-
phischen Wandels und der wachsenden Anforderungen an überfachliche Schlüs-
selkompetenzen gerade auch in akademisch-professionellen Berufsfeldern ver-
spricht eine erfolgreiche GM-Praxis für die betreffende Hochschule zu einem 
maßgeblichen Wettbewerbsvorteil zu werden. Diese instrumentelle Sicht macht 
GM zu einem genuinen Organisationsanliegen, dass GM vom Charakter des kom-
petitiven Interessenvertretungshandelns befreit und allen Hochschulmitgliedern 
eine kooperative Beteiligung ermöglicht. Aufgabe der Hochschulleitung ist es, z.B. 
durch Zielvereinbarungen und Rahmenvorgaben die Verbindlichkeit eines entspre-
chenden Engagements abzusichern. 

An der FHTW Berlin wird Gender Mainstreaming nicht als spezielles Makro-
projekt in gesonderter Organisation und Zuständigkeit betrieben, sondern nach 
Möglichkeit in die bestehenden Strukturen und laufenden Prozesse integriert. Als 
Thema ist es allerdings als „Chefsache“ (auch) der Hochschulleitung zugeordnet, 
wobei die Wahrnehmung der Verantwortung je nach Gegenstandsbereich gemäß 
der fachlichen Zuständigkeit den einzelnen Hochschulleitungsmitgliedern zufällt. 
Die eingangs erwähnten Workshops haben dabei das Aktionsprogramm der nahen 
Zukunft vorgezeichnet: So soll – in Verantwortung der betreffenden Fachbereiche 
– ein neuer Studiengang an der Schnittstelle von Technik und Design entwickelt 
und angeboten werden, der das Gender-Thema nicht zum Gegenstand macht (et-
wa im Sinne von Genderstudies), sondern zu einem zentralen Strukturierungsprin-
zip der Kompetenzentwicklung in einer Fachdisziplin, womit – gleichsam als Ne-
benprodukt – auch ein Beitrag zur Aufweichung der Geschlechtersegregation zwi-
schen technischen und gestalterischen Studiengängen angestrebt wird. Ebenso gibt 
es konkrete Vorstellungen zur gendersensiblen Veränderung und Verbesserung der 
Studienorganisation und Entwicklung von Studienmodulen. Hierbei geht es nicht 
unbedingt um die Entwicklung spezieller Studienangebote oder um ein flächende-
ckendes Aufgreifen der Thematik in allen Modulen, sondern um den ernsthaften 
Versuch, entsprechende Zweckmäßigkeiten und Möglichkeiten zu identifizieren 
und in geeigneter Form aufzugreifen. Um diesen Prozess zu befördern soll eine 
Infrastruktur aufgebaut werden, die den Lehrkräften mit inhaltlichen und didakti-
schen Anregungen und Hilfestellungen zur Seite steht. Parallel dazu wird das In-
strumentarium der Zielvereinbarungen entsprechend ausgeweitet und das hoch-
schulinterne Monitoring um weitere genderspezifische Kennziffern ergänzt. Ferner 
soll bei weiblichen Studieninteressierten das Interesse auch für Disziplinen geweckt 
werden, die ihnen bislang eher fremd sind. Und nicht zuletzt sollen die in manchen 
Fachrichtungen bestehenden Schwierigkeiten einer genderbewussten Berufungspo-
litik auch durch gezielte Personalentwicklung angegangen werden. 
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Hildegard Macha/Stefanie Handschuh-Heiß 

Gender Mainstreaming an Hochschulen als Instrument 
der Organisationsentwicklung 
 
 
Hochschulen in der Bundesrepublik sind momentan einem politischen Reform-
prozess unterworfen, der an Tempo zunimmt und rasche Entscheidungen, innova-
tive Forschungsinitiativen und Gesetzesänderungen nach sich zieht. Warum es 
sinnvoll ist, an den Reformprozess auch einen Gender-Mainstreaming-Prozess 
anzukoppeln, soll in diesem Beitrag begründet werden. Gender Mainstreaming 
wird gegenwärtig in Organisationen, Verwaltungen und Unternehmen durchge-
führt. Es geht auf den so genannten „Amsterdamer Vertrag“ von 1996 zurück, der 
für alle Länder der Europäischen Union verbindlich ist (Stiegler 2002: 20). Die 
Frage stellt sich, wie ein spezifischer Prozess des Gender Mainstreaming an Hoch-
schulen1 durchgeführt werden kann, der die Gegebenheiten der Organisations-
struktur einer Großorganisation mit eigener Verwaltung berücksichtigt und die 
Ziele der Universität in Rechnung stellt; diese produziert und transportiert in For-
schung und Lehre Wissen, sie betreibt also Wissenschaft. Wissen ist das ‚Material’, 
Forschung und Lehre sind die ‚Haupttechnologien’ (vgl. Pellert 1999). Die Wissen-
schaft steckt ein gesellschaftliches Feld ab, in dem Bildung und Kultur, Innovation 
und Kreativität, Wirtschaft, Umwelt und Natur ihre eigene Bedeutung haben und 
in Bezug auf Kultur- und Geisteswissenschaften, Natur-, Umwelt- und Material-
wissenschaften und Wirtschaftswissenschaften in Forschung umgesetzt werden. 
Wissenschaft mehrt Wissen und gibt gesellschaftliche Orientierung.  

Wissenschaft bereitet in der Grundlagenforschung Ergebnisse für die Felder 
der Wirklichkeit vor, die auf Weiterentwicklung angelegt sind. Dabei geht es jedoch 
nicht nur um technologische Entwicklungen, sondern auch um soziale Phänomene 
wie etwa die Familienerziehung. Ohne zeitbezogene, datengestützte und Theorie 
geleitete Grundlagenforschung gibt es keine Entwicklung familienspezifischer 
Werte und Aufgaben in einer Gesellschaft und können aus gesellschaftlichen 
Wandlungen resultierende Prozesse nicht reflektiert werden und in politische 
Empfehlungen münden. Auch in der Schulforschung werden Entwicklungen der 
Lehr-Lernforschung auf Innovationen für Unterrichtsgestaltung transponiert und 
Standards für das Lehren formuliert. Die zweite PISA-Studie ist ein Beispiel dafür.  

                                                      
1 Zum Thema Gender Mainstreaming an Hochschulen liegt mittlerweile eine Reihe von Publikatio-
nen vor. Neben der Monographie von Kahlert (2003) sind zahlreiche Aufsätze in Zeitschriften (z.B. 
„Zeitschrift für Frauenforschung & Geschlechterstudien“) und Sammelbänden – z.B. Baaken & 
Plöger 2002; Bothfeld, Gronbach & Riedmüller 2002; Nohr & Veth 2002; Roloff 2002 – erschienen. 
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In der Angewanden Forschung wiederum werden im engen Kontakt mit der 
Praxis datengestützte und Theorie geleitete wissenschaftliche Ergebnisse für die 
Praxisfelder fruchtbar gemacht und auch an die Wissenschaft als Ergebnisse zu-
rückgemeldet. Ein Beispiel für Angewandte Forschung ist Gender Mainstreaming, 
wenn es als wissenschaftliches Projekt geplant und evaluiert wird. Gender Main-
streaming rückt, so kann man den in der Europäischen Gemeinschaft verbindlich 
festgelegten Terminus interpretieren, die Gender-Perspektive in das Zentrum der 
Entscheidungsprozesse einer Organisation. Es wird entsprechend für die Hoch-
schule als Instrument der Organisationsentwicklung definiert (Macha/Handschuh-
Heiß 2004, 2005a, 2005b). In Hochschulen verfolgt Gender Mainstreaming Ziele, 
die mit den Schlagworten Geschlechtergerechtigkeit, Networking, Familienfreund-
lichkeit, Förderung begabter Frauen und Organisationsentwicklung umrissen wer-
den können. Damit gewinnt es eine vielfältige Bedeutung; es wird sowohl die „tra-
ditionelle“ Förderung von Frauen im herkömmlichen Sinne der Frauenförderung 
als „Bottom-up“-Strategie der Frauenbeauftragten angestrebt, aber maßgeblich 
wird sie durch eine „Top-down“-Strategie ergänzt, bei der Chancengleichheit als 
Führungsaufgabe verstanden und von den jeweiligen Leitungsebenen durchgesetzt 
wird. An vielen Hochschulen bedeutet dies, dass die Universitätsleitung mit den 
Fakultäten Zielvereinbarungen im Gender-Bereich abschließt und operationalisier-
bare Ziele in einem konkreten Zeitrahmen einfordert. Bei Erreichen der Ziele wer-
den Belohnungen im Sinne von ökonomischen Anreizen wirksam. Als Evaluati-
onsprojekt gewinnt Gender Mainstreaming den Status datengestützter und Theorie 
geleiteter Forschung an Hochschulen. 

Inzwischen ist Gender Mainstreaming an vielen Hochschulen begonnen wor-
den, jetzt jedoch ist es Zeit, die Maßnahmen theoretisch zu reflektieren und dabei 
den nationalen und internationalen Forschungsstand einzubeziehen. Auch erste 
Erfahrungen sollten evaluiert und Maßnahmen bundesweit vergleichend auf Län-
derebene untersucht werden. Die Größe der Universitäten, die Ländergesetze und 
andere Spezifika müssen bei einer vergleichenden Evaluation Berücksichtigung 
finden. Erste theoretische Markierungspunkte und Durchführungsprinzipien sollen 
hier erörtert werden. 
 
1. Theorie des Gender Mainstreaming an Hochschulen 
 
Gender Mainstreaming als Instrument der Organisationsentwicklung an Hoch-
schulen bedeutet, partiell die Frauenförderung als „Bottom-up“-Strategie durch die 
„Top-down“-Strategie der Zielvereinbarungen zu ersetzen und beide systematisch 
zu einem übergreifenden Prinzip zu verbinden. Theoretische Bezüge sind in drei 
Säulen der Forschung zu sehen: 
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1. Weiterbildungsforschung im Bereich Groß- und Kleingruppen, 
2. systemische Ansätze der Organisationsentwicklung an Hochschulen, 
3. Evaluationsforschung. 

Damit gewinnt Gender Mainstreaming einen neuen theoretischen Anspruch und 
wird zu einem Bereich der Weiterbildungs-, Organisationsentwicklungs- und Eva-
luationsforschung. Weiterbildung ist der wesentliche Teil des Prozesses, ob nun in 
Gender Trainings mit der Hochschulleitung, mit Frauen und Eltern oder mit ande-
ren Mitgliedern der Organisation Hochschule. Systemische Ansätze der Organisa-
tionsentwicklung2 beschreiben die Veränderungsprozesse in der Hochschule und 
die Dynamik der strukturellen Einflüsse. Evaluation zeichnet Prozesse, Strukturen 
und Effekte auf und gestattet im und nach dem Prozess Controlling und Gegen-
steuerung.  

Für den Prozess des Gender Mainstreaming werden jeweils unterschiedliche 
soziale Akteure und Aufgaben definiert. Dies ist lange Zeit in der wissenschaftli-
chen Literatur als problematisch beschrieben worden (vgl. Kahlert 2003, Stiegler 
2002, Stiegler 2005, Metz-Göckel 2005, Macha/Fahrenwald [Hg.] 2005). Es wird in 
der Forschung u.a. davor gewarnt, dass durch „Top-down“-Strategien die bisherige 
Frauenförderung durch die Frauenbeauftragten an Hochschulen außer Kraft ge-
setzt werde und der Prozess außerhalb der Kontrolle der Frauenbeauftragten gera-
te (vgl. Stiegler 2002, Thürmer-Rohr 2001, Wetterer 2002). Dieses Argument ist 
sicher ernst zu nehmen, gleichwohl kann die Gefahr durch Implementation von 
miteinander vernetzten Kollektiven Akteuren aufgefangen werden. Zwei Argu-
mente sprechen zudem für das neue Vorgehen mit Gender Mainstreaming: Zum 
einen kann man die Effektivität der Maßnahmen, die gemäß dem älteren Modell 
der Frauenförderung nicht immer gegeben war, deutlich erhöhen und zum Zwei-
ten auch die allgemeine Akzeptanz der Gender-Perspektive in allen Ebenen der 
Entscheidung an Hochschulen verankern, weil bedeutend mehr Personen und hier 
vor allem auch Entscheidungsträger in den Prozess eingebunden werden, die pro-
fessionell den Prozess mit tragen.  
 
2. Zur Struktur des Gender-Mainstreaming-Prozesses der 

Universität Augsburg 
 
Vorgestellt wird ein neues Modell des Gender Mainstreaming, das ein System von 
„Fünf Kollektiven Akteuren“ als maßgebliche Träger des gesamten kontinuierli-
chen Prozesses an der Hochschule implementiert, deren Aufgaben in Abgrenzung 

                                                      
2 Vgl. zum Thema „Organisationsentwicklung“ allgemein z. B. Becker/Langosch 1986; French/Bell 
1994; Richter 1994; Gairing 1999; Schreyögg 1999: 494ff.; zum Thema „Organisation Universität“ 
z.B. Pellert 1991; Pellert/Welan 1995; Pellert 1995; Pellert 1999. 
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voneinander definiert sind und die nach dem Prinzip des „überlappenden Control-
ling“ aufeinander bezogen an der strategischen Umsetzung der vereinbarten Ziele 
arbeiten. Controlling ist ein wesentlicher neuer Aspekt des Gender Mainstreaming 
gegenüber der traditionellen Frauenförderung.  

Zielorientierung und Controlling sind wichtige Merkmale von Weiterbildung 
und Organisationsentwicklung, als die sich auch Gender Mainstreaming versteht. 
Gleichstellungsmanagement beinhaltet die Aufgabe, neue Perspektiven auf organi-
sationale Geschlechterarrangements zu entwickeln. Controlling ist definiert als 
Zielorientierung und -kontrolle in der Arbeit des Gender Mainstreaming, wobei die 
Ziele konkret und operationalisierbar und in einem bestimmten festgelegten Zeit-
rahmen erreichbar sein müssen. Überprüfung der Zielerreichung kann im Rahmen 
und auf der Basis der mit der Universitätsleitung vereinbarten Ziele geschehen und 
die konkreten Effekte der durchgeführten Maßnahmen messen. Zielorientierung 
bedeutet sowohl Operationalisierung von Zielen in Maßnahmen in einem festge-
legten Zeitrahmen als auch Bestimmung des Personenkreises, an den sich Maß-
nahmen richten. Zielorientierung bedeutet somit eine neue Qualität in der Arbeit 
der Gleichstellungspolitik. Betriebswirtschaftliche Modelle des Controllings lassen 
sich durchaus mit Anliegen der Gleichstellung der Geschlechter verbinden, ebenso 
wie personelle Kooperationen mit Naturwissenschaftlern und Betriebswirten zu 
einer Befruchtung der Geschlechtergerechtigkeitsidee führen können. 

Verschiedene Ebenen des Gender Mainstreaming sind zu identifizieren und 
Kriterien aufzustellen, welche Aspekte in den Prozess zu integrieren sind. Als Bei-
spiel aus einer Fülle weiterer seien hier nur genannt: Die Eltern und Alleinerzie-
henden bei den Studierenden und Beschäftigten, die Bedürfnisse in Bezug auf 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie haben, oder Studiengänge mit überwiegend 
weiblichen Studierenden im Lehramtsbereich, die einen Bedarf nach mehr männli-
chen Studierenden formulieren, um der Feminisierung des Bildungsbereichs entge-
genzuwirken. Alle berechtigten Anliegen können von den Kollektiven Akteuren 
geprüft und in den Katalog der Maßnahmen aufgenommen werden, wenn sie den 
festgelegten Zielen und Kriterien entsprechen. 
 
2.1 Implementation von Entscheidungs- und Controllingstrukturen: 

Fünf Kollektive Akteure 
 
Die Entscheidungs- und Controllingstrukturen in Bezug auf Geschlechtergerech-
tigkeit durch Gender Mainstreaming sind neu zu implementieren, denn sie sind in 
den Gremienstrukturen von Hochschulen bislang nicht vorgesehen. In der Univer-
sität Augsburg als sinnvoll erachtet wurde, wie bereits angesprochen, die Installie-
rung bzw. Kooperation von fünf Kollektiven Akteuren auf unterschiedlichen Ebe-
nen der Hochschule, die in formalisierter Interaktion miteinander vernetzt sind 
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und in dem Prozess des Gender Mainstreaming an der Hochschule Steuerung und 
Kontrolle der Ziel- und Effektivitätsorientierung vornehmen. Damit wird der Aus-
sage Rechnung getragen, dass zum Gelingen des Gender-Mainstreaming-Prozesses 
die Institutionalisierung von Steuerung zwingend notwendig ist (Jung 2005: 16). 
Teil der Arbeit sind Gender Trainings und Prozessmanagement für die Kollektiven 
Akteure, um ihre Genderkompetenz auszubauen. Während zwei der fünf Akteure 
impliziter Bestandteil des Gender-Mainstreaming-Prozesses sind, nämlich die Pro-
jektgruppe und die Steuerungsgruppe, existieren die drei anderen unabhängig da-
von und sind Elemente der hochschulischen Organisationsstruktur: die Universi-
tätsleitung, der Senatsausschuss für Gleichstellungsfragen und der Frauenbeirat. 
Die Hochschulleitung, die Frauenbeauftragten der Universität und der Fakultäten, 
die Fakultäten selbst, die Gleichstellungsbeauftragte sowie VertreterInnen aller 
Statusgruppen und Bereiche der Universität sind in dieses vernetzte System Kol-
lektiver Akteure eingebunden, die im Folgenden in ihrer jeweiligen Besetzung kurz 
vorgestellt werden sollen: 
 
Die Steuerungsgruppe Gender Mainstreaming: 
Unter Leitung eines Prorektors ist die Steuerungsgruppe zuständig für Steuerung 
und Controlling des Gender-Mainstreaming-Prozesses. Vertreter aller Statusgrup-
pen sind hier als gewählte Mitglieder einbezogen. Die Verzahnung mit dem Senat 
als oberstem Entscheidungsgremium und der Hochschulleitung sowie dem Hoch-
schulrat ist damit gewährleistet. Eine Dissemination aller Informationen zur Gen-
der-Mainstreaming-Strategie in alle Bereiche der Hochschule wird damit sicherge-
stellt und die Mitarbeit in allen Bereichen und auf allen Ebenen wird gefördert und 
unterstützt. 
 
Die Universitätsleitung: 
Die Universitätsleitung hat die Frauenbeauftragte der Universität in das  Leitungs-
gremium kooptiert und lässt sich über alle Schritte informieren. Die Frauenbeauf-
tragte wiederum berät die Steuerungsgruppe in allen anstehenden Fragen und leitet 
„Bottom-up“ den Prozess des Gender Mainstreaming an. 
 
Der Senatsausschuss für Gleichstellungsfragen: 
Der Senatsausschuss für Gleichstellungsfragen, vom Senat bestellt, setzt sich zu-
sammen aus jeweils einem Vertreter bzw. einer Vertreterin der ProfessorInnen 
jeder Fakultät (den sogenannten „Gender-Beauftragten“), die die Aufgabe haben, 
den Prozess des Gender Mainstreaming in den Fakultäten (zusammen mit den 
Frauenbeauftragten) voranzubringen – bis hin zu Zielvereinbarungen mit den Fa-
kultäten –, aus zwei gewählten VertreterInnen der Studierenden, zwei VertreterIn-
nen des akademischen Mittelbaus, einem Vertreter des wissenschaftsstützenden 
Bereichs, der Universitätsfrauenbeauftragten und der Gleichstellungsbeauftragten. 
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Mit beratender Stimme sind ein Vertreter des Personalrats und die Referentin für 
Gleichstellungsfragen in diesem Ausschuss tätig. 
 
Der Frauenbeirat: 
Der Frauenbeirat setzt sich zahlengleich aus den gewählten Frauenbeauftragten der 
Fakultäten, Vertreterinnen der Studentinnen und Vertreterinnen der Mitarbeiterin-
nen des wissenschaftsstützenden Bereichs zusammen. Die Universitätsfrauenbe-
auftragte wirkt mit beratender Stimme mit. Der Frauenbeirat ist daran beteiligt, wie 
bisher Maßnahmen der Frauenförderung anzustoßen und durchzuführen. Ange-
merkt werden muss, dass im Bundesland Bayern die Ämter der Universitäts- und 
Fakultätsfrauenbeauftragten „Ehrenämter“ sind, und die Gleichstellungsbeauftrag-
te, zuständig für den wissenschaftsstützenden Bereich, ebenfalls nicht hauptamtlich 
tätig ist. 
 
Die Projektgruppe Gender Mainstreaming: 
Eine Projektgruppe, bestehend aus der Universitätsfrauenbeauftragten, der Frauen-
referentin und Projektmitarbeiterinnen, treibt das Projekt voran und registriert und 
kontrolliert die Umsetzungsschritte. Die Projektgruppe wird ständig beraten durch 
ein externes und unabhängiges sozialwissenschaftliches Institut, mit dem laufend 
Projektmanagement durchgeführt wird und die einzelnen Schritte abgestimmt 
werden. 

Diese maßgeblichen Kollektiven Akteure delegieren Aufgaben auf eine zweite 
Ebene von Akteuren, die Einzelmaßnahmen des Gender Mainstreaming durchfüh-
ren. 
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Abb. 1: Die fünf maßgeblichen Kollektiven Akteure des Gender-
Mainstreaming-Prozesses und ihre Vernetzung 

 
Den „Fünf Kollektiven Akteure“ obliegen Aufgaben, die sie teilweise getrennt 
voneinander durchführen, in zeitlich genau bemessenen Abständen jedoch sind die 
übrigen Akteure gehalten, die Arbeitsergebnisse in Berichtsform der Universitäts-
leitung und der Steuerungsgruppe mitzuteilen. So werden Synergieeffekte herge-
stellt und einer Verselbständigung von Eigeninteressen der jeweiligen Gruppierung 
entgegengewirkt. 
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2.2 Strategisches und operatives Controlling der  
Hochschulsteuerung und Organisationsentwicklung:  
Zielvereinbarungen mit den Fakultäten 

 
Controlling in Bezug auf Hochschulsteuerung und Organisationsentwicklung ist 
das Instrument, das den Gender-Mainstreaming-Prozess in der festgesetzten Rich-
tung entwickelt. Aber auch Gegensteuerung ist – falls erforderlich – vorgesehen. 
Damit wird ein gleichstellungspolitisches Qualitätsmanagement implementiert, das 
eine zentrale Koordination und Kontrolle der Einzelmaßnahmen mit empirischer 
Evaluation verbindet. In Verbindung mit dem strategischen und operativen Cont-
rolling (Degethoff de Campos/Haase/Koreuber/Kriszio 2002: 78 ff.; vgl. Brüg-
gemeier 2001) werden folgende Einzelinstrumente eingesetzt: 

 Durchführung des strategischen und operativen Controllings durch die fünf 
Kollektiven Akteure des Gender Mainstreaming Prozesses, 

 Datengewinnung für Gender-Analysen über die Anzahl der Frauen und 
Männer in allen Statuspositionen der Hochschule und speziell über die Dauer 
des Beschäftigungsverhältnisses zur Bereitstellung eines „Informationspools“, 

 Zielvereinbarungen im Bereich Gender mit den Fakultäten (korrespondierend 
zu den Zielvereinbarungen im Bereich Profilbildung der Hochschulen), 

 Integration des Gender Mainstreaming in Leitbild und Profil der Universität, 
 Steuerung von Haushaltsmitteln mit Lenkungswirkung zur Förderung von 

Frauen, 
 Zielvereinbarungen für das wissenschaftsstützende Personal. 

Zielvereinbarungen im Bereich Gender betreffen generell alle denkbaren Felder 
wie Forschung, Lehre und Studium, Personalentwicklung und Nachwuchsförde-
rung, soziale Rahmenbedingungen (z.B. Vereinbarkeit von Beruf und Familie). 
 
Datenbasis für Zielvereinbarungen der Fakultäten: 
Als wesentliches Element des operativen Controlling ist die Datengewinnung zu 
sehen (vgl. Degethoff de Campos/Haase/Koreuber/Kriszio 2002): Die Verwal-
tung stellt alle Daten zur genderbezogenen Verteilung des wissenschaftlichen und 
nichtwissenschaftlichen Personals bereit. Diese Datensätze liegen meist nicht vor, 
sondern müssen gezielt auf Anweisung der Universitätsleitung erhoben werden. 
Die Steuerungsgruppe „gendert“ die Daten, das bedeutet, sie interpretiert die Da-
ten auf ihren geschlechtsspezifischen Gehalt hin. „Gendern“ heißt, Fakten und 
Entscheidungen unter Gender-Perspektive zu befragen, um verborgene ge-
schlechtstypische Asymmetrien und ungleiche Chancen von Frauen und Männern 
aufzudecken. Dies gilt im Sinne des Gender Mainstreaming für Benachteiligungen 
beider Geschlechter. Als Beispiel kann folgende Tabelle dienen: 
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Wissenschaftlicher Mittelbau und Frauenanteil
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Abb. 2: Wissenschaftlicher Mittelbau: Frauenanteil 
 
Es zeigt sich, dass erst eine detaillierte Überprüfung des Gender-Gehalts der Daten 
Asymmetrien zu erschließen gestattet: Selbst wenn im Einzelfall in einer Fakultät 
50 Prozent der Angestellten und Beamten im so genannten Mittelbau weiblich sind 
(Fakultät 5), ergibt die Analyse, dass unter Umständen mehrheitlich Frauen auf 
zeitlich befristeten und Projektstellen arbeiten. Männliche Wissenschaftler hinge-
gen sind eher auf unbefristeten Akademischen Ratsstellen und in ähnlichen Be-
schäftigungsverhältnissen zu finden. Dies stimmt mit Ergebnissen der Forschung 
überein (z.B. Bock/Braszeit/Schmerl 1983; Bochow/Joas1987: 157ff.; Macha u.a. 
2000, Lind 2004). 

Professorinnen sind – in allen Fakultäten – ebenfalls deutlich unterrepräsen-
tiert. In beiden Feldern wäre es sinnvoll, Zielvereinbarungen in den Fakultäten 
abzuschließen, um diese ungleichen Verhältnisse zugunsten der Frauen zu ändern. 
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wissenschaftlicher Mittelbau befristete Stellen
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Abb. 3: Wissenschaftlicher Mittelbau: befristete Stellen 
 
3. Die Maßnahmen des Projekts Gender Mainstreaming:  

ein Überblick 
 
Die Maßnahmen des Projekts Gender Mainstreaming der Universität Augsburg 
sind im Überblick: 

1. Kommunikationspolitik: Berichte in den universitären Gremien, Information 
der universitätsinternen und -externen Öffentlichkeit, 

2. Gender Trainings: in mehreren Workshops werden die Universitätsleitung 
und die Spitzen der Verwaltung fortlaufend trainiert, 

3. Zielvereinbarungen mit den Fakultäten, 
4. Zielvereinbarungen für den wissenschaftsstützenden Bereich, 
5. Ökonomisches Anreizsystem I: Neustrukturierung: Umverteilung von Haus-

haltsmitteln mit Lenkungswirkung, 
6. Ökonomisches Anreizsystem II: frühzeitige Rekrutierung und Forschungs-

förderung begabter Frauen; Grundlage hierfür ist die Entwicklung und Do-
kumentation von wissenschaftlichen Standards zur Förderung weiblicher Ex-
zellenz, 
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7. Programm KLeVer („Karriere und Lebensplanung verbinden“): Workshops 
und Trainingsseminare; verschiedene Module, abgestimmt auf die unter-
schiedlichen Phasen der wissenschaftlichen Laufbahn, 

8. Programm ProMentora („Programm Mentoring der Universität Augsburg“): 
Mentoring-Programm und Coaching für Frauen in Physik, Mathematik, In-
formatik und Geographie; Zielgruppen sind Studentinnen, Nachwuchswis-
senschaftlerinnen und Schülerinnen, 

9. IKBU (Initiative Kinderbetreuung für Beschäftigte der Universität): Flexible, 
hochschulnahe Kinderbetreuungsmöglichkeiten für Beschäftigte der Univer-
sität. Das umfasst folgende (Teil-)Maßnahmen:  
 Website als Kommunikationsplattform und Informationsbörse für Eltern, 
 Ferienbetreuung für Grundschulkinder (in den Sommer-, Oster- und 

Pfingstferien), 
 Initiierung einer Kinderkrippe: Eltern-Kind-Initiative „Unibärchen e. V.“ 

Die Kinderkrippe „Unibärchen“, die seit Frühjahr 2005 in Betrieb ist, 
nimmt Kinder von Beschäftigten im Alter von 0 bis 6 Jahren auf3. Der 
Schwerpunkt liegt, gemäß der Nachfrage, bei der Kleinstkinderbetreuung. 

10. Partizipative Evaluation durch alle Beteiligten und Betroffenen (Stakeholder). 

Um die Bedeutung von Kommunikationspolitik (Kap. 6) und Evaluation (Kap. 5) im 
und für den Prozess des Gender Mainstreaming deutlich zu machen, sind beide als 
Elemente in den Maßnahmenkatalog aufgenommen worden. Ebenso zählen die 
Zielvereinbarungen (Kap. 3.2) zu den Maßnahmen.  
 
4. Wissenschaftliche Evaluation des Prozesses und  

der Ergebnisse des Gender Mainstreaming 
 
Das Projekt Gender Mainstreaming der Universität Augsburg ist konzipiert als 
wissenschaftliches Evaluationsprojekt der Angewandten Forschung. Der gesamte 
Prozess in seinem Verlauf sowie die Einzelmaßnahmen werden in ihrer Wirkung 
evaluiert. Die Evaluation spielt eine entscheidende Rolle; der Prozess und die 
Maßnahmen werden in Verlauf und Struktur transparent, kontrollierbar und steu-
erbar. Wissenschaftliche Evaluation wird definiert als 

1. methodisches Erfassen, 
2. begründetes Bewerten von Prozessen und Ergebnissen und 
3. Verstehen und Gestalten von Maßnahmen der Praxis durch Wirkungskon-

trolle, Steuerung und Reflexion (Reischmann 2003: 18). 

                                                      
3 Anzumerken ist, dass an der Universität Augsburg für die Kinder von Studentinnen und Studenten 
bereits seit Jahren eine Kinderkrippe existiert: „Frechdachs e.V.“, unterstützt vom Studentenwerk. 
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Evaluationsforschung orientiert sich an den Gütekriterien der Forschung Validität, 
Objektivität und Reliabilität. Die Evaluation orientiert sich generell an den Stan-
dards der Deutschen Gesellschaft für Evaluation, den sogenannten „DeGEval-
Standards“4. Zu den vier grundlegenden Eigenschaften, die Evaluationen aufwei-
sen sollen, gehören Nützlichkeit, Fairness, Genauigkeit und Durchführbarkeit. Erreicht 
werden soll, dass Evaluationen kompetent, dem Gegenstand angemessen, aber 
auch realistisch und kostenbewusst durchgeführt werden. 

Da die Verankerung der Gender-Mainstreaming-Strategie in einer Organisati-
on wie der Hochschule ein komplexer Prozess ist, der als solcher im Fokus des 
Forschungsinteresses stehen muss, ist für das Projekt als Ergebnis der Auseinan-
dersetzung mit verschiedenen Ansätzen und Evaluationskonzepten5 die Entschei-
dung für die Orientierung an dem Modell der „partizipativen Evaluation“ von 
Ulrich und Wenzel (2003) getroffen worden. Dieser Ansatz der „partizipativen 
Evaluation“ zeichnet sich dadurch aus, dass auch die Perspektiven der Beteiligten 
und Betroffenen in den Prozess des Gender Mainstreaming einbezogen werden 
können, indem diese, z.B. TeilnehmerInnen der verschiedenen Maßnahmen, wäh-
rend des Prozesses begleitend befragt und interviewt werden. So wird neben einer 
Kontrolle der Effekte auch eine prozessbegleitende Evaluation durchgeführt, da-
mit ein Austausch mit den Betroffenen ermöglicht wird. Die Programmentwick-
lung findet fast ausschließlich durch die „Experten“ statt, so dass im Verlauf des 
Programms auch die Betroffenen der Maßnahmen in die Planung integriert werden 
sollten (Ulrich/Wenzel 2003: 18). Evaluation wird demgemäß verstanden als ein 
Prozess, der bewusst „partizipativ“ als Interventions- und Interaktionsprozess mit 
Rückkopplungsschleifen gestaltet wird.  

Hypothesengeleitet werden Evaluationselemente geplant, zum Beispiel die 
klassischen Verfahren Befragung, Beobachtung, Test und Materialanalyse. Auch im 
Verlauf des Programms werden neue Hypothesen generiert. Die formative Evaluation 
wird projektbegleitend durchgeführt, um die Beteiligten einzubeziehen, falls erfor-
derlich Korrekturen durchführen zu können und Optimierung zu erreichen: sie ist 
prozessorientiert. Die summative Evaluation ist bilanzierend, sie erfasst die Ergebnis-
se und Wirkungen des Projektes nach Abschluss der Maßnahmen: sie ist ergebnis-
orientiert.  

Zum Einsatz kommen verschiedene, einander ergänzende Forschungsin-
strumente, um Verkürzungen und Einseitigkeiten bei der Datenerhebung zu ver-
meiden. Zwischen dem Forschungsteam, zu dem auch Diplomandinnen und Dok-
torandinnen gehören, und den Beteiligten und Betroffenen erfolgt eine intensive 
                                                      
4 Diese Standards sind im Internet abzurufen unter http://www.degeval.de/index.php?class= 
 seite&id=9023 (Zugriff am 18.11.2005). 
5 Z.B. Beywl u.a. 1987, Guba/Lincoln 1989, Heiner (Hg.) 1998, Bank/Lames 2000; vgl. Stößel 1979, 
Wottawa/Thierau 1990, Vedung 1999, Keiner (Hg.) 2001, Reischmann 2003, Stockmann (Hg.) 2004, 
Merkens 2004. 
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Kommunikation. Die Forschenden bemühen sich darum, die Perspektiven mög-
lichst vieler Beteiligter und Betroffener, der so genannten Stakeholder, zu erfassen, 
zu analysieren und darzustellen, um auf diese Weise eine „Mehrperspektivität“ zu 
erreichen (Reinmann-Rothmeier 2001: 10). 

Mit der umfassenden Evaluation sollen die grundlegenden Fragestellungen 
bezüglich Durchführung und Wirkung der einzelnen Maßnahmen und bezüglich 
der Implementierung und Umsetzung des Gender-Mainstreaming-Prozesses insge-
samt beantwortet werden (in Anlehnung an Kuhlmann 2004: 295): 

 Ist der Gender-Mainstreaming-Prozess zielführend? 
 Sind die einzelnen Maßnahmen geeignet bzw. zielführend?  
 Sind die zugrunde liegenden Annahmen richtig? 
 Welche direkten und indirekten Wirkungen in der Organisation gibt es bzw. 

sind absehbar? 
 Wurden die Ziele erreicht, bzw. sind sie erreichbar? 
 Ist die Implementation der Maßnahmen effizient? 
 Ist die Implementation des Gender-Mainstreaming-Prinzips in der Organisa-

tion effizient?  

In Zusammenhang mit diesen Fragen müssen beispielsweise die Zielsetzungen und 
das Problem der Zuschreibung von feststellbaren Sachverhalten zu Anstoßwirkun-
gen der Maßnahmen reflektiert werden (vgl. Kuhlmann 2004). Zu fragen ist gege-
benenfalls auch nach Sekundäreffekten – d.h. auch nach nicht-intendierten Neben-
folgen – des Gender-Mainstreaming-Prozesses und der einzelnen Maßnahmen. 

Die – bereits genannte – Frage, ob der Gender-Mainstreaming-Prozess zielfüh-
rend ist, lässt sich wie folgt konkretisieren: Führt der Gender-Mainstreaming-
Prozess dazu, dass in allen Bereichen und auf allen Ebenen der Organisation 
Hochschule Geschlechtergerechtigkeit erreicht wird bzw. in Zukunft erreicht wer-
den kann? Und – bezogen auf die Effizienz – lässt sich fragen: Wie ist der Zu-
sammenhang von Prozessgenese, -gestaltung und „Output“ bzw. „Outcome“ (Er-
gebnissen und Wirkungen) zu bewerten? Einer Beantwortung zugeführt werden 
diese Fragen, deren Fokus deutlich auf den Prozess gerichtet ist, durch eine Ver-
laufsanalyse (Analyse des Verlaufs, d.h. der Genese und Entwicklung des Gender-
Mainstreaming-Prozesses) und eine Strukturanalyse (Analyse der Prozessarchitektur, 
d.h. der strukturellen Elemente des Prozesses wie die fünf Kollektiven Akteure). 

Neben dem Prozess des Gender Mainstreaming werden auch die einzelnen 
Maßnahmen evaluiert. Insbesondere jene Maßnahmen, die im oben skizzierten 
Überblick unter den Punkten 7 bis einschließlich 9 aufgeführt sind und die im 
Rahmen des Gender-Mainstreaming-Projekts konzipiert und umgesetzt wurden 
und werden, gruppieren sich um folgende Kernbereiche: 



 

 

222 Arbeitsgruppe 4 

 Empowerment: frühzeitige Identifizierung, Rekrutierung und kontinuierliche 
Förderung von Frauen auf allen Stufen der Karriere, 

 Networking in Communities of Practice: Potenzialentwicklung der Einzelnen 
durch Unterstützung von Gruppen6, 

 die Gestaltung einer „Familiengerechten Hochschule“ zur Verbesserung der 
Work-Life-Balance für Frauen und Männer (vgl. Macha 2005). 

Auch für diese Maßnahmen müssen – wie für den Gender-Mainstreaming-Prozess 
insgesamt – durch die Evaluation die zentralen Fragen beantwortet werden, ob sie 
zielführend, erfolgreich und effizient sind. Im Unterschied zu dem allgemeinen, 
komplexen und auf Dauer angelegten, d.h.: prinzipiell nie abgeschlossenen, Gen-
der-Mainstreaming-Prozess sind einzelne Maßnahmen relativ kurzfristig umzuset-
zen und durchzuführen. Sie bestehen teilweise aus zeitlich genau eingrenzbaren 
Einheiten, Bausteinen bzw. Modulen, deren Realisierung unmittelbar zu beobach-
ten und entsprechend zu evaluieren ist.  
 
5. Kommunikationspolitik 
 
Der Kommunikationspolitik wird auf einer ersten Ebene inhouse als Information 
aller beteiligten Akteure und aller Mitarbeiter auf den unterschiedlichen Statusebe-
nen und der Studierenden oberste Priorität eingeräumt. Nur informierte Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter tragen den Prozess mit. Gremien der Universität wie 
Hochschulrat, Senat, Senatsausschüsse, Mitarbeiter, Fakultäten, Eltern, Studieren-
de, Verwaltung und wissenschaftsstützendes Personal werden über Maßnahmen 
und Fortschritte der Umsetzung sowie Ergebnisse der Zwischenevaluationen in-
formiert. Home Pages sind wertvolle Informationspools, die auch interaktiv ange-
legt sind. Das (z. T. unmittelbare) Feedback der unterschiedlichen Beteiligten und 
Betroffenen der Maßnahmen kann als ein wichtiges Messinstrument der erfolgrei-
chen Diffusion bzw. Dissemination der Maßnahmen gelten. Die – aus der For-
schung zur „Diffusion von Neuerungen“ bekannten – early adopters einzelner Maß-
nahmen können ihrerseits als Multiplikatoren und „PR-Fachleute“, die in ihrem 
jeweiligen Organisationsumfeld für Bekanntheit und Akzeptanz der Maßnahmen – 
und damit auch des Programms insgesamt – werben, fungieren. Zugleich wird das 
Feedback der Stakeholder als Datenmaterial in den Prozess der partizipativen Evo-
lution permanent eingespeist, mit dem Ziel, das Programm und die Maßnahmen 
laufend zu optimieren. Der Organisation Universität wird dadurch ermöglicht, 
Lernprozesse in Gang zu setzen. Durch Evaluation wird organisationsrelevantes 
Wissen generiert, strukturiert und kommuniziert, so dass ein enger Bezug von 
                                                      
6 Vgl. Macha/Fahrenwald/Porter 2005; Porter/Fahrenwald/Macha (eds.) 2005; Wenger 1998; 
Probst/Raub/Romhardt (2003); zur Bedeutung von Netzwerken vgl. z.B. Granovetter 1974; Scheuch 
2004. 
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Evaluation und Wissensmanagement konstatiert werden kann (vgl. Macha/Hand- 
schuh-Heiß 2005a). 

Auf der zweiten Ebene wird durch wissenschaftliche Veröffentlichungen und 
Tagungsbeiträge national und international Position in der wissenschaftlichen Öf-
fentlichkeit bezogen. Kooperationen zu anderen Universitäten und wissenschaftli-
chen Institutionen werden angebahnt.  

Auf der dritten Ebene werden die Öffentlichkeit in der Stadt und der Region 
über die Presse informiert. Verbände in der Region werden zur Mitarbeit ermun-
tert und Kooperationen mit regionalen Trägern des Gender Mainstreaming oder 
einzelner Maßnahmen wie der Kinderkrippe für Beschäftigte der Universität in 
eine Kooperation eingebunden. Nationale und internationale Kooperationen mit 
Universitäten, die ebenfalls Gender Mainstreaming einsetzen, werden geschlossen. 
Ein wichtiges Ziel dabei ist, durch Vernetzung und Nutzung von Synergieeffekten 
eine Optimierung der Implementierungsstrategie zu erreichen und verantwortli-
chen Akteuren in den Systemen von Politik, Wissenschaft und Recht Entschei-
dungshilfen an die Hand zu geben.  
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Martin Winter 

Gleichstellungspolitik und Studienstrukturreform 
 
 
1. Ebenen der Studienstrukturreform 
 
In der aktuellen Studienstrukturreform können zwei Ebenen der Programmgestal-
tung unterschieden werden: zum einen die „Makro-Ebene“ der Stufung der Stu-
diengänge in ein Kurzzeitstudium mit Abschluss Bachelor und ein Aufbaustudium 
mit Abschluss Master; zum anderen die „Mikro-Ebene“ der Module. Module als 
inhaltlich und zeitlich abgeschlossene Lehr- und Lerneinheiten beinhalten Veran-
staltungen (Vorlesungen, Seminare, Übungen etc.), aber auch Anteile von Selbst-
studium. In diesem Beitrag soll der Frage nachgegangen werden, welche Rolle die 
Gleichstellungspolitik im Rahmen dieses zweischichtigen Umstrukturierungspro-
zesses spielen darf, kann oder soll. Die Überlegungen sind zuweilen prinzipieller 
Natur; zuweilen wird aber auch auf konkrete Erfahrungen an einer Universität 
zurückgegriffen werden, die diesen Umstellungsprozess derzeit realisiert: der Uni-
versität Halle-Wittenberg. Die Traditionsuniversität in Sachsen-Anhalt hat Ende 
2003 die Umstellung beschlossen, 2004 hierfür die konzeptionelle Basis gelegt 
(siehe Winter 2004) und 2005 eine allgemeine Satzung für alle Studiengänge bzw. 
Studienprogramme der Universität beschlossen. Nachdem diese konzeptionellen 
Weichen weitgehend gestellt worden sind, stellen nun die Fächer ihr Studienange-
bot um und konzipieren die Inhalte, Ziele und Abläufe ihrer Studienprogramme.1 

Grundsätzlich lassen sich zwei Dimensionen feststellen, in denen Fragen der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern in der Studienstrukturreform eine 
Rolle spielt: die inhaltliche Dimension und die Prozess-Dimension. Bei der inhalt-
lichen Dimension geht es um die Ergebnisse der Reform, also die neuen Studien-
gänge bzw. -programme und ihre Module. Auf der Programmebene heißt das: Wie 
sind die Studienprogramme gestaltet? Welche Studienziele werden angepeilt? Für 
welche Berufsfelder werden die Studierenden qualifiziert? Auf der Modulebene: 
Welche Inhalte, welche Kompetenzen werden in den Modulen vermittelt? Sind bei 
der inhaltlichen Dimension die Ziele vorrangig, so steht der Prozess-Dimension 
die Frage nach dem Weg im Zentrum. Welche Schritte kennzeichnen das Verfah-
ren? Wer ist wie beteiligt?  
 

                                                      
1 Informationen zum Umstellungsprozess und den entsprechenden Konzepten und Ordnungen 
finden sich hier im Internet: http://www.prorektoratsl.uni-halle.de/bachelor_master/ (Zugriff am 
23.9.2005). 
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2. Die inhaltliche Dimension 
 
Bei der Ausgestaltung der neuen Studiengänge unter Gleichstellungsaspekten las-
sen sich wiederum zwei Bereiche unterscheiden: Der eine bezieht sich auf die for-
malen Strukturen der Studienprogramme, also Fragen wie: Sind die Programme in 
der vorgesehenen Zeit studierbar? Werden tatsächlich die Module so im Semester-
turnus angeboten, wie es im Konzept festgelegt wurde? Ist ein Teilzeitstudium 
möglich? Dieser Bereich beinhaltet auch studien- und prüfungsrechtliche Fragen 
nach Mutterschutz und Elternzeit. An der Universität Halle-Wittenberg wurden 
beispielsweise die Allgemeinen Bestimmungen für das Bachelor-Master-Studium, 
das ist eine Art Rahmenordnung, die für alle an der Universität angebotenen Stu-
dienprogramme gilt, gemäß dieser Anforderungen modifiziert. Um diese Punkte zu 
klären, sind sowohl juristischer Sachverstand als auch die fachliche Kompetenz der 
Gleichstellungsbeauftragten vonnöten. 

Grundsätzlich ist die Frage zu erörtern, ob das neue Studienmodell mit seinen 
formalen Prinzipien, Stufung der Abschlüsse, Modularisierung, Leistungspunkte-
system, studienbegleitende Prüfungen, tatsächlich die Gleichstellung fördert, 
bremst oder schlicht nicht verändert. Meines Erachtens steht hier vor allem die 
Familientauglichkeit des Studiums auf dem Prüfstand, also die Frage, inwieweit 
Hochschule und Kinder mit einander vereinbar sind.2 Einerseits könnte die Mo-
dularisierung Teilzeitstudien erleichtern, das Studium wird in vielen kleinen Schrit-
ten absolviert; andererseits könnte die Stufung beim Übertritt in die Master-Phase 
Benachteiligungen verschiedener Gruppen mit sich bringen; dies hängt aber insbe-
sondere von den Filtermechanismen ab, die zwischen Bachelor- und Master-Phase 
eingesetzt werden. So interessant und wichtig diese Diskussion ist; an dieser Stelle 
kann sie nicht weiter geführt werden.  

Der zweite Bereich bei der Konzeption der neuen Studiengänge unter 
Gleichstellungsaspekten betrifft die Studieninhalte, also die Frage, inwieweit Gen-
der- und Gleichstellungsthemen Gegenstand der Studienprogramme sind bzw. sein 
sollen. Bevor in die „Niederungen“ der aktuellen Studienstrukturreform hinabge-
stiegen wird, muss mit grundsätzlichen Anmerkungen zur Gleichstellungspolitik 
begonnen werden. Auch wenn in den letzten Jahren einige Erfolge im Hochschul-
bereich zu verzeichnen sind,3 so ist doch zu konstatieren, dass mit jeder Stufe der 
Karriereleiter der Frauenanteil schwindet (vgl. Burkhardt 2004: 33 ff.; Blome et al 

                                                      
2 Für das Studium gilt wohl auch, was Johanna Hey für Wissenschaftlerinnen fordert: „Zur Verbesse-
rung von Karrierechancen von Wissenschaftlerinnen benötigen wir also nicht Frauen-, sondern 
Familienförderung“ (2005: 355). Weil aber die Kinderbetreuung zumeist den Müttern überlassen 
wird, ist Familienförderung in erster Linie Frauenförderung. 
3 So ist laut Statistischem Bundesamt der Anteil der Habilitationen von Frauen von 13,5 in 1994 auf 
22,7 Prozent in 2004 gestiegen. Siehe: http://www.destatis.de/presse/deutsch/pm2005/p2600072. 
htm (Zugriff am 23.9.2005). 
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2005: 36 ff.). Diese Unterrepräsentanz von Frauen in Wissenschaft und Hochschu-
le zu beheben, ist ein gesellschaftspolitisches Anliegen, das von der Verfassung 
getragen wird. Zur Vergegenwärtigung sei das Grundgesetz zitiert; dort heißt es in 
Artikel 3 Absatz 2:  

„Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchset-
zung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile hin.“ 

Das Grundgesetz schreibt die Gleichberechtigung von Frauen und Männern fest; 
mehr noch: mit der Ergänzung im zweiten Satz (aus dem Jahr 1994) erklärt es die 
Förderung der Gleichberechtigung zum Staatsziel. Auch auf EU-Ebene hat sich 
die Bundesrepublik in Art. 2 und Art. 3 Abs. 2 des Amsterdamer Vertrages von 
1997 verpflichtet, die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern. Gender 
Mainstreaming als Konkretisierung der Verfassungs- bzw. der Vertragsvorgaben 
kann in diesem Sinne als aktiver Grundrechtsschutz, mehr noch: als aktive Grund-
rechtsverwirklichung verstanden werden. Gender Mainstreaming bedeutet: Alle 
staatlichen Maßnahmen sind auf ihre geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu 
überprüfen und festgestellte bzw. zu erwartende Benachteiligung von Frauen und 
Männer sind zu beseitigen bzw. zu vermeiden.4 Tatsächlich sind weniger Männer, 
sondern Frauen von geschlechtspezifischen Benachteiligungen betroffen; daher 
fungiert Gender Mainstreaming vorrangig als Grundrechtsschutz von Frauen. Mit 
Gender Mainstreaming wird das Anliegen des Artikels 3 des Grundgesetzes in 
einem Konzept des Verwaltungshandelns operationalisiert. Der Hauptunterschied 
zwischen der traditionellen Frauenförderung und Gender Mainstreaming liegt 
darin, dass Gleichstellungspolitik im Sinne von Gender Mainstreaming alle Berei-
che durchdringen und von allen, insbesondere aber von der Leitungsebene, reali-
siert werden soll, die traditionelle Frauenförderung dagegen nur von bestimmten 
Organisationseinheiten betrieben wird und zumeist nur auf bestimmte konkrete 
Adressaten- und Problemkreise zielt (vgl. Blome et al. 2005: 99 ff.).5 

Als staatliche Einrichtungen haben auch die Hochschulen und ihre Leitungen 
die Geschlechterverhältnisse in den „Hauptstrom“ ihrer Arbeit zu integrieren und 
die Ausgangsbedingungen und Auswirkungen ihrer Entscheidungen und Maß-
nahmen auf die Geschlechter zu berücksichtigten, um auf das Ziel einer tatsächli-
                                                      
4 Der Europarat definierte 1998 Gender Mainstreaming wie folgt (zitiert aus: Blome et al. 2005: 96): 
„Gender Mainstreaming besteht in der (Re-)Organisation, Verbesserung, Entwicklung und Evaluie-
rung der Entscheidungsprozesse, mit dem Ziel, dass die an der politischen Gestaltung beteiligten 
Akteurinnen und Akteure den Blickwinkel zwischen Frauen und Männern in allen Bereichen und auf 
allen Ebenen einnehmen.“ 
5 Eben gerade dieses „Top-down“ wird am Konzept des Gender Mainstreaming auch kritisiert. So 
klassifiziert Heike Kahlert die aktuellen Hochschulreformen als neoliberale Veranstaltung; Gender 
Mainstreaming korrespondiere „mit dem auf Effizienzsteigerung ausgerichteten ‚neuem Steuerungs-
modell’“ und passe zum ‚schlanken Staat’, seinen Organisationen und seinen „Qualitätsmanagement-
Strategien“ (Kahlert 2003: 57). 
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chen Gleichstellung von Frauen und Männern hinzuwirken.6 Dies gilt natürlich 
auch für die Bereiche Studium und Lehre und Akkreditierung von Studiengängen. 
Hier hat die Kultusministerkonferenz 2004 beschlossen, dass der Gender-Main-
streaming-Ansatz im Akkreditierungssystem berücksichtigt und umgesetzt werden 
solle (Kultusministerkonferenz 2004: 7). Gender Mainstreaming im Akkreditie-
rungsprozess heißt: die neuen Studiengänge sind auch auf ihre eventuellen ge-
schlechtsspezifischen Benachteiligungen zu überprüfen.  

Es gibt aber weitergehende gleichstellungspolitische Forderungen zur Stu-
dienstrukturreform; diese betreffen die Inhalte der Studienprogramme. Nicht nur7, 
aber doch wortführend wird von der Bundeskonferenz der Frauenbeauftragten 
und Gleichstellungsbeauftragten an Hochschulen (BuKoF 2004b) gefordert, Gen-
der-Aspekte in die Studienprogramme aufzunehmen. Das Positionspapier der Bu-
KoF vom 10.6.2004 nennt die Studienstrukturreform eine Chance, nicht nur eine 
formale, sondern auch eine qualitative Studienreform durchzuführen. Im Rahmen 
der Studienstrukturreform sieht sie die Gelegenheit, die Studiengänge innovativ 
und interdisziplinär statt traditionell und fächerorientiert zu gestalten. Interdiszipli-
när angelegt sind beispielsweise die Frauen- und Geschlechterforschung und 
-studien.  

Gender-Aspekte in die Studienprogramme aufnehmen – was heißt das, was 
wird hier im Einzelnen gefordert? Das bereits genannte Positionspapier der Bu-
KoF vom 10.6.2004 zählt hier vier Punkte auf: 

 Die Geschlechterverhältnisse sollen bei den Studieninhalten, die sich auf die 
gesellschaftliche Realität beziehen, thematisiert werden; das heißt, Gender-
Inhalte sollen in den Rechts-, Wirtschafts-, Sozial-, Kultur- und Sprachwis-
senschaftlichen Studiengängen Pflicht werden. 

 Im Natur- und Technikwissenschaftlichen Studiengängen sind Module zu 
entwickeln, „die sich mit der Unterschiedlichkeit des Zugangs der Geschlech-
ter zu diesen Studiengängen und des Umgangs mit den Studieninhalten befas-
sen“. 

 Im Rahmen des überfachlichen berufsqualifizierenden Studiums wird die 
Entwicklung von Gender-Modulen gefordert, das heißt: Im Studienbereich 

                                                      
6 In Sachsen-Anhalt ist dies auch im Hochschulgesetz vom 2.4.2004 in § 3 Abs. 5 geregelt: „Die 
Hochschulen wirken bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben auf die tatsächliche Verwirklichung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern hin. In Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung 
sowie bei der Gestaltung der Arbeitsabläufe in den genannten Bereichen werden unterschiedliche 
Lebenswirklichkeiten und Interessen von Frauen und Männern berücksichtigt. Darüber hinaus ergrei-
fen die Hochschulen Maßnahmen zur Beseitigung von bestehenden Nachteilen von Wissenschaftle-
rinnen, sonstigen weiblichen Beschäftigten und Studentinnen und zur Erhöhung des Anteils von 
Frauen und Männern in Bereichen, in denen sie unterrepräsentiert sind.“ 
7 So meint auch Annegret Döse (2005), dass via Gender Mainstreaming Gender-Inhalte in der Lehre 
verankert werden müssten. 
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zur Vermittlung von Schlüsselkompetenzen müssen auch Gender-Module an-
geboten werden. 

 In den Lehramtsstudiengängen sollen Module zur Vermittlung von Gender-
Kompetenzen zwingender Bestandteil werden. 

Kämen diese Vorschläge von Lehrenden und Studierenden der Fächer selbst, dann 
wären dies durchaus begrüßenswerte Initiativen. In diesem Falle würden die Fach-
angehörigen selbst die nötigen Kompetenzen, das grundlegende Interesse und 
auch das erforderliche Engagement aufbringen, diese Ideen zu realisieren. Das 
Brisante an diesem Forderungskatalog ist jedoch, dass seine Erfüllung im Sinne 
von Gender Mainstreaming offenbar als obligatorische Leitungsaufgabe betrachtet 
wird, also von oben initiiert und durchgesetzt werden soll, und entsprechend im 
Akkreditierungsprozess als Qualitätsmerkmal überprüft werden soll. Im „Hand-
lungsleitfaden“ der BuKoF zur „Akkreditierung und Evaluation von neuen Stu-
diengängen“ (vom Mai 2004) wird das Akkreditierungskriterium Gender als „ver-
pflichtender Bestandteil in der Regellehre“ proklamiert (BuKoF 2004a). Auch 
Heidrun Jahn (vgl. Beitrag in diesem Band) nimmt diese Forderung auf: „Gender-
Kompetenz sollte deshalb Bestandteil jedes Studiengangs sein, unabhängig von 
gesonderten Studienprogrammen für Gender Studies.“ In einem Positionspapier 
des CEWS8 bezeichnen Brigitte Mühlenbruch, Isabel Beuter, Jutta Dalhoff und 
Andrea Löther (2004: 11) die „Integration fachspezifischer Ergebnisse der Frauen- 
und Genderforschung“ als ein Akkreditierungskriterium. Frauke Gützkow (2005: 
252) möchte sogar überprüfen (lassen), ob die Studiengänge auch dem Ziel „Ge-
schlechterdemokratie“ dienten und ob die Ergebnisse der Geschlechterforschung 
in das Kerncurriculum einbezogen würden. Zu betonen ist: Dieses Postulat soll für 
alle Studiengänge gelten; der Erwerb von Gender-Kompetenzen im Studium soll 
folglich in den Katalog der Qualitätskriterien des Akkreditierungsprozesses aufge-
nommen werden.  

Gegen ein solches Ansinnen muss eingewendet werden, dass die Qualität ei-
nes Studiengangs sich nicht daran messen lässt, ob Gender Inhalt des Studiums ist 
oder nicht. Denn: Was inhaltlich unter Qualität zu verstehen ist, kann nur von den 
betreffenden Hochschulmitgliedern, aber auch von der Wissenschaftsgemeinschaft 
definiert werden (mehr dazu: Winter 2005: 113 f.). Die inhaltliche Qualität von 
Forschung und Lehre ist also wissenschaftsimmanent zu definieren; die Aufnahme 
von Gender-Inhalten als allgemeines Qualitätskriterium für alle Studiengänge vor-
zuschreiben, wäre demgegenüber eine wissenschaftsexterne Vorgabe.  

Mit der Forderungen nach Gender-Modulen in allen Studienprogrammen 
wird indes über das Konzept von Gender Mainstreaming als permanente „Gleich-
stellungsverträglichkeitsprüfungen“ weit hinaus gegriffen. Denn mit diesem Postu-

                                                      
8 Center of Excellence – Women and Science http://www.cews.org/ (Zugriff am 18.11.2005). 
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lat spricht sich die BuKoF explizit für inhaltliche Vorgaben für Studium und Lehre 
aus. Doch Forschung und Lehre haben indes inhaltliche Vorgaben noch nie ge-
nutzt; im Gegenteil: Für das Funktionieren von Wissenschaft ist konstitutiv, dass 
Wissenschaft und Lehre frei sind, und sich die Inhalte und Themen entsprechend 
frei entwickeln können. Eine außerwissenschaftliche Steuerung von Forschungs- 
und Lehrthemen ist stets problematisch, besonders aber dann, wenn sie als allge-
meiner Auftrag verfasst wird. Und dies ist das zentrale Problem allgemeiner inhalt-
lichen Vorgaben: Derartige Einflussnahmen von oben greifen stark in ein anderes 
Grundrecht ein, nämlich das der Wissenschafts- und Lehrfreiheit. Auch hier sei der 
entsprechende Artikel aus dem Grundgesetz vergegenwärtigt (Art. 5 Abs. 3 GG): 

„Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre ent-
bindet nicht von der Treue zur Verfassung.“ 

Falls hier tatsächlich eine Kollision von Grundrechten vorläge, müsste erörtert 
werden, in welches der beiden Grundrechte (Gleichstellung oder Lehrfreiheit) 
massiver eingegriffen wird und ob dieser Eingriff noch verhältnismäßig ist. Doch 
bevor diese Abwägung geklärt werden muss, stellt sich die Frage, ob die obligatori-
sche Vermittlung von als politisch notwendig erachteten Bewusstseins überhaupt 
noch vom Grundrecht auf Gleichstellung gedeckt ist. In der Schule mag dies kein 
Problem sein, da hier – im Gegensatz zur Hochschule – die Vermittlung von Gen-
der-Kompetenz Grundrechten nicht widerspricht. Denn die Schullehrer können 
sich nicht auf ein Grundrecht auf Lehrfreiheit berufen (vgl. Rux 2002: 239)9, und 
die Schule hat einen expliziten Erziehungsauftrag zu erfüllen, der vom Staat defi-
niert wird. Einen derartigen Erziehungsauftrag hat die Universität nicht umzuset-
zen; und selbst ein an die Universität gerichteter Bildungsauftrag dürfte das Wesen 
von Wissenschaft und Lehre als freie Institutionen nicht unterlaufen.  

An dieser Stelle müssen zwei mögliche Ebenen unterschieden werden, wie die 
Gender-Thematik in die Studienprogrammen eingefügt werden könnte: als wissen-
schaftliches Issue, das deskriptiv und analytisch zu erfassen und zu erörtern ist, 
oder als normativer Erziehungsauftrag, um für das Anliegen der Geschlechterge-
rechtigkeit zu sensibilisieren und entsprechende Gender-Kompetenzen zu erwer-
ben. Die Grenzen sind natürlich fließend. Bereits aber die Vorgabe von oben, 
Gender als wissenschaftliches Thema in den Studienprogrammen obligatorisch zu 
machen, unterminiert die Lehrfreiheit. Würde der Erwerb von Gender-
Kompetenzen als (normativ aufgeladener) Erziehungsauftrag für alle Studienpro-

                                                      
9 Es gibt indes eine „pädagogische Freiheit“ des Lehrers. Dieser Begriff aus dem Schulrecht bezeich-
net den für die Unterrichts- und Erziehungsarbeit erforderlichen, gesetzlich geschützten Ermessens- 
und Entscheidungsspielraum eines Lehrers im Rahmen der Gesetze, Verordnungen und Richtlinien 
der zuständigen Schulbehörden sowie Beschlüsse der Konferenzen und der Anordnungen der Vorge-
setzten. 
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gramme zur Pflicht, dann liefe dies letztendlich auf eine Art politischer Unterricht 
hinaus und stünde damit völlig im Kontrast zur Wissenschaftsfreiheit.10 

Aktiver Grundrechtsschutz bedeutet, bestehende und mehr noch: zu erwar-
tende Benachteiligungen zu beseitigen bzw. vermeiden. Aktiver Grundrechtsschutz 
kann jedoch nicht bedeuten, bestimmte Forschungsfragen oder Studieninhalte 
vorzuschreiben. Doch gehen wir einen Schritt weiter und nehmen wir an, der Be-
schränkung der Lehrfreiheit wäre angesichts der geschlechtsspezifischen Ausgren-
zungen legitim, die Vermittlung von Gender-Inhalten sollte als expliziter Bildungs-
auftrag der Hochschulen verstanden werden. Dann würde sich die Frage stellen, 
warum gerade der Geschlechtersensibilität eine so herausragende Bedeutung in 
Studium und Lehre zustünde. Gäbe es dann nicht auch weitere verfassungsrechtli-
che politische Anliegen, für die in Veranstaltungen und Modulen aufgeklärt und 
sensibilisiert werden müsste – beispielsweise die Ungleichheit zwischen Arm und 
Reich oder zwischen Inländern und Ausländern, zwischen Jung und Alt.11 Gäbe es 
Initiativen, derartige Inhalte in die Hochschullehre zu integrieren, wären sie nicht 
ähnlich berechtigt und müssten von den Hochschulleitungen realisiert werden? 
Das Grundgesetz verbietet ja nicht nur eine geschlechtsspezifische Benachteili-
gung, Artikel 3 Absatz 3 untersagt auch die Benachteiligung und Bevorzugung qua 
Abstammung, Rasse, Sprache, Heimat und Herkunft, Glauben, religiöser oder 
politischer Anschauungen, Behinderung. Wenn Veranstaltungen zur Vermittlung 
von Gender-Kompetenzen angeboten werden müssen, warum dann nicht auch zur 
Sensibilisierung gegenüber diesen anderen Formen der Diskriminierung und Aus-
grenzung?12 

                                                      
10 Radikalisiert man diese Idee vom politischen Unterricht, dann werden Erinnerungen aus alten 
DDR-Zeiten an das marxistisch-leninistisches Grundlagenstudium wach, das nach der II. Hochschul-
reform der DDR von 1951 Pflicht im Curriculum der Studierenden aller Fächer wurde (vgl. Mende 
1980: 92). Doch der Marxismus-Leninismus sollte auch auf die anderen Fächer ausstrahlen, wie ein 
Akteur dieser Zeit, der damalige Freiberger ML-Hochschullehrer Frank Richter, berichtet: „Aber 
auch die Fachsektionen wurden in die Pflicht genommen, was die Vermittlung marxistisch-
leninistischer Kenntnisse und ideologischer Positionen anbetraf. Mit großem Aufwand wurde die 
sogenannte marxistisch-leninistische Durchdringung der Lehrveranstaltungen der Fachsektionen zu 
realisieren versucht, in der die Lehrkräfte nicht nur formal und plakativ ihre Zustimmung zum Mar-
xismus-Leninismus ausdrücken, sondern in ihren Vorlesungen und Seminaren alle Möglichkeiten 
nutzen sollten, die sich aus dem Zusammenhang von Marxscher Lehre und ihrem eigenen Fachgebiet 
ergaben.“ (Richter (ohne Jahr): 9). 
11 Auch auf einem anderen Gebiet stellt sich die Frage, warum die Ungleichheit zwischen den Ge-
schlechtern eine herausragende Rolle erhält. Ihre Analysen von Zielvereinbarungen zwischen Minis-
terien und Hochschulen bringen Karsten König und Reinhard Kreckel (2003: 73) zu der Schlussfol-
gerung, dass die geschlechtsspezifische Benachteiligung andere Formen der Ungleichheit, wie die 
soziale oder ethnische in der Hochschulpolitik verdrängt bzw. beerbt hätten. Dies ist übrigens auch 
aus gleichstellungspolitischer Sicht problematisch, weil sich die soziale Herkunft für Frauen beson-
ders ungünstig auswirken könnte (König/Kreckel 2003: 66).  
12 Dass es hier gewisse politische Moden hinsichtlich struktureller Ungleichheiten gibt, zeigt das 
Beispiel „Elite“. Die Differenzierung zwischen „Masse“ und „Elite“ ist derzeit anscheinend wieder 



 

 

Arbeitsgruppe 4 233 

Jenseits der verschiedenen Formen von Ungleichheit gäbe es noch viele ande-
re notwendige politischen Themen, die im Studium behandelt werden könnten: 
Sollten angesichts von globaler lebensbedrohender Naturzerstörung nicht auch 
Seminare bzw. Module für alle Studierenden zu Fragen der Umweltverträglichkeit 
und Nachhaltigkeit angeboten werden? Gilt dies nicht auch für Fragen der Demo-
kratie? Sollten also nicht auch Module zur Steigerung des Demokratiebewusstseins 
Pflicht in jedem Studienprogramm werden? Begreift man das Grundgesetz und 
seine Werte als den Wertekonsens, auf den sich zumindest die staatlichen Einrich-
tungen und öffentlichen Körperschaften zu verständigen haben, dann lassen sich – 
so weit hergeholt sie auch erscheinen mögen – die meisten der genannten Themen 
mit dem Grundgesetz begründen – sei es über Grundrechtartikel oder Staatsziele 
(„sozialer und demokratischer Bundesstaat“ (Art. 20 Abs. 1 GG), Schutz der na-
türlichen Lebensgrundlagen und Tiere (Art. 20 a GG), Recht auf Leben und kör-
perliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 GG) usw.). 

Man könnte diese Liste aber auch um politisch fragwürdigere Beispiele ver-
längern: Sollte in Zeiten des globalen Terrors nicht auch für Sicherheitsprobleme 
sensibilisiert werden? Module zur Frieden- und Konfliktforschung oder zur Poli-
zei- und Militärkunde für alle? Es geht aber auch noch kontroverser: Sollte in deut-
schen Hochschulen nicht stets der vorrangige deutsche Interessenstandpunkt ver-
mittelt werden? An diesen Beispielen wird erkennbar: Werden inhaltliche Vorga-
ben zur Pflicht gemacht und gar mit einem normativen Erziehungsauftrag ver-
knüpft, ist die Grenze zur Gesinnungspolitik schnell übersprungen.  

Die Ablehnung inhaltlicher oder normativer Vorgaben impliziert nicht, dass 
politische Fragen nicht zum wissenschaftlichen Thema gemacht werden können. 
Falls es Lehrende und Studierende gibt, die derartige Themen wissenschaftlich 
bearbeiten wollen, ist das ihre Freiheit. Falls eine Hochschule beschließt, ihr Stu-
dien- und Forschungsprofil mit derartigen Modulen oder gar Studienprogrammen 
zu schärfen und entsprechendes Lehr- und Forschungspersonal einzustellen, ist 
das ihre Sache und im Rahmen der gesetzlich vorgegebenen Entscheidungsprozes-
se zu beschließen. Falls die öffentliche Hand derartige wissenschaftliche Vorhaben 
an den Hochschulen fördern möchte, ist das eine demokratische Entscheidung. 
Jedoch rechtfertigt die grundgesetzliche Aufforderung zum aktiven Grundrecht-
schutz nicht, den Hochschulen generell derartige Veranstaltungen, Module und 
Studienprogramme zu oktroyieren. Noch problematischer wäre es, auf diesem Weg 
eine Art politischer Gender-Erziehung an den Hochschulen verankern zu wollen.  
 

                                                                                                                                  
politisch wieder so legitim, dass hier eine Ungleichheitssensibilität als Gleichmacherei und Rückfall in 
die 1970-er Jahre angeprangert werden würde. 
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3. Die Prozess-Dimension 
 
Anfangs wurden zwei Dimensionen genannt, in denen Fragen der Gleichberechti-
gung von Frauen und Männern in der Studienstrukturreform eine Rolle spielt: die 
inhaltliche Dimension und die Prozess-Dimension. Im Rahmen der Prozess-
Dimension ist zu fragen, wer was wann wie bei der Einführung des neuen Studien-
system entscheiden darf – oder „gegendert“ formuliert: Welche Rolle spielen die 
weiblichen und männlichen Universitätsmitglieder in diesem Prozess? Diese Frage 
hängt meiner Erfahrung nach von einer anderen wichtigen Frage ab, nämlich: Wie 
intensiv partizipieren die verschiedenen Statusgruppen an dem Prozess?  

Dies soll im Folgenden am Beispiel der Universität Halle-Wittenberg hinter-
fragt werden. Der dort stattfindende Umstrukturierungsprozess kann als eine Mi-
schung aus einer „Top-down“-Steuerung und „Bottom-up“-Prozessen bezeichnet 
werden. Auf der (zentralen) Universitätsebene werden Konzepte entwickelt und 
beschlossen; die (dezentralen) Fächer (also die Fachbereiche bzw. Institute) erar-
beiten innerhalb dieses Rahmenkonzepts ihre Studienprogramme und –konzepte 
und stimmen sich in ihrem Programm- und Modulangebot untereinander ab. Diese 
Abstimmungsprozesse werden wiederum von der Universitätsleitung unterstützt, 
ggf. initiiert und moderiert. 

„Zentrale Universitätsebene“ heißt aber nicht, dass hier ausschließlich „Top-
down“ vorgegangen, sprich: von oben oktroyiert wird. Auch hier findet eine Mi-
schung aus „Top-down“ und „Bottom-up“-Vorgängen statt. Die Konzeptentwürfe 
stammen von der Universitätsleitung und deren Bachelor-Master-Koordinierungs-
stelle; die Diskussion der Papiere wird in Ad-hoc-Arbeitsgruppen und in den aka-
demischen Gremien geführt. Auch nachdem in Sachsen-Anhalt – wie in vielen 
anderen Bundesländern – das Rektorat durch eine Hochschulgesetzesnovelle ge-
stärkt worden ist, werden Grundsatzentscheidungen zu Studium und Lehre immer 
noch vom „Universitätsparlament“, dem Akademischen Senat getroffen.  

In Halle bemühte und bemüht sich die Universitätsleitung stets, eine offene 
Diskussion zu führen, Meinungen und Erfahrungen einzuholen und diese auch in 
die Beschlüsse einzuarbeiten. Diese sachorientierte Strategie ist allein schon des-
halb unabdingbar, weil Beschlüsse, die Forschung und Lehre betreffen und nicht 
von den Universitätsmitgliedern getragen werden, kaum Chancen haben, tatsäch-
lich von diesen mit „akademischem Leben“ gefüllt zu werden. Von der Universi-
tätsleitung und deren Koordinierungsstelle wird daher großer Wert auf eine umfas-
sende Information und eine breite Beteiligung der Universitätsmitglieder gelegt, 
um den Erfolg dieser tief greifenden Studienreform sicherzustellen. 

Nachdem in Halle der grundsätzliche formale Rahmen des Studienmodells 
diskutiert und beschlossen wurde, wird derzeit (2005/2006) in den Fächern daran 
gearbeitet, wie dieser formale Rahmen mit Inhalten gefüllt werden kann. Die Kon-
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zepte werden von den Fächern entworfen; die Hochschulleitung und ihre Koordi-
nierungsstelle berät sie hierbei. Inhaltlich kommen von der Koordinierungsstelle 
gleichwohl keinerlei eigene Vorschläge. Diese Beratung betrifft vor allem formale 
Fragen der Programm- und Modulkonstruktion. Im Zuge der Beratung der Fächer 
sind auch die Studienprogramme – im Sinne von Gender Mainstreaming – auf ihre 
Gleichstellungsverträglichkeit zu hinterfragen. Hier ist – insbesondere in den Fä-
chern, in denen der Frauenanteil gering ist – die Zusammenarbeit mit den Gleich-
stellungsbeauftragten gefragt. Letztendlich werden die fachspezifischen Studien- 
und Prüfungsordnungen von den Fachbereichsräten und dann vom Akademischen 
Senat beschlossen. Mit diesem Prozedere sind die oben genannten „Bottom-up“-
Verfahren gemeint.  

Generell sind die Einflussmöglichkeiten im Prozess der Studienprogramm-
gestaltung auf Fachebene eher informeller Natur; die Mitarbeit der Statusgruppen 
ist dort nicht so klar verrechtlicht wie in den Fachbereichsräten, die gemäß Hoch-
schulgesetz für Studium und Lehre zuständig sind. In manchen Fächern werden 
informelle Arbeitsgruppen (in der Regel auf Institutsebene) jenseits des akademi-
schen Ständeproporzes gebildet, die die neuen Studienprogramme entwerfen. In 
anderen Fächern werden die konzeptionellen Arbeiten von Einzelpersonen, ent-
weder einem Professor oder einer Professorin, oder einer Mitarbeiterin oder einem 
Mitarbeiter – in mehr oder weniger enger Abstimmung mit den vorgesetztem Pro-
fessor/der vorgesetzten Professorin – realisiert. Wenn die Diskussion über einen 
Studiengang im Fachbereichsrat erfolgt, dann ist das Vorhaben konzeptionell 
schon weitgehend gediehen.  

Weil die Konzeptarbeit in so wenig formalisierten Bahnen verläuft, differiert 
in der Realität der Grad der Mitwirkung der Instituts- bzw. Fachbereichsmitglie-
dern zwischen den Fächern. Weil hier die Partizipationschancen des wissenschaft-
lichen Mittelbaus und der Studierenden nicht geregelt und fixiert sind, hängen ihre 
Mitwirkungsmöglichkeiten stärker vom Gutdünken der Professoren und Professo-
rinnen ab. Aber nicht nur dies. Die Beteiligung wird insbesondere auch davon 
bestimmt, wie groß überhaupt die Bereitschaft der betreffenden Fachangehörigen 
(der Studierenden, der Angehörigen des Mittelbaus, der Professorinnen und Pro-
fessoren) ist, sich hier zu engagieren. Obwohl mit der Studienstrukturreform das 
konzeptionelle Fundament für die (Lehr-)Arbeit der nächsten Jahre gelegt wird, ist 
nicht bei allen ein entsprechendes Interesse und Engagement zu konstatieren – 
und dies gilt für alle Statusgruppen. Hier stellt sich die Frage, wie dieser Prozess 
der Studienprogrammgestaltung auf möglichst breite Basis gestellt werden kann. 
Das heißt auch, wie gefördert werden kann, dass Frauen in diesem Prozess gleich-
berechtigt partizipieren. Per Verordnung von oben geht dies natürlich nicht. Viel-
mehr werben Hochschulleitung und Koordinierungsstelle dafür, dass die Universi-
tätsmitglieder die Chance wahrzunehmen, Veränderungen und Verbesserungen 
anzustoßen. Dies scheint auch deshalb sinnvoll, da auf diese Weise in die Studien-
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programmgestaltung möglichst viele Kompetenzen, Erfahrungen und Ideen ein-
fließen können. 

Eigentlich böte der „Bologna-Prozess“ an den Hochschulen die seltene Gele-
genheit, substanzielle Veränderungen in Studium und Lehre durchzusetzen, und 
eigentlich gäbe es sowohl auf der Universitäts- als auch auf der Fachebene viele 
Chancen und Möglichkeiten der Universitätsmitglieder, an den Umstrukturie-
rungsprozessen zu partizipieren. Doch diese Chancen werden tatsächlich leider 
nicht voll ausgeschöpft. De facto ist die Beteiligung der Wissenschaftlerinnen, 
Wissenschaftler und Studierenden von Fach zu Fach sehr unterschiedlich ausge-
prägt.13 Hier wäre eine systematische Datenerhebung und -analyse der Reformbe-
teiligung – im Sinne von Gender Mainstreaming auch getrennt nach den Ge-
schlechtern – wünschenswert. Zu untersuchen wäre in diesem Zusammenhang 
auch, wie es zu den Unterschieden kommt – wenn denn welche festzustellen sind. 

Abschließend kann festgestellt werden: In diesem Prozess der Konzeption 
der neuen Studiengänge auf Fachebene bestehen für die jeweiligen Fachangehöri-
gen viele Möglichkeiten, eigene inhaltliche Vorstellungen in die Diskussion zu 
bringen; dazu können auch Gender-Module oder Gender-Themen zählen. In die-
sem Falle kämen diese Vorschläge auch von denen, die sie tatsächlich in der Lehre 
umsetzen würden, anstatt dass derartige Inhalte den Fachbereichen und Instituten 
von oben verordnet würden.  
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Mechthild Koreuber 

„Top-down“ oder „Bottom-up“: Strategien zur Umsetzung 
von Gender Mainstreaming 

Arbeitsgruppenbericht 
 
 
Gender Mainstreaming ist seit Unterzeichnung des Amsterdamer Vertrages im Jahr 
1999 ein politisches Leitprinzip geworden, dem auch Deutschland verbunden ist. 
Die Umsetzung der Gender-Mainstreaming-Strategie ist damit zu einer staatlichen 
Aufgabe geworden, der auch die Hochschulen verpflichtet sind. Dennoch ist die 
Bereitschaft von Hochschulen, sich mit diesen neuen Konzepten von Gleichstel-
lung zu befassen – anders als in Politik und Verwaltung – bisher wenig ausgeprägt.  

„Dass die Hochschulen, denen als Ort der Wissensgenerierung und -vermittlung eine 
Vorreiterrolle in Bezug auf gesellschaftliche Modernisierungsprozesse zugeschrieben 
werden kann, diese in Bezug auf die Umsetzung von Gender Mainstreaming nicht aus-
reichend wahrnehmen, dürfte nicht zuletzt auf den spezifischen Organisationstyp zu-
rückzuführen sein. Gender Mainstreaming wurzelt konzeptionell im Bereich der Verwal-
tungsorganisation, die durch hierarchische Arbeits- und Entscheidungsstrukturen (…) 
gekennzeichnet ist. (…) Im Gegensatz dazu setzen die Hochschulen als Expertenorgani-
sation auf weitgehend autonomes Handeln und Reformstreben ihrer Leistungsträger, de-
ren selbstgesteuerte Kooperation sowie auf kollektive Meinungsbildung und Beschluss-
fassung.“ (Burkhardt 2005) 

So charakterisiert Anke Burkhardt die Situation und das Selbstverständnis der 
Hochschulen, die diesem Modernisierungskonzept mit deutlich hierarchischen 
Elementen entgegenstehen. 

Mit der Einführung von Managementkonzepten und neuen Steuerungsin-
strumenten an Hochschulen und der damit verbundenen Stärkung der Hochschul-
leitung verändern sich die Strukturen und bieten neue Möglichkeiten der Imple-
mentierung von Gender Mainstreaming. Mit der Tagung ist das Ziel verbunden 
gewesen, einen Ort des Erfahrungsaustausches zwischen Expertinnen und Exper-
ten zu schaffen. Mit dem Titel der Arbeitsgruppe „Top-down“ – Hochschulleitung 
in der Verantwortung“, über die hier berichtet werden wird, ist eine wichtige Rah-
menbedingung in der Realisierung von Gender Mainstreaming an Hochschulen 
benannt. Über die Präsentation von Best-practise-Beispielen aus dem Hochschul-
kontext hinaus wird es darum gehen, die Rolle der Hochschulleitungen zu diskutie-
ren und ihre Möglichkeiten und ihre Verantwortung zu benennen. Die einzelnen 
Impulsreferate zeigten nicht nur unterschiedliche Perspektiven in der Umsetzung 
von Gender-Mainstreaming-Konzepten auf, sondern ebenso die unterschiedlichen 
Handlungsmöglichkeiten der Akteurinnen und Akteure an Hochschulen, insbe-
sondere bezogen auf die Handlungsfelder von Hochschulleitungen. An der Dis-
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kussion beteiligten sich Frauenbeauftragte, Geschlechterforscherinnen und -for-
scher, Genderexpertinnen und -experten, Vertreterinnen und Vertreter von Wis-
senschaftsorganisationen und Mitglieder von Hochschulleitungen. 
 
1. Evaluation als strategisches Element in der Umsetzung von 

Gender Mainstreaming  
 
„Gender Mainstreaming, verstanden als Instrument der Organisations- und Perso-
nalentwicklung, ist eine Querschnittsaufgabe, wobei die Verantwortung für die 
Anwendung des Gender-Mainstreaming-Prinzips bei der Spitze der Organisation 
liegt, also der Hochschulleitung („Top-down“-Prozess).“ So fasste Prof. Dr. Hil-
degard Macha, Frauenbeauftragte und Professorin der Universität Augsburg, die 
dem Gender-Mainstreaming-Projekt der Universität zugrunde liegende Auffassung 
zusammen (vgl. Macha in diesem Band). Zentral ist das Verständnis von Gender 
Mainstreaming einerseits als politisches Instrument, das in der Verantwortung der 
Hochschulleitung liegt, andererseits als eine Doppelstrategie, die Elemente traditi-
oneller Gleichstellungspolitik enthält: 

„Mit dem Projekt (…) wird eine Doppelstrategie verfolgt: Einerseits werden klassische 
frauen- und gleichstellungspolitische Maßnahmen umgesetzt („Bottom-up“), anderer-
seits wird ein Wandel der Organisation mit dem Ziel der Geschlechtergerechtigkeit in 
Gang gebracht („Top-down“). Um die Realisierung der Maßnahmen und ihre Wirkung 
und Folgen bewerten zu können, ist ein wichtiger Bestandteil des Projekts die wissen-
schaftliche Forschung: Alle Maßnahmen werden im Prozess und an Hand der Ergebnis-
se evaluiert und die Effekte dokumentiert.“ (Abstract Tagungsmappe, vgl. auch Beitrag 
von Hildegard Macha/Stefanie Handschuh-Heiß in diesem Band) 

Akteure und Akteurinnen sind neben den mit Frauenförderung befassten Instituti-
onen, Frauenbeirat und Senatsausschuss für Gleichstellungsfragen, die Universi-
tätsleitung selbst, die Projektgruppe und insbesondere die vom Senat eingesetzte 
Steuerungsgruppe. Diese klare und mit Verantwortungszuweisung verbundene 
Anbindung an die Hochschulleitung wurde in der Arbeitsgruppe als wichtiger As-
pekt der effizienten Umsetzung von Gender Mainstreaming gewürdigt. Gefragt 
wurde, warum dies in so ausgezeichneter Weise gelingen konnte. Insbesondere 
unter Beachtung der Tatsache, dass Frauenbeauftragte aufgrund der bayerischen 
Hochschulgesetzgebung eine ehrenamtliche Tätigkeit ist. Diese gegenüber anderen 
Ländergesetzgebungen deutlich schlechtere Positionierung der Frauenbeauftragten 
wird häufig durch die Einrichtung eines personell angemessen ausgestatteten Büros 
korrigiert. Ein auffälliges Ergebnis dieser Regelung ist die Beobachtung, dass an 
bayerischen Hochschulen wesentlich häufiger Professorinnen Frauenbeauftragte 
sind. In der Diskussion wurde die Frage aufgeworfen, ob diese Statuszugehörigkeit 
für das an der Universität Augsburg entwickelten Gender Mainstreaming Konzept 
zu einer deutlichen Verbesserung der Akzeptanz innerhalb der Hochschulleitung 
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führte. Die Arbeitsgruppe vertrat aber nicht die Position, dass sich diese Beobach-
tung verallgemeinern lässt. Vielmehr ist das systematische Problem der Akzeptanz 
von Projekten zu Gender Mainstreaming, wer diese Vorhaben initiieren und wel-
ches persönliche „Standing“ die Akteurinnen und Akteure an der Hochschule 
haben. 

Ein wesentlicher Aspekt des Projektes ist die prozessbegleitende Evaluation, 
die in Form von formativer und summativer Evaluation eine Bewertung der Kon-
zepte, ihrer jeweiligen Durchführung und ihrer Wirkungen erlaubt. In dieser Kom-
bination wird Gender Mainstreaming zu einem Steuerungsinstrument der Organi-
sationsentwicklung an Hochschulen und seine Akzeptanz innerhalb der Hoch-
schulleitung und der Universität gesichert. In der Diskussion wurde betont, dass 
die Kombination von Gender-Mainstreaming-Maßnahmen mit prozessbegleiten-
der Evaluation ein innovatives Konzept ist, dass dazu beiträgt, in wesentlich höhe-
rem Umfang und deutlich größerer Anzahl Mitglieder der Hochschule an seiner 
Umsetzung zu beteiligen als es bei klassischen Frauenförderprogrammen bisher 
der Fall war. Zugleich ermöglicht es die Integration dieser Programme ohne eine 
Veränderung ihrer jeweiligen Profile und ihre bisher kaum geleistete Evaluation. 
Probleme sah die Arbeitsgruppe in der Finanzierung einer soliden und deshalb 
personalintensiven Evaluation, die nicht allein durch die Universität geleistet wer-
den wird. Es ist zu hoffen, dass die Förderungswürdigkeit dieses Projektes auch 
seitens potentieller Drittmittelgeber gesehen wird und das Konzept in allen Punk-
ten umgesetzt werden kann. 
 
2. Studienreform als Chance? 
 
Die Einführung von Bachelor- und Masterstudiengängen wird in der gegenwärti-
gen gleichstellungspolitischen Diskussion als Chance betrachtet, Geschlechterfor-
schung beziehungsweise Gender-Kompetenz in Studiengänge zu integrieren. Die 
Bundeskonferenz der Frauenbeauftragten hat sich in ausführlichen Stellungnah-
men und Leitfäden zu den Bereichen Studiengangsentwicklung, Akkreditierung 
und Evaluation geäußert und damit die bundesweite Debatte forciert. Das hat sich 
zum Beispiel in den Empfehlungen der Kultusministerkonferenz, Gender Main-
streaming bei der Akkreditierung zu berücksichtigen, niedergeschlagen. Die Hoch-
schulrektorenkonferenz hat sich bisher zu dieser Frage noch nicht geäußert. Sie 
sandte an zwanzig in einem Wettbewerb ausgewählte Universitäten Bologna-
Experten zur Unterstützung bei der Einführung von Bachelor und Master. Dr. 
Martin Winter, als einer dieser Experten für Studienstrukturreform, Mitglied der 
BA/MA-Koordinierungsstelle der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 
zeigte in seinem Beitrag auf, wie sich dort die Möglichkeiten der Integration von 
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Gender-Aspekten in den Studienreformprozess darstellen (vgl. Winter in diesem 
Band). 

Der Prozess der Studienreform an der Universität Halle-Wittenberg zeigt sich 
wie an vielen anderen Hochschulen auch als eine Mischung aus „Top-down“-
Steuerung und „Bottom-up“-Initiativen. Zentrale Rahmenvorgaben, wie etwa der 
Beschluss des Akademischen Senats über Eckwerte zur Modularisierung und ge-
stuften Studienstruktur, werden auf dezentraler Ebene durch die Entwicklung von 
Studiengängen mit Inhalt gefüllt. „Insbesondere von der Universitätsleitung und 
deren BA/MA-Koordinierungsstelle wird sehr viel Wert auf eine umfassende In-
formationen und eine breite Beteiligung gesetzt, um den Erfolg dieser tief greifen-
den Studienreform sicherzustellen.“ (Abstract Tagungsmappe, vgl. auch Beitrag 
von Martin Winter in diesem Band) Entscheidend aus seiner Sicht ist die Partizipa-
tion der Mitglieder der einzelnen Fachbereiche, ihre inhaltlichen Vorstellungen, 
ihre Auffassung des Faches. So liegt die inhaltliche Verantwortung in der Hand der 
Fachvertreter und Fachvertreterinnen, der Hochschulleitung kommt die Rolle von 
Moderation und Koordination zu. Damit hat die Universität sich für eine unge-
wöhnlich starke Betonung der „Bottom-up“-Ebene entschieden, deren Realisie-
rung ein starkes Interesse und Engagement aller Mitglieder der Universität einfor-
dert. 

Winter unterscheidet in seinem Beitrag zwei Dimensionen, die inhaltliche 
Dimension und die Prozessdimension, in denen die Frage der Gleichstellung von 
Frauen und Männern diskutiert werden sollte. Auf der inhaltlichen Ebene proble-
matisierte Winter die formale Vorgabe der Etablierung von Gender-Modulen in 
Studiengängen als unzulässigen Eingriff in die Freiheit von Forschung und Lehre.  

„Kämen diese Vorschläge von Lehrenden und Studierenden der Fächer selbst, dann wä-
ren dies durchaus begrüßenswerte Initiativen. (…) Das Brisante an diesem Forderungs-
katalog ist jedoch, dass seine Erfüllung im Sinne von Gender Mainstreaming offenbar 
als obligatorischer Leistungsaufgabe betrachtet wird, also von oben initiiert und durch-
gesetzt werden soll.“ (Beitrag von Martin Winter in diesem Band)  

Diese Position stieß auf heftige Reaktionen in der Arbeitsgruppe: Die Mitwir-
kungschancen von Geschlechterforscherinnen, Geschlechterforschern und Frau-
enbeauftragten hängen so vom individuellen Engagement ab, würden aber nicht 
durch Vorgaben zentraler Gremien oder der Hochschulleitung gestützt. Damit sei 
die Umsetzung von Gender Mainstreaming im Zuge der Studienreform reduziert 
auf persönliche Aktivitäten engagierter Menschen und nicht selbstverständliche 
Aufgabe von Hochschulleitung und Hochschulen. Winters Argumentation bezieht 
sich insbesondere auf die inhaltliche Bestimmung der einzelnen Studienmodule. Er 
berücksichtigt bei seinen Überlegungen weder den Bereich der berufsfeldbezoge-
nen Qualifikationen noch der lehramtsbezogenen Berufswissenschaft innerhalb der 
Lehrerausbildung und auch nicht die Möglichkeit der Studienreform, neue didakti-
sche Ergebnisse des Geschlechterforschung berücksichtigende Konzepte zu etab-
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lieren. Damit verschließt er sich der Breite der Diskussion um die Etablierung von 
Gender-Aspekten in den verschiedenen Disziplinen. 

Die Debatte der Prozessdimension zeigte sehr deutlich, dass das Modell der 
Partizipation sämtlicher Mitglieder der Hochschule an dem Reformprozess nur 
dann zu einer Umsetzung von Gender Mainstreaming führen kann, wenn es über 
die Notwendigkeit von Maßnahmen zur Herstellung von Chancengleichheit einen 
breiten Konsens gibt. Einer Mischung aus „Top-down“- und „Bottom-up“-
Elementen bei Stärkung der zentralen Ebene wird aufgrund bisheriger gleichstel-
lungspolitischer Erfahrungen als auch Erkenntnissen der Geschlechterforschung 
ein höheres Potenzial der tatsächlichen Realisierung von Gender Mainstreaming 
zugesprochen. Die Umsetzung von Gender Mainstreaming vom Goodwill einzel-
ner Akteure und Akteurinnen abhängig zu machen erscheint aufgrund langjähriger 
Erfahrungen in Frauen- und Gleichstellungspolitik den Diskutantinnen und Disku-
tanten zweifelhaft. Es entspricht aber insbesondere nicht dem stark an Verwal-
tungsstrukturen und damit „Top-down“ orientierten Konzept von Gender Main-
streaming, dass eine Verantwortungsübernahme auf Leitungsebene einfordert. 
 
3. Ein Gender-Studiengang als konsequentes Gender  

Mainstreaming 
 
Die Entwicklung neuer Studiengänge bietet die Möglichkeit, über verschiedene 
Formen der Integration von Geschlechterforschung nachzudenken. Neben Auf-
nahme in klassische Studienfächer wie Soziologie, Politikwissenschaft oder Erzie-
hungswissenschaften etwa in Form von eigenständigen Modulen oder als Quer-
schnittsthema einzelner Veranstaltungen, stellt sich auch die Frage der Entwick-
lung eigener Masterstudiengänge. Prof. Dr. Eva Labouvie, Professorin für Ge-
schichte der Neuzeit mit Schwerpunkt Geschlechterforschung an der Otto-von-
Guericke-Universität Magdeburg, stellte das Projekt eines interdisziplinären Mas-
terstudienganges vor. Gründe für die Einführung eines solchen Studiengangs sieht 
sie sowohl in der besonderen Situation des Landes wie den spezifischen Kompe-
tenznotwendigkeiten der Akteurinnen und Akteure im Gender-Mainstreaming-
Prozess.  

„Sachsen-Anhalt nimmt in Deutschland bei der Umsetzung der europäischen Gleich-
stellungspolitik eine bedeutende Stellung ein. (…) Der mit dem Gender-Mainstreaming-
Konzept intendierte gesellschaftliche Umdenkungsprozess kann jedoch erst seine Brei-
tenwirkung erlangen, wenn man die historische Entwicklung, die sozialen, wirtschaftli-
chen und kulturellen Bedingungen berücksichtigt und offenlegt, welche Konstellationen 
und Faktoren in der Vergangenheit wie Gegenwart die Polarisierung der Geschlechter 
und die Ausbildung geschlechtsspezifischer Rollenmuster und segregrierter Räume be-
wirkt haben, die bis heute wirksam sind.“ (unveröffentlichtes Referat von Eva Labouvie 
auf der Tagung). 
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Der am Institut für Geschichte der Magdeburger Fakultät für Geistes-, Sozial- und 
Erziehungswissenschaften sich in der Planung befindliche Studiengang „Ge-
schlecht und Kultur in Europa“ ist als interdisziplinärer Masterstudiengang konzi-
piert und setzt auf verschiedenen BA-Abschlüssen auf.  

„Die interdisziplinäre Geschlechterforschung untersucht die Entwicklung der Geschlechterverhält-
nisse sowie deren Bedeutung für die Verteilung von wirtschaftlichen, politischen, sozialen und kul-
turellen geschlechtsspezifischen Aufgaben, Rollen und Bereichen in Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft und kann daher als Motor für die populäre Verbreitung von Information, aber auch für die 
Hinterfragung von Klischeevorstellungen und Wahrnehmungsweisen, strukturellen und mentalen 
gesellschaftlichen Wandel unterstützen und beschleunigen.“ (Ebd.) 

Der Studiengang ist am Institut für Geschichte angebunden; eine Beteiligung der 
Institute für Germanistik, Fremdsprachige Philologien, Politikwissenschaft, Sport, 
Soziologie, Erziehungswissenschaften, Psychologie, Wirtschaftswissenschaften und 
Medizingeschichte wird angestrebt. Diese breite Beteiligung sichert nicht nur den 
interdisziplinären Charakter des Studiengangs, sondern stellt ihn auf eine breite 
institutionelle Basis.  

„Der geplante interdisziplinäre Studiengang ‚Geschlecht und Kultur in Europa’ fördert 
interdisziplinäres Denken, verpflichtet zu einer fachübergreifenden Forschung und er-
laubt es, verschiedene Fächer und Strukturen miteinander zu vernetzen beziehungsweise 
wissenschaftskritische Denkansätze in die einzelnen Fachgebiete hineinzutragen.“ (Ebd.) 

Dieser in seiner Konzeption sowohl wissenschaftlich wie praxisorientiert ausge-
richtete Studiengang könnte sich als Wettbewerbsvorteil der Universität Magde-
burg im Bemühen um Studierende und insbesondere studierende Frauen erweisen, 
der angesichts der demografischen Entwicklung deutschlandweit und der spezifi-
schen Situation der Abwanderung junger Frauen in Sachsen-Anhalt von nicht zu 
unterschätzender Bedeutung ist. 

Grundsätzlich stellt sich die Frage nach der Sinnhaftigkeit der Einrichtung ei-
genständiger Gender-Studiengänge, da dieses Vorhaben, jedenfalls auf den ersten 
Blick, quer zu der Intention zu stehen scheint, Geschlechterforschung in den 
Mainstream aller Disziplinen aufzunehmen. Ohne diese Frage grundsätzlich zu 
diskutieren, zeigte sich die Arbeitsgruppe beeindruckt von dem Vorhaben, das 
Labouvie vorstellte und folgte ihren Argumenten für einen Masterstudiengang 
„Geschlecht und Kultur in Europa“. Insbesondere die Notwendigkeit einer quali-
fizierten Ausbildung im Hinblick auf die Etablierung von Gender Mainstreaming 
wurde von vielen Diskutantinnen betont. Gerade die Dimensionen „Kultur“ und 
„Europa“ und die interdisziplinäre Ausrichtung des Studiums erlauben die wissen-
schaftliche Thematisierung einer Reihe bisher wenig behandelter geschlechterpoli-
tischer Fragestellungen und lassen eine Vielzahl unterschiedlichster Interessentin-
nen und Interessenten erwarten. 
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4. Hochschulleitungen in der Verantwortung 
 
An der Fachhochschule für Technik und Wirtschaft (FHTW) Berlin wird bereits 
seit einiger Zeit die Umsetzung von Gender Mainstreaming vorangetrieben. Pro-
fessor Dr. Klaus Semlinger, Vizepräsident der Fachhochschule und Wirtschafts-
wissenschaftler, führte in seinem Beitrag aus, in welcher Weise die Hochschullei-
tung diesen Prozess befördert. So dienten zwei Workshopreihen mit externer Be-
gleitung dazu, die Abteilungsleitungen aus der Verwaltung, die Hochschulleitung, 
die Dekanate und die Studiengangsprecher und -sprecherinnen mit dem Ansatz 
vertraut zu machen und konkrete Vorhaben abzusprechen. Das Grundverständnis 
von Gender Mainstreaming an der FHTW, so Semlinger, lasse sich auf drei Punkte 
verdichten: Organisationsentwicklung, Personalentwicklung und Wettbewerbsfak-
tor. 

„Gender Mainstreaming als Teil von Diversity Management kann der Organisation hel-
fen, ‚Vielfalt’ für den Auftrag der Organisation und für die Organisation selbst produktiv 
werden zu lassen, in dem sie in die Lage versetzt wird, den unterschiedlichen Anforde-
rungen und Erwartungen besser gerecht zu werden und die unterschiedlichen Potenziale 
besser zur Entfaltung zu bringen. (…) Aufgabe der Hochschulleitung ist es, dieses 
Grundverständnis gegenüber reinem Interessenvertretungshandeln abzusichern.“ (Bei-
trag von Klaus Semlinger in diesem Band)  

Gender Mainstreaming als Personalentwicklung zu verstehen, bedeute, auf der 
Grundlage einer grundsätzlichen Offenheit und Sympathie der Akteurinnen und 
Akteure an Hochschulen gegenüber diesem Anliegen, Informationen und Instru-
mente bereitzustellen, um Handlungsfelder und Handlungsmöglichkeiten für die 
Entscheidungsträgerinnen und -träger aufzuzeigen. 

„Diese Offenheit – und durchaus auch Sympathie – ist jedoch häufig gepaart mit Un-
wissenheit und Unsicherheit hinsichtlich der Handlungsmöglichkeiten, was wiederum 
rasch in Ungeduld und Unwillen umzuschlagen droht, wenn der Bereitschaft zu entspre-
chendem Handeln nicht konkrete Handlungsoptionen aufgezeigt werden, zumal die 
Aufmerksamkeit zumeist aufgabenspezifisch anderweitig konzentriert ist. Aufgabe der 
Hochschulleitung ist es, dem Gender-Mainstreaming-Thema immer wieder die gebotene 
Aufmerksamkeit zu verschaffen sowie Anreize und Hilfestellungen zur entsprechenden 
Kompetenzentwicklung und Gender-Mainstreaming-Praxis zu geben.“ (Ebd.) 

Mit dieser Position übernimmt die Hochschulleitung der FHTW die Verantwor-
tung für eine erfolgreiche Integration von Gender Mainstreaming Konzepten in 
Hochschuleprozesse. Sie sieht in einer erfolgreichen Gender Mainstreaming-Praxis 
vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung und den wachsenden An-
forderungen an überfachliche Schlüsselkompetenzen einen maßgeblichen Wettbe-
werbsvorteil. Mit dieser instrumentellen Sichtweise wird Gender Mainstreaming 
genuines Organisationsanliegen, vom Charakter des Interessenvertretungshandelns 
befreit und damit allen Mitgliedern eine kooperative Beteiligung ermöglicht. „Es ist 
Aufgabe der Hochschulleitung, zum Beispiel durch Zielvereinbarungen und Rah-
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menvorgaben die Verbindlichkeit eines entsprechenden Engagements abzusi-
chern.“ (ebd.) Dieses klare Bekenntnis zur Verantwortung einer Hochschulleitung 
im Prozess der Umsetzung von Gender Mainstreaming ist aufgrund bisher ge-
machter Erfahrungen in der Gleichstellungspolitik und der insbesondere von Anke 
Burkhardt skizzierten systematischen Problematik (siehe oben) überraschend. Liegt 
einer der Gründe möglicherweise in dem fachlichen Hintergrund des Vizepräsi-
denten beziehungsweise der spezifischen Fachkultur einer auf Wirtschaft ausge-
richteten Hochschule, die die Konzepte von Gender Mainstreaming in ihrer Orien-
tierung an marktwirtschaftlichen Vorgehensweisen vertraut erscheinen lassen? 

Die Leitung der FHTW beabsichtigt, Gender Mainstreaming über folgende 
Schwerpunktsetzungen in die bestehenden Strukturen und laufenden Prozesse zu 
integrieren: die Entwicklung eines Studienganges an der Schnittstelle von Technik 
und Design unter Berücksichtigung des Genderaspektes als tragendem Struktur-
element, die gendersensible Veränderung der Studienorganisation, die gendersen-
sible Entwicklung von Studienmodulen, der Aufbau einer entsprechenden Infra-
struktur zur inhaltlichen und didaktischen Unterstützung des Lehrpersonals, die 
Integration von genderspezifischen Aspekten in das hochschulinterne Monitoring, 
in Maßnahmen zur Erhöhung des Frauenanteils in den entsprechenden Studien-
gängen und eine genderbewusste Berufungspolitik durch gezielte Personalentwick-
lung. Die Breite dieser Vorhaben zeigt nicht nur die Möglichkeiten, in welcher 
Weise Gender in den bestehenden Strukturen und Reformmaßnahmen themati-
siert werden kann, sondern dokumentiert die Handlungsspielräume, über die 
Hochschulleitungen verfügen, sofern sie ihre Verantwortung ernst nehmen. Der 
Vizepräsident der FHTW ließ an dieser Ernsthaftigkeit keine Zweifel aufkommen 
und so bezog sich Kritik ausschließlich auf einzelne Details dieses Programms. 
Doch zeigte sich in der Debatte, dass die je fach- und hochschulspezifischen Kon-
texte Berücksichtigung finden müssen, nicht nur um eine effiziente Umsetzung zu 
ermöglichen, sondern vielmehr durch die Berücksichtigung der spezifischen Fach-
kulturen eine hohe Akzeptanz zu erwirken. 
 
5. Gender-Kompetenz in der Curriculumsentwicklung 
 
Mit dem Projekt „Gender-Kompetenz in naturwissenschaftlich-technischen Stu-
diengängen und der Hochschulorganisation“ ist die Stiftungsuniversität Lüneburg 
in ihrem Engagement der Umsetzung von Gender Mainstreaming einen innovati-
ven Weg gegangen. Dr. Bettina Jansen-Schulz, strategische Beraterin des Projektes, 
stellte in ihrer Präsentation zwei Aspekte als zentrale Strategien vor: erstens die 
strukturelle Implementierung von Gender-Kompetenz in Lehre und Studium, 
Forschung und Transfer sowie Organisation der Hochschule; zweitens eine Ent-
wicklung der Genderorientierung der Fachkulturen (vgl. Jansen-Schulz in diesem 
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Band). Die Realisierung dieses anspruchsvollen Programms ist abhängig von der 
Gender-Kompetenz der Akteurinnen und Akteure des Studienreformprozesses 
und dem Willen der Entscheidungsträgerinnen und -träger. Damit wird Gender-
Kompetenz zu einer Schlüsselqualifikation im Kontext der Studienreform, deren 
Erwerb durch entsprechende z.B. hochschuldidaktische Programme unterstützt 
werden muss. 

Der von Jansen-Schulz vertretene Ansatz des integrativen Gendering umfasst 
genderorientierte Didaktik und Methode, Gender-Module, Empowerment von 
Frauen durch situative monoedukative Angebote und Mentoringmodelle für Frau-
en. Mit der Studienreform und Umstellung auf Bachelor- und Masterstudiengänge 
ergibt sich eine einmalige Gelegenheit, in der Entwicklung der modularen neuen 
Studiengänge ein Konzept des integrativen Gendering umzusetzen. Als externe 
Expertin war Jansen-Schulz in der besonderen Situation, nicht in die inhaltliche 
Diskussion der einzelnen Fächer eingebunden zu sein, und so aus der Distanz 
heraus eine Bewertung der Module unter Gender-Aspekten vornehmen zu kön-
nen.  

Die Umsetzung ihrer Empfehlungen bedarf jedoch der Unterstützung der 
Hochschulleitung.  

„Die Hochschulleitung muss in allen Gremien auf Genderissues hinweisen und Gender-
Beratung in allen Gremien ermöglichen. Sie muss Unterstützungsstrukturen schaffen in 
allen Handlungsfeldern der Universität für Gender-Beratung, Gender-Gespräche, Gen-
der im Career Service, Gender in der Hochschuldidaktik und Gender in der internen 
Weiterbildung der Universität.“ (Beitrag von Bettina Jansen-Schulz in diesem Band)  

Das Projekt der Stiftungsuniversität Lüneburg zeigt sich als stark „Top-down“-
strukturiert. Dennoch ist die Reaktion innerhalb der Hochschule und an den ein-
zelnen Instituten positiv zu bewerten. Zur Akzeptanz des Projektes trägt bei, zu-
nächst als eine Initiative der Frauenbeauftragten „Bottom-up“-Charakter zu besit-
zen, um dann in der Umsetzungsphase auf zentraler Ebene angesiedelt zu sein und 
damit als „Top-down“-Vorhaben über Unterstützung der Hochschulleitung zu 
verfügen. Entscheidend für seinen Charakter ist jedoch die Einbeziehung externer 
Kompetenz in Entwicklung und Umsetzung und damit die Unabhängigkeit von 
Loyalitäten und Fachidentitäten. Die Arbeitsgruppe zeigte sich von dem Projekt 
sehr beeindruckt, da es sich in seiner Konzeption auf alle neu eingeführten bezie-
hungsweise neu einzuführenden Studiengänge bezieht und so flächendeckend 
wirksam sein kann. So konzentrierte sich die Diskussion eher auf Detailfragen, 
etwa der Kompetenz Vorschläge zur Integration von Gender-Aspekten zu entwi-
ckeln in Bereichen, die sich bisher für Fragen der Frauen- und Geschlechterfor-
schung wenig offen zeigten. Als Beispiel sei die Diskussion um andere Lehr/Lern-
Konzepte in den Naturwissenschaften genannt. Deutlich ist, dass sich hieraus auch 
Fragen und Erwartungen an die Geschlechterforschung ergeben. Noch einmal 
wurde die Bedeutung der Akzeptanz und Förderung durch die Hochschulleitung 
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hervorgehoben, deren Kompetenzen im Zuge der Autonomisierung der Hoch-
schulen sich vergrößern werden. Auch dieses Projekt könnte ohne eine starke Un-
terstützung durch die Hochschulleitung nicht erfolgreich sein. 
 
6. Fazit 
 
Fünf vorgestellte Projekte, fünf unterschiedliche Vorgehensweisen Gender Main-
streaming in Hochschulstrukturen zu implementieren. Schwerpunkt der Arbeits-
gruppe und dieses Beitrages ist die Bewertung der Rolle von Hochschulleitung in 
Implementierungsprozess. Vier der präsentierten Konzepte sind stark an die För-
derung und Akzeptanz durch die Hochschulleitung gebunden. In der Bewertung 
durch die als Genderexperten und -expertinnen ausgewiesenen Mitglieder der Ar-
beitsgruppe wurden allen vier Projekten hohe Realisierungschancen zugesprochen. 
Es handelt sich um Vorzeigeprojekte, deren Grundstrukturen für eine Vielzahl 
anderer Hochschulen vorbildhaft sein können. Ihre Strategien der Akzeptanzsiche-
rung berücksichtigen einerseits die spezifische Situation der jeweiligen Hochschule 
und gehen andererseits auf die langjährigen Erfahrungen frauen- und gleichstel-
lungspolitischer Akteurinnen und Akteure zurück. Deutlich zeigte die Diskussion, 
dass der Vorteil der Beziehung auf Gender Mainstreaming in der Einforderung der 
Verantwortungen von Entscheidungsträgern und Entscheidungsträgerinnen in der 
Hochschule liegt. War Frauenförderung ein Anliegen von Frauenbeauftragten, so 
ist die Umsetzung von Gender Mainstreaming einer Verpflichtung von Hochschu-
len und liegt damit im Aufgabenbereich von Hochschulleitungen. Vor diesem Hin-
tergrund erscheint ein Partizipationsansatz, wie im zweiten Projekt vorgestellt, als 
überholt, der weder die langjährigen Erfahrungen von „Bottom-up“-Initiativen 
noch die Entscheidungsstrukturen und tatsächlichen Machtverhältnisse an Hoch-
schulen mit einbezieht. 
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Verzeichnis der Internetquellen 
 
 
Die folgende Übersicht enthält alle in diesem Band zitierten Internetquellen, die 
sich direkt auf gleichstellungspolitische Organisationen und Initiativen, Studien-
strukturreform und Akkreditierung beziehen. 
 
Gleichstellungspolitische Organisationen und Initiativen: 
 Bundeskonferenz der Frauenbeauftragten und Gleichstellungsbeauftragten an 

Hochschulen (BuKoF). http://www.bukof.de (Zugriff am 4.11.2005) 
 Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Gender 

Mainstreaming Datenbank. http://www.gender-mainstreaming.net/ (Zugriff 
am 18.11.2005) 

 Center of Excellence – Women and Science (CEWS). http://www.cews.org/ 
(Zugriff am 4.11.2005) 

 Gender-Institut Sachsen-Anhalt G/I/S/A. http://www.g-i-s-a.de (Zugriff 
am 4.11.2005) 

 Europäische Kommission: Nationalen Mobilitätsportale – Links. 
http://europa.eu.int/eracareers/index_en.cfm?l1=8 (Zugriff am 4.11.2005) 

 Europäische Kommission: Staff Working Paper „Women and Science: Excel-
lence and Innovation – Gender Equality in Science“, 11. März 2005. 
http://europa.eu.int/comm/research/science-society/documents_en.html 
(Zugriff am 15.8.2005) 

 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlamentes und des Rates zur Schaffung eines Europäischen Instituts für 
Gleichstellungsfragen, 8. März 2005. http://europa.eu.int/comm/  
employment_social/news/2005/mar/genderinstitute_de.pdf (Zugriff am 
15.8.2005) 

 Europäische Kommission: Women and Science Unit. http://europa.eu.int/ 
comm/research/science-society/women-science/women-science_en.html 
(Zugriff am 4.11.2005) 

 Freie Universität Berlin: Studiengang Gender-Kompetenz (GeKo). 
http://www.fu-berlin.de/gender-kompetenz/ (Zugriff am 21.9.2005). 

 Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft (GEW): Gender Mainstrea-
ming Materialien. http://www.gew.de/Gender_Mainstreaming.html (Zugriff 
am 3.11.2004) 

 Harriet Taylor Mill-Institut für Ökonomie und Geschlechterforschung der 
Fachhochschule für Wirtschaft Berlin. http://www.harriet-taylor-mill.de/  
index.html (Zugriff am 18.11.2005) 
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 Johannes Gutenberg-Universität Mainz: Rahmenplan zur Frauenförderung. 
http://www.uni-mainz.de/downloads/rahmenpl_frauen040311.pdf (Zugriff 
am 4.11.2005) 

 Nordrhein Westfalen: Datenbank Kinderbetreuung an Hochschulen. 
http://www.innovation.nrw.de/Hochschulen_in_NRW/Gleichstellung2/ 
Kinderbetreuung/index.html (Zugriff am 4.11.2005) 

 Nordrhein Westfalen: Netzwerk Frauenforschung. http://www.netzwerk-
frauenforschung.de (Zugriff am 4.11.2005) 

 Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg: Gleichstellungsprogramm. 
http://www.gleichstellungsbuero.uni-halle.de (Zugriff am 4.11.2005) 

 Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg: Plan zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern. http://www.uni-magdeburg.de/gleichstellungsbuero/ 
koord/start.htm 

 Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg: Ringvorlesungen zur Frauen- 
und Geschlechterforschung in Halle und Magdeburg. http://www.uni-
magdeburg.de/gleichstellungsbuero/koord/start.htm (Zugriff am 4.11.2005) 

 ProFiL. Professionalisierung für Frauen in Forschung und Lehre: Mentoring 
– Training – Networking. http://www.profil-programm.de (Zugriff am 
4.11.2005) 

 Sachsen-Anhalt: Anwendungsprojekt des Kultusministeriums „Gender Main-
streaming im Kontext der neuen Steuerungsinstrumente an den Hochschu-
len“. http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/fileadmin/Files/gm2.pdf (Zu-
griff am 4.11.2005) 

 Sachsen-Anhalt: Frauenfördergesetz. http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/ 
fileadmin/Files/FrFG_Stand_2004.pdf (Zugriff am 4.11.2005) 

 Sachsen-Anhalt: Kabinettsbeschluss zur Umsetzung von Gender Mainstrea-
ming. http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?id=8808 (Zugriff am 
4.11.2005) 

 Sachsen-Anhalt: Landesinitiative „Fujogi – Future Jobs For Girl´s – Perspek-
tiven für Mädchen und junge Frauen in Sachsen-Anhalt“. http://www. frau-
enpraktikum.de (Zugriff am 4.11.2005); http://www.fujogi.de (Zugriff am 
4.11.2005) 

 Sachsen-Anhalt: Projekte zur Frauen- und Geschlechterforschung an Hoch-
schulen und Fachschulen in Sachsen-Anhalt – Datenbank. http://www.uni-
magdeburg.de/gleichstellungsbuero/koord/start.htm (Zugriff am 04.11.2005) 

 Sachsen-Anhalt: Rechtliche Grundlagen, Beschlüsse, Konzept und Berichte 
zu Gender Mainstreaming. http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php? 
id=1669 (Zugriff am 18.11.2005) 
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 Sachsen-Anhalt: Stipendienprogramm „Forschungsstipendien zur Förderung 
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